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Zusammenfassung 

Die vorliegende Forschungsarbeit hat zum Ziel, die Wirkung des Projekts „kija on tour - wir 

kommen euch entgegen“ im Salzburger Bezirk Lungau, zu analysieren. Die Kinder- und Ju-

gendanwaltschaft (Kija) Salzburg tourte zwei Jahre durch alle Gemeinden Salzburgs, um die 

Arbeit der kija bekannt zu machen und konkrete Information und Beratung vor Ort anzubie-

ten. Die Studie beschäftigt sich mit Fragen, inwieweit und wie gut Erwachsene über die Kin-

derrechte informiert sind, wie sie deren Bedeutung einschätzen, welche Vorbehalte es gibt 

und wo sie Handlungsbedarf sehen. Schließlich erfolgt eine Evaluation der Gespräche, Dis-

kussionen und Entwicklungen bezüglich der Kinderrechte, welche durch das Projekt in Gang 

gesetzt wurden. Die Datenanalysen basieren auf einer schriftlichen Befragung von 200 El-

tern und 15 Lehrpersonen. Zusätzlich fanden vier Interviews mit PolitikerInnen, Schuldirekto-

rInnen und anderen wichtigen Persönlichkeiten aus Sozialbereichen in den Gemeinden statt. 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Bekanntheit der Kinderrechte im Lungau sehr hoch ist, die-

se sich aber auf einzelne Kinderrechte bezieht. Speziell hinsichtlich des Gewaltverbots di-

vergieren die Aussagen der Eltern. Einerseits wissen fast alle Befragten, dass Gewalt ge-

setzlich verboten ist, andererseits sind viele Eltern der Meinung „Eine leichte Watsch‟n sei 

erlaubt“ oder „Eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet“. Obwohl durch das Projekt 

„kija on tour“ im Lungau viele Gespräche, Diskussionen und Entwicklungen in Gang gesetzt 

wurden und Erwachsene den Kinderrechten eine hohe Bedeutung beimessen, äußerten ei-

nige der Befragten Vorbehalte wie „Wir sollten lieber über Pflichten der Kinder diskutieren 

und weniger über ihre Rechte“. Insgesamt kann jedoch von einem erfolgreichen und zielfüh-

renden Projekt gesprochen werden, welches nicht nur Kinder, sondern auch Erwachsene 

erreichte. Dies bestätigen die Resultate der Studie und Abschlussberichte der Kinder- und 

Jugendanwaltschaft Salzburg. 
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Abstract 

The object of the present study is to analyze the effects of the project „kija on tour – wir 

kommen euch entgegen“ in Salzburg district Lungau. For two years, the Ombudsman for 

Children and Adolescents toured through all local communities in the state of Salzburg to 

present the work of the kija Salzburg and to offer information and consulting services locally. 

The focus of the study includes questions of how far and how well adults are informed about 

rights of the child, how they perceive their importance, what reservations exist, and where 

they see need for action. Finally, the study contains an evaluation of interviews, discussions 

and developments relating to the rights of the child that were initiated through the project. 

The data analysis is based on a written survey of 200 parents and 15 teachers. In addition, 

four interviews with politicians, school principals, and other important figures from the social 

work environment in the local communities took place. 

The result of the study shows that the knowledge about the rights of the child is high in Lun-

gau, but this knowledge is limited to specific individual rights. In particular in the area of pro-

hibition of violence against children, there are divergent perceptions of the parents. On the 

one hand, all interviewees knew that there is a legal prohibition to use violence against child-

ren, on the other hand, many parents think that „a slight slap in the face is ok“, or „a slap in 

the face has never done harm to a child“. Although the project ‚kija on tour‟ has initiated nu-

merous talks, discussions and developments in Lungau, and adults perceive the rights of the 

child as very important, some of the interviewees mention reservations such as „We should 

rather discuss the duties of children than their rights.“ To sum up, the project can be eva-

luated as successful and goal-oriented, which reached not only children but also adults. This 

is confirmed by the results of the study and final reports of the child and youth advocate 

Salzburg. 
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Einleitung 

Dass Kinder in allen Teilen der Welt Rechte haben, dringt zunehmend ins Bewusstsein der 

Erwachsenen. Welche Rechte dies sind und wie Kinder zu ihren Rechten kommen können, 

davon haben viele nur unklare Vorstellungen. Obwohl die UN-Kinderrechtskonvention vor 20 

Jahren unterzeichnet wurde, sind Kinderrechte immer noch nicht ausreichend verwirklicht 

und umgesetzt (vgl. Hainzl & Sax, 1999). Eine Studie der Europäischen Kommission (Gallup 

Organization, 2008) ergab, dass der wichtigste Schritt hin zur Stärkung der Kinderrechte die 

Information der Betroffenen selbst, also der Kinder und Jugendlichen sei. Für Kinder ist es 

wesentlich zu wissen, welche Rechte sie haben und einfordern können, dass Kinderrechts-

verletzungen nicht akzeptabel sind und sie bei Überschreitungen das Recht haben, sich zu 

wehren. Dabei ist Voraussetzung zu wissen, was Recht und Unrecht ist. Kinder, die ihre 

Rechte kennen, sind besser vor Gefährdungen geschützt. Häufig glauben Missbrauchs- oder 

Gewaltopfer, dass Handlungen passieren, weil sie unartig sind und fühlen sich somit schul-

dig. Gerade aber für den Schwächeren ist es von enormer Bedeutung zu wissen, dass Kin-

derrechtsverletzungen nicht zulässig sind. Kinder müssen daher weitaus mehr als bisher 

über ihre Rechte in Kenntnis gesetzt werden. 

Um die Kinderrechte nach 20 Jahren UN-Kinderrechtskonvention tatsächlich umgesetzt zu 

wissen, braucht es nicht nur die Information der Kinder und Jugendlichen, sondern auch ei-

nen gesellschaftlichen Bewusstseinswandel und die Unterstützung der Erwachsenen. Wie 

eine aktuelle Studie der Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich (Winkler-

Kirchberger, 2008) ergab, haben Körperstrafen bei Kindern eine lange Tradition. Diese Er-

ziehungsmethoden haben bei vielen Generationen tiefe Spuren hinterlassen. Die Einstellung 

zur Erziehung zeigt deutlich, dass mit dem Gesetz „Gewalt ist verboten“ noch immer nicht 

der erwünschte Wandel im Denken und Handeln der Erwachsenen eingetreten ist (vgl. 

Braunschmid, 2009). 

Ob der Erziehungsstil der Großeltern, der Eltern oder die Erziehungsmethoden von heute 

das Beste für Kinder und Eltern sind, ist oft unklar. Manche Erziehungsberechtigte vertreten 

die Meinung, die eigenen Kinder nur nicht so zu erziehen, wie sie selbst erzogen wurden. 

Tatsache ist, dass Erziehung der Kinder für Eltern eine Herausforderung darstellt. Dabei ist 

nicht immer klar, was „richtig und falsch“ ist und wo Grenzen gesetzt werden müssen, damit 

Kinder ihre Rechte wahrnehmen und gleichzeitig aber den Eltern nicht über den Kopf wach-

sen. Auch die Geschichte zeigt einen enormen Wandel in der Erziehungshaltung, in Verlauf 
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dessen Einstellungen kontinuierlich revidiert und neu definiert wurden. Dafür gibt es zahlrei-

che Beispiele. Zum einen wurden Kinder als Sitz des Bösen, als „Noch nicht Menschen“ be-

trachtet, denen der Teufel notfalls mit Gewalt ausgetrieben werden muss (vgl. Liebel, 2009). 

Zum anderen überzeugten Personen wie Jean-Jacques Rousseau (1712-1778) mit seinem 

großen Erziehungsroman „Emile“, dass Kinder von Natur aus als gut anzusehen wären und 

es das zerstörerische Werk der Erwachsenen sei, die Kinder zu verbiegen und aus ihnen 

schlechte Menschen zu machen. Schließlich plädiert er in der Erziehung für Freiheit anstelle 

von Autorität und dafür, dass alle Pflichten von den Kindern ferngehalten werden sollten (vgl. 

Maywald, 2007). Aus diesen konträren Ansichten wird ersichtlich, dass auch die Kinderrech-

te im Laufe der Geschichte einem massiven Wandel unterzogen waren. Ebenso zeigen sich 

heute Unterschiede bei Erwachsenen in der Einstellung zu Kinderrechten. Während für einen 

Teil der Eltern Kinderrechte einen hohen Stellenwert haben, reagieren einige Erwachsene 

auf „Kinderrechte“ kritisch und sind der Meinung: „Die Kinder und Jugend von heute sollte 

besser mal über ihre Pflichten, anstatt über ihre Rechte Bescheid wissen“. Um die Kinder-

rechte zu gewährleisten und Sicherheit in der Erziehung zu schaffen, bedarf es Unterstüt-

zung und Aufklärung der Erwachsenen. 

Nicht nur die Erziehungshaltung der Eltern, sondern auch die Zunahme der Probleme mit 

und in der Familie und die immer prekärer werdende Lebenssituationen, wie es die Kinder- 

und Jugendanwältin Andrea Holz-Dahrenstaedt bezeichnet, tragen zu Kinderrechtsverlet-

zungen bei. Insgesamt wächst ein Viertel aller Kinder unter erschwerten Bedingungen wie 

Armut, alkoholkranke Elternteile, getrennte Eltern und psychische Verhaltensauffälligkeiten 

auf. Gerade Kinder leiden unter diesen Umständen und können ihre Rechte dadurch nicht 

mehr wahrnehmen (vgl. Holz-Dahrenstaedt, 2007). 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg (Kija) setzt an diesen Punkten an, bietet Hilfe-

stellung, berät und unterstützt Kinder und Jugendliche. Die kija tourte mit dem Projekt „kija 

on tour – wir kommen euch entgegen!“ zwei Jahre durch alle Gemeinden in Salzburg, um 

dem Stadt-Land-Gefälle bei psychosozialer Versorgung und Beratung entgegen zu wirken 

und die Kinderrechte bei allen Kindern und Jugendlichen, aber auch bei Erwachsenen be-

kannt zu machen. Das Thema „20 Jahre UN-Kinderrechtskonvention: Sind Kinderrechte in 

den Köpfen der Erwachsenen angekommen? Die Wirkung von kija on tour – wir kommen 

euch entgegen! auf Erwachsene im Lungau“ wurde im Rahmen eines Stipendiums für Kin-

der- und Jugendforschung ausgeschrieben, welches von der Kinder- und Jugendanwalt-

schaft initiiert und von der Bank Austria unterstützt wird. 
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Im Zuge dieser Forschungsarbeit soll die Wirkung von „kija on tour – wir kommen euch ent-

gegen!“ auf Erwachsene im Lungau evaluiert werden. Damit wird auch der Frage nachge-

gangen, inwieweit die Kinderrechte nach 20 Jahren UN-Kinderrechtskonvention bei den Er-

wachsenen angekommen sind. 

Um diese Fragestellungen zu überprüfen, werden quantitative und qualitative Methoden an-

gewandt. Durch die Mitarbeit an einem Tag bei „kija on tour“ wurde es mir zudem ermöglicht, 

einen Eindruck über das Projekt zu bekommen und diesen in die Studie mit einfließen zu 

lassen. 

Im theoretischen Teil werden vorerst im Kapitel 1 verschiedene Begriffe erklärt. Darauf folgt 

die Entstehung und Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention im Kapitel 2. Nachdem auf 

die UN-Konvention eingegangen wurde, erfolgt im Kapitel 3 ein Überblick über die 54 Artikel 

der Kinderrechte. Kapitel 4 behandelt die historische Entwicklung der Kinderrechte und den 

Wandel der Kindheit im Laufe der Geschichte. Dabei wird auf erste Kinderschutzgesetze, 

Kinderrechtsbewegungen und dem Wandel in der Kindheitsforschung eingegangen. Kapi-

tel 5 behandelt Studien und Berichte zu Kinderrechten, wobei die Situation der Kinder in der 

Welt, in der europäischen Union und in Österreich näher beleuchtet wird. Zum Vergleich zu 

Berichten über Kinder und deren Rechte aus Sicht der Erwachsenen setzt sich Kapitel 6 mit 

dem Thema Kinderrechte aus Sicht der Kinder auseinander. Kapitel 7 schildert die Entste-

hung, die Aufgaben und Aktivitäten der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg. Dabei 

wird näher auf das Projekt „kija on tour“ in Salzburg eingegangen. Der letzte Punkt des theo-

retischen Teils fasst die einzelnen Kapitel nochmals zusammen und leitet daraus die For-

schungsfragen und Thesen ab. 

Schließlich folgt der empirische Teil in den Kapiteln 9-11, wo auf die Methode eingegangen 

wird, die Ergebnisse dargestellt, zusammengefasst und diskutiert werden. Im Rahmen der 

Diskussion der Ergebnisse wird erörtert, ob die Thesen und Annahmen bestätigt oder wider-

legt wurden. Sodann werden Implikationen für die Praxis, pädagogische Konsequenzen, eine 

methodisch kritische Reflexion und weiterfolgende Fragestellungen formuliert. Nachdem die-

se Punkte erarbeitet wurden, wird die Arbeit mit Schlussfolgerungen und einem Ausblick ab-

geschlossen. 
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Abbildung 1: Foto zweier Kinder (Quelle privat) 
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1 Definition verschiedener Begriffe 

Das erste Kapitel dieser Arbeit befasst sich mit verschiedenen Definitionen. Dabei werden 

die Begriffe „Kindheit“, „Recht und Menschenrecht“ „Gewalt“, und „Aggression“ genauer er-

läutert. Gerade Begriffe der Gewalt und Aggression werden oft missinterpretiert und Men-

schen sind sich der Verletzung dieses Kinderrechts nicht bewusst. Auf die Wortbedeutung 

von „Kindeswohl“ wird im Zusammenhang mit den Kinderrechten im Kapitel 3.1 näher einge-

gangen, da dieser eng mit den Rechten der Kinder in Verbindung steht. Um die Kinderrechte 

zu begreifen und umzusetzen, muss erstmals geklärt werden, was unter „Kindheit“ verstan-

den wird. In der Literatur ist eine Vielzahl von Definitionen des Begriffs der Kindheit zu fin-

den. 

1.1 Der Begriff Kindheit 

Schwarz-Schlöglmann (1998, S. 106) charakterisiert den Begriff „Kind“ als rechtlich gekenn-

zeichnet, einerseits durch ein Abstammungsverhältnis (Verwandtschaft) ohne Rücksicht auf 

das Lebensalter, andererseits als erster Lebensabschnitt des Menschen (Kindheit). Erst im 

18. Jahrhundert entstand im Kontext der sich reformierenden bürgerlich-städtischen Gesell-

schaft Westeuropas das Interesse bzgl. des Begriffs „Kindheit“, wobei unter einem Kind eine 

unmündige Person verstanden wird, welche von Erwachsenen eine Art Entwicklungshilfe 

erhält, um sich zu einem selbständigen und bewussten Individuum zu entwickeln. Diese Hilfe 

erfolgt unter anderem durch institutionelle Einrichtungen wie Kindergarten, Schule und Aus-

bildungsstätten. Brinkmann und Honig (1986) definieren Kindheit als eine biographische und 

biologische Lebensphase, die durch Entwicklungs- und Reifungsprozesse gekennzeichnet 

ist. Dennoch wird es immer schwieriger, was „kindgemäß“ oder „kindspezifisch“ bedeuten 

soll. Lebensräume der Kinder werden zunehmend gesellschaftlich organisiert. Schließlich 

gerät die Familie als primärer Lebensort für Kinder zunehmend in den Hintergrund. Wohn-

verhältnisse, die Versorgung durch Einrichtungen und die Handlungsräume für Kinder im 

sozialökonomischen Umfeld der Familie, lassen die Lebensverhältnisse der Kinder weniger 

„kindspezifisch“ werden. Oft lösen gesellschaftliche Bedingungen die kindspezifischen ab 

(vgl. Brinkmann & Honig, 1986, S. 8). 

Die UN-Kinderrechtskonvention definiert als Kind jene Personen, welche das 18. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben. Schwarz-Schlöglmann allerdings kritisiert, dass in vielen rechtli-

chen Bestimmungen, die Bezug auf Kinder und Jugendliche nehmen, die Begriffe „Minder-

jährige“ und „Unmündige“ zu finden sind. Wird der Wortlaut dieser Wörter betrachtet, werfen 
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diese Bezeichnungen einen Blick auf den gesellschaftlichen Stellenwert der Kinder. Wie dem 

Staatenbericht (2002) zu entnehmen ist, wurde die Definition des Begriffes „Kind“ im öster-

reichischen Rechtssystem in einigen Punkten geändert, aufgrund der Herabsetzung der Voll-

jährigkeit. Mit der Volljährigkeit mit 18 Jahren ist der/die Minderjährige voll geschäftsfähig, 

was vorher nicht der Fall war. Im Kindschaftsrecht-Änderungsgesetz 2001 (KindRÄG) wer-

den die Stellung des Kindes und die rechtlichen Beziehungen zwischen Eltern und Kindern 

neu geregelt, um den gesellschaftlichen Entwicklungen und dem in der heutigen Zeit zuneh-

menden Streben von Kinder und Jugendlichen nach mehr Selbstverantwortung und Eigen-

ständigkeit Rechnung zu tragen. 

Interessant erscheint, dass die Vorstellung von Kindheit und kindlicher Sozialisation je nach 

Kultur unterschiedlich ist. So erwähnt Liebel (2007) das Beispiel, dass indigene Kulturen in 

Amerika eine völlig andere Auffassung von dem Begriff Kind haben. Für diese Gesellschaf-

ten ist das Kind genauso Person und Mitglied der Gesellschaft wie alle Erwachsenen. In den 

indianischen Sprachen existiert kein Eigenbegriff für „Kind“. Das Kind wird in Bolivien, Ecua-

dor und Peru als „kleiner Mensch“, huchu´y runa bezeichnet. Somit gibt es in diesen Ländern 

für Kinder auch keine feste Altersgrenzen oder Sonderrechte. Dort sind alle Menschen 

gleichwertig und niemand ist bedeutender als jemand anderer. Deshalb bestehen in diesen 

Kulturen auch keine Hierarchien. Ähnlich dem genannten Beispiel gibt es auch in Mittelame-

rika und Mexiko bei den Mapuche-, den Ketschua- und den Maya Kulturen keine allgemein 

verbindlichen Festschreibungen wie Unmündigkeit oder Volljährigkeit. So kann ein Kind mit 

12 Jahren zum Bürgermeister einer Gemeinde gewählt werden und dies in der Realität und 

nicht wie bei uns in der „Kinderministadt Salzburg“. In diesen Ländern übernimmt jede Per-

son im Laufe seines Lebens bestimmte Aufgaben. Dabei spielen bestimmte Gründe und Zei-

chen eine Rolle, nicht aber die gesellschaftliche Stellung oder die Volljährigkeit. Im Weiteren 

vertreten diese Kulturen die Philosophie, „in jedem Kind steckt ein Erwachsener und in je-

dem Erwachsenen ein Kind, das sich je nach Situation äußern kann“. Diese überlieferten 

Verhaltenskodexe und das gemeinsame Aufwachsen mit den Mitgliedern einer indigenen 

Gesellschaft dient dem Wohl des Kindes in stärkerem Maße, als die aus bürgerlichen Tradi-

tion Europas kommenden Verhaltensvorschriften (vgl. Liebel, 2007, S. 52ff). Während in die-

sen Völkern den Kindern häufig ein größerer Respekt und mehr Wertschätzung entgegenge-

bracht werden, sind Kinder in den westlichen Staaten besser durch Altersgrenzen und ent-

sprechenden Gesetzen geschützt. 

Schweizer (2007) bekräftigt Liebels Aussagen, indem er die normative Kinderrolle und ihren 

Sonderstatus als weitgehend kulturabhängig, strukturell invariant und wandlungsoffen be-
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zeichnet. So setzt die Sozialisation bereits während und nicht erst nach der Geburt ein. Wäh-

rend Kinder in vielen Ländern in Großfamilien, in der Verwandtschaft oder als Mitglied eines 

Dorfes aufwachsen, bilden sich in modernen kapitalistischen Staaten zunehmend kleine 

intimisierte Familien heraus. Dies beeinflusst auch die Persönlichkeit des Kindes. Während 

in wenig komplexen Gesellschaften Kinder oft ein eher unauffälliges, wohlerzogenes, hilfsbe-

reites und verantwortungsvolles Sozialverhalten zeigen, erscheinen Kinder in westlichen Ge-

sellschaften manchmal als lautstark, ungezogen, aufdringlich und sehr selbstbewusst. Trotz 

dieses Selbstbewusstseins kommen Kinder doch nicht alleine mit ihren Problemen zurecht 

und passen sich erst recht ihren Eltern an (vgl. Schweizer, 2007, S. 87). Dieses unterschied-

liche Verhalten hat wiederum einen Einfluss auf die Art und Weise wie in diversen Ländern 

der Begriff „Kindheit“ dargestellt wird und wie Kinderrechte gesehen werden. Zusammenge-

fasst bedeutet dies, dass es aufgrund unterschiedlicher Kulturen und Lebensformen, interna-

tional keine einheitliche Definition für „Kindheit“ oder die „Kinderrolle“ gibt. 

Auf einen weiteren wesentlichen Begriff für Kinderrechte und zwar „dem Menschenrecht“ 

wird im folgenden Punkt genauer eingegangen. 

1.2 Der Begriff Menschenrecht 

Menschenrecht bedeutet das Recht an demokratischen Entscheidungsprozessen teil zu ha-

ben, das Recht auf Selbstbestimmung und auf unabhängige Ausübung der Rechte. Da alle 

Menschenrechte aus ontologischer Sicht den Kindern als Menschen zustehen, wurden diese 

zum Bezugspunkt in Diskussionen über die Stellung von Kindern in der Gesellschaft. Die 

Gewährung von Rechten für Kinder ist Teil weit reichender Veränderungen der Gesellschaft 

und Politik im Laufe der Geschichte, insbesondere nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Men-

schenrechte werden in fünf Gruppen gegliedert: Bürgerliche Rechte, Politische Rechte, Wirt-

schaftliche Rechte, Soziale und Kulturelle Rechte. Außerdem teilt die Konvention die Men-

schenrechte nach Zielen und zwar in das Recht auf Selbstbestimmung, in das Recht auf 

Schutz und in Sonderrechte (vgl. Filler, 1994, S. 61ff). 

Kinderrechte sind ein integraler Teil der Menschenrechte, wobei diese in einer spezifischen 

Konvention, nämlich die für Kinder verankert sind. Die Kinderrechtskonvention ist speziell für 

Kinder konzipiert, da diese als besonders verletzlich und machtlos gelten und aus diesem 

Grund zusätzliche und kindspezifische Rechte benötigen (vgl. Liebel, 2007, S. 9). 
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Mottl (1993) bezeichnet das Kind laut Kinderrechtskonvention als Träger von Grundrechten 

und definiert die Grundrechte dabei folgendermaßen: „Grundrechte sind allgemein alle jene 

unveräußerlichen Rechte, die für den Schutz der Menschenwürde und die Entfaltung der 

menschlichen Persönlichkeit als so grundlegend angesehen werden, dass sie Aufnahme in 

die Verfassungen zahlreicher Staaten fanden“. Die Idee der Verankerung von eigenen Rech-

ten für Kinder besteht darin, dass Kinder nicht länger als Objekt elterlicher Erziehung oder 

nur als Gegenstand der Besorgnis dienen, sondern auch als autonome Wesen gesehen 

werden. Schließlich unterliegen die Kinderrechte nicht dem Willen der Eltern, sondern den 

Bedürfnissen der Kinder. Die meisten Grund- und Freiheitsrechte orientieren sich an den 

Bedürfnissen der Erwachsenen, für Kinder gelten aber primär andere Interessen wie die Si-

cherung einer menschenwürdigen und kinderfreundlichen Existenz durch Familie, der Ge-

sellschaft und den Staat. Somit gilt für jedes Kind das „Grundrecht auf Liebe, Glück und Ver-

ständnis“. In diesem Sinne muss jede Staatsgewalt, egal ob an Kindern, Jugendlichen oder 

Erwachsenen mit Respekt für die gesamtgesellschaftliche Gleichheit und die Freiheit und 

Würde ausgeübt werden (vgl. Mottl, 1993, S. 89). 

Obwohl diese Forderung nach Grundrechten für uns klar und eindeutig erscheint, weist Lie-

bel (2007) auf die internationalen Unterschiede bzgl. des Rechtsverständnisses hin. So gibt 

es beispielsweise in den indianischen Kulturen und lokalen Gemeinschaften kein analoges 

Rechtsverständnis. In diesen Kulturen wird der Lebensalltag von anderen Ordnungsprinzi-

pien geleitet. Die indigenen Völker sehen die Gemeinschaft als Grundwert, das „Ich“ ruht auf 

dem „Wir“. Kein Mensch würde sich als Besitzer des Bodens oder Waldes sehen, im Gegen-

teil, er ist ein Kind der „Mutter Erde“, aus der er geboren wird und in die er zurückkehrt. Ob-

wohl es in der indianischen Welt ebenso Polaritäten wie gut und böse, kreativ und destruktiv, 

krank und gesund gibt, wie in unserer Welt, so werden dies nicht als Widersprüche, sondern 

als Ergänzungen begriffen. Dabei ist nicht der Sieg des Einen über das Andere das Ziel, 

sondern die Wiederherstellung des Gleichgewichts und der Harmonie. Normen, Regeln und 

Gebräuche dienen dem Ausgleich zwischen Mensch, Natur und Göttern, in diesem Sinne 

werden auch Entscheidungen gemeinsam getroffen. Auch die Rechtsfindung findet direkt 

und kollektiv in den Dörfern statt. Der Angeklagte sollte seine Tat überdenken und wird zur 

Besserung aufgefordert. Er erhält seine Strafe in einer öffentlichen Verhandlung, an der alle 

Personen teilnehmen können. Schließlich ist das Ziel nicht dem Einen Recht zu geben und 

den Anderen auszuschließen, sondern die Wiederherstellung der Harmonie zwischen den 

einzelnen Beteiligten (vgl. Liebel, 2007, S. 54 ff). 
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Obwohl die Kinderrechtskonvention auf die Unterschiede dieser Erde bezüglich den elemen-

taren Bedürfnissen und Lebensvorstellungen hinweist und deshalb verlangt, das soziokultu-

relle Umfeld des Kindes bei Rechtsentscheidungen mit einzubeziehen, wird dies oft nicht 

ernst genommen. Teils basiert die „indigene Logik“ im Vergleich zur „westlichen Logik“ auf 

verschiedenen Weltbildern und Wertvorstellungen. Dies hat auch Einfluss auf die Auffassung 

und Einstellung bezüglich Menschen- und Kinderrechten. Liebel (2007) schlägt vor, in den 

Leitbildern der UN-Konvention nach Möglichkeiten zu suchen, auch für Minderheiten und 

indigenen Völkern Freiraum für die Entfaltung ihrer Vorstellungen zum Wohl des Kindes zu 

schaffen und nicht nur westliche Konzeptionen und Paradigmen zu berücksichtigen. Grund-

sätzlich bedeutet dies, die alleinige Definitionsmacht westlicher Weltanschauung, Entwick-

lungs- und Rechtsvorstellungen müssen in Zweifel gezogen und die Anerkennung der 

Gleichwertigkeit der Kulturen angestrebt werden. Nur so ist eine nachhaltige Umsetzung der 

internationalen Konvention mit ihren Rechten möglich. 

Um die Kinderrechte und deren Umsetzung gewährleisten zu können, muss neben der Aner-

kennung der Gleichwertigkeit der Kulturen auch eine Definition weiterer Begriffe erfolgen. 

Der „Begriff Gewalt“ wird teils sehr unterschiedlich dargestellt. Wie etwa eine Studie der Kin-

der- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich 2009 zum Thema Erziehungseinstellung ergab, 

werden von der Mehrheit der Befragten mit Gewalt nur schwere Formen von Gewalt assozi-

iert. Gewalt aber äußert sich in verschiedenen Formen wie direkter und indirekter, personaler 

und struktureller sowie physischer und psychischer Gewalt. Das Missinterpretieren dieses 

Begriffs kann fehlendes Bewusstsein bezüglich Gewalttaten zur Folge haben. Weiter wird 

das tatsächliche statistische Erfassen von Gewaltdelikten erschwert. 

1.3 Der Begriff Gewalt 

In der Literatur ist eine Vielzahl von Definitionen des Gewaltbegriffes zu finden. Imbusch 

(2002) bezeichnet Gewalt als einen der schillerndsten und zugleich schwierigsten Begriffe 

der Sozialwissenschaften. Schließlich kommt es zu einer Überlappung mit einer Reihe weite-

rer ähnlicher semantischer Begriffe wie etwa Aggression, Konflikt, Macht, die eine eindeutige 

Definition erschweren. Laut Liebel (2007) entsteht Gewalt aus einem Machtverhältnis, das 

ungleich ist und wiederum ungleiche Machtverhältnisse hervorruft. In Gewaltkonstellationen 

gibt es immer Menschen, die Macht ausüben und anderen ihren Willen aufzwingen, und Per-

sonen, die Macht hinnehmen und erleiden. Für den weltweit bekannten Friedensforscher und 

Soziologen Johan Galtung liegt Gewalt dann vor, wenn Menschen so beeinflusst werden, 

dass ihre aktuelle somatische und geistige Verwirklichung geringer ist als ihre potentielle 
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Verwirklichung (vgl. Imbusch, 2002, S. 40-41). Somit wird Gewalt zur Ursache für den Unter-

schied zwischen dem Aktuellen und dem Potenziellen, zwischen dem, was tatsächlich ist, 

und dem, was auf einem bestimmten gesellschaftlichen Entwicklungsniveau hätte sein kön-

nen. Als Kriterium für diese Differenzen sieht Galtung den globalen Reichtum und seine un-

gleiche Verteilung von Ressourcen, ungleiche Machtverhältnisse und die sich daraus erge-

benden unterschiedlichen Lebenschancen (vgl. Imbusch, 2002, S. 40). Brockhaus Enzyklo-

pädie dagegen definiert Gewalt folgendermaßen: „Gewalt (von waltan), die Anwendung von 

Zwang, unrechtmäßiges (gewalttätiges) Vorgehen; aber auch Macht, Kraft, Herrschaftsbe-

fugnis“ (Brockhaus Enzyklopädie, 1969, S. 265). 

Der weltbekannte Friedensforscher und Soziologe Galtung (1990) teilt Gewalt in drei unter-

schiedliche Formen. Dabei nennt er kulturelle, strukturelle und direkte Gewalt. Galtung ent-

wickelt das Gewalt-Dreieck, welches in Abbildung 2 dargestellt wird. Dies hat zunächst durch 

die Einführung des Begriffes der strukturellen Gewalt und später der kulturellen Aspekte von 

Gewalt den Blick auf lange Zeit ausgeblendete Formen der Gewalt geöffnet. Galtung (1990) 

zeigt auf, dass Gewalt in jeder „Ecke“ ausbrechen und auf andere Formen übertragen wer-

den kann. Wird beispielsweise strukturelle Gewalt institutionalisiert und kulturelle Gewalt ver-

innerlicht, dann steigt die Gefahr der Verfestigung der persönlichen und direkten Gewalt (vgl. 

Galtung, 1990, S. 291). 

 

Abbildung 2: Gewalt-Dreieck nach Galtung (Galtung, 1990, S. 291) 

1.3.1 Direkte Gewalt 

Bei diesem Typ von Gewalt gibt es eine/n AkteurIn. Direkte Gewalt wird auch als personale 

Gewalt bezeichnet, bei der Individuen getötet, verstümmelt, geschlagen oder verletzt wer-
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den. In diesem Fall gestaltet es sich einfacher als bei indirekter Gewalt, konkrete Personen 

für die Konsequenzen haftbar zu machen, welche anderen Schaden zugefügt haben. Gal-

tung (1990) charakterisiert direkte Gewalt unter anderem damit, dass sich personale Gewalt 

zeigt und sichtbar ist. Somit nimmt das Opfer die Gewalt normalerweise wahr und kann sich 

unter Umständen dagegen wehren. Auch Liebel (2007) zeigt auf, dass in vielen Fällen Ge-

walt nur dann gesehen wird, wenn diese von Person zu Person erfolgt und somit unmittelbar 

und kurzzeitig sichtbare Opfer erzeugt. Strukturelle und kulturelle Gewalt können die Ursa-

chen direkter Gewalt sein, indem Personen dazu legitimiert werden, direkte Gewalt auszu-

üben. 

1.3.2 Strukturelle Gewalt 

Bei struktureller oder indirekter Gewalt gibt es keine/n AkteurIn. Auch hier können Personen 

getötet, geschlagen oder verletzt werden. Allerdings treten keine konkreten SchädigerInnen 

auf. Hier ist Gewalt in ein System eingebaut und manifestiert sich in ungleichen Machtver-

hältnissen und ungleichen Lebenschancen. Galtung (1990) bezeichnet diese Art von Gewalt 

geräuschlos, da diese häufig nicht direkt wahrgenommen wird. Beispiele für strukturelle Ge-

walt sind der Imperialismus, der Patriotismus, die Diktatur oder das Patriarchat. Hier sind oft 

die Strukturen selbst gewaltsam, indem diese unterdrückend, ausbeuterisch und menschen-

verachtend agieren und Millionen von Menschen entmündigt, gedemütigt oder sogar getötet 

werden. 

Liebel (2007, S. 90) nennt weitere Arten von struktureller Gewalt wie eine menschenverach-

tende Stadtplanung, die Straßenbau und Wohnungsbau und somit Lebensbedingungen er-

schweren kann. Der Autor geht in diesem Zusammenhang auch auf die Verletzung der Kin-

derrechte gegen Kinder ein. Dabei bezeichnet er Armut als typischen Ausdruck für Gewalt, 

da diese von ihr betroffenen Kinder weitgehend wehrlos macht und ihnen ein unwürdiges 

Leben aufzwingt. Weiter argumentiert er, Armut sei strukturierte Gewalt, da sie viele Men-

schen gleichzeitig betrifft und sich somit in ihren Lebensbedingungen und ihrem Lebensum-

feld einnistet (vgl. Galtung, 1990, S. 291; Jäger, 1999, S. 537-556; Liebel, 2007 S. 90). 

1.3.3 Kulturelle Gewalt 

Unter kultureller Gewalt bezeichnet man die Eigenschaft einer Kultur, mit deren Hilfe Gewalt 

legitimiert werden kann. Diese Form von Gewalt geht nicht von Tötung aus, sondern trägt zu 

ihrer Rechtfertigung bei wie beispielsweise die rechtsextreme Ideologie der „natürlichen Un-

gleichheit“. Dabei gilt die rassische Vorherrschaft der Arier, dem „Herrenvolk“, wobei Gewalt 
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verherrlicht wird. In kultureller Gewalt liegen auch die Wurzeln von Kolonialismus, Nationa-

lismus, Sexismus oder Umweltzerstörung. Diese Form von Gewalt kann direkte und struktu-

relle Gewalt verfestigen (vgl. Esser, 1992). 

Ein weiteres Beispiel für kulturelle Gewalt bezeichnet Khadi Fall (2010) die koloniale Spra-

che. Die ersten Staatspräsidenten Afrikas mit Unterstützung kolonialer Ideologen erlegten 

den Afrikanern die Sprache der Kolonialmächte als einzige Unterrichtssprache und als offizi-

elle Sprache auf. Daraus folgte eine Assimilation fremder Werte, eine Entfremdung der eige-

nen Kultur und Entwürdigung (vgl. Khadi, 2010). 

Die nachfolgende Abbildung 3 illustriert, wie im Gewaltdreieck direkte Gewalt als sichtbar, 

kulturelle und strukturelle Gewalt als unsichtbar dargestellt werden können. 

 

Abbildung 3: Sichtbare und unsichtbare Gewalt (Imbusch, 2002, S. 42) 

Neben unscharfen Definitionen des Begriffes Gewalt herrscht oft Unwissenheit darüber, wel-

che Maßnahmen tatsächlich unter Gewalt fallen und somit legalisiert sind oder auch nicht. 

Da Kinderrechte nicht nur im physischen Bereich, sondern häufig im psychischen Bereich 

verletzt und überschritten werden, beschäftigen sich die folgenden Punkte gezielt mit physi-

scher und psychischer Gewalt. 

1.3.4 Physische Gewalt 

Diese Form von Gewalt zielt auf Schädigung, Verletzung oder Tötung anderer Personen ab, 

wobei im Zentrum der Gewaltproblematik die direkte körperliche Gewalt steht. Gewalt gilt 

hier als eine Handlungsoption, die jederzeit einsetzbar ist und keine dauerhaft überlegenen 

Machtmittel voraussetzt, da ihre Mächtigkeit nur aus der Verletzbarkeit des menschlichen 

Körpers resultiert. Weiter ist Gewalt eine Universalsprache, die jeder versteht. Physische 

Gewalt unterliegt einem starken Ursache-Wirkungsprinzip und ihre Ergebnisse sind in hohem 

Maße prognostizierbar. Häufig hinterlässt körperliche Gewalt, zum Unterschied zu psychi-
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scher Gewalt, offen sichtbare Schädigungen oder Verletzungen. Trotz allem herrscht im 

Rechtssystem bei Verletzung der Kinderrechte nicht selten das Problem, dass diese Anzei-

chen Hinweise, aber keine Beweise darstellen (vgl. Imbusch, 2002, S. 37-38). 

1.3.5 Psychische Gewalt 

Zum Gegensatz zu physischer Gewalt zielt psychische Gewalt auf die Seele, den Geist und 

die Psyche eines Menschen ab. Dadurch ist diese erheblich schwerer feststellbar und kann 

auch um vieles inhumaner sein als physische Gewalt. Psychische Gewalt erfolgt durch Wor-

te, Gebärden, Bilder, Symbole oder Entzug von Lebensnotwendigkeiten. Die Kinder- und 

Jugendanwaltschaft (2008) nennt dazu einige Aussagen zur seelischen Gewalt: „Du bist zu 

blöd für alles“, „Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder gewollt“, „Wenn du nicht 

brav bist, kommt der böse Mann“, „Entweder du tust das jetzt sofort oder es gibt Schläge“, 

„Du bist ein Trottel, eine Hure, behindert“, „Mit dir muss man sich überall schämen“, „Wenn 

du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr“, „Wenn du nicht sofort aufräumst, hast du eine 

Woche Hausarrest“, „Schaut euch an, wie blöd die dreinschaut“, „Sein Vater ist Alkoholiker, 

ich will nicht, dass er dein Freund ist“. 

Die dahinter liegende Absicht dieser verbalen Attacken besteht darin, Menschen einzu-

schüchtern, gefügig zu machen oder Angst zu erzeugen. Die Wirkung psychischer Gewalt 

lässt sich schwer eruieren, da Abwehrmechanismen, Fluchtbewegungen oder Verdrängun-

gen der Opfer sehr individuell verlaufen. Vor allem wirkt psychische Gewalt im Verborgenen 

und ist äußerlich nicht sichtbar. Die Folgen zeigen sich in ihrem ganzen Ausmaß erst zeitlich 

versetzt und schlagen sich nicht selten in schweren Traumata nieder. 

Aufgrund sozialer Ungleichheit und eingefahrener Systeme ist es schwierig, physischer und 

psychischer Gewalt gezielt und dauerhaft entgegenzuwirken. So kann ein sicheres Wohnum-

feld das Risiko von Gewaltakten gegen Kinder verringern, ein unsicheres instabiles Umfeld 

jedoch Gewalt verstärken. Wie Bradshaw und Garbarino (2002) aufzeigen, korreliert der öko-

logische Standpunkt, die demographische Zusammensetzung des Umfeldes z.B. ein hoher 

Anteil an Verarmung, mangelnde Stabilität in der Gemeinschaft, Kinderbetreuungslast und 

eine wirtschaftliche Benachteiligung stark mit einer hohen Kindesmisshandlungsrate. Nicht 

selten stellt die Erziehung von Kindern in instabilen, verarmten und isolierten Wohnbezirken 

die Eltern vor besondere Probleme und es folgt eine Überforderung der Kinder und Eltern. 

Darüber hinaus tragen individuelle Risikofaktoren wie begrenzte soziale Unterstützung, frü-

here Gewalterfahrungen in der Familie, das Bildungsniveau der Eltern, der Zugang zu Kin-
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dereinrichtungen und das Haushaltseinkommen signifikant zum Risiko von Kindesmisshand-

lung und Gewaltakten bei. So leben Kinder, die ständig Gewalt ausgesetzt sind, in der Regel 

in sozial verarmten Gebieten, wo soziale Integration fehlt, kaum positive Nachbarschaftsver-

hältnisse vorherrschen, eine hohe Wohnfluktuation vorherrscht und ein hohes Stressniveau 

den Alltag bestimmt. Schließlich bedeutet Gewalt zu erfahren und diese wiederum auszu-

üben einen Teufelskreislauf, aus dem schwer zu entkommen ist (vgl. Bradshaw & Garbarino, 

2002, S. 907-911). 

Beide Formen, physische als auch psychische Gewalt, können als individuelle, private oder 

kollektive Gewalt erfolgen. Individuelle Gewalt bedeutet, diese wird von einzelnen TäterInnen 

(oder von Einzelnen in peer groups) auf Straßen, Plätzen oder in öffentlichen Institutionen 

gegen fremde Personen oder im privaten Bereich gegen nahe stehenden Personen ausge-

übt. Zwischen TäterInnen und Opfern kann, muss aber keine soziale Beziehung existieren. 

Individuelle Gewalt tritt in diversen Formen auf wie Gewalt, die sich gegen Personen, aber 

auch gegen Sachen richtet, als Vandalismus oder Sachbeschädigung, Diebstahl und Raub 

oder Eigentumsdelikte. Von privater Gewalt spricht man dagegen, wenn diese im sozialen 

Nahbereich wie etwa in Familie, in Verwandtschaft, unter Freunden oder unter Arbeitskolle-

gInnen ausgeübt wird. Privat wird diese bezeichnet, da sie „hinter den Kulissen der Öffent-

lichkeit“ stattfindet. Diese Art von Gewalt äußert sich in impliziten oder expliziten Drohungen, 

Überwachungen des Partners, der Partnerin oder der Kinder, krankhafter Eifersucht, verbaler 

Degradierung, psychischen Misshandlungen, Vernachlässigungen, Schlägen und Prügeln 

bis hin zu Vergewaltigungen. Privater Gewalt unterliegen kranke, schutzlose oder hilfsbedürf-

tige Menschen und Kinder. Erst in jüngster Zeit rücken Formen familiärer Gewalt verstärkt in 

das Interesse der Öffentlichkeit, da diese nicht mehr so stark privatisiert sind und die Sensi-

bilität der Bevölkerung und verschiedener Institutionen steigt. Einen wesentlichen Beitrag 

dazu leisten diverse Einrichtungen, wie auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft durch ihre 

Projekte. 

Eine weitere Form von Gewalt, die sich von der individuellen, aber auch von der privaten 

Gewalt abgrenzen, ist die kollektive Gewalt. Hier bezeichnet man insbesondere solche For-

men von Gewalt, welche ein gewisses Maß an Lenkung durch eine legitimierte Führung be-

sitzen. Maßgebend für die Definition ist die Gruppengröße. Beispiel hierfür sind Aufstände, 

sozialer Aufruhr, Jugendbanden oder unfriedliche Massenproteste (vgl. Imbusch, 2002, S. 

37-42). 
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1.4 Der Begriff Aggression 

Nachdem versucht wurde auf den Begriff „Gewalt“ mit seinen verschiedenen Formen näher 

einzugehen, beschäftigt sich dieser Punkt mit dem Begriff „Aggression“. Immer wieder wer-

den die Begriffe Aggression und Gewalt vermischt. Während Gewalt negativ konnotiert ist, 

kann Aggression durchaus auch positiv gewertet werden. Wie Lempert und Oelemann 

(2000) darstellen, vermag eingesetzte Aggression davor bewahren, gewalttätig zu werden. 

Bei Gewalt ist die einzige Ebene, auf der Kommunikation stattfindet, die Beziehungsebene, 

mit dem Ziel „Ich verletze dich“. Bei Aggression dagegen erfolgt ein sehr hoher Anteil an 

Selbstoffenbarung. Das heißt, in einer aggressiven Handlung zeigt die Person sehr genau, 

wie es ihr geht, sie macht eine Aussage über ihr Befinden, welches dadurch sichtbar wird. 

Während es bei Gewalthandlungen ohne verbalen Austausch zu beispielsweise Schlägen 

kommt, gibt es bei Aggression eine Ankündigung: „Wenn-dann“. Aggression kann Gewalt 

entgegenwirken, da sich das Opfer, aber auch der/die TäterIn rechtzeitig schützen oder auf 

eine Aktion reagieren kann. Lempert und Oelemann deuten darauf hin, dass Aggression ei-

nen wichtigen Parameter für Gewaltprävention darstellt (vgl. Lempert & Oelemann, 2000). 

Emotionen, wozu auch Wut und Aggression zählen, gezielt eingesetzt, können zu Gewaltre-

duzierung beitragen. Schließlich erleichtert es auch die Einhaltung der Kinderrechte, wenn 

Erwachsene und Kinder darüber Bescheid wissen, wie sie ihre Gefühle zu kontrollieren und 

zu dosieren imstande sind. 

In der Literatur sind verschiedene Definitionen des Begriffs „Aggression“ zu finden. Bei-

spielsweise definiert Brockhaus Aggression folgendermaßen: „Aggression (zu lat. aggredi, 

aggressum, herangehen, angreifen)“ (Brockhaus Enzyklopädie, 1969, S. 211). Zum Gegen-

satz zu Lempert und Oelemann wird in diverser Literatur eine positive Wertung von Aggres-

sion selten zugelassen. So bezeichnet Bandura (1979, zitiert nach Bierhoff & Wagner, 1998) 

Aggression als schädigendes und destruktives Verhalten, das im sozialen Bereich auf der 

Grundlage einer Reihe von Faktoren als negativ definiert wird, von denen einige eher beim 

Beurteiler als beim Handelnden liegen. Somit berücksichtigt Bandura die Rolle des Beurtei-

lers und des Kontextes, ob Aggression als solche gesehen wird. Dabei kann es zu massiven 

Urteilsdivergenzen des Opfers darüber kommen, ob Aggression vorliegt oder nicht. 

Ähnlich wie Bandura bezeichnen Siegler, DeLoache und Eisenberg (2005) Aggression als 

ein Verhalten, das darauf abzielt, andere zu schädigen oder zu verletzen. Weiter unterschei-

den sie zwischen instrumenteller Aggression und Beziehungsaggression. Bei der instrumen-

tellen Aggression handelt es sich um Auseinandersetzungen über Eigentumsverhältnisse, 
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bei denen der Wunsch besteht, ein bestimmtes Ziel zu erreichen wie beispielsweise ein 

Spielzeug zu bekommen. Bei der Beziehungsaggression besteht das Ziel darin, andere zu 

beeinträchtigen, zu schädigen oder zu verletzen. Dazu gehört, jemanden aus einer Gruppe 

auszuschließen oder negative Gerüchte über eine Person zu verbreiten. Siegler et al. (2005) 

weisen auf verschiedene Ursprünge der Aggression hin. Biologischen Faktoren wie geneti-

sche, neurologische oder hormonelle Eigenschaften können Risikofaktoren sein, um aggres-

sives und antisoziales Verhalten zu entwickeln. Aggression ist ein angeborener Trieb jedes 

Menschen, welcher bei manchen stärker, bei anderen wiederum weniger stark ausgeprägt 

ist. Ob ein Kind aber tatsächlich aggressiv und später vielleicht gewalttätig wird oder nicht, 

hängt von zahlreichen zusätzlichen Faktoren ab, wie Erfahrungen aus der sozialen Umwelt, 

von der ein Kind unmittelbar umgeben ist. Durch negative Vorbildwirkung, Lernen am Modell, 

nicht angepasste elterliche Bestrafung, unwirksame Erziehungsmaßnahmen, Konflikte zwi-

schen den Eltern oder Benachteiligung im sozio-ökonomischen Status kann Aggression ver-

stärkt auftreten. 

Folgen von Gewalt 

Was bewirkt nun aber Gewalt und welche Auswirkungen hat diese? Hierzu gibt es eine Viel-

zahl an Antworten. Der letzte Abschnitt dieses Kapitels versucht diese Fragen zu analysie-

ren. Physische, als auch psychische Gewalt kann sowohl zu massiven internalisierten wie 

externalisierten Verhaltensproblemen führen. Während Kleinkinder dissoziative und regres-

sive Reaktionen wie Enuresis, eingeschränkte Ausdrucksfähigkeit und Klammerverhalten 

zeigen, sind typische Reaktionen auf Gewalt von Kindern im Schulalter aggressives Verhal-

ten, psychosomatische oder kognitive Störungen und Lernprobleme. Jugendliche dagegen 

zeigen eher nach außen gerichtete, selbstzerstörerische Verhaltensweisen wie beispielswei-

se Drogenmissbrauch, delinquentes oder aggressives Verhalten. Weiter kann sich die An-

wendung von Gewalt gegen Kinder negativ auf die Ausbildung ihrer sozialen Kompetenzen, 

auf ihr Selbstwertgefühl, auf ihre Autonomie, ihre kognitiven und intellektuellen Fähigkeiten 

und ihre Schulleistungen auswirken. Zu den langfristigen Folgen zählen Störungen beim 

Aufbau von Beziehungen, ein vermindertes Selbstwertgefühl oder eine psychologische Dis-

soziation. Bei besonders schweren anhaltenden sexuellen Missbrauch oder schweren Ge-

waltdelikten kann es zu einer dissoziativen Identitätsstörung (DIS) kommen, wobei das 

Hauptmerkmal dieser Störung das Auftreten zweier oder mehrerer unterschiedlicher Persön-

lichkeiten ist, welche abwechselnd das Verhalten der betroffenen Person steuern. Zu den 

häufigeren Folgen von Gewaltanwendungen zählt die posttraumatische Belastungsstörung 

(PTB). Dieses tritt beim Erleben traumatischer Ereignisse vor Vollendung des zwölften Le-
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bensjahres dreimal häufiger auf, als bei Kindern über zwölf Jahren. Die Symptome von der 

PTB reichen von Hypervigilanz, erhöhter Schreckhaftigkeit, Angstzuständen bis zu wieder-

kehrenden Gedanken und Träumen an das traumatische Erlebnis. Nicht selten sind seeli-

sche Verarmung, Probleme im Ausdrücken von Gefühlen, Wutanfälle, eine negative Lebens-

haltung oder fatalistische Gedanken die Folgen. Laut neurobiologischen Forschungen kön-

nen traumatisierende Effekte in der Umwelt dauerhafte Veränderungen in den neurologi-

schen Reaktionsmustern hervorrufen, das heißt je häufiger ein bestimmtes Muster neuraler 

Aktivierung auftritt, desto unauslöschbarer werden diese internen Repräsentationen. 

Imbusch (2002) weist auf verschiedene Untersuchungen hin, die herausgefunden haben, 

dass Kinder, die misshandelt wurden oder Gewalt ausgesetzt waren, selbst oft zu Gewalttä-

tern werden (vgl. Bradshaw & Garbarino, 2002, S. 907-911). 

Um den Folgen von Gewalt entgegen zu wirken und die Kinderrechte der 

UN-Kinderrechtskonvention einhalten zu können, ist es unumgänglich trennscharf zwischen 

diesen Begriffen zu unterscheiden, um ein Rechts- und Unrechtsbewusstsein zu schaffen. Im 

Rahmen der empirischen Untersuchung werden gezielte Fragen zum Thema Gewalt gestellt, 

um zu analysieren was Personen unter Gewalt verstehen. Im Folgenden soll näher auf die 

UN-Kinderrechtskonvention, ihrer Entstehung, deren Umsetzung und ihrer Ziele eingegan-

gen werden, welche im Jahr 2009 ihr 20-jähriges Jubiläum feierte. Die Bildung der Kinder-

rechtskonvention 1989 bedeutet für die Rechte der Kinder einen Meilenstein. 
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2 UN–Kinderrechtskonvention 

Die UN-Konvention über die Rechte des Kindes (KRK) wurde am 20. November 1989 von 

der Generalversammlung der Vereinten Nationen beschlossen und von Österreich 1992 rati-

fiziert. Der Vertrag ist von insgesamt 192 Staaten anerkannt worden, praktisch von allen 

Staaten der Welt ausgenommen den USA und Somalia. Dass genau diese zwei Staaten den 

Vertrag nicht unterzeichnet haben, ist auf mehrere Gründe zurückzuführen. In Somalia liegt 

der Grund darin, dass sich das Land seit vielen Jahren im Bürgerkrieg befindet und somit 

keine funktionierende Regierung aufweist. Dies ist aber Voraussetzung, damit der internatio-

nale Vertrag von einem bestimmten Land anerkannt werden kann. Die USA dagegen weist 

eine völlig andere Situation auf. Einen internationalen Vertrag zu unterzeichnen, bedeutet, 

diverse Verpflichtungen einzugehen, wie zum Beispiel die innerstaatlichen Gesetze so zu 

ändern, dass alle Gebote der UN-Konvention eingehalten werden. Die USA prüft nach wie 

vor, inwieweit bestehende Gesetze die Rechte der Kinder bereits erfüllen bzw. welche Ände-

rungen in der momentanen Gesetzeslage durchgeführt werden müssten. Ein weiterer we-

sentlicher Punkt für die unterlassene Ratifizierung liegt darin, dass in den USA die Todes-

strafe für Straftaten von Menschen auch unter 18 Jahren zugelassen ist. Die KRK jedoch 

verbietet die Todesstrafe für Kinder und Jugendliche. 

Die Ratifizierung der UN-Konvention bedeutet im Konkreten, dass sich diese Staaten ver-

pflichten, den Vertrag ernst zu nehmen, die Rechte anzuerkennen und ihre Einhaltung zu 

garantieren. Somit ist die KRK das weltweit am häufigsten anerkannte Menschenrechtsab-

kommen in der Geschichte. Sie stellt das wichtigste Menschenrechtsdokument für Kinder 

dar. Erstmals in der Geschichte erlangen Kinder in völkerrechtlich verbindlicher Form als 

Personen eigene Rechte, welche bürgerlicher, politischer, wirtschaftlicher, sozialer und kultu-

reller Art sind. Kinder haben das Recht auf eine eigene Identität, auf Gleichbehandlung, auf 

eine eigene Kultur, auf umfassende Fürsorge, Freiheit und Sicherheit, auf Gesundheit und 

ausreichende Ernährung. Dieser internationale Vertrag hat insgesamt zum Ziel, die Lebens-

bedingungen von Kindern und Jugendlichen weltweit zu verbessern und erkennt Kinder und 

Jugendliche als Träger und Trägerinnen grundlegender Rechte an (Kdolsky, 2007). 

Die UN-Kinderrechtskonvention beinhaltet zusätzlich zu den oben genannten Rechten den 

Bereich der Kinder mit gesonderten Problemen, wie die von Flüchtlingskindern oder jungen 

Personen mit Beeinträchtigungen. Fesenfeld (2001) betont im Speziellen, dass auch diesen 

in der Konvention umfassender Schutz zugesichert wird. Weiter weist die Autorin auf die 
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veränderte Philosophie gegenüber Kindern hin: Kinder gelten nicht länger als Objekt von 

Fürsorge, sondern werden von Beginn an als Subjekte wahrgenommen. Bei allen Fragen 

sollte stets das beste Interesse des Kindes im Auge behalten werden. Kinder sind Persön-

lichkeiten, die genauso wie Erwachsene respektiert werden müssen. Tatsache ist aber, dass 

diese Auffassung in vielen Ländern nicht der Realität entspricht, da Kinder oft uneinge-

schränkt dem Willen der Erwachsenen untergeordnet sind. Ist dieser Bewusstseinswandel 

jedoch eines Tages in den Köpfen der Erwachsenen, der Gesellschaft und Politik verankert, 

wird sich auch die Haltung gegenüber Kindern und Jugendlichen ändern. Somit würden die 

Rechte der Kinder eher gewahrt und die Akzeptanz von Gewalt gegen sie wäre vermutlich 

geringer. 

Die Konvention legt zusammen mit ihren Zusatzprotokollen die rechtlichen Pflichten der Re-

gierungen gegenüber Kindern fest. Der Schutz, die Entwicklung und das Überleben von Kin-

dern sind mit Inkrafttreten des Abkommens nicht länger eine Sache wohltätigen Engage-

ments, sondern eine moralische und rechtliche Verpflichtung. Die UN-Konvention wird von 

mehreren AutorInnen als Meilenstein der Geschichte bezeichnet. 

Obwohl die KRK häufig als Meilenstein der Geschichte gesehen wird, gibt es noch jede 

Menge Defizite in ihrer tatsächlichen Umsetzung. So wurde zum Beispiel die UN-Konvention 

über die Rechte des Kindes von Österreich 1992 ratifiziert und dennoch ist sie bis heute 

nicht in allen Belangen innerstaatlich umgesetzt und in der Bundesverfassung verankert! 

Manche PolitikerInnen begründen dies durch die fehlende gerichtliche Durchsetzbarkeit und 

der Unbestimmtheit der Prinzipien (Hainzl & Sax, 1999, S. 26). 

Tatsache ist aber, dass Kinder und Jugendliche im Vergleich zu Erwachsenen einen erhöh-

ten Anspruch auf Schutz besitzen sollten. Jene Grundrechte, welche explizit für alle Men-

schen in der Verfassung garantiert werden, sind nicht „automatisch“ auch für Kinder und Ju-

gendliche, die in unterschiedlichsten Abhängigkeitsverhältnissen leben, wirksam. Aus dieser 

Situation ergeben sich Widersprüche zwischen verfassungsmäßig garantierten Rechten für 

alle Menschen und speziellen Schutz-, Beteiligungs- und Versorgungsbedürfnissen von Kin-

dern und Jugendlichen. Diesen soll durch eigenständige Kinderrechte in der Verfassung ent-

gegengewirkt werden. Weiter hätte eine entsprechende Verankerung in der Verfassung zur 

Folge, dass kinderrechtswidrige Rechtsakte in letzter Instanz beim Verfassungsgerichtshof 

angefochten werden können. Außerdem würden die Prinzipien der Kinderrechtskonvention 

als allgemeine Leitlinie und Auslegungsmaxime für den gesamten Bereich der Gesetz-

gebung und Vollziehung gelten und Basis eines Kinderrechte-Mainstreamings sein. Die Ver-
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ankerung in der Verfassung würde nicht alle Probleme schlagartig lösen, allerdings aber ei-

nen weiteren Meilenstein für einen verbesserten Rechtsschutz für Kinder und Jugendliche 

bedeuten (Holz-Dahrenstaedt, 2006/07). Auch Hainzl und Sax (1999) bestätigen, dass nur 

durch die Erweiterung des aktuellen Grundrechtsbestandes und der Verankerung spezifi-

scher Rechte für Kinder und Jugendliche in der Verfassung, ein verbindlicher Rahmen für 

legislative Maßnahmen, welcher die Interessen und Bedürfnisse der Kinder vertritt, erfolgen 

kann. 

Damit die Rechte der Kinder der UN-Konvention nicht nur am Papier aufscheinen, sondern 

die Implementierung auch tatsächlich erfolgt, trafen die Regierungen gegenüber einem Gre-

mium, dem UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes, die Vereinbarung regelmäßig Re-

chenschaft über die Umsetzung der Kinderrechte abzulegen. In diesem Zusammenhang sind 

die Staaten verpflichtet, alle fünf Jahre Berichte über ihre Umsetzungsmaßnahmen vorzule-

gen. Diese Staatenberichte werden vom Ausschuss geprüft, in öffentlichen Sitzungen bera-

ten, einer kritischen Stellungnahme unterzogen und in der Folge Verbesserungsvorschläge 

gebracht. Der Ausschuss besteht aus 18 fachlich anerkannten und unabhängigen Experten 

und Expertinnen, die sich dreimal jährlich in Genf zu Beratungen treffen. 

In Österreich ist die Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention eine typische Querschnitts-

materie. Das heißt im Konkreten, es sind verschiedene Politikbereiche und institutionelle 

Ebenen wie Bund, Länder und Gemeinden für die Gestaltung einer kinderfreundlicheren Ge-

sellschaft verantwortlich. In Österreich trägt das zuständige Ministerium für Familie und Ju-

gend (BMWFJ) die Verantwortung für die Erstattung der nationalen Berichte. Der erste öster-

reichische Staatenbericht erfolgte im Jänner 1999 vor dem Kinderrechtsausschuss in Genf, 

der zweite Staatenbericht im Jänner 2005, der letzte erschien im Herbst 2009. Ein weiteres 

Monitoring zur Überprüfung der Einhaltung und Umsetzung der Kinderrechte stellt die 

UN-Generalversammlung „Plus 5“ (2007) dar. Dabei wurden Staaten aufgefordert, über die 

Umsetzung des Aktionsprogramms des Weltkindergipfels 2002, „Eine Welt für Kinder“, zu 

berichten. 

Um ein differenziertes Bild über die Situation im eigenen Land zu erhalten, arbeitet der Aus-

schuss auch mit nichtstaatlichen Organisationen wie Kinder- und Jugendeinrichtungen und 

Kinder- und JugendanwältInnen zusammen. Dabei werden die so genannten „Schattenbe-

richte“ der „National Coalitions“ (Netzwerk Kinderrechte) dem Ausschuss über ihre Sicht der 

Kinderrechtssituation im Land vorgelegt. Diese Berichte sind meist kritischer und dienen dem 

Komitee die Situation besser und realistischer einschätzen zu können. Obwohl die Staaten 
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nach aufweisenden Mängeln und Defiziten nicht direkt sanktioniert werden, erfolgt eine kriti-

sche Stellungnahme an den jeweiligen Staat, mit dem Ziel, Schwächen zusammen zu fassen 

und zu veröffentlichen. Dadurch achten im Speziellen nichtstaatliche Organisationen darauf, 

dass Unzulänglichkeiten eher ernst genommen und diesen entgegengewirkt wird (vgl. Bmwfj, 

2002; Bmwfj, 2004; Hainzl & Sax, 1999; Kdolsky, 2007). Mit den Ergebnissen der hier ge-

nannten Studien und Berichte befasst sich das Kapitel „Zur Situation der Kinder in Öster-

reich“ näher. 

Obwohl die Konvention viele fortschrittliche Veränderungen im Bezug auf die Rechte der 

Kinder und Jugendlichen bewirkte, weist Fesenfeld (2001) auf KritikerInnen hin, welche ver-

schiedene Punkte durchaus nicht nur positiv betrachten. So ist die Konvention folgenden 

Statements ausgesetzt: 

 Manche Vorschriften weisen Unklarheiten auf wie z.B. die Konvention nennt als Voll-

jährigkeit 18 Jahre, insofern diese nicht nach nationalem Recht früher beginnt. 

 Trotz massiven Umweltbelastungen sind ökologische Kinderrechte nicht ausdrücklich 

genannt. 

 Obwohl Mädchen weltweit besonders benachteiligt sind, werden deren Probleme nicht 

explizit benannt. 

 Kinder, welche bereits vor dem 18. Lebensjahr als Kindersoldaten eingesetzt werden, 

unterliegen keinem ausreichenden Schutz, um dies zu vermeiden. 

 Für viele Länder ist die Unterzeichnung vielleicht eine Beruhigung eines „schlechten 

Gewissens“, da es unrealistisch ist, Vorgaben in absehbarer Zeit umsetzen zu kön-

nen. 

 Weiter wird die Wirksamkeit der Konvention bezweifelt, wenn selbst vorhandene ge-

setzliche Regelungen, wie z.B. in Deutschland das recht fortschrittliche Kinder- und 

Jugend-Hilfegesetz, nicht eingehalten werden. 

 Die Vereinten Nationen dürfen nur teilweise direkt bei Menschen- und Kinderrechts-

verletzungen eingreifen wie z. B. bei Kriegshandlungen, ansonsten besteht ein be-

dingtes Handeln. 

Trotz dieser Kritikpunkte überwiegen die positiven Auswirkungen der UN-Konvention, wie 

diversen Berichten und Studien zu entnehmen ist. Fesenfeld (2001) und Venemann (2006) 

erwähnen dabei im Speziellen folgende Punkte: 
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 Die Lebenssituation der Kinder wurde in Großbritannien systematisch erforscht und in 

einer „Agenda“ veröffentlicht mit dem Ziel, die Kinder ernst zu nehmen und ihre wirkli-

chen Bedürfnisse zu erfassen. 

 Die Verfassung in Brasilien nahm ein Kapitel über die Rechte der Kinder auf. 

 Ecuador reformierte die gesamte Kinder- und Jugendgesetzgebung und verankerte 

Maßnahmen gegen den Kinderhandel. 

 Die Lebensbedingungen der Kinder verbesserten sich in Bolivien, indem ein Zehnjah-

resplan bezüglich Kinderrechten verabschiedet wurde. 

 In Namibia wurden Kinderrechte in der Verfassung aufgenommen. 

 In Frankreich gibt es Rechtsbeistand durch spezielle KinderanwältInnen. Kinder kön-

nen sich direkt und ohne Formalitäten an KinderrichterInnen wenden. Bis zum 26. Le-

bensjahr besteht die Möglichkeit, bei Vergewaltigung Anzeige zu erstatten. In Schulen 

gibt es Aufklärungsprogramme gegen Missbrauch. 

 Eigene Kinderwaggons und kindgerechte Einrichtungen in den Zügen stellt Schweden 

zur Verfügung. 

 Norwegen hat seit 1981 eine/n eigene/n Kinderbeauftragte/n, der/die auch eine eigene 

Sendung im Fernsehen moderiert. 

 Auf der Konvention beruhen weltweite Kongresse und Initiativen. Diverse Kinder-

rechtsorganisationen haben sich vernetzt und dadurch nationalen und internationalen 

Einfluss gewonnen. 

 Zum Schutz der Kindheit am Beginn des 21. Jahrhunderts vereinbaren die Staats- und 

RegierungschefInnen konkrete Ziele und entwerfen einen termingebundenen Hand-

lungsrahmen, um diese zu erreichen. Dazu zählen die im September 2000 beschlos-

senen Millenniums-Entwicklungsziele und die Deklaration „Eine kindgerechte Welt“ die 

beim Weltkindergipfel im Mai 2002 verabschiedet wurde. 

 Regelmäßig findet ein „Kinderweltgipfel“ statt, wo Staats- und Regierungschefs der 

ganzen Welt teilnehmen. 

 2002 nahmen erstmals 600 Kinder und Jugendliche am Kinderweltgipfel teil, um sich 

für die Verwirklichung ihrer Rechte einzusetzen. 

Ungeachtet dieser positiven Auswirkungen der UN-Konvention gibt es je nach Nation größe-

re oder kleinere Probleme in der Umsetzung der Menschenrechtsbildung. Die britische 

Sozialwissenschafterin Alderson (1999) unterscheidet dabei fünf Ansätze der Menschen-

rechtsbildung für Kinder: 
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1. „der Noch-nicht Ansatz“ („not yet“ approach): Dieser erkennt nicht an, dass die Kinder 

Bürger und Rechtssubjekte sind, sondern betrachtet sie nur als künftige Bürger, die 

vorbereitet werden müssen; 

2. „die widerwillige Menschenrechtsbildung“ („constraines rights education“): Die Rechte 

der Kinder werden unter Zähneknirschen anerkannt, aber im selben Atemzug wird un-

terstellt, die Kinder seien nicht vernünftig genug, um sie zu verstehen; 

3. „die eingeschränkte Menschenrechtsbildung“ („limited rights education“):Sie greift ein-

zelne Kinderrechte heraus, meist Schutzrechte, und lässt die anderen außen vor; 

4. „die Bildung über verletzte Rechte“ („rights violations education“): Personen wird von 

den Kindern jener armen Ländern berichtet, in denen die Kinderrechte ständig verletzt 

werden; indirekt wird der Eindruck vermittelt, für hier lebende Kinder seien die Rechte 

nicht wichtig, weil sie nicht verletzt würden; 

5. „die voll entfaltete Menschenrechtsbildung“ („full-blown rights education“): Sie nimmt 

die Kinderrechte in umfassender Weise ernst als weltweit relevant für die Kinder in ih-

rer Gegenwart und beschränkt sich nicht auf Worte, sondern verbindet sie mit Gele-

genheiten zum Handeln (vgl. Liebel, 2007, S. 125). 

Alderson sieht den ersten Typ am weitaus verbreiteten, die Typen zwei bis vier ziemlich sel-

ten und Typ fünf als kaum vorhanden. Diverse Untersuchungen zeigen, dass eine Men-

schenrechtsbildung, die sich direkt auf die täglichen Erfahrungen und der Alltagsrealität der 

Kinder bezieht, am besten verstanden wird, um das Interesse der Kinder zu erwecken. Dabei 

empfiehlt der UN-Ausschuss den Kindern Menschenrechte so zu vermitteln, dass sie lernen, 

wie Menschenrechtsnormen in der Praxis, also zu Hause, in der Schule und in der Gesell-

schaft umgesetzt werden können. Auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg setzt 

bei ihren Projekten unter anderem an diesem Punkt an. 

Nach Auseinandersetzung mit der Entstehung, der Umsetzung und den Zielen der 

UN-Kinderrechtskonvention stellt sich die Frage: Welche Kinderrechte beinhaltet aber nun 

die Konvention? Welche Kinderrechte betreffen im Besonderen Österreich? Was bedeutet 

es, auf das „Wohl des Kindes“ zu achten, was in diversen Kinderrechten ausdrücklich gefor-

dert wird? Diese Fragen gilt es im nächsten Kapitel zu bearbeiten. 
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3 Kinderrechte 

Um die UN-Konvention und ihre Rechte verstehen und umsetzen zu können, ist es Voraus-

setzung, die Kinderrechte zu kennen und über den Inhalt der 54 Artikel Bescheid zu wissen. 

Der folgende Punkt gibt zu Beginn einen allgemeinen Überblick über die Rechte der Kinder, 

wobei die Artikel in drei bzw. fünf große Bereiche unterteilt werden. Danach folgt eine detail-

lierte Auseinandersetzung mit spezifischen Kinderrechten. Auf einzelne Artikel wird in Form 

einer Zusammenfassung, der Kinder- und Jugendanwaltschaften eingegangen, um einen 

einfachen und raschen Überblick über die Kinderrechte zu bekommen. Im Anhang finden 

sich explizit alle 54 Artikel der UN-Kinderrechtskonvention. Einige Artikel, welche in Öster-

reich besondere Priorität aufweisen, werden genauer abgehandelt. 

3.1 Der Begriff Kindeswohl 

Das Wohlbefinden des Kindes gilt als wichtiges theoretisches Rahmenkonstrukt für Kinder-

rechte. Darum werden im Vorfeld die Begriffe „Wohlbefinden“ und „Kindeswohl“ behandelt. 

Diese stellen den Leitgedanken des Kindschaftsrechts dar und sind bei der Umsetzung der 

UN-Kinderrechtskonvention bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen vorrangig zu berück-

sichtigen. Mottl (1993) weist darauf hin, dass keine genaue Definition des Begriffs „Kindes-

wohl“ existiert. Es handelt sich um einen unbestimmten, schwer objektivierbaren, 

generalklauselartigen Rechts- bzw. Gesetzesbegriff. Auch Hascher (2004) zeigt die Komple-

xität des Phänomens Wohlbefindens in der Vielzahl an theoretischen Konzepten und Ansät-

zen auf. Die Autorin bezeichnet Wohlbefinden als Sammelbegriff für positive Emotionen, ei-

ner spezifischen Gefühlsqualität und einer Kombination aus emotionalen und kognitiven Fak-

toren. Dabei sind Kernelemente positive und negative, kognitive und emotionale Aspekte und 

das Erleben von Freude (vgl. Hascher, 2004, S. 21ff). Auch Diener (1984) zeigt auf, dass 

Wohlbefinden nicht einfach erklärbar ist, da das Konstrukt von mehreren Faktoren beein-

flusst wird. So zitiert er „Wohlbefinden“ folgendermaßen: 

It seems likely that subjective well-being will not be accounted for by a handful of 

potent variables, because of the immense number of factors that can influence it. 

Variables from the weather to beliefs to interactions between personality and en-

vironment will probably play a part, and it„s unrealistic that anyone will be prepo-

tent. (Diener, 1984, S. 561) 
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Bei der Definition des Wohlbefindens wird unter aktuellem und habituellem Wohlbefinden 

unterschieden. Becker (2004) versteht unter aktuellem Wohlbefinden „einen Oberbegriff zur 

Charakterisierung des momentanen Erlebens einer Person, der positiv getönte Gefühle, 

Stimmungen und körperliche Empfindungen sowie das Fehlen von Beschwerden umfasst“ 

(Becker, 1994, S. 13). Hierfür sind Gefühle, die von kurzer Dauer sind und sich auf bestimm-

te Personen, Situationen und Erlebnisse beziehen, von Bedeutung. Habituelles Wohlbefin-

den dagegen ist gekennzeichnet durch relativ stabile Eigenschaften, welche das typische 

Wohlbefinden einer Person beschreiben, das sich meist auf einen Zeitraum von einigen Wo-

chen, Monaten oder auf das ganze Leben beziehen. Das habituelle Wohlbefinden hängt von 

relativ stabilen Person- und Umweltbedingungen ab und kommt durch kognitive Prozesse 

zustande (vgl. Becker, 1994, S. 15ff). 

Trotz dieses nicht eindeutig definierbaren Begriffs sind bei der Beurteilung des Kindeswohls 

verschiedene Kriterien wie Persönlichkeit des Kindes, seine Bedürfnisse, seine Anlagen, 

Fähigkeiten, Neigungen und Entwicklungsmöglichkeiten, sowie die Lebensverhältnisse der 

Eltern zu beachten. Das Kindeswohl ist bei jeglicher Entscheidung des Pflegschaftsgerichts 

als oberste Richtlinie zu berücksichtigen. Weiter umfasst das Wohl des Kindes das körperli-

che, geistige und seelische Wohlergehen. Dabei sind verschiedene Bedürfnisse zu befriedi-

gen. Erstens die Befriedigung der Basisbedürfnisse wie Ernährung, Kleidung und Hygiene, 

Gesundheitsvorsorge, Schutz vor Gefahren, Ruhe und Erholung, zweitens die Erfüllung der 

Bedürfnisse nach Bildung, Erziehung und der Vermittlung hinreichender Erfahrung und drit-

tens die Gewährleistung von emotionalen Bindungen des Kindes, die Kontinuität der Erzie-

hung, die Möglichkeit des Kindes zur Selbstentfaltung und Selbstbestimmung und die Ver-

mittlung eines stabilen Wertemaßstabs (vgl. Mottl, 1993, S. 93). 

Durch die Aufnahme des Begriffs Kindeswohl in die UN-Kinderrechtskonvention wurde die-

ser erstmals als rechtlich verbindliches Konzept festgelegt. So wird in verschiedenen Artikeln 

die Berücksichtigung des Kindeswohls ausdrücklich gefordert, nämlich in Fällen der Tren-

nung des Kindes gegen den Willen der Eltern, als Grundanliegen der elterlichen Verantwor-

tung, der Herauslösung aus der familiären Umgebung und in Adoptionsfragen, sowie bei 

Trennung der Erwachsenen und einem Strafverfahren. Beispielsweise ist in Artikel 21 fest-

gehalten, dass bei einer Adoption dem Wohl des Kindes die höchste Bedeutung beigemes-

sen werden muss. Weiter wird in Artikel 18 von den Eltern verlangt, das Kindeswohl als 

Grundanliegen der Erziehung zu sehen. Insgesamt gilt in allen Artikel der Kinderrechte der 

KRK die Orientierung an das Kindeswohlmaxime. Dabei ist allerdings festzuhalten, dass die 

Kinderrechtskonvention keine Definition bzgl. des Begriffs „Kindeswohl“ enthält. Dies lässt 
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sich laut Hainzl und Sax (1999) darauf zurückführen, dass der Ausdruck „Kindeswohl“ im 

nationalen Recht hinreichend vertraut und bekannt zu sein scheint. Wie sich aus der Wortin-

terpretation aus den authentischen Begriffen „best interests of the child“, welcher in der Kon-

vention mehrmals erwähnt wird, ergibt, ist das Kindeswohl interessensorientiert. Außerdem 

impliziert das Adjektiv „best“ eine besonders positive Vertretung der Interessen der Kinder 

und Jugendlichen (vgl. Hainzl & Sax 1999, S. 108ff). Trotz allem wird „Kindeswohl“ in den 

verschiedenen Saaten unterschiedlich definiert. Auch hier liegt es oft im Auge des Betrach-

ters, was als „Kindeswohl“ definiert wird und welche Stellung Kinder in der Gesellschaft und 

in Kulturen haben. Während es für viele Kinder in Indien, wo 80% der Bevölkerung in Armut 

lebt, zum Alltag gehört, Kinderarbeit in Steinbrüchen unter fatalen Bedingungen zu verrichten 

und dabei das Kindeswohl nicht hinterfragt wird, würde dies bei uns in Österreich massive 

Kritiken auslösen. Aufgrund dieser Unklarheiten und nicht präzisen Definition des Begriffs 

„Kindeswohl“ fordern Kritiker und der Ausschuss im Staatenberichtsverfahren Informationen 

zu Maßnahmen, die sicherstellen, dass „das Wohlbefinden“ der Kinder und Jugendlichen, im 

Speziellen bei jenen die besonders benachteiligt sind, gewährleistet wird. 

Die LBS-Studie (2007), ein Projekt des Dachverbandes der Landesbausparkassen „LBS-

Initiative Junge Familie“ in Zusammenarbeit mit dem Deutschen Kinderschutzverband ergab 

nachweisbare Zusammenhänge von Verletzungen der Kinderrechte und dem Wohlbefinden 

der Kinder. Haben Kinder den Eindruck, in ihren Rechten verletzt zu werden, hat das negati-

ve Auswirkungen auf ihr Wohlbefinden. Die höchste Korrelation zeigt sich bei Verletzungen 

des Rechts auf freie Meinungsäußerung und der Intimsphäre. Ein weiterer interessanter As-

pekt der LBS-Studie zeigt sich darin, dass multipel belastete Kinder, also Kinder deren 

Wohlbefinden stark eingeschränkt ist, besonders viele ihrer Kinderrechte verletzt sehen. Die 

Kinder fühlen sich nicht nur im allgemeinen Wohlbefinden eingeschränkt, sondern auch in 

Bereichen der Familie, Schule und im Freundeskreis. Verwunderlich erscheint allerdings, 

dass multipel belastete Kinder laut Studie häufiger ein eigenes Handy und einen eigenen 

Fernseher besitzen. Auch die Bewunderung für TeilnehmerInnen für Castingshows sowie an 

solchen teilzunehmen, ist stärker ausgeprägt. Vielleicht besteht der Grund dafür, externe 

Anerkennung zu bekommen und durch die materiellen Gegenstände Ersatzbefriedigung zu 

erhalten. Fesenfeld (2001), Deixler-Hübner und Mitgutsch (2007), sowie ForscherInnen der 

LBS-Studie (2007) sind sich darüber einig, dass eine hohe Korrelation zwischen dem Wohl-

befinden des Kindes und der Einhaltung der Kinderrechte besteht. Eine weitere Studie von 

Eurosocial bestätigt diese Erkenntnisse. Dabei wurde untersucht, in welchen Bereichen sich 

Kinder weniger wohl oder wohler fühlen. Die Ergebnisse zeigen, dass sich 80,1% in der 

Wohnung, 71,6% in der Wohnumgebung, 71,3% in der Familie und nur 30,8% in der Schule 
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wohl fühlen (vgl. Filler, 1994, S. 50). Gerade das Wohlbefinden in der Schule kann aber nicht 

so einfach dargestellt werden, wie Hascher (2004) zu entnehmen ist. Hascher kritisiert: Ob-

wohl Arbeiten empirisch belegt sind, fehlt es oftmals an theoretisch abgesicherten Definitio-

nen oder an validen, generell einsetzbaren Instrumenten. So ergab eine Studie von Schaffer 

(2008), dass sich Kinder in der Volksschule zum überwiegenden Teil wohl fühlen. Allerdings 

stellen WissenschafterInnen in verschiedenen Studien fest, dass ein Rückgang positiver 

Emotionen im Laufe der Schuljahre besteht, der aber nicht erklärt werden kann. Jedoch wird 

Wohlbefinden von verschiedenen Faktoren wie Alter, Geschlecht, Schultyp, Schulort und 

Unterrichtsfach beeinflusst. Als weitere Quellen des Wohlbefindens nennt Hascher bei-

spielsweise Leistungsniveau, Anstrengungsbereitschaft, Selbstwirksamkeit, Sozialkontakte 

mit den Lehrpersonen, Sozialklima, soziale Umwelt und Kontakte zu Gleichaltrigen (vgl. Ha-

scher, 2004, S. 94ff). 

Aufgrund dieser Erkenntnisse ist es unabdinglich, sich über die Bedeutung des Konstrukts 

„Wohlbefinden“ klar zu sein, um die Kinderrechte auch tatsächlich in Schule und im Alltag 

umzusetzen und das Wohlbefinden der Kinder und Jugendlichen zu fördern. 

3.2 Artikel der UN-Kinderrechtskonvention 

Was beinhaltet nun aber die UN-Konvention in ihren 54 Artikeln bezüglich Kinderrechten? Je 

nach AutorIn werden Kinderrechte in drei oder fünf große Kategorien gegliedert. Unterköfler-

Klatzer (2005) teilt die Artikel in drei Bereiche: Recht auf Grundversorgung, Recht auf Parti-

zipation und Recht auf Schutz. Sie listet dabei verschieden Beispiele für die einzelnen Berei-

che auf. 

 Recht auf Grundversorgung: Recht auf Schutz des Lebens und Überlebens, Recht 

auf Nahrung, Recht auf Gesundheitsvorsorge und Gesundheitserhaltung, Recht auf 

körperliche, geistige, seelische, sittliche und soziale Entwicklung 

 Recht auf Schutz: Recht auf eine eigene Identität, einen eigenen Namen, Recht auf 

Schutz vor physischer oder psychischer Gewaltanwendung, Schutz vor wirtschaftli-

cher Ausbeutung 

 Recht auf Beteiligung: Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, 

Recht auf Information, Recht auf eigene Meinung, Recht auf Privatsphäre 

In Abbildung 4 werden die drei großen Kategorien der Kinderrechte nochmals übersichtlich 

anhand einzelner Beispiele dargestellt. 
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Obwohl alle Rechte der Konvention gleichrangig sind und kein Recht Priorität hat, nennt 

Unterköfler-Klatzer (2005) drei Leitgedanken, die allen anderen Rechte zugrunde liegen. 

 Nicht-Diskriminierung 

 Das Wohl des Kindes 

 Die Partizipation 

 

Abbildung 4: Unterteilung der Kinderrechte der UN-Konvention in drei Bereiche. 
(Unterköfler-Klatzer, 2005, S. 36) 

Fesenfeld (2001, S. 20) dagegen gliedert die Kinderrechte laut Konvention in fünf große 

Rechtsbereiche ein: 

 „Survival rights“ sichern die Rechte des Kindes auf Überleben, Nahrung, Wohnen 

und medizinische Grund-Versorgung. 
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 „Protection rights“ schützen jedes Kind vor Ausbeutung, Vernachlässigung, Miss-

brauch und willkürlicher Trennung von der Familie. 

 „Provision rights“ verpflichten den Staat zur Bereitstellung ausreichender Bildungs-

chancen, Betreuungsangebote und Gesundheitsvorsorge. 

 „Development rights“ räumen jedem Kind das Recht auf eine angemessene Entwick-

lung auf Spiel, Erziehung, Schule und Gedankenfreiheit ein. 

 „Participation rights“, gewähren dem Kind das Recht auf freie Meinungsäußerung 

und Mitsprache. 

Da an dieser Stelle das Auflisten aller 54 Artikel der UN-Kinderrechtskonvention zu aufwen-

dig wäre und den Lesefluss der Arbeit unterbrechen würde, sind diese im Anhang nachzule-

sen. Kurz zusammengefasst finden sich in Artikel 1-41 vorrangig die Rechte und Pflichten 

des Kindes, die andere gegenüber dem Kind haben. Artikel 1-5 beinhalten im Besonderen 

Definitionen und Grundsätze des Übereinkommens. In einem weiteren Teil in den Artikeln 

42-45 sind die Überwachung und Umsetzung des Vertrages geregelt. Der letzte Teil der 

UN-Konvention in den Artikel 46-54 nennt Bestimmungen, die das Inkrafttreten der Konven-

tion betreffen. 

Dieser Arbeit dient die Broschüre der Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs als Vor-

lage, um die Kinderrechte expliziter zu benennen. Dabei werden die Kinderrechte in plausib-

ler Art und Weise zusammengefasst und dargestellt. Die Rechte lauten folgendermaßen: 

Kinder haben Rechte (kija OÖ, 2008, S.11) 

 Alle Kinder auf der ganzen Welt haben die gleichen Rechte. 

 Kein Kind darf benachteiligt werden. Kein Kind darf wegen seiner Hautfarbe, seiner 

Sprache oder Religion benachteiligt werden. Kein Kind darf benachteiligt werden, weil 

es ein Bub oder ein Mädchen ist, behindert ist oder in einem Heim wohnt. Es darf 

auch nicht benachteiligt werden, weil es weniger hat als andere, weil es aus einem 

anderen Land kommt oder weil seine Eltern anderes denken als die meisten Eltern. 

Kinder haben das Recht… 

 umgeben von Liebe, Geborgenheit und Verständnis aufzuwachsen. 

 darauf, dass bei allen Maßnahmen, die sie betreffen, ihr Wohl und ihr bestes Interesse 

vorrangig berücksichtigt werden. 

 vor Armut geschützt zu werden und in sozialer Sicherheit aufzuwachsen. 
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 so gesund wie möglich zu leben und medizinisch versorgt zu werden. 

 zu lernen und eine Ausbildung zu machen, die ihren Bedürfnissen und Fähigkeiten 

entspricht. 

 auf Freizeit, alleine und mit anderen Kindern zu spielen und sich auszuruhen. 

 dass ihr Privatleben und ihre Würde geachtet werden. 

 auf FreundInnen, sich mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu ver-

sammeln. 

 alles zu erfahren, was sie betrifft. Sie haben das Recht zu sagen, was sie denken. Sie 

haben das Recht, dass ihnen zugehört wird und dass ihre Meinung berücksichtigt 

wird. 

 bei ihren Eltern zu leben. Wenn Eltern nicht zusammenleben, haben sie das Recht, 

beide Eltern regelmäßig zu treffen. 

 auf Schutz vor jeder Form von Gewalt, auf Schutz vor Misshandlung und Vernachläs-

sigung. 

 vor schwerer und gefährlicher Arbeit geschützt zu werden. 

 vor allen Formen der Ausbeutung geschützt zu werden. 

 dass sie nicht verkauft werden und dass mit ihnen kein Handel betrieben wird. 

 besonders geschützt zu werden, wenn in ihrem Land Krieg ist oder sie auf der Flucht 

sind. 

 behinderte Kinder haben das Recht auf besondere Unterstützung und Förderung, da-

mit sie mit anderen Kindern spielen und lernen können. 

 Kinder von Minderheiten haben das Recht, ihre Sprache und Kultur zu pflegen. 

 Kinder, die eine strafbare Handlung begangen haben, haben das Recht, dass sie eine 

neue Chance in der Gemeinschaft erhalten. 

In folgenden Illustrationen unter Abbildung 5 werden die einzelnen Kinderrechte nochmals 

anschaulich, lustig und kindgerecht dargestellt. Der Herausgeber der Karten ist das Netz-

werk Kinderrechte. Die einzelnen Kärtchen mit den speziellen Kinderrechten können bei den 

Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs angefordert werden. 
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Abbildung 5: Kinderrechte national und international (Unterköfler-Klatzer, 2005, S. 18-21) 
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Die folgenden Punkte befassen sich im Speziellen mit dem Recht „Schutz und Betreuung bei 

Gewalt, Misshandlung und Missbrauch“, „dem Recht auf Partizipation“ und „dem Recht auf 

Ruhe, Freizeit, Spiel und Erholung“. Wie Medien und Statistiken zu entnehmen ist, erfolgen 

gerade in diesen Bereichen, auch in Österreich, regelmäßig Verletzungen der Kinderrechte. 

Häufig besteht der Irrglaube, Gewalt, Misshandlung und Missbrauch geschehe irgendwo, 

aber nicht im eigenen Umfeld. Medienberichte beweisen nicht selten das Gegenteil, dass 

gerade Missbrauch oft im engen Bekannten- und Verwandtenkreis oder in der Nachbarschaft 

stattfindet. Durch Aufklärung, Information und Stärkung der Sensibilität gegenüber Kinder-

rechte versucht „kija on tour“ diesen Verletzungen entgegen zu wirken. 

3.2.1 Schutz und Betreuung bei Gewalt, Misshandlung und Missbrauch 

Artikel 14 

Alle Kinder und Jugendlichen haben das Recht auf Schutz vor jeder Form von körper-

licher oder geistiger Gewaltanwendung, Misshandlung und vor sexuellem Miss-

brauch. Gesetzgebung und Vollziehung haben dieses Recht, insbesondere gegen-

über Eltern und sonstigen Personen, die für die Betreuung von Kindern und Jugendli-

chen verantwortlich sind, durch soziale und sonstige vorbeugende Unterstützung und 

durch Maßnahmen zur Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung zu gewähr-

leisten (Hainzl & Sax, 1999, S. 192). 

Hainzl und Sax (1999) weisen darauf hin, dass Gewalt, vor allem sexueller Natur, gegen 

Kinder und Jugendliche in überwiegender Zahl der Fälle im Familien- und Bekanntenkreis 

stattfinden. Dies bestätigen auch in Österreich in letzter Zeit bekannt gewordene „spektaku-

läre Fälle“ von Kindesmissbrauch und Inzestfällen, wie etwa Josef Fritzl, der 24 Jahre seine 

Tochter einsperrte, missbrauchte und Kinder mit ihr zeugte oder Natascha Kampusch, die 

jahrelang von ihrem Peiniger im Kellerverlies eingeschlossen war. Und dies obwohl Kinder 

und Jugendliche auch in Österreich ein besonderer strafrechtlicher Schutz gegenüber Gefah-

ren in Bereich der Familie zusteht. Auch im Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB) 

ist festgelegt, dass die Anwendung von Gewalt und die Zufügung körperlicher und seelischer 

Leiden unzulässig sind und den TäterInnen bei Überschreitung des Gesetzes eine Bestra-

fung droht. Der Verfassung der Kinderrechtskonvention ist es ein besonderes Anliegen, Kin-

der vor Gewalt und Missbrauch, welcher durch ihr engeres Umfeld erfolgt, zu schützen, wo-

bei dies hauptsächlich durch Maßnahmen in Bereichen der Prävention und Rehabilitation 

erfolgen soll. Hainzl und Sax (1999) fassen Punkte des Forderungskatalogs der Arbeitsge-
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meinschaft der Kinder- und Jugendanwaltschaften (ARGE) „Gegen sexuelle Gewalt am 

Kind“ zusammen. In diesem Katalog wird exemplarisch aufgezeigt, wie ein umfassender 

Schutz von Kindern und Jugendlichen erreicht werden könnte. ARGE fordert gezielte und 

altersgerechte Information in Kindergärten und Pflichtschulen, sowie der Aus- und Weiterbil-

dung von allen Personen, die fachlich oder beruflich mit der Thematik konfrontiert sind. Auch 

ein spezieller Schutz für Opfer, wie etwa die Schaffung von juristisch und psychologisch qua-

lifizierten, kostenlosen OpferschutzanwältInnen, der Einsatz von eigens geschultem Ge-

richtspersonal, schonendes Einvernehmen, sowie die Berücksichtigung des Geschlechts der 

Opfer wird verlangt. Zusätzlich zu der therapeutischen Betreuung der Opfer sollte auch die 

therapeutische Betreuung der TäterInnen sichergestellt werden mit dem Ziel der Verantwor-

tungsübernahme und Wiedergutmachung. 

Information, Aus- und Weiterbildung zum Thema Erziehung, im Speziellen zu Gewalt könnte 

Gewalt entgegen wirken, da häufig Unwissenheit über Folgen von Kinderrechtsverletzungen 

besteht. Kija Oberösterreich (2008) berichtet über die neuesten Erkenntnisse der Entwick-

lungspsychologie, welche folgende Ergebnisse publizierten: 

 Gewalt schafft kurzfristig Angst und Schuldgefühle, sorgt für Gehorsam, Misstrauen 

und Rückzug. Langfristig aber bewirkt Gewalt negative Folgen, untergräbt das Selbst-

wertgefühl, die Selbstsicherheit und das Vertrauen in zwischenmenschliche Bezie-

hungen. Gewalt verzerrt die Wahrnehmung. Sie führt zu Zorn, Rücksichtslosigkeit und 

neuer Gewalt. So ist der Preis für „Gehorsam durch Gewalt“ zu hoch. 

 Kinder sind neugierig und lernen, wenn ihnen etwas wichtig ist, sie Spaß dabei haben 

und sie etwas selbständig machen. Kinder lernen durch Vorbilder und Nachahmung. 

Sie machen gerne mit, hören zu und helfen mit, wenn sie ernst genommen werden. 

So ist Gewalt als Erziehungsmittel nicht notwendig und angebracht. 

 Gewalt schädigt das Kind und den gewalttätigen Erwachsenen. Der Erwachsene 

spürt, etwas Unrechtes zu tun. Er versucht durch das Verdrängen seiner Gefühle, sein 

Handeln zu rechtfertigen, was wiederum Auswirkung auf seine Mitmenschlichkeit hat. 

Nicht selten liegen die Ursachen Gewalt anzuwenden in der eigenen Kindheit, wo 

auch Schläge erteilt wurden. Kein Kind kann gefühlsmäßig verstehen, dass die Men-

schen die es liebt und von denen es abhängig ist, ihm Unrechtes und Schlechtes an-

tun. 

Gezielte Information und Aufklärung sollten eine Bewusstseinsbildung bei Erwachsenen zur 

Folge haben, sodass diese zur Erkenntnis kommen „Gewalt nützt nicht“. Dies würde nicht 



Kinderrechte 

 

Se i t e  | 49 

nur den lebenslangen dramatischen Folgen von Gewalt entgegenwirken, sondern auch eine 

präventive Wirkung haben, indem Personen darüber Bescheid wissen, was überhaupt unter 

Gewalt verstanden wird. Erwachsene glauben nicht selten, richtig gehandelt und keine Ge-

walt ausgeübt zu haben. So gehört für viele die „g„sunde Watsch„n“ noch immer zu Erzie-

hungsmaßnahmen, wie einer aktuellen österreichischen Studie der Kinder- und Jugendan-

waltschaft (2008), zu entnehmen ist. Für viele ist unklar, wo beginnt und wo endet Gewalt? 

Die Aufklärung darüber könnte in manchen Fällen Sicherheit für die Eltern bedeuten und die 

Hemmschwelle, Gewalt anzuwenden, erhöhen. 

Neben dem “Recht auf Gewaltfreiheit“ zählt auch das „Recht auf Partizipation“ zu häufig ver-

letzten Rechten in Österreich. Der nächste Punkt beschäftigt sich mit dem Begriff „Partizipa-

tion“ und den „Partizipationsrechten“. Zu diesen Rechten zählen freie Meinungsbildung und 

Meinungsäußerung, die Berücksichtigung des Kindeswillens, Informations-, Gedanken-, Ge-

wissens- und Religionsfreiheit. Obwohl in Österreich viele Rechte gewährleistet scheinen, 

bleibt Kindern und Jugendlichen das Recht auf Mitbestimmung und Partizipation oft ver-

wehrt. Erwachsene, Politik und Schule bestimmen häufig den Alltag der Kinder, wo demokra-

tische Rechte und das Recht zur Mitsprache kaum wahrgenommen werden können. Obwohl 

sich durch die Konvention vieles zum Positiven verändert hat, ist in diesem Bereich auch in 

Österreich noch viel aufzuholen. 

3.2.2 Partizipationsrechte 

3.2.2.1 Begriff Partizipation 

Mehrere Autoren wie Carle und Kaiser (1998) und Liebel (1997) betonen „participation“ sei 

heute zu einem Modewort geworden. In den meisten Organisationen, Entwicklungsvorhaben 

oder pädagogischen Konzepten wird auf den Wert der Partizipation hingewiesen. Partizipati-

on soll zum Beispiel dazu beitragen, eine Maßnahme effektiver zu machen, indem Betroffene 

in die Planung mit einbezogen werden und sich dadurch eher mit ihr identifizieren. So wird 

Mitbestimmung heute oft zur betrieblichen Strategie eingesetzt, um größere Erträge und 

Gewinne zu erzielen oder aber einfach nur darum, um eine bessere Mitarbeiterzufriedenheit 

aufweisen zu können. 

3.2.2.2 Partizipation in der Schule 

Dies würde beispielsweise bedeuten, Kinder in der Schule bei Entscheidungen, mehr 

miteinzubeziehen. So könnten Schüler und Schülerinnen mehr Demokratie empfinden und 
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Eigeninitiative zeigen, schließlich bessere Schulleistungen erbringen und das Gefühl haben 

bei Beschlüssen nicht einfach hintergangen zu werden. 

Wie die Realität und Studien aber zeigen, steht es um das Partizipationsrecht der Kinder in 

den Schulen nicht sehr gut. Es wird zwar viel darüber geredet und es gibt formale Mitbes-

timmungsmöglichkeiten wie Schul- oder KlassensprecherIn, welche die Interessen der ande-

ren vertreten, diese haben oft aber wenig Einfluss auf tatsächliche Veränderungen im Schul-

unterricht und Schulalltag. Auch Liebel (2007) bestätigt die geringe Reichweite dieser Maß-

nahmen, die er häufig als wenig attraktiv und nicht ernst genommen bezeichnet. Auch Carle 

und Kaiser (1998) bemerken kritisch, dass die bloße Öffnung von Schule im Sinne von mehr 

Methodenvielfalt im Unterricht noch keine ausreichende Selbst- und Mitbestimmung der Ler-

nenden zulässt. Um tatsächlich Partizipation zu ermöglichen, definieren die Autorinnen drei 

Bereiche. Es seien Öffnung und Offenheit in der Klasse (Planung und Gestaltung von Unter-

richt in räumlicher und zeitlicher Hinsicht und der sozialen Beziehungen sowohl der Kinder 

untereinander als auch zu den Unterrichtenden), innerhalb der Schule (Förderung eines viel-

fältigen Schullebens, Öffnung zum Schulgelände und zum Schulgebäude) und nach außen 

(Lernorte außerhalb der Schule, Außerschulisches hereinholen) erforderlich. Somit wäre die 

inhaltliche, methodische und institutionelle Offenheit von Schule gegeben und das Kinder-

recht Partizipation eher gewährleistet. 

Fragen zur Demokratisierung der Schule und den Selbst- und Mitbestimmungsrechten von 

Schülern und Schülerinnen wurden auch in der Geschichte mehrmals erörtert. Bereits zu 

Beginn des zwanzigsten Jahrhunderts erlebten diese Diskussionen einen Aufschwung, auch 

aufgrund diverser Reformpädagogiken wie Summerhill und anderen (Gläser, 1998, S.123ff). 

Liebel (2007) macht auf wiederholte Versuche, die Schule zu demokratisieren, aufmerksam. 

Dabei werden Attribute wie keine Unterwerfung, keine Bevormundung, kein Zwingen ge-

nannt. Das heißt im Konkreten, Kinder nicht als Objekte zu behandeln, sondern als Subjekte 

zu respektieren und ihnen die Gelegenheit zu geben, frei zu entscheiden, ihre Eigenheiten 

einzubringen und ihre Fähigkeiten und Begabungen zu entwickeln. Obwohl die Schule von 

heute in vielen Bereichen nicht mehr die sture Paukschule wie früher darstellt, der Frontalun-

terricht vielfach von dialogischen Lernformen ergänzt wird, es Projekttage und Projektunter-

richt gibt, es nicht nur mehr um die Reproduktion von vorgefassten Inhalten geht, ist die 

Schule ein System mit hierarchischen Strukturen, mit Noten, Strafen und engen Planungen 

geblieben. So hat die Partizipation der Kinder wenig Platz in diesem oft starren System. 

Ausnahmen stellen dabei teilweise „alternative Schulen“ wie Montessori- und Waldorfschulen 

dar. Diese werden häufig aber nur von privilegierten und gut situierten Kindern besucht. Zu-
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sammengefasst bedeutet dies, dass für Schulen noch viele Maßnahmen erforderlich sind, 

um das Partizipationsrecht auch tatsächlich umzusetzen. 

3.2.2.3 Weitere Partizipationsrechte 

Neben der Partizipation in der Schule zählen Liebel (2007), Lohninger (2006) und Aliefendic 

(2005) zu den Partizipationsrechten, die in den Artikeln 13, 14,15 und 17 verankerten Rechte 

auf freie Meinungsäußerung, Informations-, Gedanken-, Gewissens und Religionsfreiheit, 

sowie das Recht, sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich friedlich zu versam-

meln. Ein weiteres Partizipationsrecht findet sich im Artikel 12. Hier wird dem Kind die eigene 

Meinungsbildung zugesichert, wobei das Kind das Recht hat, eine Meinung in allen berüh-

renden Angelegenheiten frei auszudrücken. So wird die Meinung des Kindes angemessen 

und entsprechend seinem Alter und seiner Reife berücksichtigt. Dem Kind wird auch bei Ge-

richts- und Verwaltungsverfahren die Gelegenheit gegeben, entweder unmittelbar, durch 

eine/n VertreterIn oder eine geeignete Stelle gehört zu werden. Der Terminus „Partizipation“ 

befindet sich auch in Artikel 23, der speziell behinderten Kindern gewidmet ist. 

Internationale Organisationen und das UN-Kinderhilfswerk UNICEF (2004) weisen bei dem 

Begriff „Participation“ auf die aktive Rolle der Kinder bei Entscheidungen über ihr Leben hin. 

Liebel (2007) betont, dass das ausreichende Zugeständnis des Rechts auf Partizipation oft 

schwer zu beurteilen ist, da das Ausmaß von „ausreichend“ im Auge des Betrachters liegt. 

Es hängt von der angestrebten Rolle und Stellung der Kinder in der Gesellschaft ab, inwie-

weit ihnen Partizipation zugestanden wird. Während die Gesetze der meisten Länder das 

Recht auf Teilhabe oder Selbstbestimmung an ein bestimmtes Mindestalter binden, gesteht 

die Kinderrechtskonvention die Rechte auf Partizipation allen Kindern ungeachtet ihres Alters 

zu. Dennoch stößt gerade die Stärkung des gesellschaftlichen Status des Kindes bei vielen 

Ländern auf Vorbehalte und Widerstände, da nicht selten die Meinung herrscht, das Kind sei 

dem Erwachsenen unterlegen und hinke den Fähigkeiten der Erwachsenen hinterher. Dabei 

wird den Kindern unterstellt, ihnen fehle es aufgrund ihres Alters, ihrer altersbedingten 

Schwäche und ihrer geringen Lebenserfahrung an Kompetenz, um bei der Sorge ihres 

Wohlergehens und beim Schutz vor Gefahren selbst eine aktive und verantwortliche Rolle zu 

spielen. Da Kinder vermehrt Schutz brauchen, ermächtigen sich Erwachsene an der Stelle 

ihrer Kinder zu handeln. Dabei wird Kindern die Macht verwehrt, selbst Entscheidungen zu 

treffen oder sich an ihnen umfassend zu beteiligen. So werden Kinder noch verletzlicher ge-

genüber der Autorität der Erwachsenen. Das Ergebnis ist eine Machtkonstellation, die Er-

wachsenen und Kindern einen grundlegend verschiedenen Status zuweist. Diese Konstella-
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tion sollte immer wieder in Frage gestellt werden, um den Kindern die Gelegenheit zu geben, 

auf gleicher Augenhöhe mit den Erwachsenen zu handeln und schließlich mehr Egalität und 

gegenseitigen Respekt zu erzielen (Liebel, 2007, S. 63ff). Würde mehr Gleichberechtigung 

zwischen Erwachsenen und Kindern bestehen, würden in vielen Fällen auch die Kinderrech-

te mehr geachtet werden. 

Forschungen der britischen Kindheitsforscherin Gerison Lansdown (1995) ergaben, dass ein 

erwachsenen-dominiertes Verständnis von Kindheit und ein übertriebenes Gefühl der Ver-

letzlichkeit von Kindern leicht ihre Partizipationsrechte untergraben und ihre soziale Stellung 

noch weiter schwächen kann (vgl. Liebel, 2007, S. 63). 

 

Wird von Partizipation und deren Einhaltung gesprochen, müssen verschiedene Stufen be-

achtet werden. Erst bei tatsächlicher Beteiligung und nicht bei Scheinbeteiligung ist das 

Recht auf Partizipation gewährleistet. 

3.2.2.4 Stufen der Partizipation 

Um Partizipation in einer Art Rangfolge oder Stufenleiter abzubilden und die verschiedenen 

Intensitäten oder Reichweiten zu veranschaulichen, versuchten Roger Hart (1992) in den 

USA und Wolfgang Gernert (1993) in Deutschland ein Modell zu entwickeln. Dabei unter-

scheiden sie verschiedene Stufen der Beteiligung, von reiner Fremdbestimmung bis hin zur 

Selbstverwaltung (vgl. Liebel, 2007, S. 186). 

1. Manipulation 

2. Dekoration 

3. Symbolische Partizipation 

4. Kinder werden informiert 

5. Kinder werden konsultiert und informiert 

6. Von den Erwachsenen initiiert, Entscheidungen werden von den Kindern mitgetragen 

7. Von den Kindern initiiert und dirigiert 

8. Von den Kindern initiiert, Entscheidungen von den Erwachsenen mitgetragen 

Auf den ersten drei Stufen findet Scheinpartizipation statt. Dekoration bedeutet beispielswei-

se, dass sich ein Politiker mit Kindern umgibt, um Kinderfreundlichkeit zu illustrieren oder 

wenn Kinder „Alibi-halber“ zu Konferenzen eingeladen werden, ohne die Ergebnisse aber 
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beeinflussen zu können. Eigentliche Partizipation beginnt erst mit Stufe 4. Dabei bedeutet 

Partizipation, dass sich Kinder über die bloße Anwendung und Mitgliedschaft am Ziel beteili-

gen können. Bei Stufe 5 wird das Projekt von Erwachsenen gemanagt, die Kinder wissen 

aber aufgrund Information, worum es geht und können ihre Meinung einbringen. Handelt es 

sich um Mitbestimmung wie bei Stufe 6 geht die Initiative zwar von den Erwachsenen aus, 

allerdings werden die Entscheidungen gemeinsam mit den Kindern getroffen. Stufe 7 und 8 

beinhalten echte Selbstbestimmung der Kinder. Dabei ist das Ziel, dass Kinder Projekte 

selbst initiieren, dessen Gestaltung aber von Erwachsenen oder einer im Rahmen einer be-

stehenden Organisation getragen wird. 

Weiter wird zwischen direkter und indirekter (advokatischer) Partizipation unterschieden, um 

verschiedene Intensitäten und Arten zu kennzeichnen. Bei direkter Mitbestimmung handelt 

es sich um Aktionen, bei denen die Kinder selbst den Ton angeben und sich selbst für ein 

bestimmtes Ziel einsetzen. Bei indirekter Partizipation gehen Erwachsene stellvertretend für 

Kinder verschiedene Punkte und Themen an wie zum Beispiel in Kinderbüros oder in Ein-

richtungen für Kindervertretung. 

An diesen Stufen ist die schwierige Umsetzung des Kinderrechts „Partizipation“ ersichtlich. 

Nicht nur die unterschiedliche Auffassung und Begriffsdefinition von Partizipation, sondern 

auch die tatsächliche Umsetzung dieser Artikel der UN-Konvention stellt eine Herausforde-

rung für Politik, Gesellschaft und Schule dar. Wie oben bereits erwähnt, handelt es sich auch 

in Österreich oft nur um Scheinpartizipation und nicht um tatsächliches Einhalten dieses 

Rechts für Kinder. 

Nach genauerer Auseinandersetzung mit den Kinderrechten mögen manche Erwachsene 

der Meinung sein, Kinder haben nur Rechte, aber zu wenig Pflichten. Dies ist eine Haltung, 

mit der auch „kija on tour“, regelmäßig konfrontiert wird. Kdolsky (2007) erwähnt in ihrem 

Bericht des Bundesministeriums für Gesundheit, Familie und Jugend ausdrücklich, dass die 

Kinderrechtskonvention die Rolle der Eltern nicht einschränkt, sondern ihre besondere Stel-

lung unterstreicht. Die Familie und die Erwachsenen nehmen in der Erziehung eine ganz 

besondere Position ein. So wird die Familie als beste Umgebung für die Entwicklung des 

Kindes bezeichnet, welche die Unterstützung der Eltern erfordert. Die Kinderrechtskonventi-

on spricht den Eltern hauptsächlich die Verantwortung für die Erziehung und Entwicklung 

des Kindes zu. Kija (2008) stellt klar, dass Eltern Rechte und Pflichten gegenüber Kinder 

haben. Diese Rechte und Pflichten gelten auch für Kinder. Schließlich bedeutet Rechte zu 

haben gleichzeitig auch die Verpflichtung die Rechte der anderen zu beachten. Somit ist die 
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elterliche Autorität dann aufrechtzuerhalten, wenn die Eltern die Rechte der Kinder und Ju-

gendlichen achten, schützen und unterstützen. 

Kija Oberösterreich (2008) stellt dafür goldenen Regeln auf und gibt Beispiele aus verschie-

denen Glaubensrichtungen: „Nichts fördert die Einsicht in die Sinnhaftigkeit von Regeln mehr 

als strikte Gegenseitigkeit: Was für dich (als Kind) gilt, gilt auch für mich (als Erwachsener). 

Die goldene Regel: Was du nicht willst, dass man dir tut, das füg auch keinem andern zu.“ 

(kija OÖ, 2008, S. 2) 

 

Diese Regel unterstreichen verschiedene Glaubenssätze diverser Religionen mit folgenden 

Zitaten: 

 Christentum „Alles, was ihr wollt, dass euch die Menschen tun, das tut auch ihr ihnen 

ebenso.“ (Matthäusevangelium) 

 Islam „Keiner von euch ist ein Gläubiger, solange er nicht seinem Bruder wünscht, 

was er sich selber wünscht.“ (Suna) 

 Judentum „Was dir nicht lieb ist, das tue auch deinem Nächsten nicht.“ (Talmud) 

 Buddhismus „Tue nicht anderen, was du selbst als verletzend empfinden würdest.“ 

(Udanavarga) 

(kija OÖ, 2008, S. 2) 

Allerdings stellt es gerade in der Erziehung oft eine enorme Herausforderung dar, diese 

Gleichheitssätze zu beachten. Eine Hilfe dafür können folgende Kriterien, die kija OÖ in ihrer 

Informationsbroschüre auflistet, darstellen: Liebe, Respekt, Anerkennung, Bindung, Hinwen-

dung, Zeit, Schutz, Sicherheit, Freiheit, Selbstwirksamkeit, Freiräume, Verantwortung, Gren-

zen, Regeln des sozialen Zusammenlebens, Konsequenz und Toleranz. Diese Punkte ma-

chen eine Beziehung aus. Werden sie eingehalten, sind auch die Kinderrechte eher gewähr-

leistet. 

Österreichische Kinder- und Jugendanwälte messen laut Sax und Hainzl (1999) einem weite-

ren Kinderrecht besondere Bedeutung bei: dem Recht auf Ruhe, Freizeit, Spiel und Erho-

lung. Dieses Recht ist im Artikel 31 festgeschrieben. 
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3.2.3 Recht auf Ruhe, Freizeit, Spiel und Erholung 

Artikel 31 

1. Alle Kinder und Jugendlichen haben ein Recht auf Ruhe, Freizeit, Spiel und altersge-

mäße Erholung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben. 

2. Gesetzgebung und Vollziehung haben dafür zu sorgen, dass entsprechende Einrich-

tungen für aktive Erholung und Freizeitbeschäftigung sowie für kulturelle und künstle-

rische Betätigung für Kinder und Jugendliche aller Altersstufen in ausreichendem Um-

fang vorhanden und für alle gleichermaßen zugänglich sind. (Hainzl & Sax, 1999, S. 

176) 

Kinder- und Jugendanwälte/innen kritisieren die mangelhafte Bereitschaft des Gesetzgebers, 

in diesen Bereichen zeitgemäße und ausreichende Vorkehrungen zu treffen. So fehlt es teils 

an öffentlichen Spielplätzen oder an zweckgewidmeten Flächen für die Zielgruppe der Kinder 

und Jugendlichen und deren Bedürfnisse. Vor allem Jugendlichen fehlt der Platz, wo sie um-

her lungern, sich austoben und laut sein dürfen. Ein Beispiel hierfür ist der Skater Action-

Park in Salzburg, welcher direkt unter der Hellbrunner Brücke errichtet wurde. Heinz Scha-

den deklarierte diesen Platz als einen, wo sich Jugendliche richtig austoben können. Für die 

SkaterInnen besteht dort zwar die Möglichkeit sich frei zu bewegen, aber bereits kurz nach 

Eröffnung kamen Beschwerden von AnrainerInnen, welche sich durch die Jugendlichen, vor 

allem aber den Lärm gestört fühlen. Wie in Artikel 31 der UN-Konvention jedoch festge-

schrieben, sollte für Kinder und Jugendliche das Recht auf Freizeit und Spiel gewährleistet 

sein. In diesem Punkt ist nicht nur die Politik, sondern auch die Gesellschaft bzgl. Einstellung 

zu Kindern und Jugendlichen gefordert. 

Tatsache ist, dass nicht nur Erwachsene, sondern auch Kinder und Jugendliche immer häu-

figer einem steigenden Leistungsdruck der Gesellschaft unterworfen sind. Dies geht mit einer 

Verkürzung der Freizeit und der Möglichkeiten für Ruhe und Erholung einher. Hainzl und Sax 

(1999) definieren Spielen als „zwecklose Tätigkeiten“, die von Erwachsenen nicht gesteuert 

werden. Beim Spiel entwickelt sich das psychische und physische Potenzial des Kindes und 

es hat die Möglichkeit alleine oder gemeinsam mit anderen zu spielen, was wiederum durch 

soziale Interaktionen das Selbstvertrauen und Selbstbewusstsein des Kindes stärkt. Gerade 

diese „zwecklosen Tätigkeiten“ könnten dem hohen Leistungsdruck der Kinder und Jugendli-

chen entgegenwirken, wofür wiederum Platz und Raum geschaffen werden muss. 
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Auch die UN-Kinderrechtskonvention betont den Wert des Spiels und Spielens für jedes 

Kind. Wie die Realität zeigt, besteht allerdings nach wie vor ein deutliches Umsetzungsprob-

lem. Das selbstständige Erkunden der Umgebung und ein gefahrloses Spielen auf Straßen, 

Gehwegen und Plätzen gestalten sich zunehmend als schwieriger. Natürliche Freiflächen 

sind vor allem in der Stadt rar geworden. Während früher die Kinder die Möglichkeit hatten, 

überall zu spielen, findet heute das Kinderspiel zum großen Teil auf Spielplätzen oder spezi-

ell für Kinder reservierten Flächen statt. Obwohl die Spielplätze mehr geworden sind, bele-

gen Studien, dass das Anregungspotential von Spielplätzen sehr gering ist. Gerade aber 

Kinder brauchen Anreize, die ihre Fantasie fördern und Räume wo sie Risiko- und Grenzer-

fahrungen machen können. Schließlich sollten Kinder auch auf anderen öffentlichen Plätzen 

die Möglichkeit haben zu spielen und sich auszutoben. Neben Spielräumen sind Spielorte 

auch bedeutsame Begegnungs-, Kommunikations- und Beziehungsräume, die der Persön-

lichkeitsentwicklung dienen. Besonders bedenklich ist die mit mangelnden Spielflächen ein-

hergehende Bewegungsarmut. Anstatt bewegungsreicher Aktivitäten in der Wohnumgebung 

spielen Kinder häufig im Kinderzimmer oder beschäftigen sich mit dem Computer, was wie-

derum negative Auswirkungen auf die Gesundheit und sozialer Kompetenzentwicklung hat 

(vgl. Anderfuhren, 2008). Dabei würden gerade Kinder und Jugendliche attraktive Innen- und 

Außenräume brauchen, in denen spontanes Spiel, Kommunikation und Bewegung möglich 

sind. So sollten bei Planung von Spielplätzen, bei diversen Projekten und bei Stadtplanun-

gen Kinder und Jugendliche mit einbezogen werden, um lebenswertere Räume zu schaffen 

und das „Recht auf Ruhe, Freizeit und Spiel zu gewährleisten. 
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4 Die historische Entwicklung der Kinderrechte – 

Kinder im Laufe der Geschichte 

Ein Blick in die Geschichte zeigt den Wandel bezüglich Einstellung und Verhalten der Er-

wachsenen gegenüber Kindern. Galt es in der Antike als allgemein akzeptierte alltägliche 

Erscheinung, Kinder umzubringen, in Flüsse zu werfen oder einfach auszusetzen oder im 

Industriezeitalter als selbstverständlich Kinder unter schwersten Bedingungen in Bergwerken 

arbeiten zu lassen, erscheint dies in westlichen Ländern in der Gegenwart als unvorstellbar. 

Kinder als vollwertige menschliche Wesen und als Träger von Rechten zu sehen, beruht auf 

Jahrhunderte langen Veränderungen und Entwicklungen in der Vergangenheit. Das folgende 

Kapitel behandelt zum einen den Wandel des Wertes der Kinder im Laufe der Geschichte, 

zum anderen die Entstehung der ersten Kinderschutzgesetze, Kinderrechtsbewegungen und 

die Veränderung der Kindheitsforschung. 

4.1 Kinder im Wandel der Geschichte 

Man kann davon ausgehen, dass ungefähr bis zum Ende des Mittelalters Kinder als soziale 

Gruppe im gesellschaftlichen Bewusstsein kaum oder gar nicht verankert waren. Zur Zeit der 

römischen Gesellschaft, aber auch noch in den Anfängen der germanisch dominierten Zeit-

epoche galten Kinder als Eigentum des Vaters. Dieser durfte „frei“ über sie entscheiden und 

hatte das Recht über Leben und Tod der Gewaltunterworfenen, das Recht Kinder zu verhei-

raten sowie das Recht der Vermögensverwaltung. Das Recht darauf, neugeborene Kinder 

auszusetzen, galt bis in die ersten nachchristlichen Jahrhunderte. Dieser patriarchalische 

Besitzgedanke endete erst mit dem Tod des Vaters oder mit der Abschichtung der Kinder. 

Uneheliche Kinder hatten einen weitaus schlechteren Status, Sklaven galten als völlig recht-

los und wurden als „Sache“ bezeichnet. Bezeichnend ist, dass das griechische und lateini-

sche Wort für Kind „pais“ und „puer“ zugleich auch „Sklave“ und „Diener“ bedeutet. (vgl. 

Schlöglmann-Schwarz, 1998, S. 107). 

In der germanischen Zeit war der Stammes- und Sippenverband ähnlich patriarchalisch 

strukturiert. Die Herrschaftsgewalt des Vaters war beinahe uneingeschränkt. Sie umfasste 

die Erziehung, Straf- und Zuchtgewalt, Tötungs- und Verkaufsrecht, Unterhalt, Vertretung 

sowie Vermögensverwaltung. Nur die leibliche Pflege stand der Mutter zu. Während die 

Söhne das Recht hatten sich zu emanzipieren, gelangten die Töchter von der Herrschaft des 

Vaters nahtlos in die des Ehemannes. Der Einfluss des kanonischen Rechts der katholi-

schen Kirche, welches neben dem weltlichen Recht als anwendbares und durchsetzbares 
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Recht galt, veränderte die Einstellung zum Kind. Allerdings hatte die Kirche eine ambivalente 

Haltung zum Kind. Einerseits wurde es als Geschenk Gottes gesehen, andererseits aber 

aufgrund der Sexualfeindlichkeit als Produkt der Sünde. So galten uneheliche Kinder als Ge-

burtsmakel, was eine Schlechterstellung in der Rechtsordnung wie beispielsweise im Erb-

recht, bewirkte. 

In einigen Punkten verbesserte sich die Rechtsstellung des Kindes im ersten nachchristli-

chen Jahrtausend. Die Kirche kämpfte gegen die Aussetzung der Kinder, Findelanstalten 

wurden errichtet, wobei viele Eltern ihre Kinder an Klöster zur Betreuung und Erziehung ab-

gaben. Dort herrschten aber strenge Regeln, Ordnung und Prügelstrafe. Der große Vorteil 

für Kinder bestand darin, dass sie eine bessere Schulausbildung erhielten (vgl. Schlöglmann-

Schwarz, 1998, S. 108). 

Das Mittelalter gestaltete sich als hart und entbehrungsreich, im Speziellen für bäuerliche 

Kinder. Diese dienten bereits sehr bald, meist ab sieben Jahre als Arbeitskräfte. Das Hand-

werk und der Waffendienst wurden mit diesem Alter erlernt. Mädchen wurden auf die Rolle 

als Hausfrau, Ehefrau und Mutter vorbereitet. Zu dieser Zeit galt zwar kein Aussetzungsrecht 

mehr, doch Notverkäufe der Kinder fanden bis ins 14. Jahrhundert statt. Dies bedeutete, 

dass ausgesetzte Kinder demjenigen gehörten, der sie auffand und großzog. Weiter herrsch-

te noch ein weit reichendes Züchtigungsrecht der Eltern, Lehr- und Dienstherren sowie abso-

lute Gehorsamspflicht der Kinder. Ein großer Unterschied bestand auch zwischen ehelichen 

und unehelichen Kindern, wobei der staatliche Schutz nur ehelichen Nachkommen galt. Un-

eheliche Kinder existierten offiziell nicht und ihnen gebührten keine Rechte. Erst im 20. Jahr-

hundert wurden ihnen Rechte und Schutz zugebilligt (vgl. Lohninger, 2006, S.13; 

Schlöglmann-Schwarz, 1998, S. 107f). 

Liebel (2009) berichtet über das längste und am weitesten verbreitete Recht zum Schutz der 

Kinder. Dies entstand durch die Überzeugung, dass das Leben eines Neugeborenen ein 

schützenswertes Gut ist und somit Kinder nicht einer Sache gleichkommen, mit der beliebig 

verfahren werden darf. Es entstanden Regeln, die das Töten von Kindern unter Strafe stell-

ten. Dahinter stand die Philosophie aller Weltreligionen, dass Kinder nicht einzelnen Men-

schen gehören, sondern Geschöpfe Gottes sind. Martin Luther (1483-1546) äußerte das ers-

te Mal in Europa, Kinder gehörten nicht ihren Eltern, sondern Gott und der Gemeinschaft. 

Auch der englische Philosoph John Locke (1632-1704) stellte Ende des 17. Jahrhunderts 

das Verfügungsrecht der Eltern in Frage. Bis ins 19. Jahrhundert galt dies hauptsächlich für 

männliche Nachkommen. So war es beispielsweise in Neapel üblich, eine schwarze Fahne 
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zu hissen, wenn ein Mädchen zur Welt kam, um zu signalisieren, dass Glückwünsche nicht 

angebracht waren (vgl. Liebel, 2009, S. 14). 

Auch heute gelten in manchen Ländern der Welt wie in Indien und China noch ähnliche 

Volksbräuche, da Mädchen weniger zählen und nicht willkommen sind. Speziell in China 

werden Mädchen abgetrieben, getötet oder verschwinden einfach. 

Erstmals in der Zeit der Aufklärung wurden Kinder als soziale Gruppe wahrgenommen. Die 

Vorherrschaft der Vernunft machte sich in der Bevölkerung breit. Kinder galten als Gestalter 

der Zukunft der aufgeklärten Gesellschaft und wurden als Reichtum und Wohlstand von 

morgen angesehen. Ihr Status bestand im “noch nicht Erwachsen sein“ und somit entstand 

für Kinder eine eigene soziale Kategorie. In der Aufklärung wird das religiöse Motiv für den 

Schutz der Kinder abgelöst durch das Motiv der Natur, welches durch die Erziehung entfaltet 

wird (Schwarz-Schlöglmann, 1998, S. 109). 

Laut Liebel (2009) entwickelte sich in der Zeit der Aufklärung im 18. Jahrhundert die Vorstel-

lung, dass ein Kind über mehr Eigenständigkeit verfügen sollte. Dieser Gedanke entstand 

vor allem von Jean Jacques Rousseau. Dabei ist es Aufgabe der Gesellschaft und des Staa-

tes, für das Wohlergehen und die Entwicklung der Kinder zu einem arbeitsfähigen Erwach-

senen, zu sorgen. Während der Französischen Revolution wurde mit der Erklärung der Men-

schen- und Bürgerrechte im Jahre 1789 der Grundsatz formuliert, Menschen haben unver-

äußerliche und bedingungslose Rechte wie das Recht auf Menschenwürde. Allerdings der 

Gedanke, dass auch Kinder in diesem Sinne als rechtswürdige Menschen zu verstehen sind, 

entwickelte sich in Europa erst viel später. Vorerst mussten sich die gesellschaftlichen Vor-

stellungen über das Kindsein wandeln, sodass Kinder nicht mehr als Besitz der Eltern, vor 

allem des Vaters angesehen wurden, über die er ausnahmslos verfügen konnte. 

Besondere Kinderrechte konnten entstehen, als sich eine von der Erwachsenenwelt getrenn-

te Kinderwelt herausbildete. Als die Geschichte der allgemeinen Menschenrechte mit den 

bürgerlichen Freiheitsrechten begann, stand am Anfang der Kinderrechte nicht die Freiheit, 

sondern der Schutz der Kinder. So gab es in der Gesetzgebung ein Verbot der Erwerbsarbeit 

von Kindern. Kinder selbst hatten keine Rechte, über die sie selbst verfügen konnten, aber 

den Fabrikanten und Eltern wurde die Pflicht auferlegt, Kinder vor Situationen zu bewahren, 

die ihrer Entwicklung und Gesundheit Schaden zufügen könnten. Ähnlich gestaltete es sich 

mit den Anfängen der Bildung. Kinder hatten nicht das Recht, sich eine Bildung zu wählen, 
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aber es war die Pflicht der Eltern, sie zur Schule zu schicken, die der Staat zur herrschafts-

konformen Erziehung geschaffen hatte (vgl. Liebel, 2007, S. 16; Liebel, 2009, S. 13f). 

Im Frühkapitalismus waren Kinder dem sich entwickelten Manufaktur- und Industriewesen 

als Arbeitskräfte ausgesetzt. Der Eintritt in das Industriezeitalter verursachte einen tief grei-

fenden Wandel. Zucht und Arbeitsdisziplin, Profitinteressen galten als herrschende Vorstel-

lung. Es erfolgte eine Veränderung der Familienstruktur, die bürgerliche Kleinfamilie löste die 

Hausgemeinschaft ab. Dabei waren die Funktionen des Mannes und der Frau strikt getrennt, 

wobei der bürgerliche Einfamilienhaushalt einer streng patriarchalischen Gesellschaftsord-

nung unterlag. Während der Vater, Ehemann und Herr das segenreiche Regiment führte, 

seine Familie als Beschützer, Führer und Richter mit Wohltaten überhäufte, stand die Frau 

eine hierarchische Stufe tiefer und war der gute Engel des Hauses, die Mutter, Ehefrau und 

Herrin. So wurde die Frau wie folgt charakterisiert: 

Der eigentliche Beruf des Weibes wird zu allen Zeiten das Haus und die Ehe 

sein. Sie soll Kinder gebären und erziehen. Ihrer Familie soll sie den lauteren 

Quell ihrer fühlenden, liebevollen Seele sprechen, Zucht und Sitte, Gottesfurcht 

und heitere Lebensfreude nähren und pflegen. Nur so wird das Weib segensreich 

wirken… (Scheucher, Wald, Lein & Staudinger, 1994, S. 19) 

Neben der Haushaltsführung war die Frau für die Erziehung der Kinder verantwortlich und es 

galt teils eine „schwarze Pädagogik“ zum Wohl der Kinder. Erziehungsrichtlinien damals an-

erkannter Pädagogen lauteten: 

Wohl den Eltern und Lehrern, welche es durch weise Erziehung ihrer Kinder so 

weit gebracht haben, dass ihr Rat so kräftig ist als ein Befehl; dass sie zur Aus-

übung einer eigentlichen Strafe selten veranlasst werden…Doch so glücklich sind 

die wenigsten Eltern. Die meisten müssen zuweilen zu härteren Mitteln grei-

fen…Das einzige Laster, welches Schläge verdient, ist die Halsstarrigkeit. Es ist 

also unrecht,…dass man sie schlägt, wenn sie aus Versehen Schaden getan ha-

ben, es ist unrecht, wenn man sie wegen des Weinens schlägt; aber es ist recht 

und billig, sie wegen all dieser Verbrechen, ja wegen noch anderer Kleinigkeiten 
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zu schlagen, wenn sie es aus Bosheit getan haben. Wenn euer Sohn nichts ler-

nen will, weil ihr es haben wollt, wenn er in der Absicht weint, um euch zu trotzen, 

wenn er Schaden tut, um euch zu kränken, kurz, wenn er seinen Kopf aufsetzt: 

Dann prügelt ihn, dann lasst ihn schrein: Nein, nein, Papa, nein!...Dieses Schla-

gen muß kein bloßes Spielwerk sein, sondern ihn überzeugen, dass ihr sein Herr 

seid…(Scheucher et al., 1994, S. 19-20) 

Zu dieser Zeit galt körperliche Züchtigung vor allem in den Elementarschulen als selbstver-

ständlich. Der Pädagoge Basedow überliefert eine „Rechnung erzieherischer Maßnahmen“ 

eines Lehrers: 

Während der 51 Jahre und 6 Monate seiner Amtsführung hat derselbe nach mä-

ßiger Berechnung ausgeteilt: 911.527 Stockschläge, 124.010 Rutenhiebe, 20.989 

Klapse und Pfötchen mit dem Lineal, 136.715 Handschmisse, 10.235 Maulschel-

len, 7905 Ohrfeigen, 1.115.800 Kopfnüsse und 22.763 Notabenes mit Bibel, Ka-

techismus, Gesangbuch und Grammatik. 777mal hat er Knaben auf Erbsen knien 

lassen und 613 mal auf ein dreieckiges Holz…(Scheucher & Wald & Lein & 

Staudinger, 1994, S. 20) 

Schließlich bewirkte die allgemeine Einführung der Schulpflicht durch Maria Theresia im Jah-

re 1774 einen zunehmenden Einfluss des Staates auf die Erziehung und Ausbildung der 

Kinder. Jedoch war eine höhere Schulausbildung teuer, viele Eltern wollten ihre Kinder auf 

ein Leben vorbereiten, was ihren eigenen Wünschen entsprach. Deshalb bevormundeten sie 

diese und trafen die Berufswahl für ihre Kinder und suchten den richtigen/ die richtige Ehe-

partnerIn aus. Jugendbewegungen, welche zur Wende in das 19. Jahrhundert gegründet 

wurden, strebten bereits zu dieser Zeit nach Unabhängigkeit und forderten Mitsprache in der 

Schule. 

Trotz der Einführung der Schulpflicht wurden viele Kinder durch Kinderarbeit ausgebeutet 

und waren der kapitalistischen Wirtschaft ausgesetzt. Vor allem in Fabriken, Bergwerken, 

Landwirtschaften und im Gewerbe waren Kinder Ausbeutungspraktiken ausgeliefert, die ihr 
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Leben vorzeitig verschleißten und zerstörten. Während der Industrialisierung nahm das 

Ausmaß der Kinderarbeit, erschreckende unvorstellbare Formen an. So arbeiteten in den 

Kohlen- und Eisenbergwerken bereits Kinder von 4-7 Jahren, die meisten allerdings waren 

über 8 Jahre alt. Kinder wurden dazu eingeteilt, losgebrochenes Material von der Bruchstelle 

nach dem Pferdeweg oder dem Hauptschacht zu transportieren, Zugtüren, welche die ver-

schiedenen Abteilungen des Bergwerks trennen, zu öffnen und zu schließen. Für diese Ar-

beit wurden meist die Kleinsten eingeteilt, wobei sie auf diese Weise zwölf Stunden täglich 

im Dunkeln einsam und in einem engen, feuchten Gang verbringen mussten. Die Kinder wa-

ren dabei den Arbeitgebern schutzlos ausgeliefert. Der Öffentlichkeit fehlte meist das Be-

wusstsein um das Leid der Kinder. Eine Untersuchung des englischen Parlaments im Jahre 

1837 befragte einen Arzt, ob das Stehen von 23 Stunden für Kinder negative Auswirkungen 

hätte. Der Mediziner meinte dazu, er würde sich nicht getrauen, diese Frage ohne vorherge-

gangene Untersuchung der näheren Umstände zu beantworten. Ein Bürgermeister eines 

deutschen Industrieortes schilderte die Situation der Kinder im Jahre 1822 so: Kinder arbei-

ten 12 Stunden, die nicht arbeitenden betteln. Jene, die arbeiten, seien gesund, die nicht 

arbeitenden krank vom Elend und Betteln. Gesetze bezüglich Kinderarbeit gäbe es keine. 

Ein Bericht eines deutschen Gesundheitsministers aus dem Jahr 1818 dementierte aller-

dings den guten Zustand der Kinder und bezeichnet diesen folgendermaßen: 

Bleiche Gesichter, matte, entzündete Augen, aufgeschwollene Leiber, aufgedun-

sene Backen, geschwollene Lippen und Nasenflügel, Drüsenschwellungen am 

Halse, böse Hautausschläge und asthmatische Anfälle unterscheiden diese un-

glücklichen Geschöpfe, die früh dem Familienleben entfremdet wurden und ihre 

Jugendzeit in Kummer und Elend verbrachten, in gesundheitlicher Beziehung von 

Kindern derselben Volksklassen, welche nicht in Fabriken arbeiten. (Scheucher & 

Wald & Lein & Staudinger, 1994, S. 23) 

4.2 Erste Kinderschutzgesetze 

Aufgrund dieser massiven Probleme wurde 1833 in England das erste Kinderschutzgesetz 

erlassen. Dabei galt Arbeitsverbot für Kinder unter 9 Jahren in Textilfabriken, Nachtarbeits-

verbot und maximal ein 12-Stunden-Tag für Jugendliche unter 18 Jahren. Etwa 10 Jahre 

später folgte ein generelles Arbeitsverbot für Kinder unter 10 Jahren. Ähnliche Gesetze ent-

standen bald darauf auch in Deutschland und Österreich. Obwohl die gesetzlichen Regelun-
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gen die Situation der Kinder verbesserten, konnte die Kinderarbeit in den Fabriken bis ins 

Habsburgerreich im 20. Jahrhundert nicht beseitigt werden. Das Hauptproblem bestand da-

rin, dass es an wirksamen Kontrollen mangelte, vor allem aber im landwirtschaftlichen Be-

reich wo es weiterhin keinen gesetzlichen Schutz für Kinder gab (vgl. Scheucher & Wald & 

Lein & Staudinger, 1994, S. 17ff). 

Im Nationalsozialismus drängte die Etablierung einer öffentlich-rechtlichen Erziehungsgewalt 

der Schule und der Hitlerjugend die elterliche Erziehung zurück, mit dem Ziel die Herrschaft 

durch Einflussnahme in allen gesellschaftlichen Bereichen abzusichern. Nach dem 2. Welt-

krieg herrschten für die Weiterentwicklung des Familienrechts neue politische Rahmenbe-

dingungen. Durch die parlamentarische Demokratie veränderte sich das patriarchalische 

Familienbild und es wurde über die Gleichstellung von Mann und Frau diskutiert. Aufgrund 

der Familienrechtsreform 1970 erfolgte eine Modifikation einzelner Bestimmungen im Eltern-

Kind-Verhältnis, ohne aber die Rolle des Kindes als Objekt der elterlichen Erziehung zu ver-

ändern (Schwarz-Schlöglmann, 1998, S.110). 

Bereits in den 50erJahren erfolgte eine Tendenz in Richtung Eltern-Kind-Beziehung, die von 

der Elternbestimmtheit über die Kinder zur Kindbezogenheit der Eltern wechselte. Ein Trend 

zur Gleichstellung und Selbständigkeit der Kinder löste autoritäre Erziehungspraktiken ab. 

Die Erziehung orientiert sich zunehmend an der Anerkennung des Kindes als gleichberech-

tigter Partner, wo ein gemeinsames Aushandeln im Vordergrund steht. Schließlich lösen die 

Erziehungsleitbilder Selbständigkeit und freier Wille, Gehorsam und Unterordnung ab. Es 

kommt zu einer steigenden Kindorientierung und Kindzentrierung des Familienalltags, zur 

Abnahme von Kontrolle und Zunahme von Emotionalität, Aufmerksamkeit für das Kindes-

wohl, stärkerer Kommunikation, zu relativ ausgeglichenen Machtstruktur zwischen Eltern und 

Kindern, Respektierung der kindlichen Interessensäußerungen und Ablehnung zu Strafe als 

Erziehungsmittel (Beham & Wilk, 1998, S. 161f). Weiter wurde nach dem 2. Weltkrieg die 

schlechte Rechtsstellung des unehelichen Kindes weitgehend der des ehelichen angepasst. 

Als großer Fortschritt in der humanitären Entwicklung des Rechts, galt das Verbot von Zufü-

gen körperlichen und seelischen Leids, im Jahr 1989 (Schwarz-Schlöglmann, 1998, S.110). 

Als Geburtsstunde internationaler Vereinbarungen über Kinderrechte gilt die Genfer Deklara-

tion der Rechte des Kindes, die 1924 von der Vollversammlung des Völkerbundes gegründet 

und beschlossen wurde. Dabei handelt es sich um ein kurzgefasstes Fünf-Punkte Pro-

gramm, in dem die Mitgliedsstaaten des Völkerbundes bekunden, sich der Menschheit zu 

verpflichten, indem Kinder „ungeachtet ihrer Rasse, Nationalität und ihres Glaubens“ beach-
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tet und geschützt werden. Allerdings nimmt die Deklaration nicht auf die Rechte des Kindes 

Bezug, sondern es werden die Verpflichtungen der Eltern gegenüber den Kindern betont. 

Obwohl dies eine massive Verbesserung für das Kind bedeutete, war es weiterhin dem Wil-

len der Erwachsenen unterstellt, diese Verbindlichkeiten einzuhalten oder nicht. Die Diskus-

sion bezüglich der Frage, ob es einer besonderen Kinderrechts-Erklärung bedürfe oder ob 

die Rechte der Kinder bereits in der Allgemeinen Erklärung für Menschenrechte der Verein-

ten Nationen 1948 enthalten seien, dauerte noch elf Jahre. Schließlich entstand durch die 

Generalversammlung der Vereinten Nationen1959 eine erweiterte Erklärung zu Kinderrech-

ten. Diese ist umfassender als die Genfer Deklaration und bezieht sich außer den materiellen 

Bedürfnissen des Kindes auch auf das Bedürfnis nach Liebe und Verstehen (vgl. Liebel, 

2007, S. 19f; Maywald, 2007, S. 18). Dabei wird in 10 Artikeln folgendes gefordert: 

 das Recht auf prä- und postnatale Fürsorge für Kind und Mutter 

 das Recht auf einen Namen und einer Nationalität 

 den Zugang zu kostenfreier Bildung 

 den Schutz vor Ausbeutung 

 die Vermeidung aller Formen der Vernachlässigung und Grausamkeit 

 ein Mindestalter bei Beschäftigung 

Weiter wird das Kind erstmals in der Geschichte als Rechtssubjekt betrachtet. Dies galt zwar 

international als Appell an den guten Willen, war aber noch nicht einklagbar (vgl. Liebel, 

2007, S. 19ff; Liebel, 2008, S. 98f). 

Der wohl bedeutendste Schritt für die Rechte der Kinder wurde von der Generalversamm-

lung am 20.11.1989 durch die UN-Kinderrechtskonvention gesetzt, welche in Österreich 

1992 ratifiziert wurde. Dabei entstand ein Dokument, das für Kinder rechtlich, politisch und 

kulturell erheblichen Einfluss hatte und die heutige Rechtssituation der Kinder maßgeblich 

bestimmt. Die UN-Kinderrechtskonvention gilt heute als weiterer historischer Meilenstein. 

Einerseits stellt sie die Krönung eines schwierigen, über 10 Jahre langen Ringens zur Ver-

besserung der Lage des Kindes in der Gesellschaft, andererseits bildet sie den Ausgangs-

punkt für eine neuen Umgang und einer veränderten Einstellung zum Kind. 

4.3 Kinderrechtsbewegungen 

Seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts entstanden, parallel zu den Bemühungen um interna-

tionale Abkommen zum Schutz für Kinder zu treffen, in einigen Ländern Bewegungen, die 
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sich für die Selbstbestimmungsrechte der Kinder einsetzten. Das Ziel dabei war mehr Parti-

zipation von Kindern zu erreichen und sie als gleichberechtigte Bürger und Bürgerinnen an-

zusehen. Diese Bestrebungen bezogen sich auf Freiheitsrechte, aber auch auf soziale und 

wirtschaftliche Rechte. Als Pionier der Kinderrechtsbewegung zählt der Verein „Freie Erzie-

hung der Kinder“, welcher während der russischen Revolution 1917/18 entstand. Die Mos-

kauer Deklaration ist vom Grundgedanken geleitet, die Stellung der Kinder in der Gesell-

schaft zu stärken und Gleichberechtigung mit den Erwachsenen zu erreichen. Dabei wurden 

Kinder erstmals nicht als „Werdende“, sondern als „Seiende“ gesehen, die bereits in der Ge-

genwart und nicht erst in der Zukunft Anerkennung erhalten sollten. Ein weiterer revolutionä-

rer Gedanke bestand darin, dass Kinder selbst über ihre Rechte verfügen konnten. Das be-

deutet, dass Kinder zu keiner Erziehung und religiösen Unterweisung gezwungen werden, 

dass sie ihre freie Meinung äußern dürfen und bei allen Entscheidungen mitwirken können, 

die sie aus ihrer Sicht betreffen. Der Vorschlag der Moskauer Deklaration konnte sich auf der 

Moskauer Konferenz allerdings nicht durchsetzen und hatte somit ein kurzes Leben. Er wur-

de vom Marxismus abgelehnt, da die Deklaration Züge des Antikollektivismus beinhaltet. 

Als erstes Manifest des neuen Denkens, die Bedürfnisse des Kindes in den Mittelpunkt zu 

stellen und eine „Pädagogik vom Kinde aus“ anzustreben, ging von der schwedischen Päda-

gogin und Frauenrechtlerin Ellen Key im Jahre 1900 aus, als sie ihre Philosophie im Buch 

„Das Jahrhundert des Kindes“ veröffentlichte. Es wurde in mehreren Sprachen übersetzt und 

fand viel Aufmerksamkeit. Ellen Key bezeichnet Kinder als unschuldige, von Natur aus „gute“ 

Wesen und sie stilisiert Kindheit als eine heile Welt. Sie verlangte die gleichen Rechte für 

eheliche und uneheliche Kinder, ein Recht auf Unversehrtheit und respektvolle Behandlung. 

Schließlich hätten Kinder das Recht, auch schlimm sein zu dürfen und nicht immer nur brav 

und angepasst sein zu müssen. Kinder sollten über Dinge nachdenken, einen eigenen Willen 

und Gefühle haben und sich ein eigenes Urteil bilden können. Die Bestrebungen Ellen Keys 

und verschiedener ReformpädagogInnen waren, das Verhalten der ErzieherInnen zu beein-

flussen, pädagogische Einrichtungen zu reformieren und bessere Entwicklungs- und Lernbe-

dingungen für Kinder zu erreichen (vgl. Liebel, 2009, S. 20). 

Auch der polnische Kinderarzt und Pädagoge Janusz Korczak kämpfte für mehr Rechte und 

die Gleichberechtigung der Kinder im gesellschaftlichen Leben. Er publizierte das Werk „Wie 

man sein Kind lieben soll“ und proklamierte eine „Magna Charta Libertatis für das Kind“. Da-

bei formulierte er drei elementare Rechte: das Recht auf den Tod, wobei er Forderung nach 

Selbstbestimmung und Selbsterfahrung meinte; das Recht auf den heutigen Tag; das Recht 

des Kindes, so zu sein, wie es ist. Korczak forderte eine umfassende Mitsprache und demo-
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kratische Gesinnung gegenüber dem Kind. Er wurde allerdings zusammen mit den Kindern 

seines Waisenhauses 1942 im Vernichtungslager Treblinka von den Nazis ermordet und 

seine Ideen wurden in den folgenden Jahrzehnten kaum aufgegriffen. 

Erst in den 1970er Jahren wurden die Forderungen der Moskauer Deklaration und von 

Korczak von einer Kinderrechtsbewegung in den USA wieder entdeckt und erneut belebt. 

Richard Farson machte 1974 auf mannigfalte Unterdrückungsformen in der Gesellschaft 

aufmerksam. Er sah die Kinder als die „letzte Minderheit“, deren Emanzipation noch aus-

stand. Kinder sollten nicht länger als Sondergruppe behandelt, sondern zu einem anerkann-

ten und integrierten Teil einer demokratischen Gesellschaft werden. Kinder hätten auf Frei-

heit und Demokratie denselben Anspruch wie Erwachsene. Die Kinderrechtsbewegung in 

den USA sprach sich gegen jede Form der Infantilisierung der Kinder aus, das heißt Kinder 

kleiner zu machen als sie sind und sie an Maßstäben der Erwachsenen zu messen. Dem-

nach müsste das ideale Kind drollig und artig sein, den Erwachsenen erheitern und nicht 

stören. Die Kinderrechtsbewegung fordert, Kinder nicht nur als künftige Erwachsene zu se-

hen, sondern sie so zu nehmen, wie sie sind. Also sollten auch verhaltensauffällige Kinder 

neu betrachtet, bewertet und mit anderen Augen gesehen werden. Anstatt nur Störungen zu 

diagnostizieren, könnte das Kind bei Auffälligkeiten sein Selbstwertgefühl entwickeln. 

John Holt, ein weiterer Vertreter der Kinderrechtsbewegung in den USA entwickelte zum 

Gegensatz zu Farson einen stärker pädagogischen Akzent. Er kritisierte die mit der bürgerli-

chen Gesellschaft entstandene „Institution Kindheit“. Diese habe die Kinder infantilisiert und 

in einem privaten Raum verbannt, in dem sie vom Wohlwollen der Erwachsenen abhängig 

geworden seien, was vor allem in der modernen Schule der Fall sei. Indem die Kinder von 

der Erwachsenenwelt getrennt werden, treten sie wenig mit der gesellschaftlichen Umge-

bung in Kontakt. So würden Fähigkeiten der Kinder beschnitten und unterschätzt. Schließlich 

behauptet Holt, dass Kinder zu Dingen fähig seien, die wir ihnen in der Regel erst viel später 

zutrauen. 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden diese Forderungen der US-amerikanischen Kin-

derrechtsbewegung Mitte der 70er Jahre aufgegriffen. Es debattierten Personen über diese 

Appelle, die dem traditionellen Kinderschutz kritisch gegenüber standen und jede Art von 

Erziehung ablehnten, die als Angriff auf die Freiheit heranwachsender Generationen abziel-

ten. Viele der Protagonisten und Protagonistinnen waren in alternativen oder antipädagogi-

schen Institutionen aktiv. Ein Höhepunkt in Deutschland war 1984 ein Doppelbeschluss die 

Gesetze dahingehend zu reformieren, dass Kinder und Jugendliche uneingeschränkt in den 



Die historische Entwicklung der Kinderrechte – Kinder im Laufe der Geschichte 

 

Se i t e  | 67 

Genuss der anerkannten Grund- und Menschenrechte gelangen. Eine weitere Forderung 

bestand darin, an Erwachsene zu appellieren, kinderfreundlich zu sein und umzudenken be-

züglich des Verhältnisses zu den Kindern. 

Heute sind Kinderrechtsbewegungen fast auf der ganzen Welt verbreitet. Obwohl frühere 

Kinderrechtsbewegungen bei der Erarbeitung der UN-Konvention nur eine geringe Rolle 

spielten, ist für die heutige Kinderrechtsbewegung die Konvention nicht mehr weg zu den-

ken. Die Aufgaben der Kinderrechtsbewegungen bestehen nicht nur darin die Konvention 

umzusetzen, sondern sie beschäftigen sich mit der Rolle der Kinder in der Gesellschaft und 

mit abweichenden Vorstellungen von Kinderrechten. Sie betonen vor allem die Gleichberech-

tigung von Kindern und wenden sich gegen jede Form von Diskriminierung. Sie versuchen 

Bedingungen zu schaffen, die es Kindern ermöglichen, selbst von ihren Rechten Gebrauch 

zu machen und bei Bedarf für neue Rechte, die ihnen als wichtig erscheinen, soziale und 

rechtliche Anerkennung zu finden (vgl. Liebel, 2009, S. 22-28). 

Diese historischen Veränderungen und das neue Denken gegenüber Kindern, dass diese 

nicht nur als Objekte, sondern als Akteure und Subjekte verstanden werden, gewann auch in 

den Sozialwissenschaften zunehmend an Bedeutung. 

4.4 Wandel der Kindheitsforschung 

Wie Liebel (2007) zu entnehmen ist, fanden im Laufe der Geschichte Änderungen in der 

Kindheitsforschung statt. In den letzten 20 Jahren sind diverse neue sozialwissenschaftliche 

Ansätze entstanden. Die neuen sozialwissenschaftlichen Forschungen lösten die traditionel-

len Kindeswissenschaften ab, wobei ein Wechsel von einem schutzbezogenen zu einem auf 

Partizipation errichteten Kinderrecht stattfand. Diese Veränderung der Kindheitsforschung 

und deren Erkenntnisse beeinflussen wiederum die in einer Gesellschaft verbreiteten Vor-

stellungen von Kind und Kindheit. Sie prägen Erziehung, Bildung, Pflege und Mitsprache der 

Kinder. Schließlich aber haben auch der kulturelle und gesellschaftliche Wandel sowie aktu-

elle ökonomische Gegebenheiten einen Einfluss auf die Wissenschaft der Kinder. Das Auf-

treten neuer Kindheitswissenschaften ist ein Hinweis auf eine veränderte gesellschaftliche 

Wahrnehmung und einer neuen Interessenslage gegenüber Kindern. 

4.4.1 Die traditionellen Kindeswissenschaften 

Die historischen Wurzeln der Beschäftigung mit Kindheitsentwicklung gehen bis zu den alten 

Griechen zurück. Zu den frühesten aufgezeichneten Ansichten gehören die Schriften der 
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griechischen Philosophen Platon und Aristoteles im vierten vorchristlichen Jahrhundert. Ihr 

Interesse lag dabei im Besonderen daran, wie sich die Anlagen der Kinder und ihre Umwelt-

bedingungen auf ihre Entwicklung auswirken. Die Philosophen glaubten, dass Wohlergehen 

einer Gesellschaft hänge auf langer Sicht davon ab, ob die Kinder anständig aufgezogen 

werden. Somit sei eine sorgfältige Aufzucht der Kinder entscheidend, um sie nicht rebellisch 

und wild werden zu lassen. Dabei waren Selbstkontrolle und Disziplin die wichtigsten Erzie-

hungsziele. Platon und Aristoteles erforschten unter anderem, wie Kinder Wissen erwerben. 

Platon war der Überzeugung, dass Kinder mit angeborenem Wissen auf die Welt kommen. 

Im Gegensatz zu Platon vertrat Aristoteles die Theorie, alles Wissen komme aus der Erfah-

rung und der Verstand ohne Erfahrung bleibt nur ein Potenzial des Menschen. So verglich er 

den Verstand des Kleinkindes mit einer leeren Schiefertafel, die erst beschrieben werden 

musste (vgl. Liebel, 2007, S. 28-31). 

Die Philosophen John Locke (1632-1704) aus England und Jean-Jacques Rousseau (1712-

1778) aus Frankreich kamen 2000 Jahre später zu ähnlichen Erkenntnissen, wie Eltern und 

die Gesellschaft die Kindesentwicklung am besten fördern und unterstützen konnten. Locke 

stimmte Aristoteles zu, dass Kinder eine „tabula rasa“, also eine unbeschriebene Tafel wa-

ren, deren Entwicklung weitgehend die Erziehung durch die Eltern und der Gesellschaft wi-

derspiegelt. Das wichtigste Ziel der Kindererziehung bestehe im Wachstum von Charakter 

und Persönlichkeit. So fungieren Eltern als gutes Beispiel für Ehrlichkeit, Beständigkeit und 

Sanftmut. Besonders in den ersten Lebensjahren sollten Eltern nicht zu nachgiebig sein, um 

Disziplin einzutrichtern. Erst später sollte Autorität nachlassen und Kindern mehr Freiheit 

zugestanden werden. Rousseau dagegen war der Überzeugung, dass Eltern und die Gesell-

schaft den Kindern bereits zu Beginn maximale Freiheit gewähren sollen. So sprach er sich 

dafür aus, Kinder vor dem zwölften Lebensjahr keine formale Erziehung angedeihen zu las-

sen, da sie erst jetzt das „Verstandesalter“ erreichten. Bis dahin gebühre Kindern alle Frei-

heit, um zu erkunden, was sie interessiert. Kinder könnten den Wert dessen, was sie lesen 

und was ihnen gesagt wird, selbst beurteilen. Rousseau formulierte weiter die besondere 

„Natur des Kindes“ als anthropologische Entdeckung. Die Natur des Kindes sei einerseits 

unschuldig und unverbildet, andererseits roh, wild und ungebildet. Hier ist es die Aufgabe 

des Erziehers, diese Eigenschaften in richtigem Maße zu fördern oder zu unterbinden (vgl. 

DeLoache, Eisenberg & Siegler, 2005, S.9-13). 

Mit der Aufklärung im 17. Jahrhundert begann im Europa das wissenschaftliche Interesse am 

Kind. Dabei ging es darum, Gesetzmäßigkeiten der Entwicklung zu erforschen, mit dem Ziel 

gezielt auf Körper und Geist, Einfluss zu nehmen. Erst zu dieser Zeit konstituierte sich Kind-
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heit als eigenständige Lebensphase und das Kind galt als gezielt formbar, anpassungs- und 

bildungsfähig. So setzte sich der Gedanke durch, die Gestaltung der Zukunft liege nicht nur 

in der Hand Gottes, sondern in der Hand des Menschen selbst. Kinder wurden nicht länger 

als „kleine Erwachsene“ angesehen, es galt ihnen besondere Aufmerksamkeit zu schenken, 

um sie auf die Rolle als zukünftige Gesellschaftsmitglieder speziell vorzubereiten. Schließlich 

wurden Orte wie Schulen geschaffen, wo Kinder Vorbereitung, Disziplin und Bildung zuteil 

wurde. 

Erst mit der Etablierung des Bürgertums im 18. und 19. Jahrhundert wurde die Idee, dass 

Kinder eine besondere Vorbereitung auf ihr späteres Leben durch Bildung und Erziehung 

benötigen, zentral. In dieser Zeit war es erstmals möglich, die eigene soziale Position durch 

intellektuelle oder wirtschaftliche Leistung, zu stärken und zu verbessern. Dies stand aber 

vorrangig Personen männlichen Geschlechts zu. Schließlich wurde die Familie zur zentralen 

Sozialisationsinstanz, wo Kinder gezielt auf ihre Zukunft vorbereitet werden. Während der 

Herausbildung des nationalen Entwicklungsstaates kam es zu einer Neudefinition von Kind-

heit. Sie wurde als Schutz- und Vorbereitungszeitraum gesehen, in dem Kinder gedanklich, 

emotional, räumlich und rechtlich von den Erwachsenen separiert wurden. Die Wissenschaft 

behandelte im Bürgertum hauptsächlich Themen der Andersartigkeit des Kindes im Verhält-

nis zu Erwachsenen. Spezielle Wissenschaften wie Pädagogik, Medizin und Psychologie 

beschäftigen sich mit dem „Kind“. In der Erziehung galt das Kind als defizitär, die Erwachse-

nen dagegen als kompetent. 

Im 19. Jahrhundert leiteten das Interesse der Nationalstaaten, an militärischen Potenzial und 

der Wirtschaft an gesunden und tauglichen Arbeitskräften, das medizinische Interesse an 

Kindern an. Durch Verbesserung der medizinischen Versorgung, Ernährungskampagnen, 

der Einführung von Impfungen sollte die Kindersterblichkeit reduziert werden. Das Gebiet der 

Kinderheilkunde im Bereich der Medizin entstand. Die Unfertigkeit des Kindes und die Ent-

wicklungsphasen wurden nun im Speziellen untersucht und erforscht. 

Spezialkenntnisse über Bedürfnisse des Kindes wurden immer ausgefeilter. Aufgrund der 

Erkenntnisse der Forschung musste das Kind besonders geschützt werden (vgl. Liebel, 

2007, S.27-30). 

Im 20. Jahrhundert löste die neue Wissenschaft der Psychologie der Kinder die Ärzte als 

Expertengruppe ab. Die Idee der Psychologie beruhte darauf, die psychische Entwicklung 

des Kindes zu erforschen und Gesetzmäßigkeiten zu entdecken. Eine der ersten Theorien 
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der Kindesentwicklung geht auf Sigmund Freud zurück, der zum Schluss kam, dass biologi-

sche, insbesondere sexuelle Triebe einen entscheidenden Einfluss auf die Entwicklung 

nehmen. Eine weitere prominente Theorie von John Watson entwickelte sich zu dieser Zeit, 

die besagt, dass die Kindesentwicklung durch Umweltbedingungen gesteuert wird, beson-

ders durch Belohnungen und Strafen, die auf bestimmte Verhaltensweisen folgen (Deloache, 

Eisenberg & Siegler, 2005, S. 12). 

Die Pädagogik dagegen erteilte klare Verhaltensanweisungen zum Umgang mit den Kindern 

aufgrund moralischer Anschauung und gesellschaftlicher Zielsetzungen. Aus verschiedenen 

wissenschaftlichen Erkenntnissen heraus wurden Handlungsanweisungen und Erziehungs-

regeln formuliert. Durch die Psychologisierung erreichte die Verwissenschaftlichung des So-

zialisationsprozesses eine neue Dimension. Neben der körperlichen gewann auch die seeli-

sche Entwicklung zunehmend an Bedeutung. Die naturwissenschaftlichen ausgerichteten 

Disziplinen versuchten allgemeingültige Erkenntnisse über die kindliche Natur zu formulie-

ren. Um eine gesunde, zufriedene, fröhlich und gut erzogenen Umwelt zu gestalten, war es 

Voraussetzung, diese Gesetzesmäßigkeiten zu kennen und zu beachten. Die neue sozial-

wissenschaftliche Kindheitsforschung kritisierte an den traditionellen Wissenschaften, dass 

Kinder als „unfertig“ und Erwachsenen als “fertig“ gesehen wurden. Dies galt als naturgege-

ben und ein gesundes und normales Aufwachsen war durch die Absonderung der Kinder aus 

der Welt der Erwachsenen erschwert (vgl. Liebel, 2007). 

4.4.2 Die neue sozialwissenschaftliche Kindheitsforschung 

Im Laufe der Geschichte entwickelten sich aus den traditionellen Wissenschaften neue sozi-

alwissenschaftliche Kindheitsforschungen. Das Fazit im Wandel der Wissenschaften ist ein 

Paradigmenwechsel. Bis zum Ende des 20. Jahrhunderts dominierte in den Kindeswissen-

schaften das Interesse an der kindlichen Entwicklung. Daraus formierten sich in den 80er 

Jahren verschiedene eher sozial- und naturwissenschaftliche Disziplinen, um sich mit Kin-

dern unter einem neuen Blickwinkel auseinander zu setzen. Soziologie, Sozialpsychologie, 

Anthropologie, Geschichts-, Kultur-, Medien- und Literaturwissenschaften, Geschichte, Phi-

losophie, Wirtschaftswissenschaften, Geografie und Sozialpolitik befassten sich mit konkre-

ten Bedingungen der alltäglichen Lebensführung von Kindern. Dabei wurden historische, 

kulturelle und ökonomische Unterschiede untersucht, um herauszufinden, wie die Vielfalt 

kindlicher Lebenswelten das Verhalten, die Emotionen und die Einstellungen der Kinder be-

einflussen. 
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Im Laufe der letzten 15 Jahre etablierte sich eine soziologische fundierte „neue Kindheitsfor-

schung“, die sich auf die Kindheit als soziale Kategorie oder als gesellschaftliches Konstrukt 

konzentriert, das sehr unterschiedlich ausgestaltet sein kann. Schließlich werden Kinder in 

der neuen sozialwissenschaftlichen Forschung nicht mehr als Empfänger der Leistungen 

Erwachsener und somit als Objekte oder als Produkte der Sozialisationsbemühungen ange-

sehen, sondern als eigenständige gesellschaftliche Subjekte und Akteure (vgl. Liebel, 2007, 

S. 31f). So gelten in der neuen sozialwissenschaftlichen Kindheitsforschung folgende zentra-

len theoriegeleiteten Annahmen: 

4.4.2.1 Kindheit als soziale Konstruiertheit 

Historische und ethnologische Untersuchungen verschiedener Kulturen bestätigen die Viel-

falt von Kindheiten. Indem die jeweilige soziale Konstruiertheit der Kindheit erfasst wurde, 

konnten vermeintlich allgemeine Wahrheiten über Kinder und Kindheit als Merkmale domi-

nierender Kulturen und sozialer Gruppen festgestellt werden. Die Einsicht in die kulturelle 

Differenz verschiedener Kindheiten ergab, dass Kinder, die nicht in das traditionelle Kind-

heitsbild passen, nicht mehr generell als defizitär angesehen werden. Auch in der eigenen 

Gesellschaft prägen Umwelteinflüsse wie sozialer Status, Geschlecht und ethnische Zugehö-

rigkeit Kinder unterschiedlich erfahrbare Kindheiten. Somit werden Selbstverständlichkeiten, 

was zu einer richtigen „Kindheit“ gehöre und daher unbedingt für ein gutes und erfolgreiches 

Aufwachsen notwendig sei, in Frage gestellt. Es kann nicht generell gesagt werden, gewisse 

Bedingungen in der Erziehung seien für alle Kinder entweder kindgerecht, förderlich und 

damit gut und richtig oder schädlich und schlecht. Durch diese differenzierte Betrachtungs-

weise können in der Kindheitsforschung strukturelle soziale Ungleichheiten erkannt und pro-

blematisiert werden. Die neuen Wissenschaften sehen Kinder in ihrer gesamtgesellschaftli-

chen Einbettung. Die neue Sichtweise von Kindern und der Kindheit ermöglicht, dass ein 

Umdenken in Gang gesetzt wird, damit Kinder eine Chance erhalten, sich im Alltag wie auch 

in Lebensräumen kompetent zu bewähren, die ihnen sonst verschlossen bleiben (vgl. Liebel, 

2007, S. 27-37; Schweizer, 2007, S. 227-229). 

4.4.2.2 Kinder als gesellschaftliche Akteure 

Die in den traditionellen Wissenschaften dominierende Konzeption von Kindern als „sich 

entwickelnden“ oder „unfertigen“ Menschen, werden in den neuen Wissenschaften von Kin-

dern als „Seiende“ und als „gesellschaftliche „Akteure“ abgelöst. Dabei sind Kinder nicht 

mehr als zukünftige Gesellschaftsmitglieder, welche erst mit dem Erwachsenwerden eine 

anzuerkennende gesellschaftliche Rolle spielen, zu betrachten, sondern Kinder erscheinen 
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jetzt als Gesellschaftsmitglieder, die selbständig und nach ihren eigenen Interessen agieren. 

Kinder werden als Subjekte wahrgenommen, wertgeschätzt, haben ein Recht darauf, bereits 

in ihrer Gegenwart ernst genommen zu werden und einen aktiven Teil bei der Gestaltung 

ihrer Umwelt zu leisten. In diesem Zusammenhang sind Begriffe der „Kindheit“ und des „Kin-

des“ zu überdenken, da jedes einzelne Kind individuell und als eigenständiger Akteur agiert. 

Kinder dürfen nicht verallgemeinert werden, sonst wird ihnen jegliche Individualität abge-

sprochen und sie sind der „Generalisierungsfalle“ der traditionellen Wissenschaften ausge-

setzt, die allgemeine Wahrheiten und Richtlinien für alle Kinder zu finden suchte. 

Im Weiteren bemüht sich die neue Kindheitsforschung die Kinder als „Experten ihrer selbst“ 

zu sehen und sie genauso ernst zu nehmen wie Erwachsene. Schließlich haben Kinder ihren 

eigenen Willen, eigene Wünsche und Bedürfnisse und stehen in einem wechselseitigen Aus-

tausch mit ihrer Umwelt. Die Möglichkeiten der Kinder bezüglich Mitbestimmung und aktiver 

Mitgestaltung sind in unserer Gesellschaft allerdings noch sehr beschränkt. Die neue Kind-

heitsforschung sieht ihre Aufgabe darin, Kindern Gehör und die Möglichkeit zu verschaffen, 

in ihrer Sprache zu artikulieren, was ihnen wichtig ist. So sollten Kinder und Erwachsene auf 

der Ebene gesellschaftlicher Mitsprache als gleichberechtigt angesehen werden, ohne dabei 

die besondere Situation und die speziellen Bedürfnisse der Kinder außer Acht zu lassen 

Der Paradigmenwechsel hat zur Folge, dass Kinder nicht weiter separiert und klein gehalten 

werden, sondern ihre eigenen Interessen besser wahrnehmen und umsetzen können und sie 

somit mehr gesellschaftliche Anerkennung erhalten (vgl. Liebel, 2007, S. 27-37; Schweizer, 

2007, S. 227-229). 

Das vorhergegangene Kapitel über die Geschichte der Kinder, den Kinderrechten und den 

Wandel in der Wissenschaft mit ihrem Paradigmenwechsel lässt eine enorme Veränderung 

der Rolle der Kinder erkennen. Dies hat Einfluss auf die Einstellung, Handlungsanleitungen 

und Erziehung gegenüber Kindern. Obwohl sich viel zum Positiven verändert hat, sind Kin-

der heute ganz anderen Problemen und Herausforderungen ausgesetzt als in der Vergan-

genheit. 
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5 Studien und Berichte zu Kinderrechten 

Nach Auseinandersetzung mit der Geschichte beschäftigt sich das folgende Kapitel mit der 

aktuellen Lage und der Situation der Kinder in der Welt. Berichte und Studien zeigen massi-

ve Unterschiede in verschiedenen Ländern. Entspricht bei uns der Schulbesuch aller Kinder 

der Realität, wird dieser in vielen Staaten nicht gewährleistet. So arbeiten beispielsweise 

bereits Volksschulkinder in Indien den ganzen Tag in Steinbrüchen unter fatalsten Bedin-

gungen, wobei ihnen dabei der Zugang zu Bildung, zu Gesundheit und zu Rechten völlig 

verwehrt bleibt. Diese Diversitäten beruhen auf Kultur, Politik, Fortschritt eines Landes, im 

Besonderen aber auf ein starkes Arm-Reich Gefälle. Während Kindern mit guten Ausgangs-

bedingungen wie wohlhabenden Eltern, einem vermögenden Land, einer demokratischen 

Regierung häufig mehr Rechte zugestanden werden, sind Kinder aus ärmeren Gesell-

schaftsschichten und Ländern meist stark benachteiligt. Aufgrund massiver Gegensätze in 

einzelnen Staaten ist dieses Kapitel in drei Unterpunkte gegliedert und zwar in die Situation 

der Kinder in der Welt, in die Situation der Kinder in Europa und in die Situation der Kinder in 

Österreich. Die Grundlage hierfür sind diverse Berichte und Studien von UNICEF, Organisa-

tionen und Autoren. 

5.1 Zur Situation der Kinder in der Welt 

Unicef bringt regelmäßig Berichte und Studien zur Situation der Kinder in der Welt hervor. 

Obwohl sich in den letzten hundert Jahren viel verändert hat, leben noch immer eine hohe 

Anzahl von Kindern am Rand der Gesellschaft und wachsen ohne ausreichende Nahrung, 

medizinische Versorgung und Bildung auf. Nicht wenige sind extremer Armut, Missbrauch, 

Ausgrenzung und Ausbeutung ausgesetzt. Folglich gibt es für diese Kinder keine Kindheit, in 

der sie gesund aufwachsen, lernen und spielen können. Eine weitere erschreckende Bilanz 

von UNICEF, Veneman (2006): Trotz UN-Kinderrechtskonvention sterben jährlich fast 11 

Millionen Kinder vor ihrem fünften Lebensjahr. 

Kinder, die es schaffen zu überleben, existieren in einigen Ländern nicht offiziell. Rund 48 

Millionen Jungen und Mädchen, das ist weltweit jedes dritte Neugeborene, erhalten jährlich 

keine Geburtsurkunde und sind somit nicht registriert. Das betrifft 55 Prozent der Neugebo-

renen in Entwicklungsländern ausgenommen China, 62 Prozent in Afrika südlich der Sahara 

und 70 Prozent in Südostasien. Laut Liebel (2006) liegt die Registrierung von neugeborenen 

Kindern in einigen Ländern wie Afghanistan, Bangladesch, Uganda und Tansania bei höchs-

tens 7 Prozent. In diesen Ländern sind allerdings oftmals auch Erwachsene nicht registriert. 
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Es besteht eine hohe Korrelation zwischen nicht registrierten Kindern und armen Bevölke-

rungsschichten. Nicht selten verschwinden Kinder als Dienstmädchen in diversen Haushal-

ten, arbeiten unter widrigsten Umständen in Minen und Steinbrüchen oder werden als Kämp-

ferInnen in blutigen Bürgerkriegen missbraucht. Obwohl Artikel 7 der Kinderrechtskonvention 

festschreibt, dass die offizielle Registrierung der Geburt und des Namens ein grundlegendes 

Menschenrecht ist, bestehen diese horrenden Zahlen bezüglich nicht offiziell identifizierter 

Kinder. Dadurch, dass diese Mädchen und Jungen keine Geburtsurkunde aufweisen und 

somit keine offizielle Identität haben, können sie auch ihre Rechte als Staatsbürger nicht 

wahrnehmen. 

Kinder dieser extremen Armut, welche einfach verschwinden und aus dem Blickfeld der Be-

hörden und der Gesellschaft treten, bezeichnet Veneman im Report von UNICEF 2006 als 

„unsichtbare, ausgegrenzte oder vergessene Kinder“. Liebel (2007) spricht auch von „Kin-

dern im Abseits„, „Children out of place“ oder von „children outside childhood“. Das Problem 

dieser Kinder besteht unter anderem darin, dass ihre Existenz und Identität nicht formal an-

erkannt wurde, wo sie auch unsichtbar für Statistik, Politik und Hilfsorganisationen sind. Aber 

gerade jene würden Unterstützung benötigen, um sie vor Gewalt, Missbrauch und Ausbeu-

tung zu schützen. Dass diese „unsichtbaren Kinder“ auch tatsächlich existieren, zeigen nicht 

nur Studien, sondern auch Reiseerlebnisse einer Bekannten, deren Eltern ihren Urlaub in 

Afrika verbrachten. Dabei wurden ihnen mehrmals Babys zum Verkauf angeboten. Für mich 

eine erschreckende fast unbegreifbare Realität, wobei auch in der Praxis sichtbar wird, dass 

die Kinderrechte in vielen Ländern massiv missachtet werden. 

Als unsichtbar bezeichnet werden auch Kinder, welche das Haus nicht verlassen dürfen, 

nicht zur Schule gehen oder im Verborgenen arbeiten. Charakteristische Merkmale an „un-

sichtbaren Kindern“ sind unter anderem: Das Fehlen, aber auch der Verlust einer offiziellen 

Identität, kein ausreichender staatlicher Schutz für Kinder, denen ein sicheres familiäres Um-

feld fehlt, kriminelle Ausbeutung in Form von Kinderhandel und Zwangsarbeit sowie eine 

frühe Übernahme von Erwachsenenrollen durch Kinderheirat, Arbeit oder Kriegsdienst. Oft 

bleibt ihnen dadurch die Chance auf staatliche Leistungen, Schulbildung und Krankenhaus-

behandlung verwehrt. Etwa 120 Millionen sind weltweit von einer Schulbildung ausgeschlos-

sen, bei der Mehrheit dieser Kinder handelt es sich um Mädchen. Auch eine strafrechtliche 

Verfolgung bei Missbrauch von Minderjährigen, Kinderehen oder Armeeeinzug ist so gut wie 

unmöglich, da das exakte Alter meist nur schwer nachweisbar ist. Laut UNICEF fehlt häufig 

das Bewusstsein darüber, dass die Registrierung ein wichtiges Instrument für die Anerken-
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nung jedes einzelnen Menschen vor dem Gesetz darstellt und nur so seine Rechte geschützt 

werden können (vgl. Veneman, 2006, S.53ff). 

Neben genannten Problemen leben 143 Millionen Kinder ohne Mutter oder Vater. Immer 

mehr verlieren beide Eltern durch die Aids-Epidemie. Liebel (2007) weist in seinem Kapitel 

über Waisenkinder darauf hin, dass in nur zwei Jahren im Zeitraum 2001-2003 die Zahl der 

Waisen, die durch HIV mindestens einen Elternteil verloren haben, von 11,5 auf 15 Millionen 

gestiegen ist. Laut Unicef 2006 wird erwartet, dass die Zahl der AIDS-Waisen bis zum Jahr 

2010 auf 25 Millionen ansteigen wird. Vor allem Afrika zählt zu den Betroffenen, wobei die 

Anzahl der Waisenkinder in Asien, Lateinamerika und in der Karibik einen leichten Rückgang 

verzeichnen lässt. Als Folge davon prostituieren sich diese Kinder nicht selten, um ihr Über-

leben zu gewährleisten. 

UNICEF 2006 berichtet weiter, dass die Zahl der Kinder, welche sich in Großstädten auf der 

Straße durchschlagen auf 100 Millionen geschätzt wird, wobei die genaue Zahl nicht 

erhebbar ist. Sind sie einmal auf der Straße gelandet, werden sie oft verjagt, verprügelt, 

kommen ins Gefängnis, werden von Bewaffneten ermordet oder als Handelsware gesehen 

und verschleppt. Die meisten der Straßenkinder sind Jungen, da Mädchen trotz vorliegender 

Gewalt, sexuellen, körperlichen oder seelischen Misshandlungen in der Familie eine höhere 

Hemmschwelle aufweisen, von zu Hause zu fliehen und auf der Straße zu leben oder aber 

sie ertragen Missbrauch und Ausbeutung einfach länger. Liebel (2007) stellt allerdings fest, 

wenn Mädchen endgültig ihr Zuhause und ihre Familie verlassen, kehren diese seltener zu-

rück als Jungen. 

Kinder, welche die Straße als ihren Lebensraum auserkoren haben, sind einem enormen 

Risiko ausgesetzt. Nicht nur aus oben genannten Gründen, sondern auch deshalb, da diese 

Lebensform viele Erwachsene, vor allem auch den Tourismus stört. So werden Straßenkin-

der nicht selten Opfer von „sozialen Säuberungen“ von Killerbanden, welche im Auftrag von 

Geschäftsleuten handeln. Aber auch von Polizisten werden sie teils verscheucht, schikaniert 

oder geschlagen. Diese treiben Kinder zusammen, verschleppen sie und setzen diese au-

ßerhalb der Stadtgrenzen wieder aus, um das scheinheilige Bild eines protzig dargestellten 

Reichtums beizubehalten (vgl. Liebel, 2007, S.78-82; Veneman, 2006, S.127-128). 

Neben Kindern ohne offizielle Identität, Straßen-, Waisen- und Flüchtlingskinder stellt auch 

der Handel mit Kindern ein massives Problem dar. Dieser wird zunehmend zu einem florie-

renden, weltweit operierenden Geschäftszweig. Auf unterschiedlicher Art und Weise wie zum 
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Beispiel gewaltsame Verschleppung, Betrug oder falschen Versprechungen werden Kinder 

dazu gebracht, den Schleppern zu folgen. Bei Kinderhandel erfolgt immer ein Ortswechsel, 

meist geht dieser auch mit einem Wohlstandsgefälle einher. Zum Beispiel werden Kinder aus 

einer ländlichen Region in ein Tourismuszentrum oder in ein anderes wohlhabenderes Land 

verschleppt. Dort verkaufen die Schlepper die Kinder an Kriminelle, bei denen Gewalt und 

Verbrechen an der Tagesordnung stehen. 

Die Kinder sind den Peinigern hilflos ausgeliefert, besitzen keine Papiere und sind meist der 

Sprache im fremden Land nicht mächtig. Nicht selten werden Kinder an wiederum andere 

Personen weiterverkauft und werden so zu einer Handelsware ohne jeglichen Schutz und 

Unterstützung. Nach Schätzungen des „International Labour Office“ (2002, zitiert nach Lie-

bel, 2007) beträgt die Zahl der Kinder 1,2 Millionen, die jährlich Menschenhändlern zum Op-

fer fallen. So verkaufen zum Beispiel Schlepper Kinder in Nepal weiter an Indien für das 

Sexgewerbe, welche ursprünglich für die Teppichfabrik oder für das Hotelgewerbe angewor-

ben wurden. Da die Kinder illegal und ohne Papiere ihr Dasein fristen, ist es beinahe unmög-

lich zu fliehen oder sich an Behörden zu richten. 

Eine weitere Form des Kinderhandels besteht darin, Kinder zu vermeintlich entfernten Ver-

wandten in die Stadt oder ins Ausland zu geben. Das Ziel ist es, den Kindern bessere Bil-

dungschancen zu ermöglichen. Aufgrund der großen Armut, vor allem in Afrika, nutzen pro-

fessionelle Zwischenhändler die Not der Familien jedoch aus und verkaufen die Kinder an 

wohlhabende Privathaushalte, wo die Arbeitsbedingungen meist unmenschlich sind. Nicht 

selten landen Kinder dabei aber auch auf Plantagen oder werden von Milizen verschleppt. In 

Ostasien und in der Pazifikregion erfolgt der Kinderhandel häufig dadurch, dass Kinder in die 

Prostitution, zur Industrie- oder Landwirtschaftsarbeit oder auch als Kameljockeys verkauft 

werden. Oft sehen sich die Eltern gezwungen, ihre Kinder zu verkaufen, um Schulden abzu-

bezahlen. 

In Lateinamerika, wo der Tourismus eine entscheidende Rolle spielt, werden Kinder als Ar-

beitskräfte ausgebeutet oder noch schlimmer als Kinderprostitutierte den TouristInnen, aber 

auch lokalen BewohnerInnen angeboten. 

Das Geschäft mit dem Kinderhandel in Europa verläuft in der Regel von Ost nach West. Da-

bei handelt es sich um organisierte kriminelle Banden, welche Kinder aus armen Regionen 

unter falschen Versprechungen in wohlhabendere Länder locken. Dort werden sie im Rot-

lichtmilieu zum Betteln eingesetzt oder als billige Arbeitskräfte vermittelt. 
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Viele dieser Probleme liegen in der wachsenden Kluft zwischen Arm und Reich, der profit-

maximierten Gesellschaft, zu der viele VerliererInnen gehören, aber auch in der Gewinner-

zielung ausgerichteten Ökonomie. Die moderne Kommunikationstechnologie und rasche 

Transportmöglichkeiten erleichtern die Verschleppung der Kinder enorm. So werden auch 

Kinder zu relativ problemlos verschiebbaren Gütern. Die Globalisation verändert die Art und 

Weise des Kinderhandels: Einfach überwindbare geografische Distanzen und die Öffnung 

der Grenzen erleichtern das Geschäft mit Kindern. 

Um diesen widrigen Umständen vieler Kinder in aller Welt entgegenzuwirken, müssen Ge-

setze und internationale Verträge geschaffen werden. Aber das alleinige Existieren von Ge-

setzen und Verträgen ist unzureichend. Ohne der Bewusstwerdung dieser und dem Schaffen 

einer gerechteren Welt erfolgen Veränderungen nur sehr schleppend. Auch der UNICEF- 

Botschafter Roger Moore bestätigt das mangelnde Bewusstsein über Ausbeutung und Miss-

brauch, welche weltweit zum Alltag gehören. UNICEF appelliert in seinen Berichten in den 

Jahren 1999, 2000 und 2006 das Schicksal der ärmsten Kinder der Welt nicht länger zu 

übersehen (vgl. Liebel, 2007, S.93-96; Veneman, 2006, S.103-109). 

5.2 Zur Situation der Kinder in der Europäischen Union 

In den Ländern der Europäischen Union (EU) leben zurzeit etwa 94 Millionen Kinder und 

Jugendliche unter 18 Jahren. Da diese Bevölkerungsgruppe unsere Zukunft ist, betreffen 

gerade sie heute gefällte Entscheidungen, da diese langfristige Auswirkungen haben. Im 

Vergleich zu oben genannten Berichten befinden sich die meisten Kinder in Europa in einer 

passablen Situation. Trotz allem sind auch in Europa viele Kinder weit davon entfernt, die 

ihnen zustehenden Rechte in Anspruch zu nehmen. 

Obwohl die Europäische Union zu den reichsten Regionen der Welt gehört, nimmt die Armut 

in fast allen Mitgliedsstaaten signifikant zu. Die Schere Arm-Reich klafft immer weiter ausei-

nander. Dabei sind in besonderem Maße Kinder von relativer Armut betroffen, was wiederum 

negative Folgen auf ihre Lebens- und Bildungschancen, ihre Gesundheit, ihr Selbstwertge-

fühl und der Partizipation am sozialen Leben hat. Vor allem Randgruppen sind besonderen 

Diskriminierungen ausgesetzt wie zum Beispiel Roma-Kinder, denen in manchen Ländern 

Zugang zur Bildung verwehrt wird. Auch der Gesundheitszustand dieser Kinder weist Mängel 

auf. Weiter werden Kindern mit Beeinträchtigung nicht selten Vorurteile entgegengebracht 

und die Mitbestimmung für ihr Leben ist eingeschränkt. Durch rassistische Aggressionen und 

Intoleranz werden Migrantenkinder, die sich äußerlich in Hautfarbe, Sprache und Kleidung 
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von der Mehrheitsbevölkerung unterscheiden, häufig benachteiligt (vgl. Liebel, 2007, S.127-

128). Auch in den Beiträgen von Carstens (1998) wird deutlich, dass ausländische Kinder 

meist nicht die gleichen Rechte zugestanden werden wie Kindern, die im eigenen Land auf-

wachsen. Carle und Kaiser erwähnen dabei im Speziellen die Benachteiligung von Kindern 

türkischer, aber auch kurdischer Herkunft. Diese erfahren Diskriminierung in vielen Berei-

chen des gesellschaftlichen Lebens wie mangelnde Sicherheit aufgrund Rassismus, Aner-

kennung ihrer kulturellen Identität und der Berücksichtigung ihrer Flüchtlingssituation. Da die 

Kinderrechte Menschenrechte sind und auf der ganzen Welt gleichermaßen für alle Kinder 

gelten, sollten diese auch für alle eingehalten werden, egal welcher Nation sie angehören. 

Besonders in der Benachteiligung ausländischer Kinder besteht in Europa noch großer 

Handlungsbedarf. Dabei sind die Staaten aufgefordert, die unterschriebene und anerkannte 

UN-Konvention in allen Bereichen in die Tat umzusetzen, vor allem aber eine umfassend 

kinderfreundliche Politik für alle Kinder zu schaffen (vgl. Carle & Kaiser, 1998; Carsten, 1998, 

S. 146ff). 

Ein weiterer Punkt den UNICEF in seinen jährlichen Berichten besonderem Nachdruck ver-

leiht, ist, Armut langfristig entgegenzuwirken. Dabei muss Chancengleichheit für alle ge-

schaffen werden, um vor allem der jüngsten Generation gleich am Anfang ihres Lebens bes-

sere Chancen zu eröffnen, zum Beispiel durch eine gute Gesundheitsversorgung und früher 

Förderung und Bildung. Es muss sichergestellt werden, dass auch Kinder aus armen Fami-

lien Ressourcen nützen können und Zugang zu Allgemeingut haben. Wenn Kinder in jungen 

Jahren bereits benachteiligt sind und in die Armutsfalle tappen, haben diese später weniger 

Chancen, am regulären Leben teil zu haben und ihre Rechte in Anspruch zu nehmen. 

Nicht wenige Kinder erleiden in Europa Gewalt in der Familie, im gesellschaftlichen Leben 

oder in Heimen. Nach Berichten von UNICEF 2006 sterben in Deutschland und Großbritan-

nien jede Woche zwei Kinder aufgrund von Misshandlungen oder Rücksichtslosigkeit, in 

Frankreich sogar drei Kinder pro Woche. 

Liebel (2007) berichtet über den kommerziellen Handel mit Kindern. „Importierte Kinder“ 

werden zur Prostitution, zum Betteln oder zu kriminellen Handlungen genötigt. Das Business 

mit der illegalen Adoption von „exotischen Kindern“ wird in Europa zunehmend zu einem 

Geschäftszweig. Dabei reichen sich dubiose Agenturen und skrupellose Anwälte die Hand, 

ohne die Rechte der Kinder zu beachten. Bei asylsuchenden Kindern kommt es immer wie-

der zu Menschenrechtsverletzungen und zwar durch Inhaftierung, unmenschlicher Abschie-
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bung, Verweigerung angemessener Ernährung, Wohnung, Bildung und mangelnder 

Gesundheitsversorgung (vgl. Liebel, 2007, S. 127). 

Obwohl das Interesse an Kindern in den Mitgliedsstaaten der EU in den letzten Jahren ge-

wachsen ist, Politikansätze und Programme für Kinder entwickelt wurden, bestehen nach wie 

vor Defizite in Bereichen wie Schutz vor Diskriminierung, Vertretung der Interessen der Kin-

der und Mitwirkung bei Entscheidungen. Durch die Erweiterung der Europäischen Union 

kommt es zu vielen wirtschaftlichen, politischen, umweltbezogenen und sozialen Verände-

rungen. Dabei wird vernachlässigt, dass sich diese nicht nur auf Erwachsene, sondern auch 

auf Kinder auswirken. Bei Debatten um das zukünftige Europa wird die Sicht von Kindern 

kaum beachtet. 

Ein Grund für das Ignorieren der Interessen der Kinder besteht darin, dass bei den meisten 

Regierungen die Meinung vorherrscht, Kinder seien nicht kompetent. Dabei wäre gerade die 

Berücksichtigung und Anerkennung der Fähigkeiten und Beiträge der Kinder eine wichtige 

Voraussetzung für ein Europa, das auf die Partizipation aller BürgerInnen wertlegt. Vor allem 

jüngere Kinder werden oft als Art Anhängsel der Familien betrachtet und nicht als eigenstän-

dige Rechtssubjekte. Noch gravierender ist aber die Tatsache, dass sich Kinder anderer Na-

tionalitäten oder gar solche die „staatenlos“ sind, in der Regel nicht auf EU-Rechte berufen 

können. 

Sollte sich die künftige Kinderpolitik der EU stärker an den Werten und Prinzipien der Kinder-

rechtskonvention orientieren, muss sie auch die Kinder als Rechtssubjekte und Akteure an-

erkennen. Nur so besteht die Möglichkeit, dass Kinder aus den Schatten anderer Gruppen 

oder Bereichen heraustreten und als Gruppe mit eigenen Interessen sichtbar werden (vgl. 

Liebel, 2007, S. 127f). 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass trotz UN-Kinderrechtskonvention Kinderrechte 

in hohem Maße missachtet werden. Diese Ergebnisse erzielten auch andere Studien und 

Untersuchungen wie der Staatenbericht 2004, die LBS-Kinderbarometer Studie 2007, die 

Studie von Heidel 2003 über Kinderarbeit in Zeiten der Globalisierung und die Gallup Studie 

2008. Obwohl in vielen europäischen Ländern mehr Bewusstheit bezüglich Kinderrechte 

vorherrscht und diese stärker umgesetzt werden als in vielen Entwicklungsländern, gibt es 

Kinderrechtsverletzungen zu vermerken. Liebel und Unicef sind sich darin einig, dass es vor 

allem die Ärmsten der Armen betrifft, welche an den negativen Folgen der Missachtung der 

Kinderrechte leiden oder sogar daran sterben. Die AutorInnen fordern deshalb langfristige 
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Lösungen und Projekte, um ein Umdenken der Politik und der Gesellschaft zu bewirken, mit 

dem Ziel, unsere Kinder auf der ganzen Welt zu schützen. Es sollte für Kinder nicht in ferner 

Zukunft, sondern jetzt besser werden. 

5.3 Zur Situation der Kinder in Österreich 

Im Allgemeinen ist die Situation der Kinder und Jugendlichen in Österreich im internationalen 

Vergleich eine befriedigende. Allerdings gilt laut Netzwerk Kinderrechte, der National 

Coalition zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in Österreich 2004, als Beurtei-

lungsmaßstab für den Stand der Verwirklichung der Kinderrechte, das individuell für jeden 

Staat maximal Erreichbare. Demzufolge besteht auch in Österreich noch in diversen Berei-

chen erheblicher Handlungsbedarf, vor allem im Umgang mit Kinderflüchtlingen, im Rahmen 

von Jugendlichen im Konflikt mit dem Gesetz, bei Armutsgefährdung und bei Verhinderung 

von Gewalt und Missbrauch. Auch das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Gene-

rationen der Republik Österreich bezeichnet im Staatenbericht 2004 die Situation der Kinder 

in Österreich im Vergleich zu anderen Ländern als gut. Die geforderten Rechte sind weitge-

hend gewährleistet. Dies hat das Parlament anlässlich der Ratifikation 1992 festgestellt, wei-

ter wurden vom Kinderrechtskomitee 1999 und 2005 zahlreiche Umsetzungsmaßnahmen 

der Bundesregierung gewürdigt (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 

Jugend, 2004). Das Bundesministerium zählt zu dieser positiven Leistungsbilanz folgende 

Punkte: 

1. Züchtigungsverbot - Verbot jeder Art physischer oder psychischer Misshandlung von 

Kindern als Erziehungsmittel (1989) und daran anknüpfend die Bemühungen zur Er-

höhung des Schutzes von Kindern vor Misshandlung. 

2. Die Einrichtung der Kinder- und Jugendanwaltschaften in den neun Bundeslän-

dern sowie auf Bundesebene (seit 1995). Sie sind Ansprechpartner/innen für alle 

Probleme von Kindern und Jugendlichen. Zu ihren Aufgaben gehören Bewusstseins-

bildung und Lobbying für Kinderrechte, Information, Networking und Beratung bei El-

tern-Kind-Problemen. 

3. Das umfassende SchülerInnenvertretungssystem an Österreichs Schulen. 

4. Das Gesetz der extra-territorialen Zuständigkeit österreichischer Gerichte für öster-

reichische Staatsangehörige, die in sexuelle Ausbeutung von Kindern im Ausland 

verwickelt sind. 

5. Die Aufnahme von Kinderrechten in die Landesverfassungen von Oberösterreich, 

Vorarlberg und Salzburg. 
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6. Die Einrichtung der Bundesjugendvertretung 2001. 

7. Die Ratifizierung der Fakultativprotokolle zur Kinderrechtskonvention (KRK) über 

Kinder in bewaffneten Konflikten und betreffend den Verkauf von Kindern, die Kinder-

prostitution und die Kinderpornographie sowie die Ratifikation von ILO-

Übereinkommen zum Thema Kinderarbeit. 

8. Die Annahme des "Kindschaftsrechts-Änderungsgesetzes 2001". Mit dem 

„Kindschaftsrechts-Änderungsgesetz 2001“ wurde die Rechtsstellung junger Men-

schen gestärkt: 

 Das Volljährigkeitsalter wurde von 19 auf 18 Jahre gesenkt. 

 Der Wunsch des Kindes bei Obsorgefragen ist verstärkt zu berücksichtigen. 

 Minderjährige über 14 Jahren erhielten erweiterte Antragsrechte und selbständige 

Verfahrensfähigkeit. 

 Im Eltern-Kind-Verhältnis wird die elterliche Verantwortung für das Kind stärker 

betont, indem die unter dem Begriff „Obsorge“ zusammengefassten Befugnisse 

weniger als Rechte, denn als Aufgaben der Eltern verstanden werden. 

 Bei Scheidung der Eltern wird das „Besuchsrecht“ auch als ein Recht des Kindes 

normiert und die Möglichkeit der Durchsetzung dieses Rechtes wurde verbessert, 

sowie eine Obsorge beider Eltern nach der Scheidung ermöglicht. 

 Kinder müssen bei entsprechender persönlicher Reife in medizinische Behand-

lungen selbst einwilligen. 

 Vertretungshandlungen der Eltern können bei besonders schwerwiegenden medi-

zinischen Behandlungen des Kindes gerichtlich überprüft werden, wenn das Kind 

die Behandlung nachdrücklich und entschieden ablehnt. 

Trotz dieser positiven Veränderungen und der Stärkung der Position der Kinder und Jugend-

lichen in Österreich bestehen noch viele Defizite bezüglich der tatsächlichen Umsetzung der 

Kinderrechte wie die Kinder- und Jugendanwaltschaften bestätigen. So ist es Aufgabe der 

Politik, aber auch der Gesellschaft, die Rechte der Kinder zu schützen, auszubauen und zu 

festigen. Da Kinder gleichwertige Mitglieder unserer Gesellschaft sind, obliegt es der Politik, 

Partizipation auch für Kinder und Jugendliche zu gewährleisten. Dabei handelt es sich um 

einen Bewusstseinsprozess, der gefördert werden muss. Dies gilt als eines der großen Ziele 

in der Umsetzung der Kinderrechtskonvention in Österreich. 



Studien und Berichte zu Kinderrechten 

 

Se i t e  | 82 

Obwohl viele Bereiche der Kinder und Jugendlichen in Österreich im internationalen Ver-

gleich befriedigend sind, stehen verschiedene Autoren und Institutionen der Umsetzung und 

Einhaltung der Kinderrechte in Österreich kritisch gegenüber. So meint Liebel (2007), dass 

ein kindgerechtes Land noch lange nicht erreicht ist, die Politik sich zwar mit den Artikeln der 

Konvention angefreundet hat, die UN-Kinderrechtskonvention aber nur halbherzig umsetzt. 

Auch in der Gesellschaft ist das Interesse und die Sensibilität für die Belange und Rechte 

von Kindern und Jugendlichen gewachsen, allerdings bleibt konkretes Handeln großteils 

noch immer Sache einiger engagierter Vereinigungen und Gruppen. Massive Defizite beste-

hen vor allem in Bereichen der sozialen- und Bildungsgerechtigkeit, der ungleichen Vertei-

lung von Gütern und der Lebenssituation der MigrantInnen und Flüchtlinge. 

Auch der „National Report on strategies for social protection and social inclusion“ des Bun-

desministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz (2008, S.3) berichtet über die-

se Ungleichberechtigung und fordert daher: 

1. More opportunities for disadvantaged children and youths, 

2. Enhanced employment participation of individuals furthest from the labour market, 

3. Improved social inclusion of individuals with physical, mental and psychological dis-

abilities, and 

4. Adjustment of the welfare state system to demographic change. 

Schließlich wird an den jährlichen Misshandlungsfällen in Österreich sichtbar, dass ebenfalls 

bei uns und nicht nur in ärmeren Ländern noch großer Handlungsbedarf bezüglich Umset-

zung der Kinderrechte besteht, wie die Salzburger Kinder- und Jugendanwältin Andrea Holz-

Dahrenstaedt (2009) in einem SN-Bericht darstellt. So werden jedes Jahr 1500 Kinder miss-

handelt und 600 missbraucht. In Salzburg landen pro Jahr aber nur fünf bis zehn Fälle vor 

Gericht! Laut Schätzungen werden in Österreich jedes vierte Mädchen und jeder fünfte Bub 

missbraucht. ExperteInnen verweisen auf eine noch höhere Dunkelziffer. 95% dieser Delikte 

geschehen im Familienkreis. Diese Zahlen wurden laut SN nach Bekanntwerden des Falles 

Josef Fritzl, der 24 Jahre lang seine Tochter in ein Kellerverlies gesperrt und mit ihr sieben 

Kinder gezeugt hatte, genannt. Er wurde unter anderem des Mordes, der Vergewaltigung 

und schwerer Nötigung angeklagt. Laut Innenministerin Maria Fekter weist die Kriminalstatis-

tik für 2008 insgesamt 445 ermittelte Tatverdächtige wegen schweren sexuellen Missbrauchs 

von Unmündigen aus, 25 davon in Salzburg. Als Unmündige gelten Personen unter 14 Jah-

ren. Dabei ereigneten sich 101 dieser Fälle in familiären Beziehungen und 87 ohne 

Hausgemeischaften. 176 Verdächtige entstammten einem Bekanntschaftsverhältnis, 35 ei-
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ner Zufallsbekanntschaft und bei 43 Fällen lag keine Beziehung vor. Davon wurden 19 Ver-

dächtige wegen Freiheitsentziehung angezeigt. Die Statistik verzeichnet außerdem 158 Tat-

verdächtige, davon 9 in Salzburg, wegen Nötigung an Personen unter 14 Jahren. 1957 

Strafanzeigen betrafen Körperverletzungen, davon 94 in Salzburg, wobei sich die meisten im 

Bekanntschaftsverhältnis ereigneten. Weiter gibt es laut Statistik insgesamt 144 Tatverdäch-

tige, davon 9 in Salzburg, die wegen Quälens und Vernachlässigung unmündiger und wehr-

loser Personen aufscheinen. 

In der Erziehung von Kindern will die Kinder- und Jugendanwältin eine höhere Gewaltbereit-

schaft bei den Eltern festgestellt haben, wie die SN berichtet. Laut Tätigkeitsbericht der Kin-

der- und Jugendanwaltschaft in Salzburg (2006/07) nehmen die Probleme mit und in der 

Familie stark zu. Diese Zahlen sind unter anderem Ausdruck einer immer prekärer werden-

den Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen. Über 3000-mal wurde die kija Salzburg 

im Jahr 2009 um Hilfe gebeten und zwar im Rahmen ihrer Einzelarbeit. Die Beratungszahlen 

der kija Salzburg stiegen seit ihrer Gründung im Jahr 1993 kontinuierlich an. Die Probleme 

der Ratsuchenden lagen hauptsächlich im Bereich des familiären Umfeldes. Obwohl auf die 

Frage, ob Gewalt in der Erziehung zu billigen sei, die meisten Menschen spontan mit „Nein“ 

reagieren, sieht die Realität anders aus. 

Eine Statistik von Wimmer-Puchinger in der SN (2009) zeigt, dass 61,0% der Mütter und 

66,9% der Väter ab und zu leichte körperliche Gewalt ausüben, das heißt eine Ohrfeige ge-

ben, mit einem Klaps nachhelfen oder eine Hand ausrutscht. 28,5% der Mütter und 26% der 

Väter üben schwere Gewalt aus, darunter wird Hintern versohlen, eine Tracht Prügel und 

Schlagen mit Gegenständen verstanden. Das sind immerhin fast ein Drittel aller Eltern die 

schwere körperliche Gewalt ausüben! Weiter weist eine Untersuchung der Kinder- und Ju-

gendanwaltschaft Oberösterreich (2008) zu dem Thema Erziehungseinstellung darauf hin, 

dass 40 Prozent der OberösterreicherInnen das gesetzliche Gewaltverbot nicht bekannt ist. 

Auch hier werden von der Mehrheit der Befragten mit Gewalt schwere Formen körperlicher 

Gewalt assoziiert. Ein Drittel der Befragten stimmten der Aussage zu, dass „eine gsun´de 

Watsch´n“ niemanden schadet und „was in der eigenen Familie vorgeht, geht niemanden 

etwas an“. 47 Prozent von 200 befragten VolksschülerInnen gaben an, schon eine „leichte 

Watsch„n“ erhalten zu haben. Auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft bestätigt, dass sich 

familiäre Gewalt und Vernachlässigung seit 2006 verdoppelt habe (Wimmer-Puchinger, 

2009). Diese Zahlen bestätigen wiederum die Wichtigkeit von präventiven als auch bewusst-

seinsbildenden Maßnahmen im Bereich von Kinderrechten. 
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5.4 Armut 

Gewalt und Vernachlässigung korrelieren häufig mit Armut. Gröller (1998) weist explizit da-

rauf hin, dass Armut und soziales Elend zwar nicht die einzigen, aber die entscheidendsten 

Erscheinungsformen als auch Ursachen der Gewalt gegen Kinder sind. Ebenso bezeichnet 

Liebel (2007) Armut als einen typischen Ausdruck struktureller Gewalt. Diese ist oft gekenn-

zeichnet als Mangel an Geldeinkommen oder anderer Ressourcen, als fehlender Zugang zu 

materiellen und kulturellen Gütern und Dienstleistungen oder als Mangel an Zuwendung und 

solidarischen Beziehungen. Dabei lassen sich ihre Auswirkungen oft nicht auf den ersten 

Blick erkennen und sind nicht leicht nachweisbar. Gröller (1998) meint, alle Maßnahmen ge-

gen Gewalt an Kindern, wären schlussendlich zum Scheitern verurteilt, wenn es nicht gelingt, 

eine gesellschaftliche Solidarität zu erhalten oder herzustellen, die verhindert, dass sozial 

Schwächere an den Rand gedrängt und schließlich in materielles und psychisches Elend 

getrieben werden. Gerade in Zeiten wie diesen, in denen die Wirtschaftskrise, aber auch die 

globalen ökonomischen Verhältnisse ihre Auswirkungen zeigen, gibt es neben GewinnerIn-

nen immer mehr Verlierer, die der Armutsfalle ausgesetzt sind. Die Unsicherheit auf dem 

Arbeitsmarkt nimmt zu und eine wachsende Zahl von Personen kann ihren Lebensunterhalt 

nicht mehr bestreiten. Dabei geraten auch Kinder in Armut, da ihre Familien arm werden und 

sie von diesen als Versorger abhängig sind. Besonders alleinerziehende Mütter, Familien mit 

mehreren Kindern und Migranten/innen sind von sozialen Abstieg und Verarmung bedroht 

(vgl. Liebel 2007, S 149ff). Hier ist die Politik gefordert soziale Verantwortung zu überneh-

men und neue Akzente zu setzen, um der Armut entgegenzuwirken. 

Was bedeutet aber Armut in Österreich? Von „Armutsgefährdung“ wird dann gesprochen, 

wenn das Pro-Kopf-Haushaltseinkommen unter einem Schwellenwert von 60% des Median-

einkommens liegt, für Österreich betrug dies 2004 € 780,-. Von „akuter Armut“ dagegen 

spricht man, wenn weitere Belastungen dazu kommen wie Schulden, Substandardwohnung, 

keine Möglichkeit sich diverse Dinge kaufen zu können (National Coalition, 2004, S.18). 

UNICEF (2007, S.6) definiert Armut folgendermaßen: „the poor are those whose resources 

(material, cultural, and social) are so limited as to exclude them from the minimum 

acceptable way of life in the Member States in which they live”. 

In Österreich wächst die Zahl der Erwachsenen und Kinder, die in Armut leben und dadurch 

Beeinträchtigung in ihrer Lebensqualität und ihren Lebenschancen erfahren. Es ist nicht die-

selbe Armut, die Kinder in unterentwickelten Ländern erleiden müssen. Es geht nicht ums 

pure Überleben, da die Grundbedürfnisse nicht befriedigt werden, sondern um den Mangel 
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an Ressourcen, die für ein befriedigendes Leben erforderlich wären. Dabei spricht Liebel 

(2007) von relativer und absoluter Armut. Je geringer das Einkommen, desto höher ist auch 

das Risiko, weiteren Benachteiligungen ausgesetzt zu sein, z.B. in Bereichen des Wohnens, 

dem Zugang zu Bildung oder der Teilhabe am sozialen Leben. 

Wie aus dem Schattenbericht (2004) der National Coalition für die Umsetzung der 

UN-Kinderrechtskonvention in Österreich hervorgeht, ist auch der Österreichische Sozial-

staat nicht mehr „armutsfest“, obwohl die kinder- und familienpolitischen Leistungen im euro-

päischen Durchschnitt umfangreich sind. Die Zahl der Armutsgefährdeten in Österreich be-

trägt 11%, der akut Armen 4% und das in einem Land, welches zu den reichsten der Welt 

zählt und ein sozialstaatliches Sicherungssystem aufweist. Diese Armut betrifft auch in be-

sonderem Maße Kinder und Jugendliche. Studien des Europäischen Haushaltspanels (2002) 

ergeben, dass 14% der männlichen und 16% der weiblichen Personen, welche zur Armuts-

gefährdung zählen, unter 20 Jahre alt sind. Somit unterliegen Kinder und Jugendliche im 

Vergleich zur Gesamtgefährdung einem deutlich höheren Risiko. Auch im Bereich der akuten 

Armut betrifft dies 5% der weiblichen und 4% der männlichen Kinder und Jugendlichen. Das 

sind 28% der akut armen Bevölkerung in Österreich! Bei genauerer Betrachtung von Kinder- 

und Jugendarmut muss immer die Familie mit einbezogen werden, da nicht die Kinder 

selbst, sondern deren Eltern oder Erziehungsberechtigte in Armut gelangen. Werden Ein-

kommensverteilungen nach Haushaltsform verglichen, zeigen sich deutliche Unterschiede 

zwischen Haushalten mit zwei und mehr Kindern oder bei alleinerziehenden Müttern/Vätern. 

Größere Familien und Alleinerzieher/Innen liegen im untersten Einkommensviertel gegen-

über Haushalten mit nur zwei Kindern. Von Armutsgefährdung sind zwei Familientypen be-

sonders betroffen, einerseits Alleinerziehende ohne Erwerbseinkommen, andererseits Fami-

lien mit drei oder mehr Kindern. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg führt in ihrem 

Tätigkeitsbericht (2006/07) weitere Punkte für Armutsgefährdung an und zwar Kinder sucht-

belasteter Eltern (27.000), Kinder mit psychischen Erkrankungen (6500) sowie von seeli-

schen Erkrankungen bedrohte Kinder (27.000). Kija Salzburg weist explizit darauf hin, dass 

35% der armutsgefährdeten Kinder aus Familien kommen, in denen zumindest eine Person 

keine österreichische, EU- oder EFTA-Staatsbürgerschaft besitzt. Bei Kindern mit Migrati-

onshintergrund verfestigt sich Armut besonders häufig (vgl. National Coalition, 2004; Repub-

lik Österreich, 2002). 

Kinder, welche unter Armutsgefährdung aufwachsen, weisen ungünstigere Entwicklungsbe-

dingungen in schulischer und beruflicher Ausbildung, in familiären Beziehungen und Interak-

tionen, in Freizeit und Austausch mit Gleichaltrigen auf. Diese Belastungen können wiede-
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rum zu Beeinträchtigungen des emotionalen, sozialen, physischen und psychischen Wohlbe-

findens führen. Die Benachteiligung durch Armut und ihre Auswirkung auf die Schul- und 

Berufskarriere lassen sich mit der Tatsache beweisen, dass zwischen der sozialen Stellung 

der Eltern und dem Ausbildungsweg der Kinder nach wie vor eine starke Korrelation besteht. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass Kinder aus armen Familien einen weiterführenden Bildungsab-

schluss erreichen, ist sehr gering. Jugendliche aus prekären Einkommenslagen haben auch 

deutlich geringere Chancen, eine qualifizierte Ausbildung zu absolvieren. Schließlich werden 

Armutskarrieren der Herkunftsfamilien nahtlos fortgesetzt. Nun beginnt ein Teufelskreislauf, 

da Armut eng mit mangelnder Bildung verknüpft ist und wenige Schuljahre wiederum ein 

Indikator für Armut sind und diese weiter begünstigt. Neben niedrigeren Bildungsabschlüs-

sen und weniger Chancen am Arbeitsmarkt erwähnt Liebel (2007) einen nachgewiesenen 

Zusammenhang zwischen sozioökonomischen Mängellagen und Schulverweigerung, Schul-

versagen, Bildungserfolg, Arbeitslosigkeit, physischen und psychosozialen Beeinträchtigun-

gen, erfasster Delinquenz und Freizeitverhalten. 

Armut beeinflusst weiter in negativer Weise den gesundheitlichen Zustand und das Ernäh-

rungsverhalten. Die Belastungen steigen überproportional mit der Dauer der Armutserfah-

rung. Hinsichtlich der Auswirkungen bezüglich Gesundheit wurde bei armen Familien ermit-

telt, dass die postnatale Säuglingssterblichkeitsrate deutlich höher und die Mortalitätsrate bei 

Unfällen doppelt so hoch ist, als bei Kindern aus privilegierten Elternhaus. Auch die Gesund-

heitsrisiken wie Kopf- und Magenschmerzen treten häufiger auf und die Anfälligkeit für chro-

nische Erkrankungen steigt mit stärkerer Armut. Neben gesundheitlichen Folgen beeinträch-

tigt Armut auch das Wohlbefinden und die Lebensfreude mit Auswirkungen auf Sozialbezie-

hungen. Nicht selten kommt es zum Rückzug aus sozialen Kontakten und zu Einsamkeit. 

Dabei spielen auch Diskrepanzen im Lebensstandard zu anderen Kindern eine Rolle. Kinder 

und Jugendliche können im Konsum- und Freizeitverhalten nicht mehr mithalten. Dies ver-

stärkt wiederum die soziale Isolation der in armen Familien lebender Kinder, da sie sich we-

gen ihrer Armut schämen, wobei in der Folge Kontakte völlig abgebrochen werden (vgl. Lie-

bel, 2007, S.152ff). 

Um Armut aber adäquat bestimmen zu können, ist es notwendig nicht nur materielle und 

finanzielle, sondern auch soziale, kulturelle und psychische Aspekte mit einzubeziehen, da 

gerade diese Bereiche, die Armutserfahrungen der Kinder und Jugendlichen ausmachen und 

prägen. Bei Kindern sind zusätzlich „Zeitarmut“, „Beziehungsarmut“ und „Erziehungsarmut“ 

zu nennen, welche in unserer schnelllebigen Zeit häufig vorkommen. 
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Welche Maßnahmen können nun aber getroffen werden, um Armut auch in Österreich 

langfristig entgegenzuwirken? 

Kinderarmut kommt einer Missachtung von Kinderrechten gleich. In diverser Literatur wird 

angenommen, dass Kinder, die ihre Rechte kennen und sich ihrer Rechte bewusst sind, eher 

in der Lage sind, ihrer Armut entgegen zu wirken, als Kinder, die nicht über ihre Rechte Be-

scheid wissen und wenig Selbstvertrauen aufweisen. Fazit daraus ist, das der Menschen-

rechtsbildung mit Kindern für den aktiven Umgang mit Armutserfahrungen erheblichere Be-

deutung beigemessen werden sollte. Vor allem sozial benachteiligte Kinder würden daraus 

profitieren. Aber auch hier müssen politische Initiativen ergriffen werden, um strukturelle 

Veränderungen der Gesellschaft und der Wirtschaftsordnung zu erzielen, sodass soziale 

Ungleichheit und Benachteiligung in den Hintergrund tritt. 

Aufgrund diverser Berichte und Studien bezüglich Kinderrechte und der Situation der Kinder 

in Österreich, erfolgten bereits Maßnahmen, die zu maßgeblichen Fortschritten führten. Der 

Staatenbericht (2004) geht gezielt auf die Bekämpfung der Kinderarmut ein. Da die familien-

politischen Leistungen Österreichs ausgeweitet wurden, leistete die Politik einen wichtigen 

Beitrag zur Armutsbekämpfung. So wurde die Zahl der Kinderarmut um mehr als die Hälfte 

reduziert. Das heißt im Konkreten: Ohne staatliche Unterstützung würden doppelt so viele 

Familien mit ihrem Einkommen unter der Armutsgefährdung liegen. Dies wirft natürlich die 

Frage auf, warum gerade in Österreich, einem der reichsten Länder der Welt, dermaßen vie-

le Personen ein so geringes Budget aufweisen, dass sie Unterstützung benötigen. Hier dürf-

ten die Ursachen wohl eher in der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Situati-

on, als im Versagen jedes Einzelnen liegen. Ein weiterer wichtiger Punkt zur Verbesserung 

der Armutsgefährdung, war die „Steuerreform 2000“. Diese enthält eine umfangreiche Unter-

stützung und Entlastung für einkommensschwache Familien. Trotz vieler Fortschritte fordert 

der Schattenbericht (2004), dass die Verbesserung der Situation der sozial Benachteiligten 

und Armutsbekämpfung weiterhin eine zentrale Zielsetzung der österreichischen Gesell-

schaftspolitik bleiben muss. Im Speziellen sollten folgende Maßnahmen erfolgen: 

 Ein Grundsicherungsmodell für Familien und Kinder, das die Funktion hat, andere 

Dysfunktionen auszugleichen, diese aber nicht zu ersetzen 

 Ausbau von qualifizierten und finanziell leistbaren Kinderbetreuungseinrichtungen mit 

flexiblen Öffnungszeiten für alle Altersgruppen 

 Wiedereinstiegshilfen und Weiterbildungsmaßnahmen 

 Gleicher Lohn für gleiche Arbeit, insbesondere für Frauen und Mütter 
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 Spezielle Gesundheitsplanung und Angebote für sozial Schwache 

 Sicherstellung eines ausreichenden Beratungs- und Betreuungsangebotes für Fami-

lien und Kinder in Krisensituationen 

 Maßnahmen zur Verringerung der Benachteiligung von Kindern aus Armutshaushalten 

im Bildungsbereich 

 Gleichstellung von Migranten/Innen beim Zugang zu sozialen Gütern wie Familienbei-

hilfe, Sozialhilfe, sozialer Wohnbau und Arbeitsmarkt 

 Generell Zugang von sozial Schwachen zur Wohnbauförderung und zu öffentlich ge-

förderten Wohnungen 

 Maßnahmen gegen Arbeitslosigkeit bei Jugendlichen 

Das weltweite Monitoring der UN-Generalversammlung „Plus 5“ gab den Staaten den Auf-

trag, einen Bericht über die Umsetzung des Aktionsprogramms des Weltkindergipfels 2002 

„Eine Welt fit für Kinder“ abzugeben. Dabei war das vorrangige Ziel des Reports of Austria 

(2007), die Kinderarmut und Benachteiligung zu bekämpfen. Der Bericht Österreich beinhal-

tet verschiedene Maßnahmen, die bereits getroffen wurden: 

 Bildung: Nachmittagsbetreuung, frühe Sprachförderung im Kindergarten und in der 

Schule, Förderung der Lesekompetenz, Jugendausbildungsgesetz 

 Arbeit: Trainings und Reintegration beim Arbeitsmarktservice 

 Gesundheit: Mutter-Kind-Pass Programm, schulärztliche Untersuchungen, Impfpro-

gramme, Gesundheitserziehung zu Themen Ernährung, Bewegung, Rauchen, Dro-

gen, HIV und psychische Gesundheit, Projekt „Gesunde Schule“ 

 Gewalt: Gewaltprävention, Bewusstseinsbildung für Schulen, Lehrer und professionel-

len Gruppen, Plattform gegen Gewalt in Familie, Opferschutz, Training von Polizisten 

Obwohl der Bericht Österreich die Situation der Kinder relativ gut bewertet und oben ange-

führte Maßnahmen in vielen Projekten verankert sind, kritisieren Kinderrechts-

Organisationen die Umsetzung der Kinderrechte in Österreich. Der Schattenbericht der Nati-

onal Coalition (2004) enthält Informationen für den UNO-Kinderrechtsausschuss über die 

Einhaltung der Kinderrechte. Dabei wurden verschiedene Mängel aufgezeigt, unter anderem 

im Umgang mit unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in Österreich. Verschiedene Mit-

gliedsorganisationen des Kindernetzwerks gaben folgende Statements ab: 
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 Die Katholische Jungschar Österreichs fordert Mitbestimmung im Lebensfeld der Kin-

der und eine Politik, die sich an den Bedürfnissen der Kinder orientiert und die Veran-

kerung der Kinderrechte in der Verfassung. 

 Das Kinderbüro Graz weist auf die gravierenden Mängel bezüglich Mitbestimmung 

hin. Partizipation darf nicht abhängig sein, von „Politischen Gutwill-Aktionen“, sondern 

muss verbindlich und langfristig sein. 

 Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich fordert Entscheidungen in Berei-

chen wie Schule, Familie und in der Gesellschaft nicht über die Köpfe der Kinder hin-

weg treffen und Möglichkeiten zu schaffen, um Kinder und Jugendliche in einer kind-

gerechten Form zu Wort kommen lassen. Das heißt in Entscheidungen mit einbezie-

hen und bewusstseinsbildende Maßnahmen zu schaffen. 

 Kuratorium Kinderstimme: Verbesserung der Lebens- und Entwicklungsbedingungen 

akut Armer, von Armut bedrohter Kinder, von Kinder mit besonderen Bedürfnissen und 

minderjähriger Fremder. 

 Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte fordert die Erarbeitung eines modernen 

Grundrechtskatalogs und Standards für die Rechte der Kinder und politische und so-

ziale Maßnahmen, die Bewusstseinsbildung und Ausbildung gewährleistet. 

 Österreichische Kinderfreunde/Rote Falken: Kinderrechte einen zentralen Stellenwert 

in unserer Gesellschaft einräumen. 

 Österreichische Komitee für UNICEF: jede Form von Diskriminierung zu beseitigen, 

volle Rechte auf Partizipation, Schutz und Versorgung zu garantieren und ein System 

der Evaluierung aller darauf bezogenen Maßnahmen nach dem Prinzip des „Wohl des 

Kindes“. 

 Pfadfinder/Innen Österreichs: Hilfe für Kinder, damit sie sich zu eigenständigen Per-

sönlichkeiten entwickeln, Recht auf Schutz vor körperlicher und geistiger Gewaltan-

wendung, Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit sowie das Recht 

auf Familie. 

 Auch weitere Organisationen wie die österreichische Bundesjugendvertretung, Ju-

gend- und Kinderanwaltschaften Österreichs fordern die Verankerung der Konvention 

in die Verfassung. 

Den hier angeführten Berichten zufolge ist erkennbar, dass die Situation der Kinder in Öster-

reich eine ambivalente ist. Viele Defizite entstehen dadurch, dass wir in einer Kultur leben, 

die sich vor allem danach ausrichtet, das Familienleben wirtschaftskompatibel und nicht die 

Wirtschaft familienfreundlich zu gestalten. Ökonomische Prinzipien wie Wirtschaftswachs-
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tum, überhöhte Leistungsansprüche, Orientierung an Effektivität, Konkurrenzdenken wird 

internalisiert und prägt unsere Einstellungen und Verhaltensweisen. Aussagen wie „Time is 

money“, „Alles muss sich rechnen“, „Geld regiert die Welt“ beherrschen unseren Alltag. Da-

durch kommen menschliche und soziale Qualitäten zu kurz und Kinder haben wenig Platz. 

Kränzl-Nagl und Riepl (1998, S. 465) bekräftigen diese Aussagen, indem sie behaupten, 

Kinder seien marginalisiert und strukturell benachteiligt. Die Autorinnen erklären diese Mar-

ginalisierung in vielfacher Hinsicht: Durch die demographische Entwicklung steht das Altern 

in der Gesellschaft durch die sinkende Kinderzahl im Vordergrund. Aus ökonomischer Per-

spektive sind mangelnde Anerkennung der Leistungen von Kindern, Kinderarmut und ein 

wachsender Konsumdruck ersichtlich. 

Neben vielen positiven Entwicklungen besteht ein weiterer Kritikpunkt darin, dass es zwar 

die Kinderrechtskonvention gibt, Kinderrechte trotz allem bis heute nicht in der österreichi-

schen Verfassung verankert ist, was einen anderen Stellenwert von Kinder- und Jugendinte-

ressen bewirken würde. Dies war unter anderem auch Thema des internationalen Tages der 

Kinderrechte am 20. November 2008. Bundespräsident Heinz Fischer empfing zum ersten 

Mal eine Delegation des österreichischen Netzwerks für Kinderrechte, indem die 27 Mit-

gliedsorganisationen von den Kinder- und Jugendanwaltschaften, den Kinderärzten, dem 

SOS-Kinderdorf, die Kinderfreunde, Katholische Jungschar, Bundesjugendvertretung und 

das Ludwig-Boltzmann Institut für Menschenrechte vertreten sind. Dort wurde über kinder-

rechtliche Problemfelder in Österreich, wie Kinderarmut, das Recht auf Kindergesundheit 

und die fehlende Verankerung der Kinderrechte in der Verfassung gesprochen. 

Anlässlich des internationalen Tages der Kinderrechte folgte eine Presseaussendung der 

Salzburger Nachrichten (2008), in der Bundespräsident Heinz Fischer fordert, die Kinder-

rechte in den Köpfen aller Menschen zu verankern, Kinder als Rechtspersönlichkeiten zu 

sehen und die Rechte und Bedürfnisse der Kinder im täglichen Leben zu berücksichtigen. 

Dabei verwies Fischer auf die Vorarbeiten im Österreich-Konvent und drückte seine Hoff-

nung aus, dass die neue österreichische Bundesregierung an die Arbeiten im Österreich-

Konvent anknüpfen und wichtige Detailergebnisse weiter verfolgen wird. Inwieweit diese 

Hoffnung Fischers der Realität entspricht, ist unklar. Denn bereits 1999 legte der Kinder-

rechtsausschuss der UNO Österreich nahe, die Kinderrechte auch in der Verfassung zu ver-

ankern mit dem Ziel, sich in gerichtlichen Verfahren darauf berufen und Rechte einklagen zu 

können. Auch die Kinder- und Jugendanwaltschaften und diverse Kinderorganisationen for-

dern seit langem die Verankerung der Kinderrechte in der Verfassung, da dies einen großen 
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Beitrag für die tatsächliche Umsetzung und Einhaltung der Kinderrechte in Österreich bewir-

ken würde. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass sich seit der Verabschiedung der 

UN-Kinderrechtskonvention in Österreich viel zum Positiven verändert hat. Entgegen der 

Ansicht der österreichischen Regierung bleibt für die Umsetzung allerdings noch viel zu tun, 

wie vielen Statements diverser Autoren/Innen und Organisationen, aber auch täglichen Be-

richten in Medien zu entnehmen ist. Obwohl es den Kindern auf den ersten Blick noch nie so 

gut wie heute ging, müssen bei genauer Betrachtung auch in unserer Gesellschaft Benach-

teiligungen der Kinder und Jugendlichen festgestellt werden. Kinder sind zum Gegensatz zu 

Entwicklungsländern zwar in ihren Grundbedürfnissen gut versorgt, haben die Möglichkeit in 

ihrer Freizeit vielseitigen Interessen nachzugehen, es geht ihnen großteils materiell gut und 

herkömmliche Kinderkrankheiten sind relativ unbedeutend geworden. Trotz allem ist bei vie-

len Kindern das soziale, psychische und körperliche Wohlbefinden nicht gewährleistet, wie 

diversen Berichten von ExpertInnen zu entnehmen ist. Neuartige psychosomatische und 

psychosoziale Beschwerden und Krankheiten zeigen, dass einem Teil der Kinder die Ausei-

nandersetzung mit den Anforderungen des Lebensalltags in postmodernen Gesellschaften 

nicht gelingt und dass diese Kinder in vielen Bereichen auf neue Art und Weise gefährdet 

sind. 

Gerade Kinder und Jugendliche aus sozial schwachen und armutsgefährdeten Familien oder 

Kinder mit Migrationshintergrund sind häufig Benachteiligungen ausgesetzt. Besonders im 

Recht „Schutz vor Gewalt, Missbrauch und Misshandlung“ gibt es in Österreich Gesetzes-

überschreitungen und Kinderrechtsverletzungen. Hier ist nicht nur der gute Wille und die 

Hoffnung des Bundespräsidenten Heinz Fischer, die Konvention in die österreichischen Ge-

setze zu verankern, gefragt, sondern ernsthafte tatsächliche Schritte bezüglich Gleichbe-

rechtigung aller Kinder sind gefordert. Eine langfristige Einhaltung der Kinderrechte setzt 

eine Änderung der inneren Haltung und der Bewusstheitsbildung zu Kindern voraus. Schließ-

lich müssen Maßnahmen gesetzt werden, damit Kinderrechte für alle Kinder und Jugendli-

chen in Österreich gelten und diese gestärkt werden, egal welcher Hautfarbe, sozialer- und 

Bildungsschicht oder welchen Migrationshintergrund sie angehören. 
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6 Kinderrechte aus Sicht der Kinder 

Die im vorigen Kapitel dargestellten Berichte, zeigen die Situation der Kinder aus Sicht der 

Erwachsenen auf. Was denken, fühlen und wünschen sich aber Kinder und Jugendliche und 

inwieweit wissen sie über ihre Rechte Bescheid? Mehrere Studien wie die Gallupstudie, die 

LBS Studie, der UNICEF-Bericht und Umfragen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salz-

burg setzen sich mit den Kinderrechten aus Sicht der Kinder auseinander. 

Die Gallupstudie (2008) kam dabei zu folgenden Ergebnissen: 

Bewusstsein und Information über die Kinderrechte 

 Der Großteil der jungen Leute zwischen 15 und 18 Jahren der 27 EU-Mitgliedstaaten 

(67%) sind sich bewusst, dass es spezielle Rechte für Personen unter 18 Jahren gibt. 

 Bei genaueren Nachfragen, welche Probleme gleichaltrige Jugendliche haben, wie sie 

diese lösen, bzw. wem oder welche Stelle sie kontaktieren können, ergab die Befra-

gung, dass 79% nicht wissen, wohin sie sich wenden und wie sie diese am besten lö-

sen können. So sind sich 76% ihrer Rechte nicht bewusst. 

 Die Jugendlichen möchten mehr Information und Aufklärung über ihre Rechte (88%). 

 70% der jungen Leute bezeichnen das Internet als einfachste Art, Informationen über 

ihre Rechte zu erhalten. 

Schutz der Kinderrechte 

 Etwa ¾ der befragten Jugendlichen bezeichnen die Rechte in ihrem Land als sehr 

oder ziemlich gut geschützt, 19% als nicht vollständig und 3% als nicht geschützt. 

 Trotzdem gab die Mehrzahl (82%) an, dass sie niemanden kennen, der/die Hilfe such-

te, als er/sie in den Kinderrechten verletzt wurde. 

 Auf die Frage, welcher Bereich in ihrem Land am meisten geschützt werden sollte, 

gaben 25% der Befragten Gewalt gegen Kinder, 20% sexuelle Ausbeutung von Kin-

dern und 18% Probleme mit Drogen an. 

Eine Österreichische Marketumfrage über den Bekanntheitsgrad der Kinderrechte unter 6-14 

Jährigen im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit, Familie und Jugend (2007) 

hatte zum Ziel, unter Kindern auszuloten, ob der Begriff „Kinderrechte“ unter Kindern be-

kannt ist. Auch die Meinung im Bezug auf die Einhaltung der Kinderrechte wurde analysiert. 

Etwa der Hälfte der Kinder von 6-14 Jahren ist der Begriff „Kinderrechte“ bekannt, für ein 
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Drittel ist der Begriff völlig neu. Es gibt keine Unterschiede zwischen Geschlecht und Region. 

Interessant ist, dass Kinder bei denen beide Elternteile berufstätig sind, den Begriff häufiger 

hören und dieser auch verstanden wird. 

Bei der Befragung, welches Recht das bekannteste ist, gaben die meisten spontan das 

Recht auf Schutz vor Gewalt an. Weiter folgten das Recht auf Bildung und das Recht auf 

Schutz vor Kinderarbeit. Einige Kinder nannten das Recht auf Meinungsfreiheit, auf Nahrung 

und auf Leben. Ca. ¼ der Kinder gaben an, kein Kinderrecht zu kennen. Weiter glauben et-

wa 25% der Kinder, dass die Kinderrechte in Österreich auf jeden Fall eingehalten und 12% 

dass diese nicht befolgt werden. Die übrigen Prozent der Befragten sind der Überzeugung, 

dass die Rechte teils-teils Beachtung finden. Schließlich ist die Zahl der Kinder in Wien, wel-

che Kinderrechte kennen, deutlich höher als in anderen Bundesländern. Ein weiteres inte-

ressantes Ergebnis zeigt, dass Kinder, welche den Begriff „Kinderrechte“ verstehen weniger 

häufig der Meinung sind, dass diese auch eingehalten werden. 

Ein Projekt des Dachverbandes der Landesbausparkassen „LBS-Initiative Junge Familie“ in 

Zusammenarbeit mit dem Deutschen Kinderschutzbund (2006/07) untersuchte die Wünsche, 

Ängste und Zukunftsvorstellungen von Kindern in Deutschland. Das LBS-Kinderbarometer 

wurde erstmals als bundesweite Erhebung durchgeführt. Es sollte aus Sicht der Kinder ge-

klärt werden, welche Kinderrechte ihnen persönlich am wichtigsten erscheinen und an wel-

chen Stellen sie besonders häufig Verletzungen erleben. Das Erfreuliche an den Ergebnis-

sen der Studie ist, dass sich die große Mehrheit der Kinder in Deutschland in ihrem Lebens-

umfeld wohl fühlt, vor allem im Kreis der Familie oder im Freundeskreis. Die Erhebung sieht 

aber trotz allem Handlungsbedarf in verschiedenen Bereichen. Jedes vierte Kind gibt an, 

sich häufig krank zu fühlen, sich schlecht zu ernähren und wenig Sport zu betreiben. Für ein 

Fünftel gehören Chips und Fast Food zu festen Bestandteilen der Ernährung. Sechs Prozent 

der Kinder sitzen laut Studie nie oder nur sehr selten gemeinsam mit ihren Eltern am Ess-

tisch (vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 2008). 

Auch diese Untersuchung stimmt den Ergebnissen der Gallupstudie Europas und der 

Marketumfrage in Österreich zu, dass Kinder als größte Gefährdung Gewalt und Drogen se-

hen und sie den Schutz davor als wichtigstes Recht bezeichnen. Es folgen Rechte auf Spiel 

und Freizeit, auf Kontakt zu beiden Eltern, auf angemessene ärztliche Versorgung und auf 

die Wahrung der Intimsphäre. Mit zunehmendem Alter verschiebt sich die Wichtigkeit der 

einzelnen Kinderrechte. Je älter die Kinder, desto bedeutsamer erscheint ihnen das Recht 

auf freie Meinungsäußerung und das Recht auf Schulbildung. Je stärker Kinder ihre Mei-
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nungsfreiheit eingeschränkt sehen, desto eher erleben sie es als wichtiges Recht. Sehr sel-

ten wählen Kinder das Recht auf kindgerechte Mediengestaltung, auf Familienzusammen-

führung und auf Information. Interessant ist, dass Kinder mit Migrationshintergrund das 

Recht auf Religionsfreiheit unter die drei wichtigsten zählen. Der Grund dafür könnte sein, 

dass sich Migranten/innen häufiger in der freien Ausübung ihrer Religion eingeschränkt füh-

len oder dass sie in ihrem Umfeld öfters religionsbezogene Konflikte erleben. Weiter zeigt die 

Untersuchung, dass von Kindern alleinerziehender Personen das Recht auf Kontakt zu bei-

den Eltern viel öfter als wichtiges Kinderrecht bezeichnet wird, als von Kindern, die mit bei-

den Elternteilen aufwachsen. Aufgrund dieser Befunde wird ersichtlich, dass die Kinder die 

Gewichtung der Rechte in ihrer Wichtigkeit an ihrer eigenen Lebenssituation vornehmen. 

Rechte, welche in ihrem Umfeld verletzt wurden, werden als zentraler eingestuft, als jene, 

die sie nicht betreffen (Gallup Organization, 2008). 

Neben der Auswahl der subjektiv am wichtigsten Rechte für die Kinder wurde analysiert, bei 

welchen Rechten Kinder gelegentlich Verletzungen erleben. Das LBS-Kinderbarometer 

ergab, dass sich besonders viele Kinder gelegentlich in ihrem Recht auf die Wahrung der 

Intimsphäre verletzt fühlen. Unter anderem werden aus Sicht der Kinder das Recht auf freie 

Meinungsäußerung, das Recht auf Spiel und auf Information oft nicht beachtet. Die For-

schungsfragen der Kinderrechte im Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit der Eltern ergaben, 

dass diese Kinder nicht selten eine Einschränkung ihres Rechtes auf freie Meinungsäuße-

rung, auf Ausübung und freie Wahl der Religion und einer angemessenen Schulausbildung 

erleben. Fast jedes fünfte Kind, bei dem mindestens ein Elternteil arbeitslos ist, sieht sein 

Recht auf ärztliche Versorgung verletzt. Neben Kindern mit Migrationshintergrund besteht 

auch bei Kindern von arbeitslosen Personen eine höhere Korrelation zu Krankheitshäufigkeit 

und niedrigerem Wohlbefinden. 

Die LBS-Studie erfragte zusätzlich das schönste Erlebnis und die größte aktuelle Angst der 

Kinder. Als schönstes Erlebnis in letzter Zeit bezeichneten die meisten Kinder gemeinsame 

Erlebnisse mit der Familie, Reisen, Urlaub oder Ferien. Dabei ist klar ersichtlich, dass Ab-

wechslung und Unterbrechung des Alltags für Kinder eine ganz besondere Bedeutung ha-

ben. Die dritthäufigste Einzelnennung sind gute Schulnoten, was die Wichtigkeit des Schuler-

folgs für das Wohlbefinden des Kindes unterstreicht. Weitere positive Erfahrungen bedeuten 

für Kinder der eigene Geburtstag, Freundschaften, Sport und Tiere. 

Die stärkste aktuelle Angst dagegen ist eindeutig die Angst davor, in der Schule zu versa-

gen. Etwa ein Drittel der befragten Kinder betrifft diese Angst. An zweiter Stelle steht die 
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Angst vor dem Tod oder einer schweren Krankheit eines Familienangehörigen oder dass ein 

Familienmitglied Opfer von Gewalt wird. 

Auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg führte im Rahmen des Projekts „kija on 

tour“ Erhebungen zu Kinderrechten aus Sicht der Kinder durch. Dabei stellten sie Fragen an 

Kinder zu Partizipation, Gewalt und Schutz der Kinderrechte. Im Lungau beantworteten et-

was weniger als die Hälfte die Frage „Hast du die Möglichkeit, in deiner Schule/deinem Ort 

bei wichtigen Entscheidungen mitzureden?“ mit „Ja“. Die Meinung der Kinder in der Familie 

ist nach ihrer eigenen Einschätzung in mehr als zwei Drittel gefragt. Wie in Abbildung 6 er-

sichtlich, gaben von 1.538 Kindern und Jugendlichen etwa die Hälfte an, dass die Erwachse-

nen die Kinderrechte nicht respektieren. Erschreckend ist, dass im Lungau 20% der Kinder 

bereits Opfer, 30% Zeugen und 1,3% TäterInnen von Gewalt waren. Weiter glauben etwa 

zwei Drittel, dass Kinder und Jugendliche besser geschützt werden sollten. 

 

Abbildung 6: Meinung der Kinder und Jugendlichen über die Respektierung der Kinderrechte von 
Erwachsenen (Kinder- und Jugendanwaltschaft, 2010) 
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krank fühlt. Dabei handelt es sich häufig um Kinder aus ärmeren sozialen Schichten, die in 

vielen Bereichen des Lebens so und so benachteiligt sind. Kinderwünsche lassen die Wich-

tigkeit des Zusammenseins mit der Familie und Freunden erkennen. Kinder zeigen dagegen 

eine nicht seltene Angst vor der Schule und Prüfungen. Schließlich sind die Kinderrechte 
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etwa der Hälfte der Kinder bekannt, wobei für sie als wichtigstes das Recht auf Gewaltfrei-

heit, das Recht auf Spiel und Freizeit gilt. Kinder fühlen sich am ehesten in Bereichen der 

Intimsphäre, der freien Meinungsäußerung, in Freizeit und Spiel eingeschränkt und verletzt. 

Obwohl sich viele Kinder in Österreich wohl fühlen und über Kinderrechte Bescheid wissen, 

besteht noch großer Handlungsbedarf bezüglich Aufklärung und Bewusstseinsbildung be-

züglich ihrer Rechte. Eine besondere Herausforderung dabei ist, auch benachteiligte und 

sozial Schwache Kinder zu erreichen. Denn nur wer seine Rechte kennt, kann diese auch 

vertreten und verteidigen. 

Genau hier setzen die Kinder- und Jugendanwaltschaften an, um die Situation der Kinder 

und ihrer Rechte in Österreich zu verbessern. Eine der Hauptaufgaben der Kinder- und Ju-

gendanwaltschaft ist es, die Kinderrechte bekannter zu machen und ihren Stellenwert in der 

Gesellschaft weiter zu erhöhen. 

Das folgende Kapitel 7 geht auf die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg mit ihren Auf-

gaben, Aktivitäten und Projekten ein. Im näheren wird das Projekt „kija on tour“ beleuchtet, 

da diese Forschungsarbeit die Wirkung des Projekts evaluiert. 
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7 Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

Bereits 1989 legte Österreich im Jugendwohlfahrtsgesetz die Grundlage für die Errichtung 

von Kinder- und Jugendanwaltschaften. Ein Impuls, die Kinder- und Jugendanwaltschaften 

(kija) in Österreich weiter zu entwickeln, erfolgte durch die Verabschiedung der Kinder-

rechtskonvention 1990. So wurden in Österreich in allen neun Bundesländern eine Kinder- 

und Jugendanwaltschaft gebildet, welche einem gesetzlichen Auftrag unterliegen. Dabei ist 

das langfristige Ziel der „kija Salzburg“, nicht nur im Einzelfall zu vermitteln und zu helfen, 

sondern Probleme der Kinder und Jugendlichen aufzugreifen, zu analysieren und schluss-

endlich die ursächlichen Bedingungen für wiederholte Schwierigkeiten zu verändern. Dies 

erfolgt in Form von Projekten, Öffentlichkeitsarbeit oder durch ein Anstreben von Gesetzes-

änderungen. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg verzeichnete in den letzten Jah-

ren einen Anstieg von Einzelfallarbeit, wo sie um Hilfe gebeten wurden. Etwa 2000-mal pro 

Jahr leistete die „kija Salzburg“ in den letzten Jahren Unterstützung, wobei es sich bei etwa 

der Hälfte aller Anfragen um Probleme im familiären Umfeld handelte. Wie Abbildung 7 zeigt, 

steigen die Beratungszahlen der kija seit der Gründung der Kinder- und Jugendanwaltschaft 

Salzburg kontinuierlich an. Somit übernimmt die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

als Ombudsstelle eine wichtige Funktion für die Kinder und Jugendlichen. 

 

Abbildung 7: Kontinuierlicher Anstieg der Beratungen bei kija Salzburg seit ihrer Gründung im 
Jahr 1993 (Kinder und Jugendanwaltschaft, 2010) 

0

500

1000

1500

2000

2500

3000

3500

1993 1998 2003 2008 2009

138

1.078

1.411

1.869

3.235



Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

 

Se i t e  | 98 

Die Gründe, die Salzburgs Kinder und Jugendliche zur Kija führen, sind vielfältig. Sie reichen 

von familiären Konflikten über das Gefühl von Ohnmacht im Kontakt mit Behörden oder ge-

sundheitliche Probleme wie Sucht, Depression oder Stress. Laut Statistik sind zum Vergleich 

zum Vorjahr Probleme im sozialen Umfeld, insbesondere Konflikte mit Gleichaltrigen stark 

angestiegen. Ein Erklärungsansatz dafür ist vermutlich die verstärkte Präsenz der kija Salz-

burg rund um die Schulen. Gerade im Bereich Gewaltprävention ist es notwendig, bereits vor 

den ersten Anzeichen aktiv zu werden. Die Kija hat zum Ziel in Salzburg eine Gewalt- und 

Mobbingpräventionsstelle zu initiieren. Die Arbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in 

Salzburg wird gut angenommen. Wie die Kinder- und Jugendanwältin aber kommentiert, ist 

es einerseits wichtig, Ratsuchenden durch Engagement und Respekt den Rücken zu stär-

ken, andererseits muss, was die Einhaltung und Umsetzung der Kinderrechte betrifft, von der 

Gesellschaft mehr Rückgrat eingefordert werden! (vgl. Tätigkeitsbericht 2007; Jahresbericht 

2008). 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft weist ein breites Betätigungsfeld auf. Die kija Salzburg 

leistet folgende Aufgaben und Aktivitäten, die im Punkt 7.1. beschrieben werden. 

7.1 Aufgaben der Kinder- und Jugendanwaltschaft 

Beratung und Interessensvertretung 

Die kija vertritt die Rechte und Interessen von Minderjährigen im Einzelfall und in der Öffent-

lichkeit. Die Grundlage hierfür ist die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen. In des-

sen Rahmen unterstützt und berät die Kinder- und Jugendanwaltschaft insbesondere Kinder 

und Jugendliche, aber auch Erwachsene. Neben Beratung werden Informationen an Eltern, 

Erziehungsberechtigte und gesetzliche Vertreter in allen Angelegenheiten, welche die Stel-

lung der Kinder/Jugendlichen und die Aufgaben der Eltern oder Erziehungsberechtigten be-

treffen, weiter gegeben. 

Vermittlung 

Bei Konflikten zwischen Kindern und Erwachsenen, aber auch Institutionen und Behörden 

wird im Interesse der Minderjährigen vermittelt und falls erwünscht eine Vertrauensperson 

zur Verfügung gestellt. 
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Informations-Projektarbeit 

Kinder und Jugendliche werden durch kontinuierliche Informationsarbeit über Kinderrechte 

und Themen, die für sie von besonderer Relevanz sind, unterstützt und gestärkt. Dies erfolgt 

durch ein breit gefächertes Angebot an workshops und Projektarbeit. 

Vernetzungsarbeit – Studien 

Ein weiterer Auftrag besteht darin, die Zusammenarbeit und Vernetzung von Einrichtungen 

der Jugendwohlfahrt, Schule, Gemeinden und Sicherheitsbehörden und der Kinder- und Ju-

gendarbeit zu fördern und wissenschaftliche Studien anzuregen. 

Engagement für bessere Lebensbedingungen 

Ein besonders Anliegen der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg besteht darin, struktu-

rell bedingte Schwachpunkte aufzuzeigen und durch konstruktive Mitarbeit und themenspezi-

fische Vernetzung zur Verbesserung der Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen 

beizutragen. Eine Sensibilisierung erfolgt durch Berichte, Lobbying und Öffentlichkeitsarbeit 

für kinderrelevante Themen mit dem Ziel die UN-Konvention einer breiten Öffentlichkeit zu-

gänglich zu machen. 

Gesetzesbegutachtung 

Hier werden bestehende und künftige Gesetze und Verordnungen auf ihre Kinder- und Ju-

gendverträglichkeit geprüft und begutachtet. Die kija macht Vorschläge aus der Perspektive 

von Kindern und Jugendlichen zur Verwirklichung ihrer Rechte und Bedürfnisse. 

Nationale und internationale Vernetzung 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs veranstalten zweimal jährlich eine Konfe-

renz der Kinder- und Jugendanwälte, wo es zum Austausch und zur regelmäßigen Planung 

von Kinderrechteaktivitäten kommt. Das Netzwerk Kinderrechte – National Coalition (NC) 

fördert die UN-Kinderrechtskonvention in Österreich. Dabei werden zu aktuellen Themen, wo 

Kinderrechtsverletzungen geortet werden, Presseaussendungen und Stellungnahmen abge-

geben. Das Netzwerk wurde 1997 gegründet mit dem Ziel einen „Schattenbericht“ parallel 

zum Staatenbericht der Bundesregierung vor dem UN–Kinderrechtsausschuss zu erstellen, 

wobei das Netzwerk inzwischen 27 Mitgliedsorganisationen umfasst. 



Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

 

Se i t e  | 100 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

Kija Salzburg möchte durch Öffentlichkeitsarbeit eine möglichst große Zielgruppe anspre-

chen und viele Thematiken aufgreifen. Das Hauptziel dabei ist es, Kinder und Jugendliche 

über die Arbeit der kija zu informieren und als Sprachrohr dieser zu agieren, Sorgen und 

Probleme zu sammeln und zu artikulieren, aber auch Erwachsene zu sensibilisieren. Dies 

erfolgt durch regelmäßige Presseaussendungen, Pressekonferenzen, Leserbriefen und In-

terviews. 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg ist eine unabhängige und weisungsfreie Ein-

richtung des Landes Salzburg und kann in Verwaltungsverfahren im Interesse des Kindes 

Parteistellung beantragen. Es besteht auch das Recht der Akteneinsicht zu allen Daten, In-

formationen und Schriftstücken, wenn diese zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind. Die 

kija ist von der Anzeigepflicht nach der Strafprozessordnung enthoben, vorausgesetzt es 

handelt sich um strafbare Handlungen von Minderjährigen, deren Eltern oder Erziehungsbe-

rechtigte und die Anzeige würde den Erfolg der Tätigkeit im Einzelfall gefährden. Eine weite-

re Voraussetzung ist, dass das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung nicht offensicht-

lich überwiegt. 

Die Kinder- und Jugendanwältin ist Mitglied des Jugendwohlfahrtsbeirates. Anträge, Anre-

gungen, Vorschläge und Berichte der Kinder- und Jugendanwaltschaft sind im Jugendwohl-

fahrtsbeirat zu behandeln. Unter anderem ist die kija befugt, an Entscheidungsträger aller 

Gebietskörperschaften wie Bund, Land und Gemeinden mit Empfehlungen für kindgerechte 

Verhaltensweisen und Verbesserungsvorschlägen von allgemeinen Lebensbedingungen und 

Entwicklungschancen von Kindern und Jugendlichen heranzutreten. Dabei sind das Land 

Salzburg und die Gemeinden verpflichtet, den Vorschlägen nachzukommen oder zu begrün-

den, warum sie diesen nicht nachgekommen sind. Die rechtlichen Grundlagen für die Kinder- 

und Jugendanwaltschaft sind in der Salzburger Kinder- und Jugendwohlfahrtsordnung 1992 

verankert. Die kija Salzburg wird von der Kinder- und Jugendanwältin Andrea Holz-

Dahrenstaedt geleitet, wobei das Kernteam aus 5,25 Dienstposten, weiter aus freien Mitar-

beiterInnen und PraktikantInnen besteht. Die Finanzierung erfolgt im Wesentlichen durch das 

Land Salzburg, für einzelne Projekte durch SponsorInnen und KooperationspartnerInnen. 

Die Leistungen der kija sind kostenfrei und können auf Wunsch auch anonym in Anspruch 

genommen werden (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, 2007; Lohninger, 2006). 
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Die Kinder- und Jugendanwaltschaft hat die Aufgabe die Rechte der Kinder und deren Um-

setzung zu verbessern. Um die in der UN-Konvention genannten Rechte zu gewährleisten, 

erstellten die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs einen Maßnahmenkatalog, in-

dem folgende Wünsche und Forderungen geäußert werden: 

 Die Verankerung der UN-Kinderrechtskonvention in der österreichischen Verfassung 

und somit die Durchsetzung der Rechte durch den Staat. 

 Eine Datenerhebung über Auswirkungen von Armut und anderen Faktoren auf die 

Entwicklung junger Menschen. 

 Im Sinne des Diskriminierungsverbots die Einführung einer Kinder- und Jugendge-

rechtigkeitsprüfung bei allen Vorhaben sowie eine Politik der ausgleichenden Gerech-

tigkeit zwischen Land und Stadt, jung und alt, arm und reich, österreichisch und an-

derssprachig. 

 Eine an den Bedürfnissen der Kinder orientierte Kinderbetreuung, die wissenschaftli-

che Erkenntnisse berücksichtigt. 

 Ein österreichisches Schulsystem, das Lernen mit Freude ermöglicht, das zeitgemä-

ßen Anforderungen entspricht, das pädagogisch-didaktisch auf der Höhe der Zeit ist, 

das allen Kindern und Jugendlichen durch Bildung mehr Chancen als Selektion bietet, 

das soziales Lernen ermöglicht. 

 Soziale Integration von Kindern mit Behinderung, indem diese besonders gefördert 

werden und an sämtlichen Bereichen teilhaben. 

 Ein österreichisches Gesundheitswesen, das bio-psycho-soziales Wohlbefinden der 

Kinder zum Ziel seiner Aktivitäten setzt. 

 Ein österreichisches Sozialwesen, das Eltern in der Erziehung ihrer Kinder finanziell 

und praktisch unterstützt und Kindern und Jugendlichen das vielfältige familiäre Zu-

sammenleben so leicht wie möglich macht. Der Staat sollte bei Notwendigkeit für den 

bestmöglichen Schutz und für die optimale Versorgung von Kindern oder Jugendli-

chen im vollen Umfang aufkommen. 

 Im Sinne des Rechts auf Bildung, Schule und Berufsausbildung Ausbildungs- und 

Lehrplätze für alle jungen Menschen, da Arbeit und Einkommen für einen guten Start 

ins erwachsene Leben und für die soziale Position des Einzelnen in der Gesellschaft 

eine der zentralen Säulen der Identität darstellt. 

 Ein Grundeinkommen für Kinder und Jugendliche, das Recht auf Unterhalt und das 

Recht auf soziale Sicherheit gewährleistet (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, Tä-

tigkeitsbericht, 2007). 



Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

 

Se i t e  | 102 

7.2 Projekte und Aktivitäten 

Neben oben genannten Aufgaben führt die Kinder- und Jugendanwaltschaft verschiedene 

Projekte und Aktivitäten durch. 

Workshops in und außerhalb von Schulen 

Workshops finden direkt in Schulen, in Jugendzentren, Pädagogischen Hochschulen, Uni-

versitäten oder in den Räumlichkeiten der kija Salzburg statt. Dabei werden die SchülerInnen 

über die Tätigkeit der kija, über Kinderrechte und über Rechte und Pflichten von Kindern und 

Jugendlichen informiert. Bei Bedarf können auch Schwerpunktthemen vereinbart werden. 

Schließlich konnten im Jahre 2006 und 2007 etwa 15.000 Kinder und in den letzten 2 Jahren 

bei „kija on tour“ etwa 43.300 Kinder bei verschiedenen workshops und im Direktkontakt er-

reicht werden. 

Call and mail – Jugendliche für Jugendliche 

Dies erfolgt durch eine E-Mail Beratung, wo Jugendliche die Chance bekommen, anonyme 

Hilfe und Unterstützung anzunehmen. Die ehrenamtlich tätigen Jugendlichen sind zwischen 

16 und 26 Jahre alt und werden von der kija Salzburg in ihre Aufgabe eingeführt und beglei-

tet. Die Hauptfragen der Ratsuchenden drehen sich um Beziehungen unterschiedlichster Art, 

wie Paarbeziehungen, Sexualität, sozialen Beziehungsproblemen in Freundschaften, aber 

auch um Probleme im familiären Zusammenleben. Ein großer Vorteil bei dieser Art von Hilfe 

besteht im ähnlichen Alter der Beratenden und Ratsuchenden. 

Broschüren und Folder 

Die kija Salzburg legt eine breite Auswahl an Broschüren zu aktuellen kinder- und jugendre-

levanten Themen auf. 

 Die Taschenanwältin: Dieser Ratgeber informiert Jugendliche zwischen 14 und 21 

Jahren über die wichtigsten Gesetze. 

 „Damit es mir gut geht“. Was Eltern über Kinderrechte wissen sollen: Diese Broschüre 

sollte Eltern ermutigen, die Meinung der Kinder ernst zu nehmen, ihnen gute Vorbilder 

zu sein und grundlegende Rechte der besonders schutzwürdigen, schwächeren und 

von Erwachsenen abhängigen Kinder „ohne Wenn und Aber“ zu achten. 

 Gewalt und sexuelle Gewalt: Hier werden zahlreiche Informationen, Hilfs- und Präven-

tionsangebote, Empfehlungen zu gewaltfreier Erziehung, richtigem Verhalten bei Ver-

dachtsmomenten und Infos über rechtliche Schritte und Konsequenzen dargestellt. 
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Die Broschüren richten sich an Eltern und ExpertInnen, welche mit Kinder und Ju-

gendlichen oder in Beratungsstellen arbeiten. 

 Eltern bleiben auf Lebenszeit: Dies ist ein Wegbegleiter durch Trennung und Schei-

dung, welcher einen Überblick über diverse Beratungsangebote und Handlungsalter-

nativen in schweren Zeiten gibt. 

Die Salzburger Kinderzeitung „Die Plaudertasche“ von Kindern für Kinder und Er-

wachsene 

Diese erschien das erste Mal im September 2000 und wird von mehr als 10.000 Kindern im 

gesamten Bundesland gelesen. Durch verschiedene Beiträge wie Interviews, Geschichten, 

Comics, Rätsel wird vermittelt, was Kinder bewegt. In der „Plaudertasche“ recherchieren 

Kinder Geschichten von anderen Kindern und Jugendlichen und können sich somit aktiv und 

kreativ zu bestimmten Themen betätigen. 

Kija Kinderrechtekoffer 

Der Inhalt des Koffers besteht aus informativen Broschüren, CDs, DVDs, Kinderrechtekarten 

und Unterlagen, welche einen spielerischen Zugang zum Thema Kinderrechte ermöglichen. 

Die Informationen dienen PädagogInnen, um die Arbeit zum Thema Kinderrechte zu erleich-

tern. Sie sollten dazu anregen, dass sich Erwachsene als auch Kinder vermehrt mit den In-

halten der Kinderrechtskonvention auseinandersetzen. Denn nur wer seine eigenen Rechte 

kennt und weiß, was Fairness bedeutet, achtet und fördert auch die Rechte anderer. Die 

Pädagogische Hochschule Salzburg veranstaltete eine Fortbildung zum Kinderrechtskoffer 

zu den Themen Kinderrechte allgemein, Diskriminierung, Mitbestimmung, Prävention von 

sexuellem Missbrauch, Scheidung und Trennung. Für „kija on tour“ wird der Kinderrechtekof-

fer für alle Volksschulen aufgelegt. 

Kinderrechtemusical 

Die Gruppe „Traumfänger“ tourt mit dem Musical „Kinder haben Rechte - oder?“ über Zivil-

courage von Schule zu Schule, welches in Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendan-

waltschaft entstand. Die Thematik des Musicals sind Zivilcourage und Kinderrechte. Dabei 

werden durch Humor, verschiedenen Melodien und einer packenden Geschichte die kom-

plexen Inhalte der Kinderrechte vermittelt. Kinder können Kinderrechtsverletzungen selbst 

erfahren, indem sie auf die Bühne geholt werden und sich bei einem „Experiment“ beteiligen, 

das anschaulich verdeutlicht, wie es beispielsweise Kindern geht, die in Fabriken arbeiten 

müssen. Durch das gemeinsame Singen der Lieder spüren die Kinder am eigenen Leib, wie 
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viel Kraft ein sicheres Netz geben kann. Das Musical hat zum Ziel, die Kinder über ihre 

Rechte aufzuklären und sie couragierter zu machen, Kindern, welchen Unrecht widerfährt zu 

helfen und unterstützen. 

Jugend ohne Netz 

Ein Jahresschwerpunkt im Jahr 2007 war eine österreichweite multimediale Wanderausstel-

lung am Mozartplatz, die von über 1200 Menschen besucht wurde. Dabei sollte die Öffent-

lichkeit auf Kinder- und Jugendarmut und ihrer ernsthaften Problematik aufmerksam ge-

macht werden. 

Projekt „Mut machen“ 

Mit diesem Projekt wird Kindern und Jugendlichen im Alter von 8 bis 21 Jahren, welche 

schwierigen Anforderungen des Alltags im Bezug auf Schule, Arbeit oder Behörden nicht 

mehr gewachsen sind, ein/e MentorIn zur Seite gestellt. Die Aufgaben der MentorInnen, wel-

che ehrenamtlich arbeiten, umfassen Unterstützung, Begleitung, Förderung, Hilfe zur Selbst-

hilfe, Teilhabe an der Entwicklung, Stärkung des Selbstbewusstsein, gemeinsame Freizeitak-

tivitäten oder Freundschaftsbildung. 

Gewaltprävention 

Neben vertraulichen, kostenlosen Einzelberatungen von Kindern, Jugendlichen und Erzie-

hungsberechtigten bietet die kija Salzburg auch Workshops in Schulklassen und Jugend-

gruppen zur Thematik „gewaltfreie Konfliktlösung“ an. Zusätzlich wurde ein „Runder Tisch“ 

gegründet, wo sich Salzburger Einrichtungen zu Arbeitsgruppen und Gesprächsrunden zu-

sammenschlossen, um ein flächendeckendes Angebot zu „Gewaltprävention in Schulen“ zu 

erstellen. Dabei werden gemeinsame Strategien und Lösungen erarbeitet, um soziale Kom-

petenzen in Schulen besser zu vermitteln. Wie aus Abbildung 8 ersichtlich, ergab eine Be-

fragung der kija Salzburg (2010), dass Gewalt und Mobbing in allen Bezirken ein Thema ist, 

das die Kinder und Jugendlichen beschäftigt. 58 Prozent der befragten Kinder und Jugendli-

chen wünschen sich, dass sich die kija Salzburg verstärkt um dieses Thema kümmert. 
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Abbildung 8: Gewalt und andere Themen die Kinder und Jugendliche in Salzburg beschäftigen 
(Kinder und Jugendanwaltschaft, 2010) 

Kinderrechtspreis und Forschungsstipendium 

Kija Salzburg verleiht in Zusammenarbeit mit anderen Institutionen regelmäßig einen Kinder-

rechtspreis für innovative Ideen zur Verbesserung der Kinderrechte. Regelmäßig werden 

auch Forschungsstipendien für Diplomarbeiten und Dissertationen vergeben, welche die 

konkrete Umsetzung der Kinderrechte fördern und für Kinder bessere Lebenssituationen 

schaffen (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, 2007). 

Da sich diese Forschungsarbeit mit dem Projekt „kija on tour“ und ihren Auswirkungen in 

Salzburg, speziell im Lungau detaillierter auseinandersetzt, wird dieses genauer erläutert. 

7.3 Projekt „Kija on tour“ 

Unter dem Motto „kija on tour - wir kommen euch entgegen“ startete die kija Salzburg im 

Herbst 2008 ein Projekt, um die Kinderrechte bekannter zu machen. Mit einem alten Postbus 

tourt die kija für zwei Jahre durch alle Gemeinden Salzburg, um das Wissen über Kinder-

rechte zu verbreiten. Ziel des Projektes ist es, möglichst viele Kinder, Jugendliche und Er-

wachsene im ländlichen Raum zu erreichen, um die Arbeit von kija bekannt zu machen, die 

UN-Kinderrechte im Alltag der Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen zu verankern und 

konkrete Information und Beratung vor Ort anzubieten. Bei Beratungsstellen und psychoso-
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zialer Versorgung ist nämlich ein starkes Stadt-Land-Gefälle sichtbar: Kinder und Jugendli-

che in den Bezirken haben viel weniger Möglichkeiten, eine parteiliche vertraute Beratung in 

Anspruch zu nehmen. „Kija on tour“ wirkt diesem Defizit entgegen, indem es versucht, aktiv 

alle Bezirke und Gemeinden anzusteuern. Anlass für dieses Projekt ist eine Generalsanie-

rung des Hauses in der Stadt Salzburg, in dem die Kinder- und Jugendanwaltschaft ange-

siedelt ist. Im Rahmen von „kija on tour“ werden diverse Aktivitäten angeboten: 

 Schulklassenworkshops 

 Theaterstücke für Kindergarten und Schule zum Thema Gewaltprävention 

 Kinderrechtekoffer für Volksschulen 

 Regionale Ausweitung des Projektes „Mut machen“ 

 Medienprojekte 

 Vorträge für MulitplikatorInnen 

 Information und Beratung 

Dabei sollten sich Kinder, Jugendliche und Erwachsene kreativ und konstruktiv mit den Kin-

derrechten auseinandersetzen. Im Weiteren hat kija das Ziel, mit Hilfe von Gesprächen mit 

Jugendlichen, ExperInnen und MultiplikatorInnen strukturelle Defizite und Bedürfnisse auszu-

loten und Projekte, Lösungen und Maßnahmen auszuarbeiten sowie die Lücken im psycho-

sozialen Netz zu schließen, welche an die Verantwortlichen herangetragen werden sollten. 

Ein Kooperationspartner für „kija on tour“ ist Akzente Salzburg - Jugendinfo, welches das 

Know-How zu Themen wie Freizeit, Events, Auslandsaufenthalte, Bildung, Schule, Job und 

Bewerbung liefert. 

Zielgruppe des Projekts „kija on tour“ sind alle Kinder und Jugendlichen im Bundesland 

Salzburg. Diverse Veranstaltungen finden in verschiedenen Schulen wie Volks-, Haupt-, Be-

rufsschulen, Polytechnischen Lehrgängen, Handelsakademien, Handelsschulen und Gym-

nasien, aber auch an öffentlichen Plätzen wie Gemeindeamt, Pfarr- und Festsälen statt. Das 

Programm von „kija on tour“ gestaltet sich als sehr vielseitig und reicht von workshops bis zu 

Bilanzgesprächen mit Personen und KooperationspartnerInnen vor Ort und einem Ab-

schlussevent. Folgend wird auf die verschiedenen Aktivitäten von „kija on tour“ näher einge-

gangen. 
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Das Programm von „kija on tour“ 

Workshop: Kinderrechte 

Die workshops finden in den Schulen statt, wo SchülerInnen alles rund um Kinderrechte er-

fahren. Durch verschiedene Übungen und Beispiele wird je nach Alter spielerisch oder infor-

mativ vermittelt und erarbeitet, welche Kinderrechte es gibt. Durch Information, Fragen und 

Diskussion werden Kinder und Jugendliche für das Thema Kinderrechte sensibilisiert. Auch 

Themen zum Jugendschutz, zur Kinder- und Jugendanwaltschaft und anderen wichtigen 

Jugendthemen behandeln die Referenten und WorkshopleiterInnen. 

Musical: “Kinder haben Rechte“ 

Durch das Musical „Kinder haben Rechte“ der Theatergruppe „Traumfänger“ bekommen 

Kinder einen spielerischen Zugang zum Thema Kinderrechte. Dabei werden Zivilcourage 

vermittelt mit Botschaften wie „Der Einsatz für die Rechte der Kinder lohnt sich immer“, „Egal 

ob ein Kind eine Brille trägt oder anders aussieht, egal ob ein Kind aus dem Irak oder aus 

der Steiermark kommt, man darf nie mit zweierlei Maß messen“. 

Theater: „Mama geht es heut nicht so gut“ 

Dabei geht es um „Kinder in belastenden Familien“ am Beispiel Alkohol. Es setzt sich mit der 

schwierigen Situation von Kindern suchtkranker und psychisch kranker Eltern auseinander. 

Kinder alkoholkranker Eltern haben ein vier- bis sechsfach höheres Risiko, irgendwann im 

Laufe ihres Lebens an Alkoholismus zu erkranken, als Kinder nicht alkoholsüchtiger Eltern. 

Fast jedes vierte Kind hat laut Tätigkeitsbericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft mindes-

tens einen Elternteil, der Alkohol in gesundheitsschädigendem Ausmaß konsumiert. 

Das Stück „Mama geht es heut nicht so gut“ der Gruppe „theaterachse“ erzählt von einem 9-

jährigen Mädchen Ria, deren Mutter alkoholkrank ist. Ria übernimmt immer mehr Verantwor-

tung, bis dies schließlich die Mutter ihrer besten Freundin erfährt und diese beschließt, Ria 

zu helfen. In diesem Stück werden viele Fragen beantwortet und wichtige Botschaften wie 

„Du bist nicht allein“, „Du brauchst dich nicht zu schämen“, „Du bist nicht schuld“, „Achte gut 

auf dich selbst“ und „Sprich mit jemanden darüber“ vermittelt. Dieses Theaterstück kann nur 

mit einer pädagogischen Nachbearbeitung gebucht werden. 
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Fortbildung „Gewaltprävention“ 

Der Kriminologe und Experte für Gewaltprävention Dr. Frank Robertz geht hier der Frage 

nach, wie Gewalt in der Schule verhindert werden kann. Dabei arbeitet er mit Methoden zur 

Prävention und Intervention mit dem Ziel, schulinterne Krisenteams einzusetzen, Warnsigna-

le von Gewalt frühzeitig zu erkennen und einen speziellen „Notfallplan“ zu erstellen und um-

setzen zu können. 

Informationsbus „kija on tour“ 

Während workshops und andere Projekte angeboten werden, verweilt der Bus (Abbildung 9) 

an öffentlichen Plätzen in den Gemeinden. Kinder, Jugendliche und Erwachsene haben die 

Möglichkeit Informationen und Beratung durch ein multidisziplinäres Team wie PsychologIn-

nen, JuristInnen und PädagogInnen zu bekommen. Im Bus können sich alle Interessierten 

über die kija Salzburg und ihren Angeboten informieren. Der Tourbus bzw. kija bietet auch 

die Möglichkeit, sich anhand einer medialen Ausstellungsfläche mit elektronischen Medien 

wie Fotokamera, Filmkamera mit den Kinderrechten kreativ auseinanderzusetzen. Kija ver-

leiht für die spannendsten Arbeiten tolle Preise. 

 

Abbildung 9: Kija Tourbus (Kinder- und Jugendanwaltschaft 2010) 

Im Lungau wurden durch das Projekt insgesamt 4479 Kinder und Jugendliche erreicht, da-

von etwa 3000 durch workshops, 700 durch Theaterprojekte, 600 durch Informationen im 
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Bus und etwa 50 durch persönliche Beratung (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, Resü-

mee-Gespräch, 2009). 

Wie in Abbildung 10 ersichtlich, äußerten bei der Befragung der Kinder- und Jugendanwalt-

schaft (2009) in allen Bezirken Salzburgs mehr als zwei Drittel der Kinder und Jugendlichen 

den Wunsch, dass Kinder und Jugendliche besser geschützt werden sollten. Weiter würden 

Kinder im Lungau bei Problemen fast zur Hälfte die Eltern, etwas weniger als die Hälfte 

Freunde und nur etwa zehn Prozent eine Beratung um Rat fragen. Abbildung 11 zeigt, dass 

in ganz Salzburg mehr als die Hälfte aller Kinder und Jugendlichen angeben in ihrer Region 

keine Beratungsstelle zu kennen, an die sie sich mit ihren Fragen wenden können. Auch im 

Lungau ist es Tatsache, dass es nur zwei Mal im Monat Beratungen bei einer Mitarbeiterin 

von Akzente gibt. Hier besteht großer Aufholbedarf, damit Kinder und Jugendliche auch im 

ländlichen Bereich die Möglichkeit haben, bei Problemen Hilfestellung zu erhalten. 

 

Abbildung 10: Wunsch nach besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen 
(Kinder- und Jugendanwaltschaft 2010) 
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Abbildung 11: Kenntnis von Beratungsstellen in der eigenen Region 
(Kinder- und Jugendanwaltschaft 2010) 

Mit der Beschreibung von „kija on tour“ schließt der theoretische Teil der vorliegenden For-

schungsarbeit ab. Bevor auf die Empirie eingegangen wird, folgt eine Zusammenfassung der 

wichtigsten Erkenntnisse der Theorie. Schließlich werden Forschungsfragen und Thesen 

dargestellt, welche sich aus Theorie und dem Projekt „kija on tour“ ergeben. 
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8 Zusammenfassung der Theorie sowie Ableitung 

der Forschungsfragen und Thesen 

Das Ziel des nachfolgenden Kapitels ist, die bisherigen Abschnitte zusammenzufassen und 

daraus Forschungsfragen und Thesen abzuleiten. 

8.1 Zusammenfassung der Theorie 

Aufgrund unterschiedlicher Kulturen und Lebensformen gibt es international keine einheitli-

che Definition für die Begriffe „Kindheit“, und „Recht“. Liebel (2007) bekräftigt diese Aussage 

mit dem Beispiel, dass indigene Kulturen in Amerika eine völlig andere Auffassung von dem 

Begriff „Kind“ haben. In diesen Kulturen sind alle Menschen gleichwertig und niemand ist 

bedeutender als jemand anderer. Schweizer (2007) stimmt Liebel zu, indem er die Kinderrol-

le als weitgehend kulturabhängig und wandlungsoffen bezeichnet. Die UN-Konvention defi-

niert Kinder als jene Personen, welche das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Auch 

der Begriff des „Rechts“ und somit das Rechtsverständnis lässt internationale Unterschiede 

erkennen. Obwohl die Kinderrechtskonvention auf die Unterschiede hinweist und deshalb 

verlangt, das soziokulturelle Umfeld des Kindes bei Rechtsentscheidungen mit einzubezie-

hen, wird dies nicht ernst genommen. Das Menschenrecht, welches in allen Ländern beach-

tet werden sollte, bedeutet das Recht an demokratischen Entscheidungsprozessen teil zu 

haben, das Recht auf Selbstbestimmung und das unabhängige Ausüben der Rechte. Ein 

weiterer wichtiger Begriff, welcher unterschiedlich definiert wird, ist Gewalt. Gerade die 

Trennschärfe zwischen physischer und psychischer Gewalt gestaltet sich für viele als 

schwierig. 

Eine klare Definition dieser Begriffe ist für die Umsetzung der Kinderrechte von immenser 

Bedeutung. Die UN-Kinderrechtskonvention (KRK) wurde am 20. November 1989 von fast 

allen Staaten der Welt unterzeichnet. Die KRK ist das weltweit am häufigsten anerkannte 

Menschenrechtsabkommen in der Geschichte und stellt das wichtigste Menschenrechtsdo-

kument für Kinder dar. Das Ziel dieses Vertrages besteht darin, die Lebensbedingungen von 

Kindern und Jugendlichen weltweit zu verbessern und erkennt diese als TrägerInnen grund-

legender Rechte an (vgl. Kdolsky, 2007). Entgegen Ansichten, die Kinderrechte seien mit der 

Konvention ausreichend geschützt, bleibt für deren Umsetzung noch viel zu tun. In den 54 

Artikeln der UN-Kinderrechtskonvention werden Kindern umfassende Schutz-, Förder- und 

Beteiligungsrechte zuerkannt. Im Artikel 3 ist der Vorrang des Kindeswohls festgeschrieben. 

Demzufolge ist das Wohl des Kindes bei allen Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen 
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Maßnahmen öffentlicher oder privater Einrichtungen zu berücksichtigen. Der Verantwor-

tungsträger für die Entwicklung des Kindes ist verpflichtet, das Kind entsprechend seinem 

Entwicklungsstand bei der Wahrnehmung seiner Rechte zu unterstützen (vgl. Maywald, 

2007). 

Dass das Wohl des Kindes nicht immer Vorrang hatte, zeigt ein Blick in die Geschichte (vgl. 

Lohninger, 2006). Einstellung und Verhalten der Erwachsenen zu den Kindern haben sich 

allmählich gewandelt. Je weiter wir in die Geschichte zurückgehen, desto weniger waren 

Kinder als soziale Gruppe im gesellschaftlichen Bewusstsein verankert. Während der Zeit 

des Patriarchats in der römischen und germanischen Geschichte standen Aussetzung der 

Kinder, Straf- und Zuchtgewalt, Tötungs- und Verkaufsrecht an der Tagesordnung. Tief grei-

fende Veränderungen erfolgten mit dem Aufkommen des Christentums. Das Bild des Kindes 

wurde nachhaltig verändert, indem Kinder anerkannt und zumindest vor Gott den Erwachse-

nen gleichgestellt wurden. Allmählich galten Kindesaussetzungen als verboten und im 8. 

Jahrhundert wurden erste Kinderschutzeinrichtungen gegründet. Im Mittelalter unterlagen 

Kinder der absoluten Gehorsamspflicht der Eltern. Im Zuge der Aufklärung wandelte sich die 

Einstellung zum Kind erneut. Dabei entwickelte sich die Vorstellung, dass das eigenständige 

Lebensrecht des Kindes anerkannt wird und Kinder einer besonderen Förderung bedürfen. 

Es galten nicht mehr nur die Familie, sondern auch Kindergarten und Schule als Erzie-

hungsort. Arbeitsschutz- und Misshandlungsverbotsgesetze wurden erstmals erlassen. 

Schließlich erfolgte zu Beginn des 20. Jahrhunderts eine starke Bewegung, welche umfas-

sende Rechte für Kinder verlangte. Die schwedische Pädagogin und Frauenrechtlerin Ellen 

Key bot im Jahr 1900 hierfür den Auftakt. Sie verlangte die gleichen Rechte für eheliche und 

uneheliche Kinder, ein Recht auf Unversehrtheit und respektvolle Behandlung. Auch der pol-

nische Kinderarzt und Pädagoge Janusz Korczak hatte mit seiner „Magna Charta Libertatis“ 

großen Einfluss auf die Besserstellung des Kindes. In dieser fordert er als Grundlage sämtli-

cher Kinderrechte, das Recht jedes Kindes auf unbedingte Achtung und Respektierung sei-

ner Persönlichkeit. Erst 1924 wurden die Kinderrechte auf internationaler Ebene in der „Gen-

fer Deklaration“ verkündet, welche für die unterzeichnenden Staaten aber völkerrechtlich 

gesehen, als wenig verbindlich galten. Schließlich wurde 1989 die UN-Kinderrechtskonven-

ton mit ihren 54 Artikeln von fast allen Staaten der Welt unterzeichnet, die einen Meilenstein 

für die Kinderechte bedeutete. Seit der Verabschiedung der Kinderrechtskonvention fanden 

mehrere Weltkindergipfel statt. Dabei verpflichten sich die versammelten VertreterInnen von 

mehr als 180 Teilnehmerstaaten, Nationale Aktionspläne vorzulegen, die konkrete, termin-
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gebundene und messbare Ziele und Vorgaben enthalten. Oberstes Ziel des Weltkindergip-

fels ist es, eine kindergerechtere Welt zu schaffen. 

Die historischen Veränderungen hatten einen Wandel der Kindheitsforschung zur Folge. Die 

neuen sozialwissenschaftlichen Forschungen lösten die traditionellen Kindeswissenschaften 

ab. Dabei fand ein Wechsel von einem schutzbezogenen zu einem auf Partizipation errichte-

ten Kinderrecht statt (vgl. Liebel, 2007; 2009; Lohninger, 2006; Maywald, 2007). 

Trotz der Tatsache, dass sich im Laufe der Geschichte bezüglich den Kinderrechten vieles 

zum Positiven veränderte, bestehen auch heute noch massive Kinderrechtsverletzungen. 

Während es vor allem in Entwicklungsländern an der Befriedigung der Grundbedürfnisse 

mangelt, existieren in Österreich Defizite in Bereichen der Gleichberechtigung aller, egal 

welcher sozialen Schicht sie angehören oder welchen Migrationshintergrund sie haben. In 

Österreich besteht im Weiteren Handlungsbedarf bei Gewaltübertretungen, Misshandlung 

oder Missbrauch an Kindern, aber auch bei Mitbestimmung der Kinder im öffentlichen, schu-

lischen und gesellschaftlichen Bereich. 

Wie aber sehen Kinder die Kinderrechte? Eine Gallupstudie (2008) ergab, dass sich der 

Großteil der jungen Leute zwischen 15 und 18 Jahren der 27 EU-Mitgliedstaaten bewusst ist, 

dass es spezielle Rechte für Kinder gibt. Allerdings geben bei genaueren Nachfragen die 

meisten Befragten an, nicht zu wissen wohin sie sich bei Problemen wenden oder wie sie 

diese am besten lösen können. Als wichtigste Rechte, welche geschützt gehören, werden 

Gewalt, sexuelle Ausbeutung und Schutz vor Drogen genannt. Zum Gegensatz zu Jugendli-

chen, ist für etwa ein Drittel der Kinder zwischen 6 und 14 Jahren der Begriff „Kinderrechte“ 

neu, wie eine österreichische Marketumfrage (Bundesministerium für Gesundheit, Familie 

und Jugend, 2007) ergab. Diese Kinder bezeichneten als bekannteste Rechte das Recht auf 

Schutz vor Gewalt, das Recht auf Bildung und das Recht auf Schutz vor Kinderarbeit. Einige 

der Kinder nannten das Recht auf Meinungsfreiheit, das Recht auf Nahrung und auf Leben. 

Eine Untersuchung des Dachverbandes der Landesbausparkassen „LBS-Initiative Junge 

Familie“ (vgl. Bundesministerium für Familie, Frauen und Jugend, 2008; Gallup Organization, 

2008) bestätigt die oben genannten Erkenntnisse bezüglich den wichtigsten Rechten aus 

Sicht der Kinder. Zusätzlich zu dem Recht Gewalt wurden das Recht auf Spiel und Freizeit, 

auf Kontakt zu beiden Eltern und auf die Wahrung der Intimsphäre genannt. Auf die Frage 

des schönsten Erlebnisses bezeichneten die meisten Kinder gemeinsame Erlebnisse mit der 

Familie, Reisen, Urlaub oder Ferien. Schließlich machen es sich die Kinder- und 

Jugendanwaltschaften zur Aufgabe für diese Rechte einzutreten, im Einzelfall zu vermitteln, 
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zu helfen und Probleme der Kinder und Jugendlichen aufzugreifen, zu analysieren und Ursa-

chen zu beseitigen. Dies erfolgt in Form von Einzelarbeit, Projekten, Öffentlichkeitsarbeit 

oder durch ein Anstreben von Gesetzesänderungen. Damit die Kinderrechte auch im ländli-

chen Bereich bei Kinder und Erwachsenen bekannter werden und Beratung vor Ort erfolgt, 

startete die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg das Projekt „kija on tour“ und reiste für 

zwei Jahre durch alle Gemeinden in Salzburg. 

Das Hauptanliegen dieser Forschungsarbeit war es zum einen, die Wirkung von dem Projekt 

„kija on tour“ anhand eines ausgewählten Bezirks zu evaluieren, zum anderen zu untersu-

chen, inwieweit die Kinderrechte bei den Erwachsenen im Lungau angekommen sind. Da-

raus resultieren folgende Forschungsfragen und Thesen, welche im nächsten Punkt erläutert 

werden. 

8.2 Ableitung der Forschungsfragen und Thesen 

Aus der Theorie und dem Projekt „kija on tour“ leiten sich verschiedene Forschungsfragen, 

Annahmen und Thesen ab. Vorerst werden die Forschungsfragen genannt. Im Anschluss 

folgen die Thesen und ihre Begründung, welche sich aus den Forschungsfragen ableiten. 

Die Thesen sind in Grundwissen und Effekte von kija on tour geteilt. 

8.2.1 Forschungsfragen 

 Sind die Rechte der Kinder in den Köpfen der Erwachsenen verankert? 

 Sind Erwachsene die Kinderrechte bekannt? 

 Sind Erwachsene mit dem Zustand der Kinderrechte zufrieden? Wo sehen sie Hand-

lungsbedarf? 

 Waren die „Kinderrechte“ nach dem Besuch der kija Salzburg Gesprächsthema, wie 

wurde dies erlebt? 

 Wurden durch die kija Salzburg Diskussionen und Entwicklungen in Gang gesetzt? 

8.2.2 Thesen zum Grundwissen über die Kinderrechte 

Vor 20 Jahren wurde die Konvention über die Rechte des Kindes (KRK) von der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen angenommen und von fast allen Staaten der Welt unter-

zeichnet (vgl. Kdolsky, 2007). Um diese Rechte bekannter zu machen und Kinderrechtsver-

letzungen entgegen zu wirken, fand das Projekt „kija on tour“ in allen Gemeinden Salzburg 

statt. Aufgrund der bestehenden Konvention und dem Projekt der Kinder- und Jugendan-

waltschaft, sollten die Kinderrechte bekannt sein. Daraus ergibt sich folgende Annahme: 
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These 1: 

Erwachsenen im Lungau sind die Kinderrechte bekannt. 

Aufgrund der UN-Konvention und dem Projekt „kija on tour“ wird angenommen, dass die 

Rechte der Kinder bei den Erwachsenen angekommen sind. Dabei stellt sich jedoch die Fra-

ge, ob dadurch auch das pädagogische Wissen der Erwachsenen erweitert wurde, denn al-

leinige Information reicht nicht aus, um die Kinderrechte umgesetzt zu wissen. Hierfür ist ein 

gesellschaftlicher Bewusstseinswandel notwendig wie eine Studie der Europäischen Kom-

mission ergab (vgl. Gallup Organization, 2008). Dies sollte mit These 2 überprüft werden. 

These 2: 

Die Rechte der Kinder sind bei den Erwachsenen angekommen, ihr pädagogisches Wissen 

wurde dadurch erweitert. 

Der Begriff Gewalt wird unterschiedlich definiert. Um das Recht auf Gewaltfreiheit einhalten 

zu können, ist es unabdinglich, zu wissen, wo Gewalt beginnt. Darum besteht die Notwen-

digkeit zu klären, was Erwachsene unter Gewalt verstehen. Wie eine österreichische Studie 

der Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich (Braunschmid & Winkler-Kirchberger, 

2009) ergab, ist einem Großteil der Erwachsenen nicht bekannt, dass auch psychische An-

drohungen und Verletzungen zu Gewalt zählen. Eine Studie des Bundesministeriums für 

Wirtschaft, Familie und Jugend (2009) kam zum Ergebnis, dass die am häufigsten vorkom-

mende Gewaltform die psychische Gewalt, gefolgt von körperlicher Gewalt ist. Deshalb lau-

tet die These wie fogt: 

These 3: 

Erwachsene im Lungau geben an die Kinderrechte zu kennen, verstehen unter Gewalt aber 

primär physische Gewalt. 

Seit 20 Jahren sind Kinderrechte in der UN-Konvention festgeschrieben. Die KRK ist das 

weltweit am häufigsten anerkannte Menschenrechtsabkommen in der Geschichte und stellt 

das wichtigste Menschenrechtsdokument für Kinder dar. Die UN-Konvention über die Rechte 

des Kindes wurde 1992 von Österreich unterzeichnet und anerkannt (vgl. Kdolsky, 2007). 

Daraus ergibt sich, folgende Annahme: 
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These 4: 

Erwachsene im Lungau wissen, dass es ein spezielles Gesetz für Kinderrechte gibt. 

Die Kinder- und Jugendanwaltschaft wurde im Laufe des Projekts immer wieder mit Vorbe-

halten konfrontiert. Zum Thema Vorbehalte gegenüber Kinderrechte gibt es allerdings kaum 

Forschungen. Aufgrund Vorbehalte bezüglich Kinderrechte ergeben sich folgende Vermu-

tungen: 

These 5-8: 

These 5: Erwachsene glauben, dass Kinderrechte in ausreichendem Maße eingehalten wer-

den. 

These 6: Erwachsene sind mit dem Zustand der Kinderrechte und deren Umsetzung zufrie-

den. 

These 7: Erwachsene sind mit dem Zustand der Kinderrechte zufrieden, sehen aber einen 

weiteren Handlungsbedarf mehr für diese zu tun. 

These 8: Erwachsene äußern Vorbehalte gegenüber Kinderrechte. 

8.2.3 Thesen zu den Effekten von „kija on tour“ 

„Kija on tour“ tourte durch alle Gemeinden Salzburgs. Dabei erreichte die Kinder- und Ju-

gendanwaltschaft 43.432 Kinder, 16.271 besuchten den Informationsbus und es fanden über 

Tausend Beratungen statt (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, 2010). Da vor Ort auch 

Pressekonferenzen, Medienberichte, Gespräche mit MultiplikatorInnen und anderen wichti-

gen Persönlichkeiten stattfanden, sollte das Projekt „kija on tour“ Effekte im Lungau zeigen. 

Daraus lassen sich folgende Thesen ableiten: 

Thesen 9-13 

These 9: Kija Salzburg fördert durch ihre Projekte die Bewusstheit bzgl. Kinderrechten. Ent-

sprechend verbesserte sich nach dem Besuch im Lungau die Bekanntheit der Kinderrechte 

bei Erwachsenen. 

These 10: Das Projekt „kija on tour“ im Lungau bewirkt Information und Auseinandersetzung 

mit den Kinderrechten. Dementsprechend waren im Lungau während und nach dem Besuch 
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von „kija on tour“ die Kinderrechte nicht nur bei Kindern, sondern auch bei den Erwachsenen 

Gespräch. 

These 11: Kija Salzburg fördert mit dem Projekt „kija on tour“ die Bewusstheit bzgl. Kinder-

rechten. Dementsprechend wurden während und nach ihrem Besuch im Lungau Diskussio-

nen und Entwicklungen in Gang gesetzt. 

These 12: Eltern fühlen sich in der Erziehung nicht ausreichend unterstützt. 

These 13: Kija on tour bewirkt Veränderungen hinsichtlich Einstellungen zum Thema Kinder-

rechte und zum Umgang mit Kindern in der Schule und im Elternhaus. 

 

Um die genannten Thesen zu überprüfen, erfolgt eine empirische Untersuchung, auf die im 

empirischen Teil dieser Arbeit näher eingegangen wird. 
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9 Methode 

Im Folgenden wird die Untersuchung, die im Rahmen der Masterarbeit durchgeführt wurde, 

genauer beschrieben. Dabei werden die Methodenwahl, die Stichprobe, die Datenerhebung, 

die Durchführung und die Auswertung der Befragung dargestellt. 

9.1 Methodenwahl 

Um möglichst umfassende Ergebnisse zu erzielen und eine Verzerrung der Wahrnehmung 

durch die Anwendung einer einzigen Methode zu vermeiden, wurden mehrere Forschungs-

techniken angewandt. So wurde eine Methodentriangulation durchgeführt, wobei die Erhe-

bung qualitativ durch Interviews und quantitativ durch Fragebögen erfolgte. Durch die Ver-

bindung unterschiedlicher Zugänge und Analysegänge kann die Qualität einer Untersuchung 

enorm gesteigert werden. Triangulation bedeutet, dass verschiedene Datenquellen, unter-

schiedliche Interpreten, Theorieansätze oder Methoden herangezogen werden, um den For-

schungsgegenstand zu erfassen oder zu bearbeiten (vgl. Bortz & Döring, 2005, S. 370; 

Mayring, 2002, S. 147f). Schließlich wurden die Ergebnisse miteinander in Beziehung ge-

setzt und verglichen. 

In dieser Untersuchung fiel die Entscheidung zum einen auf Interviews, mit dem Ziel detail-

liertere Informationen zu erhalten, zum anderen auf Fragebögen, um eine größere Stichpro-

be zu erreichen und viele Meinungen darzustellen. Die Fragebögen gingen an Eltern und 

Lehrpersonen. Somit konnte die Fragestellung aus mehreren Perspektiven beleuchtet wer-

den. 

9.2 Stichprobe 

Die Stichprobengröße der quantitativen Befragung betrug insgesamt 200 Erwachsene und 

15 Lehrpersonen. Im Konkreten betraf dies 200 Eltern von SchülerInnen, welche am Projekt 

„kija on tour“ teilnahmen und 15 Lehrkräfte, welche sich bereit erklärten, die Fragebögen 

auszufüllen. Die Untersuchung erfolgte im Lungau, da dieser im Rahmen des Forschungssti-

pendiums der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg evaluiert werden sollte. „Kija on 

tour“ besuchte im Lungau laut Projektorganisation 24 Schulen. Für die Untersuchung wurden 

drei Institutionen gezielt ausgewählt, da diese eine höhere Anzahl von SchülerInnen aufwies 

und somit bei der Befragung eine relativ große Population erreicht werden konnte. Mehrere 

Schulen lehnten ab. Schließlich stimmten die DirektorInnen zweier Volkschulen und einer 

Hauptschule zu, welche sehr kooperativ waren. Auch hier folgte nochmals explizit der Hin-
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weis auf Freiwilligkeit und völlige Anonymität. Die Versuchspersonen stammten von Volks- 

und Hauptschulen. Die Klassen wurden gezielt von den DirektorInnen ausgewählt, durch-

mischt nach Schulstufen. Die ausgewählte Hauptschule achtete darauf, dass die Fragebö-

gen von Eltern der „standardisierten Hauptschule“ und der „Musikhauptschule“ ausgefüllt 

wurden. Der Direktor wies darauf hin, dass Eltern der Musikhauptschule kooperativer und 

engagierter seien und somit das Ergebnis beeinflusst werden könnte. 

Die qualitative Untersuchung umfasste vier Interviews, wobei die Projektleitung der Kinder- 

und Jugendanwaltschaft die zu interviewenden Personen vorschlug. Die Interviews gestalte-

ten sich als sehr spannend, da die Befragten aus unterschiedlichen Berufsfeldern stammen. 

9.3 Datenerhebung 

Im Folgenden wird auf die qualitative und quantitative Datenerhebung näher eingegangen. 

9.3.1 Quantitative Datenerhebung durch Fragebögen an Eltern und an Lehr-

personen 

Im Vorfeld wurde das Einverständnis für die Durchführung an der Untersuchung vom Lan-

desschulrat, den DirektorInnen der Volksschulen, den Hauptschulen und den Lehrpersonen 

eingeholt. Der Landesschulrat verwies darauf, dass die Befragung der Eltern nicht in seiner 

Entscheidungskompetenz liegt, die Eltern selbst entscheiden müssten, ob sie bei der Unter-

suchung teilnehmen und die Lehrpersonen den Fragebogen in ihrer Freizeit auszufüllen hät-

ten. Darauf wurde im Begleitschreiben des Fragebogens explizit hingewiesen. 

9.3.1.1 Fragebogenkonstruktion 

Zum einen wurden Fragebögen für Eltern, zum anderen Fragebögen für Lehrpersonen ent-

wickelt. Bei den Eltern sollte vor allem eine Abfrage darüber erfolgen, inwieweit Informatio-

nen über Kinderrechte zu ihnen durchdrangen, welche die Kinder durch das Projekt „kija on 

tour“ erhielten. Die Fragebögen für Lehrpersonen enthielten unter anderem Items, inwieweit 

mit den Inhalten von „kija on tour“ weitergearbeitet oder diskutiert wurde. Um die Sichtweise 

der Eltern und der Lehrpersonen aufzuzeigen und etwaige Parallelen herzustellen, wurden 

zu diversen Themen wie Vorbehalte, Bekanntheit, Zufriedenheit mit den Kinderrechten ähnli-

che Fragen gestellt. Der Fragebogen der Lehrpersonen bestand zusätzlich aus offenen Fra-

gen bezüglich Diskussionen, Entwicklungen und in Gang gesetzten Projekte durch „kija on 

tour“. 
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9.3.1.2 Bildung des Fragenpools 

Zur Erhebung der Konstrukte wurde ein Pool verschiedener Fragen gebildet. Die Items wur-

den mit Hilfe diverser Literatur, den Kinderrechten und Informationsbroschüren von Kinder- 

und Jugendanwaltschaften entwickelt. Spezielle Fragen zum Thema „Gewalt“ stammten von 

der aktuellen Spectra-Untersuchung der Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich, mit 

dem Einverständnis der Kinder- und Jugendanwältin Frau Mag. Winkler-Kirchberger. 

Schließlich folgte eine Zuteilung einzelner Items zu verschiedenen Fragestellungen, Thesen 

und Annahmen. 

9.3.1.3 Aufbau und Inhalt der Fragebögen 

Das Begleitschreiben beinhaltete die Vorstellung der Untersuchungsleiterin, die Intention und 

das Ziel der Untersuchung, die Bitte um Unterstützung, den Hinweis auf Freiwilligkeit, die 

Zusicherung der völligen Anonymität, Informationen zum Ausfüllen und zum Prozedere der 

Rückgabe sowie eine Kontaktadresse. 

Der Fragebogen wurde in verschiedene Kategorien gegliedert wie allgemeine Fragen, Fra-

gen zum Projekt „kija on tour“, Auseinandersetzung mit Kinderrechten, Einstellung zu Kinder-

rechten, Fragen zum Thema Gewalt. Einzelne Kategorien enthielten Items zu den For-

schungsfragen. Um umfassendere Informationen zu bekommen, wurden geschlossene Fra-

gen durch offene Fragen ergänzt. Im Folgenden sind Beispielsfragen und –aussagen zu ein-

zelnen Kategorien angeführt. Der komplette Fragebogen ist im Anhang ersichtlich. 

Fragebogen für Eltern zu Kinderrechte 

Allgemeine Fragen 

 Geschlecht 

 Alter 

 Beruf 

 Anzahl der Kinder 

Das Projekt „kija on tour“ 

 Ich erhielt Informationen über Kinderrechte. 

 Mein Kind erzählte mir etwas über Kinderrechte. 

 Ich erhielt Broschüren und Informationsmaterial. 
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Auseinandersetzung mit Kinderrechten 

 Ich weiß heute mehr über Kinderrechte als vor diesem Projekt. 

 Nachdem die „kija“ in der Schule war, waren die Kinderrechte Gesprächsstoff bei uns 

in der Familie. 

 Wie erlebten Sie diese Gespräche über die Kinderrechte? 

Kinderrechte – Gesetz 

 Haben Sie schon einmal von einem speziellen Gesetz für Kinderrechte gehört? 

 Sind Ihnen Kinderrechte bekannt? 

 Welche Rechte fallen Ihnen spontan ein? 

Einstellung zu Kinderrechten 

 Das Projekt veränderte in positiver Weise meine Einstellung zu Kinderrechten. 

 Ich bin kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt. 

 Wenn Sie kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt sind, warum? 

Kinderrechte 

 Es ist die Entscheidung der getrennten Eltern, ob das Kind zu beiden Elternteilen Kon-

takt hat. 

 Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. 

 Kinder haben ein Recht auf Bildung. 

Stimme folgenden Aussagen zu oder nicht 

 Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über ihre Rech-

te. 

 Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene. 

 Eine „gesunde Watsche“ schadet niemanden. 

Zufriedenheit über Kinderrechte 

 Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Kinderrechte? 

 Wie zufrieden sind Sie damit, wie Kinderrechte umgesetzt werden? 

 Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung bzgl. ausreichend Spiel- und Freizeitange-

boten? 
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Thema Gewalt 

Welche Erziehungsmaßnahmen sind Ihrer Meinung gesetzlich verboten? 

 Das Kind mit einem Gegenstand schlagen. 

 Dem Kind eine „ordentliche Watsche“ geben. 

 Das Kind im Zimmer einsperren. 

Einstellung zu Gewalt 

 Gewalt in der Erziehung ist zu billigen. 

 Eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet. 

 Die Kinder vergessen das eh schnell. 

Sind diese Aussagen Ihrer Meinung nach Gewalt? 

 Du bist zu blöd für alles. 

 Entweder du tust das jetzt sofort oder du bekommst Schläge. 

 Wenn du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr. 

Unterstützung in der Erziehung 

 Ich fühle oder fühlte mich in der Erziehung meines Kindes/meiner Kinder ausreichend 

unterstützt. 

 Ich wäre froh, wenn es mehr Beratung und Hilfe für die Erziehung geben würde. 

 

Fragebogen für Lehrpersonen zu Kinderrechte 

Allgemeine Fragen 

 Geschlecht 

 Alter 

 In welcher Schule unterrichten Sie? 

Fragen zum Projekt „kija on tour“ 

 Waren Sie beim workshop in der Klasse dabei? 

 Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema unter den Lehrkräf-

ten/zwischen Kindern und Lehrkräften/unter den Kindern. 

 Ich habe nach dem Besuch von kija mit den Kindern über Kinderrechte diskutiert. 
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Fragen zu Kinderrechten 

 Ich bin mit dem Zustand der Kinderrechte zufrieden. 

 Ich bin mit der Umsetzung der Kinderrechte zufrieden. 

 Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über ihre Rech-

te. 

Allgemeine Fragen zum Projekt 

 Ich bin selbst in den Informationsbus gekommen. 

 Es sollte mehr Veranstaltungen dieser Art geben. 

 Workshopleiter haben zu viel von Rechten und zu wenig über Pflichten gesprochen. 

Offene Fragen 

 Welche positiven/negativen Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 Wie erlebten Sie die Gespräche über die Kinderrechte? 

 Welche Diskussionen/Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? 

 Wo sehen Sie etwaige Vorbehalte gegen dieses Thema? 

 Wo sehen Sie Handlungsbedarf bei Kinderrechten? 

 

Die Fragen der einzelnen Kategorien werden mit Hilfe der Likert-Skala beantwortet, welche 

zwei bis fünf Stufen beinhaltet. Laut Bortz und Döring (2005) wird dieses Verfahren auch 

„Methode der summierten Ratings“ genannt und diese Rating-Skalen zur Selbsteinschätzung 

verwendet (vgl. Bortz und Döring, 2002). Die Fragebögen beinhalten folgende Skalen: 

stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt 
gar nicht 

○ ○ ○ ○ 
 

Ja nein 

○ ○ 
 

Erlaubt verboten 

○ ○ 
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Gewalt Keine 
Gewalt 

○ ○ 
 

9.3.1.4 Vorbereitung und Durchführung der Erhebung 

Im Vorfeld wurden Pretests mit insgesamt acht Eltern und zwei Lehrkräften durchgeführt, mit 

dem Ziel, einzelne Fragen zu modifizieren. Daraufhin folgte das Streichen und Überarbeiten 

von Fragen, welche zu plakativ, zu wenig aussagekräftig, zu unklar, zu allgemein formuliert 

oder zu spekulativ waren oder soziale Erwünschtheit provozierten. Schließlich wurden die 

Fragebögen nach der Durchführung der Interviews nochmals überarbeitet, um noch gezielter 

Informationen zu den gestellten Forschungsfragen zu erhalten. 

Der Erhebung ging eine telefonische Kontaktaufnahme mit den SchuldirektorInnen der ein-

zelnen Schulen voraus. Ihnen wurde die Intention, der Inhalt der Untersuchung mitgeteilt und 

sie wurden um Erlaubnis gebeten, die Fragebögen durch die Lehrkräfte an die Kinder weiter 

zu geben, sodass diese an die Eltern gelangten. 

So wurden insgesamt 200 Fragebögen an Eltern und 15 Fragebögen an Lehrkräfte an oben 

angeführten Schulen im Lungau ausgeteilt. Im Begleitschreiben folgte der Hinweis den aus-

gefüllten Fragebogen ins Kuvert zu geben, dieses zukleben und innerhalb von drei Tagen 

dem Kind in die Schule mitzugeben. Die Fragebögen wurden wiederum von den Lehrkräften 

eingesammelt und den DirektorInnen weiter gegeben und schließlich von der Untersu-

chungsleiterin abgeholt. Auch die Fragebögen an die Lehrkräfte verteilten die DirektorInnen 

und sammelten diese wieder ein. Dabei wurden Lehrpersonen ausgewählt, welche sich be-

reit erklärten, an der Untersuchung teilzunehmen und den Fragebogen in ihrer Freizeit aus-

füllten. Da die Untersuchungsleiterin keinen persönlichen Kontakt zu den befragten Perso-

nen hatte, war es besonders wichtig, mit den DirektorInnen im Vorhinein ein ausführliches 

Gespräch zu führen und ein informatives Begleitschreiben zu verfassen. Als kleines Danke-

schön erhielten die SchulleiterInnen etwas Süßes! 

9.3.1.5 Rücklauf der Fragebögen 

Der Rücklauf der Fragebögen betrug 68% bei den Eltern und 73,3% bei den Lehrpersonen. 

Insgesamt konnten 136 Fragebögen von Eltern und 11 Fragebögen von Lehrkräften ausge-

wertet werden. 
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9.3.1.6 Erstellung des Kodierplans und Dateneingabe 

Neben der Dateneingabe erfolgte das Erstellen eines Kodierplans um den einzelnen Items 

des Fragebogens Variablennummern zuordnen zu können. Die in etwa 13 000 Daten wurden 

in das Statistikprogramm SPSS eingegeben. 

9.3.1.7 Auswertung 

Die Auswertung erfolgte mittels SPSS, indem deskriptive Daten wie Häufigkeiten ermittelt 

werden. 

9.3.2 Qualitative Datenerhebung durch Interviews 

Im Vorfeld wurden Personen in Absprache mit der Projektorganisation der Kinder- und Ju-

gendanwaltschaft Salzburg ausgewählt. Um möglichst umfassende und differenzierte Infor-

mationen bezüglich Effekte von „kija on tour“ zu erhalten, kamen die zu interviewenden Per-

sonen aus sehr unterschiedlichen Berufsfeldern. So setzte sich die Stichprobe der Befragung 

aus folgenden Personen zusammen: 

 Bezirkshauptmann vom Lungau 

 Bürgermeister einer Gemeinde 

 Direktorin einer Schule 

 Regionalleiterin Verein Akzente Tamsweg 

9.3.2.1 Vorbereitung auf die Interviewdurchführung 

Vor der Durchführung des Interviews mit den einzelnen Personen erfolgte eine erste telefo-

nische Kontaktaufnahme, Information über die Untersuchung und Intention der Befragung, 

die Bitte um Teilnahme und eine Terminvereinbarung. Vor allem bei den politisch tätigen 

Personen gestaltete sich die Terminvereinbarung als nicht ganz einfach, sodass mehrmalige 

Ausflüge in den Lungau erforderlich waren. Es zeigten sich allerdings alle Interviewpartne-

rInnen sehr kooperativ, interessiert und bereit, an der Untersuchung teil zunehmen. 

9.3.2.2 Erstellung des Interviewleitfadens 

Die Interviewdurchführung erfolgte halbstandardisiert. So wurde ein Interview-Leitfaden er-

stellt, welcher der Interviewerin als Richtlinie diente und die Inhalte des Gesprächs vor-

schrieb. Der Fragenpool bildete sich aus teils offenen und teils geschlossenen Fragen. 

Orientierungsfragen ermöglichten ein relativ offenes Gespräch mit dem Ziel Informationen, 
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Meinungen und Einstellungsmuster über ein bestimmtes Thema zu erhalten (vgl. Bortz & 

Döring, 2005, S. 239). 

Die Interviewleitfragen wurden anhand der Forschungsfragen, den Annahmen und unter Be-

rücksichtigung diverser Literatur gebildet, welcher mehrmals modifiziert wurde. Die einzelnen 

Fragen wurden folgenden Kategorien zugeordnet: Allgemeine Fragen, Bekanntheit der Kin-

derrechte, Einstellung über Kinderrechte, Veränderungen, Diskussionen und Entwicklungen 

durch das Projekt, Vorbehalte, Zufriedenheit über Kinderrechte, Kinderfreundlichkeit des Or-

tes. 

9.3.2.3 Interviewleitfaden 

Im Folgenden sind Beispielsfragen zu einzelnen Kategorien angeführt. Der komplette Inter-

viewleitfaden ist im Anhang ersichtlich. 

Allgemeine Fragen 

 Inwieweit hatten Sie mit dem Projekt von „kija on tour“ was zu tun? 

Bekanntheit der Kinderrechte 

 Was denken Sie über Kinderrechte? 

 Glauben Sie, die meisten Erwachsenen wissen über Kinderrechte Bescheid? 

 Inwiefern glauben Sie, steigerte sich die Bekanntheit der Kinderrechte nach dem Be-

such von „kija on tour“? 

Einstellung der Eltern über Kinderrechte 

 Glauben Sie, die Einstellung der Eltern über Kinderrechte verändert sich durch das 

Erzählen der Kinder über diverse Projekte oder generell durch das Projekt? Inwiefern? 

 In welchem Ausmaß erreicht dies auch Eltern, welche die Kinderrechte nicht einhal-

ten? 

Verhaltensänderung durch das Projekt 

 In welchem Ausmaß oder in welcher Art und Weise bewirkt die Information auch Ver-

änderungen im Verhalten von Erwachsenen gegenüber Kindern? 

 Inwiefern wird durch die Informationen über Kinderrechte auch pädagogisches Wissen 

erweitert? 

 Werden durch das Projekt die Kinderrechte eher umgesetzt? 
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Veränderungen durch das Projekt 

 Inwiefern wurde nach „kija on tour“ über Kinderrechte diskutiert. In welcher Art und 

Weise waren die Kinderrechte in ihrem Ort Gesprächsthema? 

 In welchen Bereichen bemerkten Sie dies? 

 Wie erlebten Sie diese Gespräche? 

Diskussionen und Entwicklungen durch „kija on tour“ 

 Welche Diskussionen und Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? 

 Wissen Sie konkrete Projekte? 

Vorbehalte 

 Immer wieder werden die Personen von der Kinder- und Jugendanwaltschaft mit der 

Aussage „Kinder sollten lieber ihre Pflichten wahrnehmen“, konfrontiert.Was glauben 

Sie steckt hinter etwaigen Vorbehalten? 

Zufriedenheit über Kinderrechte 

 Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Kinderrechte? 

 Wo sind Sie zufrieden? 

 Wo sind Sie weniger zufrieden? 

Kinderfreundlicher Ort 

 Würden Sie Ihre Gemeinde als „kinderfreundlichen Ort“ bezeichnen? Warum? 

 Welche konkreten Angebote, Projekte, Veranstaltungen und Einrichtungen gibt es für 

Kinder? Welche fehlen? 

 Haben Kinder und Jugendliche die Möglichkeit bei Planungen mitzuwirken, mitzuspre-

chen? 

Allgemeine Fragen zum Projekt 

 Sehen Sie dieses Projekt als sinnvoll an? 

 Welche positiven Veränderungen bewirkt „kija on tour“ bzgl. der tatsächlichen Umset-

zung der Kinderrechte? 

9.3.2.4 Durchführung der Erhebung 

Es erfolgte ein direktes, persönliches „Face to Face“ Interview, welches neutral geführt wur-

de. Nach Bortz und Döring (2005) wird als neutrales Interview ein Gespräch bezeichnet, wel-
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ches eine informationssuchende Funktion hat. Die befragte Person ist dem Interviewer ein 

gleichwertiger Partner, unter dem Verweis auf das allgemeine wissenschaftliche Anliegen 

der Untersuchung (vgl. Bortz & Döring, 2005, S.241f). 

Die Interviews fanden an den jeweiligen Arbeitsplätzen der befragen Personen statt, um eine 

möglichst natürliche Situation zu schaffen. Nach einer Einleitung über den Untersuchungs-

gegenstand, dem Masterarbeitsvorhaben und dem Einverständnis, das Interview mit einem 

Diktiergerät aufnehmen zu dürfen, begann die Erhebungsphase, also die Durchführung des 

Interviews. Die Fragen orientierten sich am Interviewleitfaden, wobei die Interviews zwischen 

30 und 40 Minuten dauerten. 

9.3.2.5 Auswertung der Interviews 

Im folgenden Teil der Arbeit folgt die Ergebnisauswertung der Interviews. Zuvor wird darge-

stellt, wie die Transkription und die Auswertungsschritte erfolgen, welche von Lamnek (2005) 

eingeführt wurden. Die vier Phasen stellen eine allgemeine Handlungsanweisung und eine 

generelle Struktur für die Verarbeitung von Daten dar. Trotz allem bleibt der Prozess offen 

für gegenstandsadäquate Modifikation. 

Die Auswertung erfolgt gemäß Lamnek, 2005 in vier Phasen: 

1. Transkription 

2. Einzelanalyse 

3. Generalisierende Analyse 

4. Kontrollphase 

(vgl. Lamnek, 2005, S. 402) 

Die Transkriptionsphase 

Die Transkriptionsphase ist eine technische Phase, wobei durch Abtippen das vorliegende 

auditive Material in eine Leseform gebracht wird. Hier besteht die Herausforderung darin, 

das Gehörte situations- und inhaltsgetreu wiederzugeben. Auch nonverbale Aspekte des 

Interviews sind zu berücksichtigen und in das Gesprächsprotokoll mit einzubeziehen, da die-

se Elemente von erheblicher Bedeutung sein können. Diese nonverbalen Teile können Pau-

sen, Lachen Räuspern, Unterbrechungen, Störungen oder Mimik und Gestik sein (vgl. Lam-

nek, 2005, S. 403). 
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Nach der Transkriptionsphase erfolgt die Auswertungsphase. Diese erfolgt in drei weitere 

Phasen, der Einzelanalyse, der generalisierenden Analyse und der Kontrollphase. 

Die Einzelanalyse 

Diese Phase behandelt das Material der einzelnen Interviews. Dabei werden Nebensächlich-

keiten entfernt und zentrale Passagen hervorgehoben. Anschließend finden nur noch die 

wichtigsten Textteile Berücksichtigung und werden einer inhaltlichen Analyse unterzogen. 

Das Ziel dabei ist, dass der Extrakt der prägnantesten Textstellen jedes Interviews entsteht. 

Die generalisierende Analyse 

In dieser Phase liegt das Hauptaugenmerk darauf, zu generalisierbaren Ergebnissen zu 

kommen, indem ausgehend von Einzelinterviews Vergleiche mit andern Interviews ange-

strebt werden. Dazu werden vorerst Gemeinsamkeiten aller oder einiger Interviews heraus-

gearbeitet und Gegensätze der Einzelinterviews beleuchtet und analysiert. Ergeben sich da-

bei unterschiedliche Typen von Befragten, Aussagen oder Informationen, müssen diese 

Aussagen unter Bezugnahme dieser Einzelfälle interpretiert werden. 

Auswertung der vorliegenden Untersuchung 

Bei dieser Untersuchung kommt es nach der Transkription zu einer Einzelfallanalyse. Dabei 

wird das schriftliche Material paraphrasiert und in Kernaussagen gefasst. Erst danach folgt 

eine Dokumentation innerhalb der Arbeit, indem die Kernaussagen den vorher festgelegten 

Hauptkategorien zugeordnet werden. Schließlich entstehen Hauptkategorien mit den zentra-

len Aussagen der InterviewpartnerInnen, welche auch mit Zitaten belegt werden können. 

Darauf folgt zu jedem Interview eine prägnante Zusammenfassung. Nachdem alle einzelnen 

Interviews derart verarbeitet wurden, beginnt eine vergleichende Auswertungsphase. Das 

bedeutet, dass die einzelnen Interviews in Verbindung gebracht werden und somit ein Ver-

gleich bzw. eine Konklusion aller Befragten stattfindet, welche schließlich mit den theoreti-

schen Konzepten der Arbeit vernetzt werden (vgl. Lamnek, 2005, S. 403 ff). 

Nachdem im vorigen Kapitel auf die Methode und das Untersuchungsdesign eingegangen 

wurde, folgt anschließend die Ergebnisdarstellung der Interviews und der Fragebögen. 
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10 Ergebnisse 

Ziel dieses Kapitels ist es zunächst, die einzelnen Interviews mit ihren Kernaussagen darzu-

stellen und eine Einzelfallanalyse durchzuführen. Anschließend wird der Versuch unternom-

men Vergleiche beziehungsweise eine Konklusion der verschiedenen InterviewpartnerInnen 

herauszuarbeiten und eine zusammenfassende Aussage zu den einzelnen Kategorien zu 

finden. Anschließend werden Ergebnisse der quantitativen Erhebung durch Fragebögen er-

örtert. 

10.1 Allgemeine Ergebnisse der Interviews 

10.1.1 Kernaussagen aus den Experteninterviews 

Die Kernaussagen der einzelnen Interviews werden verschiedenen Kategorien zugeordnet, 

welche bei allen InterviewpartnerInnen größtenteils identisch sind. Dennoch gibt es in den 

Kategorien leichte Unterschiede. Die Interviews mit den Expertinnen aus sozialpädagogi-

schen Einrichtungen konzentrieren sich zusätzlich auf Themenbereiche der Einstellungsän-

derung und pädagogischer Wissenserweiterung durch das Projekt „kija on tour“. Im Interview 

mit dem Bürgermeister wird verstärkt auf die Frage eingegangen, ob Tamsweg eine kinder-

freundliche Gemeinde ist. 

10.1.1.1 Interview mit Bezirkshauptmann am 21.09.2009, Dauer ca. ½ Stunde 

Inwieweit hatten Sie etwas mit dem Projekt „kija on tour“ zu tun? 

„Ich bin persönlich im kija Bus gewesen und habe mich informiert und mir Verschiedenes 

erklären lassen.“ 

„Ich habe Medien bzw. Publiziertes verfolgt.“ 

Der Interviewpartner beschaffte sich Informationen vor, während und nach dem Projekt. 

 

Bekanntheit und Bewusstsein über Kinderrechte 

„Ich könnte mir vorstellen, dass Informationen durch kija nicht bei den Kindern bleiben, son-

dern auch zu den Erwachsenen durchdringen. Die Frage ist nur, ob die Einhaltung der Kin-
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derrechte auch in speziellen Situationen beachtet wird. Der Umgang mit Kindern ist auch von 

Emotionen begleitet und ein bestimmtes Klientel akzeptiert rechtliche Bedingungen nicht.“ 

„Durch verschiedene Veranstaltungen und Publikationen der Kinder- und Jugendanwalt-

schaft ist die Bewusstheit über Kinderrechte und die Bekanntheit der kija mit Sicherheit ge-

stiegen. Also dass diese existent ist und in der breiten Öffentlichkeit etwas bewirkt ist sicher, 

aber wie differenziert, das wäre zu hinterfragen.“ 

„Das Bewusstsein hat sich in den letzten Jahren wesentlich verändert. Es wäre heute un-

denkbar, dass ein Lehrer einem Kind eine Watsch‘n gibt und dies sanktionslos.“ 

Das Projekt „kija on tour“ fördert die Bekanntheit und das Bewusstsein der Kinderrechte. In-

wieweit diese dadurch aber stärker eingehalten werden, ist zu hinterfragen. 

 

Kategorie Gesprächsthema: Waren die Kinderrechte nach dem Besuch von kija im 

Gespräch? Wie wurden die Gespräche erlebt? 

„Ich habe Gespräche positiv erlebt, allerdings auch verstärkt die Diskrepanz zwischen theo-

retischer Konzeption der Kinderrechte und den praktischen Anspruch festgestellt. Die Sache 

als solche stellt sich als sehr kompliziert dar.“ 

„Würde die Kluft zwischen Theorie und Praxis nicht herrschen, würde es nicht so viele Kin-

desmisshandlungen und Kindesvernachlässigungen geben.“ 

„Durch Gespräche erfolgte eine stärkere Auseinandersetzung mit Kinderrechten. Auch wenn 

die Kinderrechte bekannt sind, sind oft Defizite im Alltag gegeben. Es gibt eine Vielzahl von 

gesetzlichen Bestimmungen, wie auch die Straßenverkehrsordnung, dass alkoholisiertes 

Autofahren verboten ist, es wird vieles unternommen, aber die Praxis sieht auch hier letzt-

endlich anders aus.“ 

Es fanden Gespräche während kija on tour statt, welche von dem Interviewpartner durchaus 

als positiv und bereichernd erlebt wurden. Allerdings stieg auch die Bewusstheit über die 

Differenz zwischen Theorie und Praxis bezüglich der Rechte der Kinder. 
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Kategorie Diskussionen und Entwicklungen 

„Durch die lokale Zusammenarbeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft mit der Jugendwohl-

fahrtsbehörde und Akzente werden Langzeiteffekte erhöht. Zum Beispiel gab es durch Ak-

zente bereits ganz wertvolle Projekte für Jugendliche wie der richtige Umgang mit Alkohol.“ 

„Ich merke zum Beispiel, dass bei irgendwelchen Misshandlungen von Kindern, Überschrei-

tungen dies in hohem Maße an zuständige Behörden…Sicherheitsbehörden herangetragen 

wird.“ 

„Die Lungauer Kulturvereinigung kümmert sich in hohem Maße um Kinder, macht ein Kin-

derprogramm, kindergerechte Filme und Ähnliches.“ 

Kija on tour folgten Aktivitäten auf Behördenebene und in der Lungauer Kulturvereinigung. 

 

Kategorie Zufriedenheit über Kinderrechte 

„Also mit den festgeschriebenen Rechten, mit der Satzung der Kinderrechte bin ich sehr 

wohl zufrieden, aber natürlich der faktische Zustand der Kinderrechte, das ist eine andere 

Frage. Hier gibt es durchaus Defizite. Vor allem im Bereich der Kindesverwahrlosung, was 

ein neues Phänomen darstellt.“ 

Das Gesetz schreibt in ausreichendem Maße die Rechte der Kinder fest. Die tatsächliche 

Umsetzung aber weist Defizite auf. 

 

Kategorie Handlungsbedarf 

„Es müsste mehr in Richtung Umsetzung erfolgen, sodass Kinderrechte nicht nur festge-

schrieben sind, sondern auch deren Einhaltung überprüft wird. Die Kinder- und Jugendan-

waltschaft leistet hier einen sehr wertvollen Beitrag.“ 

„Verbesserungen könnten erreicht werden, indem Sozialarbeiter oder einfach die Sozialar-

beit ausgebaut wird.“ 

„Es müsste mehr gezielte gute Aufklärungsarbeit durch Projekte und geschulte Personen 

geleistet werden. Viele Bereiche werden meiner Meinung zu oberflächlich gesehen oder ver-

harmlost, wie auch bei Verwahrlosung oder Rauchen, was mich erschüttert. Ich erlebe es 

täglich in der Früh, wenn ich ins Büro gehe und bereits die Volksschüler rauchen. Diesem 
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Phänomen steht die Gesellschaft fast hilflos, abwartend und zurückhaltend gegenüber. Hier 

müsste ein spezielles Projekt zur Aufklärung erfolgen.“ 

Handlungsbedarf besteht vor allem im Bereich der Umsetzung der Kinderrechte. Verschie-

dene Projekte sind hierfür erforderlich. 

 

Kategorie Vorbehalte 

„Vielleicht haben Eltern Vorbehalte aus schlechtem Gewissen heraus oder als Erkenntnis 

des Versagens. Nicht jeder praktiziert eine wertvolle und kooperative Erziehung.“ 

„Kinder sind viel freier geworden, somit auch frecher unter Anführungszeichen. Manche viel-

leicht gerade ältere Leute sagen dann, die gehören einmal erzogen, bevor man über ihre 

Rechte redet.“ 

„Oft wissen Eltern, dass sie die Rechte nicht einhalten, sind aber durch die gesellschaftliche 

Entwicklung, dem Doppelverdienertum oder durch die Rolle des Alleinerziehers extrem her-

ausgefordert und bei der Erziehung einer enormen nervlichen Belastung ausgesetzt.“ 

Vorbehalte sind wahrscheinlich vorhanden und entstehen aus unterschiedlichen Gründen. 

 

Kategorie Kinderfreundlicher Ort 

„Da müssen Sie den Bürgermeister fragen.“ 

 

Kategorie Projekt „kija on tour“ 

„Die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist sehr bemüht und die Tätigkeit ungemein wertvoll 

und wichtig für die bessere Umsetzung der Kinderrechte.“ 

Der Bezirkshauptmann bezeichnet die Tätigkeit von „kija on tour“ als sehr wertvoll und einen 

wichtigen Schritt hin zur besseren Umsetzung der Kinderrechte. 
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10.1.1.2 Interview mit Schuldirektorin am 23.09.2009, Dauer ca. 45 Minuten 

Inwieweit hatten Sie etwas mit dem Projekt „kija on tour“ zu tun? 

„Ich habe schon länger Kontakt mit Kija. Ich war vorher in Salzburg in einer Schule für Ge-

hörlose und habe mit den Kindern den Kinderrechtspreis eingereicht und gewonnen. Von 

daher ist mir kija in äußerst positiver Erinnerung. Seit dem setze ich mich vermehrt mit Kin-

derrechten auseinander.“ 

„Die kija hat das Projekt bei der Direktorenkonferenz sehr einladend vorgestellt. Die Kinder- 

und Jugendanwaltschaft ist somit an uns herangetreten und nicht umgekehrt.“ 

„Ich, aber auch andere Lehrkräfte waren mit den Kindern im Bus kija on tour.“ 

Die Direktorin setzt sich seit längerer Zeit mit den Kinderrechten auseinander, nachdem sie 

den Kinderrechtspreis mit einer Schulklasse bekam. Sie hatte während dem Projekt mehr-

mals Kontakt mit kija. 

 

Bekanntheit und Bewusstsein über Kinderrechte 

„Ich glaube dass es eingetragene Rechte gibt, ist eher weniger bekannt, aber einige Rechte 

sind sehr wohl in der Bevölkerung durchgängig bekannt. Wie z.B. dass man Kindern keine 

Gewalt antun darf oder dass Kinderarbeit nicht erlaubt ist. Solche Dinge sind glaub ich schon 

im Wissen der Bevölkerung da.“ 

„Die Medienpräsenz war sehr gut. Dadurch steigt das Bewusstsein.“ 

Die Bekanntheit der Kinderrechte ist teils gegeben, bezüglich eingetragenen Rechten be-

steht allerdings ein Wissensdefizit. Das Bewusstsein bzgl. Kinderrechte steigerte sich durch 

das Projekt, aber auch durch die gute Medienpräsenz. 

 

Kategorie Gesprächsthema: Waren die Kinderrechte nach dem Besuch von kija im 

Gespräch? Wie wurden die Gespräche erlebt? 

„Ich glaube dass die Informationen an die Eltern durchdringen. Ich habe selbst zwei Kinder 

und die sind sehr wohl mit Informationen und Prospekten nach Hause gekommen. Es hängt 

dann sicher vom Elternhaus ab, ob jemand nachfragt, was das genau ist. Aber prinzipiell 

glaube ich, dass die Informationen zu den Eltern durchdringen.“ 
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„Kinder sind auf den Marktplatz gegangen, haben sich mit anderen Kindern getroffen und 

sind in den Infobus gegangen. Dort war laufend Betrieb.“ 

„Ich habe kija und die Gespräche in sehr positiver Erinnerung.“ 

„Es gab viele Gespräche und Informationen an und mit den Kindern, aber auch unter den 

Lehrkräften und in Konferenzen.“ 

„Ich glaube vor allem unter den Lehrkräften ist das Projekt eine wirksame Sache, da sie 

meist inhaltlich mitgetragen und durch die Impulse ins Bewusstsein gerufen und weitergege-

ben werden.“ 

Die Kinderrechte waren während und nach kija on tour bei den Kindern, den Erwachsenen, 

im Ort und unter den Lehrkräften im Gespräch, wobei diese durchwegs positiv erlebt wurden. 

 

Kategorie Diskussionen und Entwicklungen 

„Ich möchte eine Entwicklung anhand eines Beispiels aufzeigen. Die Schüler aus der 4. 

Klasse Hauptschule waren zu mir gekommen und haben gesagt sie streiken aufgrund der 

öffentlichen Diskussion bzgl. der schulfreien Tage. Sie glaubten, sie bekämen von mir als 

Direktorin eine Zurechtweisung, weil sie den Unterricht boykottieren. Ich sagte, sie haben ein 

Recht auf freie Meinungsäußerung, sie sollten ein Plakat gestalten und ihre Überlegungen 

erklären. Somit haben wir nochmals an das Projekt angeknüpft und ihnen wurde bewusst, 

dass sie ein Recht auf freie Meinungsäußerung und politisches Mitspracherecht haben. Ich 

glaube, Kinder sind es oft nicht gewohnt, dass sie ein Mitspracherecht haben.“ 

„Auch in den Konferenzen wird immer wieder darauf hingewiesen, dass Respekt und Wert-

schätzung den Kindern gegenüber bedeutend ist. Da geht es im Prinzip um einen respektvol-

len Umgang miteinander.“ 

„Was ich bemerke seit dem ich mich selbst verstärkt mit Kinderrechten befasse, dass mir das 

Thema in der Öffentlichkeitsarbeit immer wieder unterkommt, was natürlich auch ständige 

Impulse zur Aufklärung sind.“ 

„Ich versuche eine ordentliche Nachmittagsbetreuung aufzustellen und verschiedene Projek-

te wie eine Theaterwerkstatt anzubieten.“ 

„Mit dem Kinderrechtekoffer wurde danach gearbeitet. Der ist noch immer in der Schule und 

kann von jedem genutzt werden.“ 
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„Es gibt immer wieder Projekte in anderer Weise in Berufsorientierung oder in Sozialerzie-

hung.“ 

Vor allem in der Schule hatte das Projekt positive Auswirkungen und verschiedene Diskussi-

onen und Entwicklungen in Gang gesetzt wie in Bereichen des Mitspracherechts, freier Mei-

nungsäußerung, respektvollerem Umgang untereinander und dem Einsetzen für eine adä-

quate Nachmittagsbetreuung. Außerdem steigert das Projekt die Sensibilität diesem Thema 

gegenüber. Mit dem Kinderrechtskoffer wurde weitergearbeitet, welcher in der Schule ver-

bleibt. 

 

Kategorie Zufriedenheit über Kinderrechte 

„Ich merke dass die Aktivitäten Impulse sind und dass es immer wieder Impulse braucht, um 

tatsächlich Veränderungen hervorzurufen.“ 

Um langfristig Zufriedenheit und Veränderung zu erreichen, braucht es viele Akzente. 

 

Kategorie Handlungsbedarf 

„Ich sehe große Defizite im Mitspracherecht für Kinder so wie im vorher genannten Beispiel 

mit den streikenden Burschen. Es gibt eigentlich keine Einrichtungen dazu. Ich würde es 

spannend finden, in der Schule mit einem Schülerparlament zu beginnen. Oder dass man 

mit einem Schülerparlament oder Gemeindeparlament Foren bildet, wo Kinder mitsprechen 

können.“ 

„Aber auch im Thema Kinderarbeit. Es gibt zu wenig Räume wo Kinder mitarbeiten oder mit-

gestalten können, um ihre Interessensgebiete zu erweitern und um in Verpflichtungen hin-

einzuwachsen und Verantwortung zu übernehmen.“ 

„Die integrative Situation zu verbessern. Integrative Kinder haben oft wenig Anschluss. Es 

gibt gesetzliche Hürden oder festgelegte Standards. z.B. um eine zweite Lehrperson für eine 

Integrationsklasse zu bekommen, müssten vier Integrationskinder in einem Jahrgang sein. 

Dies ist am Land kaum der Fall. Das heißt man müsste Jahrgänge mischen und dies ist viel-

leicht mühsamer und unüblich. Daran scheitert es dann. Bestehende Systeme sind oft 

schwer zu ändern, da Strukturen teils sehr eingefahren sind. Zur Umsetzung bräuchte es 

gute Rahmenbedingungen, die oft fehlen.“ 
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„Zur Umsetzung bräuchte es mehr konkrete Projekte und Einrichtungen. Es stellt sich die 

Frage ob der Vortrag immer die richtige Art von Aufklärung ist. z.B. wäre es schön, wenn es 

mehr Therapieeinrichtungen gäbe, wo Kinder hingehen und ihre Probleme besprechen könn-

ten. Im Lungau gibt es Akzente und die Jugendwohlfahrt, aber wenig Betreuungsplätze für 

psychotherapeutische Beratung.“ 

„Modelle in Richtung Integration zu schaffen wie z.B. beim Thema Mehrsprachigkeit und 

Muttersprache. Die einzige Möglichkeit die wir momentan hier haben, ist es am Deutschun-

terricht teilzunehmen, wo Deutsch gefördert wird. Nicht aber das man das Recht hat in der 

Muttersprache zu sprechen, die Muttersprache zu pflegen, stolz zu sein zweisprachig zu sein 

oder die Eltern mit ein zu beziehen. Das wäre ein ganz anderes Lebensgefühl. Es gibt irrsin-

nig tolle Vorzeigeprojekte, die man übernehmen könnte.“ 

„Oder den Analphabetismus aufzulösen.“ 

„Überall da könnte man an mehr Umsetzung arbeiten. Aufklärung allein genügt nicht oder 

einfach zu sagen man gibt denen eh Deutschunterricht.“ 

„Kinder und Jugendliche sollten mehr Mitspracherecht haben. z.B. möchte Tamsweg einen 

Park für Jung und Alt gestalten, hat aber Angst vor Randalierer. Dieser Park sollte ohne Mit-

spracherecht der Betroffenen gestaltet werden. Vielleicht gäbe es weniger Randalismus 

wenn Kinder- und Jugendliche mehr in Entscheidungen mit einbezogen werden würden.“ 

Die Interviewpartnerin äußert Handlungsbedarf in vielen Bereichen, wo Kinderrechte nicht in 

ausreichendem Maße beachtet werden. Dabei nennt sie Defizite und Handlungsbedarf im 

Mitspracherecht, in der Integration von beeinträchtigten Kindern und MigrantInnen. Sie ap-

pelliert für ein SchülerInnenparlament in der Schule und mehr Therapieeinrichtungen im 

Lungau. 

 

Kategorie Vorbehalte 

„Ich weiß nicht ob dies speziell lungauerisch ist, aber es ist eine Haltung verbreitet, sehr 

pflichtbewusst und genau zu sein, was auf der einen Seite eine Qualität ist, diese aber auf-

hört wenn es darum geht, dass Freiheiten und Grenzen überschritten werden…oder dass 

sich Leute einfach ausnehmen lassen. Ich erlebe das auch in Betrieben bei meiner Arbeit 

sehr stark. Diese Haltung haben auch viele Erwachsene zu sich selbst, was an die Kinder 

weitertransportiert wird.“ 
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Es herrscht die Meinung, Kinder aber auch Erwachsene sollten pflichtbewusst und genau 

sein. Dabei stehen Pflichten oft vor den Rechten. 

 

Kategorie Kinderfreundlicher Ort 

„Ich sage dezidiert Tamsweg ist kein kinderfreundlicher Ort. Ich bin mit meinen Kindern vor 

einem Jahr hergezogen und es wird sehr wenig angeboten. Es gibt den Kulturverein, der 

einiges anbietet, ein Kinder- und Jugendzentrum, Akzente und ein Hallenbad und im Winter 

können die Kinder Schifahren. Aber unterm Jahr gibt es wenig Freizeitangebote. Es gibt 

kaum Ausstellungen oder nur eine sehr begrenzte Bibliothek.“ 

Obwohl Tamsweg eine große Gemeinde ist, bezeichnet die Probandin den Ort keineswegs 

als kinderfreundlich. Wie die Interviewpartnerin bei der Kategorie Handlungsbedarf äußert, 

gibt es zwar verschiedene Einrichtungen und Vereine, aber es fehlt an Freizeitangeboten für 

Kinder und Jugendliche. 

 

Kategorie Einstellungsänderung 

„Ich kann mir gut vorstellen, dass es zu Hause etwas bewirkt, wenn Kinder einfach mal den 

Mut haben Stopp zu sagen oder das ist mein Recht. So könnte die Kommunikation in emoti-

onalen Situationen anders werden und Kinder besser gewappnet sein gegen Kinderrechts-

verletzungen.“ 

Indem Kinder über ihre Rechte Bescheid wissen, kann es auch zu einer Einstellungsände-

rung der Eltern kommen. Dies benötigt allerdings meist mehr, als nur Information und Aufklä-

rung. Durch das Setzen vieler Impulse besteht die Möglichkeit langfristig eine Einstellungs-

änderung zu erzielen. 

 

Kategorie Pädagogisches Wissen erweitert 

„Das ist schwierig zu sagen, denn Wissen alleine verändert natürlich kein Verhalten.“ 

„Gerade in den Schulen für Lehrpersonen finde ich es wichtig, sich die Kinderrechte immer 

wieder bewusst zu machen, um für alle Kinder gleiche Bedingungen zu schaffen und Kin-

dern, als auch dem LehrerInnenkollegium respektvoll zu begegnen .“ 
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Um pädagogisches Wissen zu erweitern, müssten mehr und intensivere Aktivitäten erfolgen. 

Auch Lehrpersonen werden durch kija on tour und den Informationsaustausch die Kinder-

rechte wieder bewusster, gerade was Gleichberechtigung aller Kinder, aber auch den res-

pektvollen Umgang mit Kindern betrifft. 

 

Kategorie Projekt „kija on tour“ 

„Die Aktivitäten von kija on tour haben mir sehr gut gefallen.“ 

„Ich habe die kija in sehr positiver Erinnerung.“ 

Das Projekt „kija on tour“ wurde sehr positiv wahrgenommen. 

 

10.1.1.3 Interview mit Bürgermeister am 23.09.2009, Dauer ca. ½ Stunde 

Inwieweit hatten Sie etwas mit dem Projekt „kija on tour“ zu tun? 

„Ich wurde über das Projekt informiert.“ 

„Ich war bei der Abschlussveranstaltung dabei. Dort wurde unter anderem berichtet, was bei 

kija on tour alles geschehen ist.“ 

Der Bürgermeister holte sich Informationen über das Projekt und deren Aktivitäten ein. 

 

Bekanntheit und Bewusstsein über Kinderrechte 

„Kinderrechte sind teils bekannt. Das Projekt fördert, dass Kinder besser über ihre Rechte 

Bescheid wissen. Das ist auch gut, dass besonders Kinder, die vielleicht ein Selbstwertprob-

lem haben, über die Rechte Bescheid wissen. Das Problem ist aber, dass vieles von Gene-

ration zu Generation übertragen wird. Gibt es ein Elternhaus wo Gewalt erfolgt, geschieht 

dies auch in der nächsten Generation und hier fehlt das Bewusstsein.“ 

„Das Problem ist, das zwar bekannt ist, dass es Rechte gibt, die Pflichten, vor allem die El-

ternpflichten aber nicht beachtet werden.“ 

Die Bekanntheit der Kinderrechte wird durch das Projekt gefördert. Aber gerade in Gewalt-

familien fehlt oft das Bewusstsein über Kinderrechte. Der Interviewpartner kritisiert allerdings, 
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dass nicht nur Rechte, sondern auch Pflichten, vor allem die Elternpflicht ins Bewusstsein 

gerufen werden sollte, um langfristig Verbesserungen zu erzielen. 

 

Kategorie Gesprächsthema: Waren die Kinderrechte nach dem Besuch von kija im 

Gespräch? Wie wurden die Gespräche erlebt? 

„Die Kinderrechte waren Gesprächsthema bei der Abschlussveranstaltung. Sonst habe ich 

von Gesprächen danach wenig mitbekommen, was sich in Schulen abgespielt hat. Da müss-

te man mit den Lehrern reden.“ 

„Ich halte die Sache kija on tour und die Gespräche für gut, allerdings wenn man davon 

spricht, dass Kinder Rechte haben, dann bedeutet dies auch zweifelsohne, andere haben 

Pflichten und da würde ich erwarten bei all diesen Dingen, dass man dann doch zuerst zu-

sätzlich zu den Kinderrechten von Elternpflichten spricht. Das ist die Problematik, wir können 

nicht alles ausgleichen, was es an gesellschaftlichen Problemen gibt, indem wir darstellen, 

dass es nur Rechte gibt.“ 

„Ich finde es gut, dass über die Rechte der Kinder gesprochen wird, Kinder haben Rechte, 

das ist klar, aber wir sollen das Leben nicht darstellen, als ob es nur aus Rechten besteht. 

Rechte heißt auch Pflicht und das habe ich eigentlich nicht so sehr gefunden.“ 

„Ja die Elternpflichten werden oft etwas zurückgenommen…Wenn sich jemand für ein Kind 

entscheidet, hat er auch Verpflichtungen und Verantwortung.“ 

Die Gespräche wurden positiv, aber auch kritisch erlebt. Der Bürgermeister vermisste, dass 

nur von Rechten der Kinder und nicht von Pflichten der Eltern gesprochen wurde. Die Ge-

spräche lösten beim Interviewpartner gemischte Gefühle aus, wobei er gesellschaftspoliti-

sche Probleme erwähnte. 

 

Kategorie Diskussionen und Entwicklungen 

„Wenn es in der Schule eine problematische Situation gibt mit zu Hause wird das Schulamt 

oder das Jugendamt eingeschaltet.“ 

„Speziell in der Gemeinde folgten keine speziellen Projekte, das ist auch nicht Aufgabe von 

einer Gemeindeverwaltung. Wir sind zuständig für die Hardware. Die Sache die Pädagogik 

anbelangt ist in den Schulen, bei den Direktoren und Lehrern oder dem Jugendamt und der 

Bezirkshauptmannschaft angesiedelt.“ 
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„Zwecks weiterer Projekte, ich weiß nicht ob wir in Zukunft für alles Projekte brauchen und 

ob wir dies auf Dauer finanzieren können. Das Auflösen der Verantwortlichkeit werden wir 

nicht ausgleichen können, auch nicht mit noch so viel Geld.“ 

Der Bürgermeister ist kritisch bezüglich Entwicklungen eingestellt. Er meint, die Gemeinden 

könnten nicht alle Probleme kompensieren. Er plädiert für mehr Eigenverantwortlichkeit im 

Umgang mit den Kindern und Jugendlichen. Eltern sollten mehr in ihre Pflichten genommen 

werden und nicht alles auf Schule und Projekte auslagern. Das sei langfristig gesellschaftlich 

und finanziell nicht tragbar. 

 

Kategorie Zufriedenheit über Kinderrechte 

„Ich glaube, dass die Rechte alle da sind. Es ist allerdings ein schwer ins Rechtssystem ein-

zugliedernder Bereich, da er zutiefst ins Private hineingeht.“ 

„Da scheitert es oft an der Umsetzung. Wenn es innerhalb der Familie Probleme gibt, was 

soll man machen, es kann kein Dauerzustand sein nur mit einem Anwalt wie bei einer Schei-

dung zu kommunizieren.“ 

Rechte sind vorhanden, aber die Umsetzung gestaltet sich als schwierig. 

 

Kategorie Handlungsbedarf 

„Ich fürchte wenn wir nur von den Rechten der Kinder und nicht auch von den Pflichten der 

Erwachsenen sprechen, dann wird das Projekt nicht viel nachhaltigen Erfolg bringen. Das 

Kind weiß zwar wohin es sich wenden muss bei Problemen, aber die Probleme in der Fami-

lie bleiben die gleichen. Da kommt dann halt eine Familienberaterin, aber dann ist es schon 

verdammt spät und das alles kostet viel Geld.“ 

„Der Handlungsbedarf besteht darin, erstmals für sein Leben selbst verantwortlich zu sein 

und dann wird einem die Gesellschaft helfen.“ 

Handlungsbedarf besteht nicht darin mehr Projekte und Aktivitäten anzubieten, sondern an 

die Verantwortung und dem Pflichtbewusstsein der Eltern und Erwachsene gegenüber den 

Kindern zu plädieren. Schule und die Gesellschaft kann nicht alle Defizite kompensieren. 
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Kategorie Vorbehalte 

„Das Eltern Kinder gegenüber sagen, sie haben zu viele Rechte ist sicher nicht korrekt. Ich 

denke zwischen Eltern und Kindern sollte eine Vertrauensbasis herrschen und keine 

Rechtsbasis.“ 

„Ich glaube Kinder werden heute oft zu locker erzogen. Eltern weichen Konfrontationen aus 

um ja den Kindern gefällig zu sein. Eltern erkaufen sich oft die Liebe der Kinder und statt 

etwas auszureden, schenken sie dem Kind etwas.“ 

Der Interviewpartner äußert, dass zwischen Kindern und Eltern, anstatt einer Rechtsbasis 

eine Vertrauensbasis vorhanden sein sollte. Dass Eltern aber bemerken, Kinder hätten zu 

viele Rechte, sei nicht korrekt. Allerdings ist er der Meinung, die Erziehung von heute, sei oft 

zu „locker“. 

 

Kategorie Kinderfreundlicher Ort 

„Ich weiß nicht ob wir eine besonders kinderfreundliche Gemeinde sind, wir bemühen uns 

sehr, dass wir Kindern das zur Verfügung stellen was möglich ist. Wir haben überdurch-

schnittlich viele Sportanlagen, Spielplätze, viel Natur rundherum. Also dass Kinder bei uns 

wenig Platz hätten, kann man nicht sagen.“ 

„Gewisse Dinge wie der ewige Wunsch nach einem Kino ist nicht machbar. Dies hat aber 

auch einen Vorteil, dass sich Jugendliche zusammenschließen, einer hat meist den L17, ins 

Kino nach Salzburg fahren und einen gemeinsamen Nachmittag und Abend verbringen. Es 

sind gewisse Dinge, die wir halt nicht bieten können.“ 

„Dafür gibt es bei uns ein gratis Schibussystem, der durch den ganzen Lungau fährt und das 

dreimal am Tag in jedes Schigebiet. Da brauchen sich die Eltern nicht darum kümmern.“ 

„Bezüglich Mitspracherecht in der Gemeinde…Ja die Problematik ist die, dass der Wechsel 

von Jugendbeauftragten sehr schnell geht, kaum machen sie die Matura, gehen sie schon 

weg zum Studieren und dann wollen sie nicht mehr. Die Jugendgruppen sind auch sehr un-

terschiedlich. Es gibt manche, da bilden sich Gruppen heraus, die wollen gesellschaftspoli-

tisch diskutieren, irrsinnig interessant und wiederum andere bei denen läuft die Diskussion 

nur darauf hinaus, was könnte ich von der Gesellschaft noch fordern. Da kommen immer 

wieder Forderungen nach einem Kino oder nach einem komplett Gratis Taxi durch den 

Lungau. Das kann kein Mensch bezahlen.“ 



Ergebnisse 

 

Se i t e  | 146 

„Ja direkt in der Gemeinde haben wird momentan leider niemanden. Wir sind dabei jeman-

den zu suchen, aber das ist nicht ganz leicht.“ 

„Einrichtungen für Migranten. Ja…Wir haben nicht viel Migranten im Lungau, weil wir wenig 

bis gar keine Industrie im Lungau haben, aber die die da sind, sind gut integriert. Wir haben 

ein Jugendzentrum das gut läuft, kostet auch viel Geld. Auffällig ist, dass z.B. in unseren 

Jugendzentren die Migranten sicher einen höheren Anteil als die allgemeine Bevölkerung 

und umgekehrt im alt eingesessenen Vereinswesen noch einen geringeren Anteil haben. Da 

soll sicher noch was geschehen, weil es in Tamsweg über 80 angemeldete Vereine gibt. Da 

haben wir vielleicht noch eine Hemmschwelle, die noch überwunden gehört.“ 

Obwohl der Bürgermeister die Frage, ob Tamsweg eine kinderfreundliche Gemeinde sei, 

nicht mit einem klarem „Ja“ beantwortet, zählt er diverse positive Einrichtungen und Vereine 

auf, aus denen Kinder profitieren. Er macht auch auf Defizite aufmerksam, wie z.B. dass es 

kein Kino im Ort gibt, Vereine hauptsächlich von NichtmigrantInnen genutzt werden und es 

momentan keinen Jugendbeauftragten gibt. 

 

Kategorie Projekt „kija on tour“ 

„Ich finde gut was da gemacht wird.“ 

„Vor allem für Kinder und Jugendliche mit einem geringen Selbstbewusstsein sehe ich das 

Projekt als sinnvoll an, das diese sagen können, ich habe auch Rechte. Aber wie ich ein-

gangs gesagt habe, wenn wir alles nur auf Rechten aufbauen, werden wir immer solche Pro-

jekte brauchen, weil keiner mehr Pflichten wahrnimmt. 

„In Extremfällen ist es gut, dass es eine Interessensvertretung für Kinder gibt.“ 

Der Interviewpartner gibt an, das Projekt „kija on tour“ gut zu finden, erwähnt zum Abschluss 

des Gesprächs aber nochmals die Wichtigkeit der Elternpflichten, um langfristig Veränderun-

gen zu erzielen. 
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10.1.1.4 Interview mit Regionalstellenleiterin Akzente Lungau am 29.09.2009, Dauer 

ca. 40 Minuten 

Inwieweit hatten Sie etwas mit dem Projekt „kija on tour“ zu tun? 

„Wir sind ein Kooperationspartner von der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg. Akzen-

te Lungau war bei kija on tour dabei und mit Informationsmaterialien von Akzente vor Ort. 

Vor allem bei größeren Schulen halfen wir beim Transportieren und verschiedenen Dingen.“ 

„Während und nach dem Projekt waren wir Anlaufstelle bei Fragen und weiteren Informati-

onsbedarf.“ 

„Wir verfolgen Anliegen der kija auch weiter und arbeiten vor Ort mit den Gemeinden zu-

sammen.“ 

Akzente Lungau arbeitet mit der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg zusammen, da 

sie ein Kooperationspartner ist. Vor, während und nach dem Projekt war und ist Akzente An-

laufstelle für Informationen, Gespräche und Entwicklungen. Akzente Lungau koordiniert und 

unterstützt verschiedene Angebote und Projekte für Kinder und Jugendliche im Lungau. Da 

Akzente im Lungau vor Ort ist, verfolgt diese auch weiter Anliegen und Entwicklungen der 

Kinder- und Jugendanwaltschaft, vor allem aber setzt sich Akzente für die Rechte der Kinder 

ein. 

 

Bekanntheit und Bewusstsein über Kinderrechte 

„Also generell wissen glaube ich nicht alle Eltern Bescheid darüber, welche Kinderrechte es 

gibt. Die g‘sunde Watsch‘n ist im Lungau noch weit verbreitet, wie herausgefunden wurde.“ 

„Oft wissen aber die Kinder auch nicht wo ihre Pflichten sind, denn die haben genau so 

Pflichten.“ 

„Das Projekt und die Presseaussendungen fördern die Bewusstheit über die Kinderrechte. 

Presseaussendungen erfolgten zum Start, mitten drin und zum Abschluss. Das hat gute Wir-

kung gezeigt. Die Aussendungen erfolgten auch durch die Gemeinden. Diese werden von 

vielen gelesen und haben eine große Breitenwirkung. So werden Berichte auch gelesen, von 

Leuten, die sich sonst nicht mit dem Thema befassen würden und fördert das Bewusstsein 

über die Kinderrechte.“ 
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Es besteht ein Defizit in der Bekanntheit der Kinderrechte bei den Erwachsenen. Die 

„g„sunde Watsch‟n“ sollte im Lungau durchaus noch gang und gäbe sein. Das Projekt fördert 

allerdings die Bekanntheit und das Bewusstsein über die Kinderrechte. Vor allem die Pres-

seaussendungen erreichten viele Leute, im Speziellen auch jene, die sich sonst nicht mit 

diesem Thema befassen und auseinandersetzen würden. 

 

Kategorie Gesprächsthema: Waren die Kinderrechte nach dem Besuch von kija im 

Gespräch? Wie wurden die Gespräche erlebt? 

„Die Kinderrechte waren im Ort und unter den Erwachsenen in aller Munde. Von Anfang bis 

zum Ende des Projekts. Sie haben gewusst wie das Projekt angelaufen ist, wie der kija Bus 

vor Ort war und das sich etwas bezüglich Kinderrechten tut.“ 

„Nach dem Projekt und den workshops sind einige Erwachsene ganz empört ins Büro Ak-

zente gekommen und haben gesagt: Ihr seid ein Wahnsinn, jetzt wissen die Kinder was für 

Rechte sie haben, aber über die Pflichten wissen sie nicht Bescheid. Manche Eltern hätten 

sich gewünscht, dass dies ein bisschen mehr transportiert wird.“ 

„Anfangs habe ich nicht gewusst, was ich mit denen machen soll, mit so vielen negativen 

Reaktionen habe ich nicht gerechnet, darauf war ich nicht eingestellt. Aber dann aus den 

Gesprächen heraus hat man schon gehört, dass es insgesamt durchaus positiv empfunden 

wurde und gepasst hat. Man hätte halt die Pflichten mehr einbeziehen sollen.“ 

„Aber ich fand es gut, dass die Eltern hergekommen sind und bereit waren über die Kinder-

rechte zu diskutieren.“ 

„Viele Eltern die in den Infobus kamen, waren voll begeistert und haben gesagt das finden 

sie wichtig und toll. “ 

„Das Projekt steht auf so vielen Füßen, da wirkt die Information einfach. Das Projekt mit den 

workshops, dem Theater, dem Infobus und den Presseaussendungen ist so breit gefächert, 

dass viele etwas mitbekommen und sich damit auseinandersetzen.“ 

„Auch dass kija die Anlaufstelle bei Problemen ist, sprach sich herum.“ 

Die Kinderrechte waren in den Orten Gesprächsthema. Die ersten Reaktionen einiger Er-

wachsenen waren allerdings kritisch, da sie befürchteten, Kinder sprechen nur über ihre 

Rechte und nehmen ihre Pflichten nicht mehr wahr. Durch Diskussionen und der Auseinan-

dersetzung mit diesem Thema kam es bei vielen Personen aber zu konstruktiven Gesprä-
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chen. Da das Projekt auf unterschiedliche Säulen wie Presseaussendungen, workshops, 

Theateraufführungen und dem Infobus ansetzt, erreichten die Informationen viele und hatten 

Diskussionen zur Folge. Akzente Lungau erlebte die Gespräche teils als herausfordernd, da 

die Interviewpartnerin mit Vorwürfen konfrontiert wurde, empfand diese insgesamt aber als 

sehr konstruktiv. Viele Erwachsene äußerten Lob und Anerkennung für dieses Projekt. 

 

Kategorie Diskussionen und Entwicklungen 

„Kija on tour bewirkt vieles, da sie alle Gemeinden und Schulen in Salzburg ansteuert und da 

ist die Wirkung schon sehr weit gestreut.“ 

„Die kija hat festgestellt, dass die Volks- und Sonderschule in Tamsweg Lassaberg keine 

gescheite Schulhofgestaltung hat. Jetzt gibt es im Herbst ein Treffen mit der Direktorin, dem 

Bürgermeister und mehreren Leuten, wo diskutiert wird, was man machen kann. Da sind wir 

in ständigen Kontakt mit kija Salzburg.“ 

„Entwicklungen hat es in einigen Ortschaften gegeben. Nachdem mehr als die Hälfte der kids 

gesagt haben, sie werden in gewisse Sachen nicht einbezogen, wird mehr darauf geachtet 

die Kinder und Jugendlichen bei konkreten Projekten mit einzubeziehen.“ 

„Im Lungau gibt es zwei familienfreundliche Gemeinden, Zederhaus und Ramingstein, die 

haben schon angefangen die Kinderrechte verstärkt mit einzubeziehen. Man merkt jetzt 

schon, überall wo wir jetzt Jugendgruppen aufgebaut haben, dass sich die besser Gehör 

schaffen, aber da muss man halt dranbleiben, dass dies nicht wieder abflaut.“ 

„Zederhaus und Ramingstein bekamen Zertifizierungen als kinderfreundliche Gemeinden. Da 

laufen jetzt einige Projekte. Aus den einzelnen Gemeinden gibt es dafür zuständige Vertre-

ter, die dafür zuständig sind. Wir Akzente unterstützen sie dabei. Ausführer und Projektträger 

sind die Gemeinden. Diese Gemeinden setzen sich voll ein und sind euphorisch, das sich in 

diesem Bereich was tut.“ 

„Vor allem bei den entlegenen Gemeinden ist es wichtig etwas für die Freizeitaktivitäten der 

Kinder und Jugendlichen zu tun. In Zederhaus, die machen etwas vom Kleinkind bis zum 

Jugendlichen. Die bieten für jede Altersgruppe etwas an. Das Loch zwischen 12 und 15, das 

versuchen wir Akzente zu füllen. “ 

„Jugendgruppen gibt es nur in Tamsweg, in St. Margarethen, in Mauterndorf, in Muhr und 

seit kurzem in Unterberg, die teils ehrenamtlich laufen. In Zederhaus ist jetzt eine Ideen-

werkstatt geplant, aber das ist erst angelaufen. Und in Ramingstein möchten sie eine Ju-
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gendgruppe aufbauen. Es besteht ein Mehrzweckraum, da möchten sie mal die Jugendli-

chen herholen und fragen, was gewünscht wird.“ 

„Das Gute an diesen kinderfreundlichen Gemeinden ist, dass sie eine Vorzeigerolle haben. 

Vielleicht trauen sich auch andere noch drüber.“ 

Akzente Tamsweg gibt an, dass das Projekt „kija on tour“ eine breite Wirkung zeigt. Dies hat 

Auswirkung auf vermehrte Diskussionen und konkrete Entwicklungen. So finden gerade Ver-

handlungen bezüglich Neugestaltung des Schulhofes in der Volks- und Sonderschule 

Lasaberg statt, da dieser nicht kindgerecht ist. Weiter werden die Kinderrechte in vielen Pro-

jekten im Lungau mit beachtet wie zum Beispiel bei der Gestaltung von Freizeiträumen und 

Freizeitmöglichkeiten, im Mitspracherecht bei Planungen. Auch bei zwei zertifizierten kinder-

gerechten Gemeinden im Lungau werden die Ziele der UN Konvention mit einbezogen. Da 

Akzente im Lungau vor Ort und Kooperationspartner von der Kinder- und Jugendanwalt-

schaft ist, fällt es leichter Anliegen und Forderungen auch tatsächlich umzusetzen und nicht 

nur darüber zu sprechen. 

 

Kategorie Zufriedenheit über Kinderrechte 

„Großteils bin ich zufrieden mit den Kinderrechten. Aber die sollen nicht einfach irgendwo 

draufstehen, sondern auch wahrgenommen und umgesetzt werden“. 

Die Interviewpartnerin gibt an, insgesamt mit den Kinderrechten zufrieden zu sein, das Prob-

lem bestehe in deren Umsetzung und Einhaltung. 

 

Kategorie Handlungsbedarf 

„Handlungsbedarf…ja ich sehe es einfach, indem es in gewissen Familien oder Bereichen 

einfach noch nicht durchgedrungen ist, dass Kinder und Jugendliche genauso Rechte haben 

und die auch wahrgenommen werden müssen.“ 

„Da wäre Handlungsbedarf angesagt, dass man die erwischt, die weniger interessiert und 

schwieriger sind.“ 

Handlungsbedarf besteht besonders in jenen Bereichen, wo Kinderrechte nicht oder zu we-

nig eingehalten werden. 
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Kategorie Vorbehalte 

„Wie ich erlebt habe, haben viele Eltern Vorbehalte. Warum das ist eine gute Frage. Ein 

schwieriges Thema. Aber der Lungau ist einfach anders als jeder andere Bezirk. Ich habe 

das Gefühl je weiter man in die Orte hinein kommt, umso…vor allem bei den älteren Genera-

tionen, da steckt schon noch viel in den Kinderschuhen, wo ich sage da gehört ein bisschen 

umgedacht.“ 

Akzente Lungau wurde konkret mit Vorbehalten vieler Erwachsener konfrontiert. Der Grund 

dafür ist nicht einfach zu erklären. Gerade im Lungau besteht aber noch viel Aufklärungsbe-

darf bezüglich gleicher Rechte aller Menschen, egal ob es sich um Kinder oder Erwachsene 

handelt. 

 

Kategorie Kinderfreundlicher Ort 

„Kinder und Jugendliche haben viele Vorteile am Land. Sie sind nicht so vielen Gefahren und 

Reizen ausgesetzt, wie in der Stadt. Aber es gibt viele negative Beispiele wo z.B. Freizeit-

möglichkeiten fehlen, da fehlt es an allen Ecken und Kanten. Leider.“ 

„Generell gesehen ist einfach zu wenig Freizeitangebot da. Wir haben ein Schwimmbad, 

einen Beachvolleyplatz, man kann Schifahren, es gibt Vereine. Aber es sind halt nicht alle 

Kinder und Jugendlichen Vereinsmenschen. Es geht nicht jedes Kind zur Feuerwehr oder 

zur Musik, viele haben andere Interessen.“ 

„Wir kämpfen für einen Skaterpark, was Kinder und Jugendliche haben möchten. In vielen 

Ortschaften haben wir angefangen mit Jugendgruppen und Jugendräumen, wo wir einfach 

Freiräume schaffen, wo sie Dinge tun dürfen und Platz haben. Und das läuft ganz gut. Zwei 

Gemeinden möchten noch was machen, aber das ist ein schwieriges Thema, finanziell, aber 

auch weil vorerst oft auf die Infrastruktur geschaut wird und die sozialen Projekte stehen hin-

ten an. Oft wird etwas versprochen, aber im Endeffekt hat es meist keinen Platz.“ 

„Auch bei behinderten Kindern, da gibt es zwar einige Sommerangebote. Grad in den Ferien 

wird dies berücksichtigt, aber da ist noch sehr viel Nachholbedarf.“ 

Im Lungau gibt es viele Vereine. Allerdings bestehen in Bereichen der Freizeitmöglichkeiten 

für Kinder und Jugendliche noch massive Defizite. So gibt es zum Beispiel nur in einigen 

Gemeinden Jugendgruppen und Jugendräume. Da sich in den letzten Jahren zwei zertifizier-

te kinderfreundliche Gemeinden gebildet haben, ist in diesen einiges im Entstehen. Hier wir-
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ken Akzente Tamsweg mit, um gezielte Verbesserungen zu erreichen, wo auch Anliegen der 

Kinder- und Jugendanwaltschaft bzw. der UN-Kinderrechtskonvention mit beachtet werden. 

Auch in Bereichen der Gleichberechtigung für alle Kinder und Jugendlichen, egal ob Migran-

tIn oder nicht, beeinträchtigt oder nicht besteht Nachholbedarf. Obwohl die 

Interviewparatnerin im Lungau Defizite bzgl. „Kinderfreundlicher Ort“ aufzeigt, weist sie auch 

auf aktuelle Entwicklungen und innovative Ideen hin, die gerade stattfinden. Diese umzuset-

zen gestaltet sich aufgrund finanzieller Ressourcen und Unterstützung nicht immer als ganz 

einfach. 

 

Kategorie Einstellungsänderung 

„Ahh…ich hoffe dass es zu ganz ganz vielen Eltern durchdringt und dass es auch in der Ein-

stellungsänderung was bringt. Wäre aber interessant, ob viele Eltern überhaupt noch wissen, 

was vor einem Jahr war. Es hängt ganz viel von den Eltern ab, wie weit sie sich informieren, 

sich schlau machen und sich damit auseinandersetzen. Auch bei den Aussendungen oder 

Flyern hängt es von den Einzelnen ab, ob sie genauer hineinlesen oder nicht.“ 

„Oft setzen sich die, die ein bisschen moderner und offener sind genauer damit auseinander, 

wo es auch zu einer Einstellungsänderung kommt und andere setzen sich nicht auseinan-

der…ja ein leidiges Thema.“ 

„Aber vielleicht kommt es auch zu einer Einstellungsänderung bei den Erwachsenen, wenn 

die Kinder und Jugendlichen über ihre Rechte Bescheid wissen und mehr Hintergrundwissen 

haben. Die workshops und das Theaterstück sind ja sehr gut angekommen.“ 

“Da es immer wieder Berichte in den Medien und in der Presse gibt und du ständig was von 

kija hörst, werden Querverbindungen hergestellt und es kommt eher zu Einstellungsände-

rungen “ 

Information bedeutet nicht gleich Einstellungsänderung. Aber durch die Projekte von kija, die 

häufigen Berichterstattungen in den Medien und dadurch, dass die Kinder über ihre Rechte 

Bescheid wissen, kommt es über lang oder kurz doch eher zu Veränderungen in den Einstel-

lungen. Das Problem besteht darin, bei jenen Personen eine Einstellungsänderung zu erzie-

len, die nicht so modern und offen sind. 
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Kategorie Pädagogisches Wissen erweitert 

„Wenn die Leute informiert sind, heißt dies noch lange nicht, dass sie dadurch ihr pädagogi-

sches Wissen erweitern. Auch hier hängt es viel von den Eltern ab, wie weit sie sich mit den 

Informationen auseinandersetzen und diese auch reflektieren oder umsetzen.“ 

„Die Eltern, die sich so und so mit den Kindern auseinandersetzen, werden auch ihr pädago-

gisches Wissen erweitern und die die Kinder eher vernachlässigen, werden auch nichts in 

ihrem Verhalten verändern. Ein schwieriges leidiges Thema, wie man an diese am besten 

herankommt und wirklich Veränderungen erzielt.“ 

„Aber durch die breite Wirkung von kija on tour tut sich doch einiges auch in der Bewusst-

seinsänderung und dies hat hoffentlich auch Einfluss auf das pädagogische Wissen vieler 

Erwachsener.“ 

Auch hier kommt es durch alleinige Information nicht zur automatischen pädagogischen Wis-

senserweiterung. Bewusstseinsbildung hat jedoch meist auch eine Erweiterung des Wissens 

zur Folge. Pädagogisches Wissen erweitert sich bei Eltern, die sich mit Informationen ausei-

nandersetzen und diese reflektieren, kaum aber bei jenen, die ihre Kinder vernachlässigen. 

Die starke Breitenwirkung von „kija on tour“ lässt allerdings erhoffen, dass es bei vielen Er-

wachsenen zur Bewusstseinsbildung und Erweiterung des pädagogischen Wissens kommt. 

 

Kategorie Projekt „kija on tour“ 

„Ich finde kija on tour ein sehr sinnvolles und super Projekt. Auch weil es sich über zwei Jah-

re hindurch zieht und dadurch viel bewirkt.“ 

Kija on tour erzielt eine große Breitenwirkung. 

 

10.1.2 Vergleich und Konklusion der einzelnen Interviews 

Bekanntheit und Bewusstsein über die Kinderrechte 

Alle interviewten Personen sind sich darüber einig, dass im Lungau die Bekanntheit und das 

Bewusstsein über Kinderrechte durch das Projekt „kija on tour“ gestiegen ist. Trotz allem 

geben beinahe alle an, dass noch Defizite bezüglich Bekanntheit der Rechte für Kinder bei 

Erwachsenen bestehen. So wies eine Interviewpartnerin darauf hin, dass laut Untersuchun-
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gen „die g‟sunde Watsch‟n“ im Lungau durchaus noch verbreitet ist. Die Befragten äußern 

auch kritische Anmerkungen bezüglich der tatsächlichen Umsetzung der Rechte der Kinder. 

Wie die Direktorin kommentiert, braucht es viele Impulse und Akzente um wirklich Verände-

rungen zu erzielen. 

Bei den Interviews wurde mehrmals die gute Medienpräsenz und Pressearbeit vor, während 

und nach dem Projekt erwähnt. Diese steigert das Bewusstsein gegenüber Kinderrechten 

und erzielt eine große Breitenwirkung, auch bei Personen, die sonst keinen Zugang zu die-

sem Thema finden. Durch die Aussendung in lokalen Medien erreichen die Berichte viele 

LungauerInnen. Auch das Wissen über die Existenz der Kinder- und Jugendanwaltschaft und 

ihrer wichtigen Funktion wird dadurch geschärft. 

Der Bürgermeister bemerkt, dass zwar Kinderrechte vermittelt wurden, nicht aber die Pflich-

ten der Eltern, da gerade hier Defizite bestehen und Eltern sich dieser bewusster sein soll-

ten. 

Waren die Kinderrechte nach dem Besuch der kija Salzburg Gesprächsthema? Wie 

wurden diese erlebt? 

Auch hier geben alle befragten Personen an, dass die Kinderrechte nach dem Besuch der 

kija Salzburg im Lungau Gesprächsthema waren und glauben, dass die Informationen nicht 

nur bei den Kindern und Jugendlichen geblieben, sondern auch zu den Erwachsenen durch-

gedrungen sind. Die Gespräche wurden von den Personen unterschiedlich erlebt. Während 

der Bezirkshauptmann und die Direktorin die Gespräche durchaus als positiv erlebten, wurde 

die Regionalleiterin von Akzente mit vielen kritischen Gesprächen konfrontiert. Dabei kam es 

häufig zu Aussagen, dass Kinder erst über ihre Pflichten und danach über ihre Rechte Be-

scheid wissen sollten. Einige Eltern waren vorerst darüber empört, dass Kinder jetzt zwar 

über ihre Rechte Bescheid wüssten, nicht aber über ihre Pflichten. Durch Diskussionen mit 

den Eltern kam es aber schlussendlich zu konstruktiven Gesprächen. Gerade durch die kriti-

sche Auseinandersetzung mit den Kinderrechten und dem Erhalten von Hintergrundinforma-

tionen erfolgen vielleicht gerade bei diesen Personen Einstellungsänderungen bezüglich den 

Rechten der Kinder. 

Der Bürgermeister regte durch seine Aussagen eine gesellschaftspolitische Diskussion an. 

Jeder sollte seine Pflichten ebenso kennen, wie seine Rechte. Es kann nicht Aufgabe der 

Gemeinde und Politik sein, alle Defizite auszugleichen, für die andere, vor allem die Eltern 

oder die Gesellschaft zuständig wären. Die Äußerungen des Bürgermeisters lassen eine 
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Provokation zu diesem Thema erkennen, da sich seiner Meinung nach, viele Personen in 

unserer Gesellschaft ihrer Pflichten nicht bewusst sind, was die Gemeinden durch Projekte 

kompensieren sollten, was für ihn langfristig aber unmöglich erscheint. 

Der Bezirkshauptmann erlebte die Gespräche wie die meisten Befragten, in der Gemeinde 

aber auch mit den MitarbeiterInnen von kija durchaus als positiv, stellte aber starke Diver-

genzen zwischen Theorie und Praxis in der Umsetzung der Kinderrechte fest. 

Diskussionen und Entwicklungen 

Die Analyse der einzelnen Interviews ergibt, dass das Projekt kija on tour Diskussionen und 

Entwicklungen in Gang gesetzt hat. Dies bestätigen alle GesprächspartnerInnen. Da Akzente 

Tamsweg Kooperationspartner der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg und vor Ort 

angesiedelt ist, verfolgte diese vor, während aber auch nach dem Projekt Ziele und Anliegen 

von kija on tour. Der Verein Akzente arbeitet mit allen Gemeinden im Lungau zusammen, ist 

Anlaufstelle für Fragen jeglicher Art was Kinder und Jugendliche betrifft und greift bei Bedarf 

unterstützend bei neuen Entwicklungen und Vorhaben ein. So arbeitet der Verein Akzente 

eng mit regionalen Jugendbeauftragten, Jugend- und KinderbetreuerInnen, aber auch politi-

schen VertreterInnen wie BürgermeisterInnen zusammen und hat dadurch einen guten Ge-

samtüberblick über diverse Gespräche und Entwicklungen im ganzen Lungau. Die Mitarbei-

terin von Akzente erwähnt, dass nach kija on tour bei vielen Projekten im Lungau die Kinder-

rechte und Anliegen der UN-Kinderrechtskonvention mit einfließen und diese bei der Erstel-

lung neuer Konzepte einen hohen Stellenwert haben. So ergaben statistische Auswertungen 

der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg im Lungau, dass sich 40% der Kinder und Ju-

gendlichen in verschiedenen Bereichen benachteiligt fühlen, 60% das Mitspracherecht in 

Gemeinden vermissen und sich 44% mehr Information zu diversen Angeboten wünschen. 

Vor allem bei der Entwicklung und Erstellung neuer innovativer Projekte in verschiedenen 

Gemeinden im Lungau wie bei der Gestaltung von Freizeitmöglichkeiten und Freizeiträumen 

oder bei Planungen wird besonders auch auf das Mitspracherecht der Kinder und Jugendli-

chen geachtet. Hier hat Akzente Tamsweg die Aufgabe, Anlaufstelle und Ansprechpartner 

bei offenen Fragen, zu sein. Auch bei den seit kurzem als besonders „kinderfreundlich zerti-

fizierten Gemeinden Ramingstein und Zederhaus“ sind bei innovativen Vorhaben, die Kinder-

rechte ein besonderes Anliegen. 

Eine weitere konkrete Entwicklung aufgrund kija on tour ist die voraussichtlich neue Schul-

hofgestaltung der Volks- und Sonderschule Lasaberg in Tamsweg, da diese den kindgerech-
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ten Ansprüchen nicht gerecht wird. Auch hier spielt neben den Direktorinnen, Akzente und 

die Kinder- und Jugendanwaltschaft eine wichtige Rolle. 

Das Interview mit der Direktorin, die sich im Besonderen mit den Kinderrechten auseinan-

dersetzt, mit dem Anliegen, diese auch in der Realität umgesetzt zu wissen, zeigt, dass sie 

sich besonders für das Recht der Gleichberechtigung und dem Mitspracherecht einsetzt. 

Dabei ist ihr Ziel in der Schule eine Nachmittagsbetreuung zu initiieren, wo der Antrag an 

den Bürgermeister bereits gestellt ist. Die Interviewpartnerin engagiert sich zusätzlich für 

stärkere Integration von MigrantInnen, sodass in der Schule nicht nur Deutschkurse angebo-

ten werden, sondern dass für Kinder und Jugendliche aus anderen Ländern auch die Mög-

lichkeit geschaffen wird, zusätzlich ihre Muttersprache pflegen, dass sie stolz auf ihre Zwei-

sprachigkeit sind und wirkliche Integration und nicht Assimilation stattfindet. Auch dem Anal-

phabetismus entgegenzuwirken und beeinträchtigte Menschen zu integrieren sind ihr ein 

großes Anliegen. Häufig fehlt es an spezieller Betreuung von beeinträchtigten Kindern au-

ßerhalb der Schulzeiten, welche den restlichen Tag einsam bei ihren Eltern zu Hause ver-

bringen. Gerade im Freizeitbereich wäre laut der Direktorin Integration von besonderer Be-

deutung. Wie die Direktorin bemerkt, bedarf es viel Engagement und Idealismus diese Ideen, 

aufgrund finanzieller Engpässen und den teils starren Strukturen im Schulsystem, auch tat-

sächlich umgesetzt zu wissen. 

Weiter sieht die Direktorin gerade in den Schulen ein hohes Entwicklungspotential was das 

Thema Kinderrechte anbelangt. Sie beteuert, dass durch das Bewusstsein über die Kinder-

rechte auch bei den Lehrkräften in diversen Situationen ein Umdenken stattfindet. Gerade im 

Bereich der gegenseitigen Wertschätzung und dem Respekt den Kindern, aber auch ande-

ren LehrerInnen gegenüber. Hier nennt die Direktorin die Vorbildwirkung als einen wichtigen 

Faktor. Auch bei der Weitervermittlung der Kinderrechte an die Kinder während dem Schul-

jahr, haben die Lehrpersonen eine wichtige Aufgabe und ihre eigene Einstellung spielt dabei 

eine wesentliche Rolle. Oft geschieht die Vermittlung der Kinderrechte nicht durch konkrete 

Projekte oder im Sozialunterricht, sondern bei Streitschlichtung oder kleinen Disputen, wo 

Lehrkräfte eingreifen und vorleben, dass jeder Mensch und jedes Kind gewisse Rechte hat. 

Es wird auch erwähnt, dass der Kinderrechtskoffer, der an allen besuchten Schulen vorhan-

den ist, jederzeit für den Schulunterricht verwendet werden kann. Die Schulleiterin sieht ge-

rade im Schulbereich durch dieses Projekt viele nachhaltige Entwicklungen, die nicht unbe-

dingt bewusst, sondern unbewusst erfolgen, sei es von Seiten der Lehrpersonen oder der 

Kinder und Jugendlichen. Das Kennen, Bewusstmachen und die Verinnerlichung der Kinder-

rechte fördert schließlich den gegenseitigen wertschätzenden, respektvollen und empathi-
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schen Umgang nicht nur zwischen Lehrkräften und Kindern, sondern auch zwischen den 

Kindern. 

Eine nicht zu unterschätzende Entwicklung und Wirkung von kija geschieht laut der Direkto-

rin durch das Bewusstmachen der Kinderrechte durch regelmäßige Berichterstattungen in 

den Medien und der Öffentlichkeitsarbeit. Dadurch werden ständige Impulse gesetzt, die der 

Aufklärung dienen und langfristig eine Bewusstseinsänderung hervorrufen. 

Der Bezirkshauptmann stellt fest, dass durch die Bewusstheit über Kinderrechte Misshand-

lungen und Vernachlässigungen von Kindern oder diverse Überschreitungen in hohem Maße 

an zuständige Behörden wie das Jugendwohlfahrtsamt herangetragen werden. 

Nicht nur positive, sondern auch kritische Bemerkungen zum Thema Entwicklungen äußert 

der Bürgermeister. Er ist der Meinung, nicht alle Projekte und Defizite können die Schulen 

und Gemeinden kompensieren, das würde in kürzester Zeit alle finanzielle und personellen 

Ressourcen sprengen und appelliert wiederum an die Pflichten der Eltern und der Gesell-

schaft, die diese häufig vernachlässigen. 

All die angegebenen Aussagen und Berichte der InterviewpartnerInnen lassen vermuten, 

dass das Projekt kija on tour nicht nur kurzfristige Wirkung zeigt, sondern langfristige Verän-

derungen erzielt. Durch den Kooperationspartner Verein Akzente vor Ort, aber auch enga-

gierter Personen im Lungau fällt es leichter, Anliegen und Forderungen auch tatsächlich um-

zusetzen und nicht nur darüber zu sprechen, sodass möglichst nachhaltige und breite Wir-

kungen von kija erreicht und die Ziele der UN-Kinderrechtskonvention eher verwirklicht wer-

den. 

Zufriedenheit über Kinderrechte 

Zum Thema Zufriedenheit sind sich alle Befragten einig, dass die festgeschriebenen Rechte 

der Kinder ausreichend sind, aber eine Diskrepanz zwischen bestehenden Gesetzen und 

deren Umsetzung besteht. In diesem Bereich sind viele Verbesserungen und Handlungsbe-

darf notwendig. 

Handlungsbedarf 

Bei der Betrachtung der Interviewergebnisse erkennt man die identischen Aussagen der Be-

fragten, dass Handlungsbedarf in diversen Gebieten angesagt ist. Der Bezirkshauptmann 
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hebt zwar die positive Entwicklung der Kinderrechte in den letzten Jahrzehnten hervor, so 

wäre beispielsweise eine Watsch‟n einer Lehrperson an ein Kind heute ohne Konsequenzen 

unvorstellbar, trotz allem bestehen noch jede Menge Defizite in der Einhaltung der Kinder-

rechte. Er appelliert dafür, dass nicht nur Aufklärung bezüglich Kinderrechten stattfindet, 

sondern auch deren Einhaltung überprüft werden sollte. Der Interviewte erwähnt, dass die 

Kinder- und Jugendanwaltschaft dabei bereits einen wertvollen Beitrag leiste. Eine Verbes-

serung könnte auch durch das stärkere Einsetzen von Sozialarbeitern und dem Ausbau von 

Sozialarbeit erzielt werden. 

Die Direktorin weist darauf hin, dass es viele Akzente und Impulse braucht, um langfristig 

Zufriedenheit zu erreichen. So sehen zwei der Befragten in jenen Bereichen besonderen 

Handlungsbedarf, wo Kinderrechte nicht ausreichend beachtet werden. Die Interviews erga-

ben, dass im Lungau Defizite im Mitspracherecht der Kinder und Jugendlichen, in der Integ-

ration von beeinträchtigten Menschen und MigrantInnen bestehen. So kam der Vorschlag 

einer Befragten, ein Schüler- oder Gemeindeparlament und Foren zu bilden, wo Kinder und 

Jugendliche mehr Mitspracherecht haben. So könnte auch Konflikten und Randalismus ent-

gegengewirkt werden, da sich niemand übergangen fühlt. Die Interviewte berichtet über ein 

konkretes Projekt in Tamsweg, wo ein Park für Alt und Jung geschaffen werden sollte. Es 

besteht die Angst, dass dieser innerhalb kürzester Zeit verwüstet werden könnte. Das ge-

meinsame Planen und Gestalten dieses Parks würde die Generationen näher zusammen 

bringen und mehr gegenseitiges Verständnis zum Ziel haben, sodass sich schließlich alle 

Beteiligten für den Park verantwortlich fühlen. 

Im Bereich der Integration sieht der Bürgermeister Handlungsbedarf, indem MigrantInnen 

auch vermehrt MitgliederInnen in Vereinen werden. MigrantInnen sind in den vorhandenen 

Jugendzentren anzufinden, kaum aber bei Vereinen. Weitere Vorschläge der befragten Per-

sonen für sinnvolle Integration wurden bereits in der Kategorie Diskussionen und Entwick-

lungen angeführt. 

Wie einem Interview zu entnehmen ist, sollte bestehenden oft eingefahrene Strukturen und 

Rahmenbedingungen in den Schulen, der Gemeinde und in der Gesellschaft entgegenge-

wirkt werden, um Integration und nicht Ausgrenzung oder Assimilation zu fördern. Gerade im 

Bereich der Integration von behinderten Menschen mangelt es häufig an Verständnis, ge-

setzlichen Hürden und Standards. So bekommen Klassen nur eine zusätzliche Integrations-

lehrkraft, wenn mindestens vier beeinträchtigte Kinder mit gleichem Alter in einer Klasse teil-
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nehmen. Dies ist im Lungau meist unmöglich, da es in einzelnen Gemeinden keine so hohe 

Anzahl von gleichaltrigen behinderten Menschen gibt. 

Die Analyse zweier Interviews ergab auch den Wunsch, mehr Räume für Kinder und Jugend-

liche zu schaffen, wo sie ihren Interessensgebieten nachgehen oder mitarbeiten können, um 

in Verpflichtungen hineinzuwachsen und lernen Verantwortung zu übernehmen. Wie der Ka-

tegorie „Kinderfreundlicher Ort“ zu entnehmen ist, besteht im Lungau laut den meisten Be-

fragten auch Handlungsbedarf bei Freizeitangeboten und Freizeiträumen. Eine Befragung 

der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg im Lungau, von Kindern und Jugendlichen bis 

19 Jahren, wovon 70 Prozent der Befragten im Alter zwischen 11 und 14 Jahren waren, 

ergab, dass diese folgende Wünsche und Anregungen äußerten: 

 St. Michael: bessere Sportbedingungen und Plätze, Spielplatz, mehr Kontakt zur Ju-

gend 

 Lasaberg 2: VertrauenslehrerInnen auf ihre Pflicht zur Vertraulichkeit hinweisen, mehr 

Freizeitangebote, Skaterpark 

 Mariapfarr: mehr Angebote für Jugendliche 

 St. Margarethen: Diskothek in der Nähe 

 Zederhaus: Kino, Begegnungsplatz für Kinder und Jugendliche 

Zum Thema Handlungsbedarf werden im Lungau Defizite im Bereich Betreuungsplätze für 

psychotherapeutische Beratung angegeben. Positiv erwähnen die Befragten mehrmals den 

Verein Akzente und die Jugendwohlfahrt, die einen wichtigen Beitrag zur Einhaltung der Kin-

derrechte leisten und sich für Anliegen von Kindern und Jugendlichen einsetzen. 

Der Bürgermeister sieht vor allem im Bereich der Selbstverantwortung für das eigene Leben 

Handlungsbedarf. Erst wenn sich die Eltern und Erwachsenen ihrer eigenen Verantwortung 

bewusst sind und diese auch wahrnehmen, dann kann die Gesellschaft oder Politik helfen 

und bei Problemen eingreifen. Er weist darauf hin, dass bei vielen Problemen Handlungsbe-

darf gegeben sei, die finanziellen Mittel aber nicht vorhanden sind, um die Defizite der Ge-

sellschaft auf Dauer zu kompensieren. 

Wie diesen Aussagen zu entnehmen ist, sind die Befragten zwar mit den festgesetzten 

Rechten der UN-Kinderrechtskonvention zufrieden, sehen aber in vielen Bereichen im 

Lungau weiteren Handlungsbedarf. 
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Vorbehalte 

Bei der Frage nach Vorbehalten gaben alle Befragten an, dass bei einigen Erwachsenen 

Vorbehalte gegen Kinderrechte vorherrschen. Vor allem die Regionalleiterin von Akzente 

wurde persönlich mit vielen Vorbehalten konfrontiert. Mehrmals äußerten Eltern die Aussa-

gen, „Jetzt wissen die Kinder über ihre Rechte Bescheid, nicht aber über ihre Pflichten“ oder 

„Kinder sollten erstmals über ihre Pflichten aufgeklärt werden, dann über ihre Rechte“. 

Die Analyse der Interviews ergab, dass diese Vorbehalte auf verschiedene Gründe zurück-

zuführen sind wie beispielsweise Erziehungseinstellung, schlechtes Gewissen der Eltern, der 

Erkenntnis des Versagens, Kinder sind „freier“, „frecher“ und „fordernder“ geworden, gerade 

ältere Leute sagen dann vielleicht „die gehören erst mal erzogen“, extreme Herausforderung 

oder Überforderung der Eltern durch die gesellschaftliche Entwicklung wie Doppelbelastung 

Beruf und Familie, Rolle der AlleinerzieherInnen, Eltern sind enormen Belastungen ausge-

setzt, Pflichtbewusstheit und Genauigkeit unserer Gesellschaft, dabei stehen oft Pflichten vor 

den Rechten, auch bei den Erwachsenen, zu sich selbst, wird dann an Kinder weitertrans-

portiert, Eltern erkaufen Liebe der Kinder, anstatt etwas auszureden, Kinder wachsen den 

Eltern über den Kopf, nehmen ihre Pflichten dabei nicht mehr wahr und der Irrglaube Kinder 

hätten nun nur noch Rechte und keine Pflichten mehr. 

Einstellungsänderung 

Zu diesem Thema wurden vor allem die Direktorin und die Regionalleiterin von Akzente im 

Lungau befragt. Beide sind sich darüber einig, dass Information über Kinderrechte nicht 

gleich Einstellungsänderung bedeutet. Einstellungsänderung erfolgt nicht von heute auf mor-

gen oder durch ein einmaliges Projekt, sondern es braucht hierfür viele Impulse und Akzen-

te, wie die Direktorin mehrmals angibt. Schließlich erfolgt eine Veränderung der Einstellung 

nicht durch alleinige Information und Aufklärung, sondern es bedarf gezielter Auseinander-

setzung und Offenheit diesem Thema gegenüber. Als Impulse hierfür erwähnen beide Be-

fragten unter anderem die häufige und gute Medienpräsenz der Kinder- und Jugendanwalt-

schaft vor Ort. Im Weiteren vertreten beide die Meinung, dass Kinder die über ihre Rechte 

Bescheid wissen oder sich getrauen auch einmal Stopp zu sagen, oder das ist nicht erlaubt, 

gegen Kinderrechtsverletzungen besser gewappnet und geschützt sind. Durch klares Aus-

drücken und stärkeres Selbstbewusstsein wird das Kommunikationsverhältnis verbessert 

und die emotionale Situation evtl. entschärft. Dies kann langfristig eine Einstellungsänderung 

der Erwachsenen zur Folge haben. 
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Die Befragten weisen explizit auf das Problem bzw. der Schwierigkeit hin, Einstellungsände-

rung bei jenen Personen zu erzielen, welche Kinderrechte verletzen und davon überzeugt 

sind, dabei richtig zu handeln. Die Interviewpartnerinnen sehen durch kija on tour, durch 

permanente Information und Aufklärung, einen wichtigen Beitrag geleistet, dass es über kurz 

oder lang zu Einstellungsänderungen hinsichtlich den Rechten der Kinder kommt. 

Erweiterung des pädagogischen Wissens 

Bezüglich Erweiterung des pädagogischen Wissens wurden jene zwei Personen befragt, 

welche unmittelbar mit Kindern und Jugendlichen arbeiten. Beide geben an, dass ähnlich der 

Einstellungsänderung, bloße Information alleine nicht reicht, um pädagogisches Wissen zu 

erweitern. Auch Wissen alleine genügt nicht, um Verhalten zu verändern. Allerdings hat Be-

wusstseinsbildung meist Erweiterung des Wissens zur Folge, was im optimalen Fall zu Ver-

haltensänderung führt. Auch hier hängt es laut der Regionalleiterin von Akzente in hohem 

Maße von einzelnen Personen ab, inwieweit sie sich mit Informationen auseinandersetzen, 

diese reflektierten und dann auch in der Praxis umsetzen. Die Direktorin weist auf die positi-

ve Wirkung bei den Lehrkräften hin, welche durch den Informationsaustausch wieder mehr 

Bewusstsein über die Kinderrechte erlangen und somit Kindern respektvoller gegenübertre-

ten und mehr auf Gleichberechtigung aller achten. Eine Interviewpartnerin aus dem Sozial-

bereich erwähnt die Bewusstseinsbildung durch die breite Wirkung von kija on tour, was 

auch Erweiterung des pädagogischen Wissens zur Folge hat. 

Lungau „Kinderfreundliche Gemeinden“ 

Bezüglich der Frage ob der Lungau „kinderfreundliche Gemeinden“ hat, gibt es unterschied-

liche Aussagen in den Interviews. Der Bürgermeister bezeichnet Tamsweg durchaus als kin-

derfreundlich bzw. äußert, dass sich die Gemeinde bemüht, kindgerechte Plätze zu schaffen, 

weist dabei aber auch auf Defizite hin. Die beiden Interviewpartnerinnen, welche im Sozial- 

und Schulbereich tätig sind, bezeichnen die Gemeinden im Lungau nicht gerade als kinder-

freundlich und sehen großen Nachholbedarf in diversen Bereichen. So bietet Tamsweg zwar 

80 eingetragene Vereine, was häufig aber nicht den Interessen der Kinder und Jugendlichen 

entspricht, da nicht jeder ein Vereinsmensch ist und der Musik, Feuerwehr oder einem Fuß-

ballverein beitreten möchte. Der Lungau bietet aufgrund der ländlichen Gegend viele Grün-

flächen und Natur, was den Kindern zugute kommt, trotz allem mangelt es an speziellen 

Freizeit- und Jugendeinrichtungen, wo sich Kinder und Jugendliche frei entfalten und austo-

ben können. Die Schuldirektorin bemängelt, dass es zwar einen Kulturverein, Akzente, teils 

Jugendzentren, ein Hallenbad und Schilifte, aber wenig spezielle Freizeitangebote, Alternati-
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ven zu Vereinen, Ausstellungen oder nur eine begrenzte Bibliothek gibt. Der Bürgermeister 

weist wiederum auf positive Aspekte wie den vielen Sportanlagen, Spielplätzen und einem 

Gratis Schibussystem, der durch alle Gemeinden tourt, hin. Als Grund für das mangelnde 

Mitspracherecht in den Gemeinden gibt der Bürgermeister an, dass es momentan keinen 

Jugendbeauftragten gebe. Dies sei allerdings aufgrund der kurzen Verweildauer der politisch 

Interessierten schwierig. Viele studieren nach der Matura und verlassen somit den Lungau 

und kommen gar nicht oder erst Jahre später zurück. 

In den Analysen der Interviews wird ersichtlich, dass es im ganzen Lungau kein Kino gibt, 

was Jugendliche immer wieder fordern. Auch der Wunsch nach einem Skaterpark wäre den 

jungen LungauerInnen ein großes Anliegen, was aufgrund finanzieller Ressourcen momen-

tan nicht genehmigt wird. 

In der Kategorie „kinderfreundliche Gemeinden“ werden von den im Sozialbereich tätigen 

Personen Defizite im Bereich der Integration von MigrantInnen und beeinträchtigten Men-

schen genannt. Die Interviewpartnerin erwähnt die positive Entwicklung zweier zertifizierter 

kinderfreundlicher Gemeinden Ramingstein und Zederhaus, wo viele Projekte wie Jugend-

räume und Jugendgruppen im Entstehen sind. Die Regionalleiterin bezeichnet diese Ge-

meinden als Vorreiterrollen mit Vorbildfunktion und hofft auf viele Nachahmer. Die Interviews 

lassen erkennen, dass Divergenzen zwischen den politisch und sozial tätigen Personen be-

stehen. Während die Interviewten aus dem Sozialbereich auf großen Nachholbedarf bezüg-

lich „kinderfreundliche Gemeinden“ hinweisen, sehen Politiker die Situation nicht als ganz so 

ernst. Vor allem werden wirtschaftliche und finanzielle Faktoren den sozialen Anliegen ent-

gegengestellt. Aus den Ergebnissen der Interviews wird ersichtlich, dass der Lungau zwar 

viele Angebote und Aktivitäten bietet, es aber trotz allem Defizite in einigen Bereichen gibt, 

sodass das Recht auf Spiel und Freizeit, auf Gleichberechtigung und Mitspracherecht nur 

teilweise gewährleistet wird. 

Projekt „kija on tour“ 

Alle Befragten sprechen sich für eine hohe Qualität des Projektes „kija on tour“ aus und se-

hen eine Wirkung bezüglich Aufklärung und Information über Kinderrechte. Auch die Be-

kanntheit der Kinder- und Jugendanwaltschaft bei Kindern, Jugendlichen, aber auch Er-

wachsenen wird gefördert. Die interviewten Personen bezeichnen das Projekt als sehr wert-

voll und als wichtigen Schritt hin zur besseren Umsetzung der Kinderrechte. Alle Befragten 

haben das Projekt mit seiner Vor- und Nachbereitung sehr positiv wahrgenommen und ha-



Ergebnisse 

 

Se i t e  | 163 

ben dies in guter Erinnerung. Der Bürgermeister äußert, das Projekt gut zu finden, plädierte 

resümierend aber auch für das stärkere Informieren über Elternpflichten. 

10.1.3 Konklusion unter Berücksichtigung der Thesen und Annahmen 

Im Diskussionsteil im Kapitel 11 kommt es zu einer abschließenden Konklusion unter Be-

rücksichtigung der anfangs erwähnten Forschungsthesen bzw. Annahmen. Es wird demnach 

überprüfend dargelegt, ob die Annahmen und Thesen durch die qualitative Sozialforschung 

bestätigt werden und Veränderungen durch das Projekt kija on tour im Lungau erzielt wur-

den. 

Die Interviews haben gezeigt, dass es zu Kija on tour und ihren Auswirkungen große Über-

einstimmungen gibt und das Projekt von allen Befragten als qualitativ hochwertig und wert-

voll gesehen wird. Daher kann man davon ausgehen, dass aufgrund der Interviews von ei-

nem pädagogisch relevanten Projekt gesprochen werden kann, was viel zur besseren Infor-

mation und Aufklärung über Kinderrechte und der UN-Kinderrechtskonvention beigetragen 

hat. 

10.2 Allgemeine Ergebnisse der Fragebögen 

Im folgenden Abschnitt werden die Ergebnisse der Fragebögen der Eltern und Lehrpersonen 

dargestellt. 

10.2.1 Elternbefragung-Stichprobe 

Zu Beginn erfolgt eine Beschreibung der Stichprobe der Eltern und Lehrpersonen. 

10.2.1.1 Geschlecht, Alter, Berufstätigkeit und Migrationsstatus 

Die Stichprobe für die vorliegende Eltern-Untersuchung umfasste 136 Personen, davon wa-

ren 26 (19,1%) männlich und 103 (75,7%) weiblich. 7 Personen (5,1%) machten keine An-

gabe zum Geschlecht. Bei den Alterskategorien kann man feststellen, dass die meisten der 

befragten Personen (48,5%) zum Zeitpunkt der Datenerhebung zwischen 30 und 40 Jahren 

alt waren. 38,2% der befragten Personen waren über 40 Jahre alt, die kleinste Gruppe bilde-

ten die Personen unter 20 Jahren (2,2%). Als Berufsstatus gaben 72,1% an, berufstätig zu 

sein. 22,1% der befragten Elternteile (30 Personen) waren zum Zeitpunkt der Datenerhe-

bung nicht berufstätig, 8 Personen (5,9%) machten keine Angabe zum Berufsstatus. Die 

meisten Personen, die an der Befragung teilgenommen haben (80,9%) geben an, in Öster-

reich geboren zu sein, nur 18 Personen (13,2%) geben an, in einem anderen Land geboren 
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zu sein. Von 8 Personen (5,9%) fehlt die Angabe zum Geburtsort. In den folgenden Abbil-

dungen findet sich eine Zusammenstellung der deskriptiven Angaben: 

 

Abbildung 12: Geschlechterverteilung 

 

Abbildung 13: Altersverteilung 

 

Abbildung 14: Berufstätigkeit 
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Abbildung 15: Geburtsort 

10.2.1.2 Schulbildung und Kinder 

Von den befragten 136 Personen geben 6 (4,4%) an, Volksschulbildung zu besitzen, 17 

(12,5%) waren den Angaben zufolge in einer Hauptschule. Die größte Gruppe (44,9%) ha-

ben eine abgeschlossene Lehre, 8,8% der befragten Elternteile geben an, eine Berufsbil-

dende Mittlere Schule besucht zu haben, ungefähr gleich viele Personen haben maturiert. 

2,9% der Elternteile haben eine Fachhochschule abgeschlossen, 4,4% verfügen über einen 

Universitätsabschluss. 7,4% der Personen gaben „Sonstiges“ als höchste Schulbildung an, 

von 7 Personen (5,1%) fehlt die Angabe zur höchsten Schulbildung. 

Von den Elternteilen haben 8,1% (11) ein Kind, 45,6% (62) haben zwei Kinder, 31,6% (43) 
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vier Kinder an. Von neun Personen (6,6%) fehlt die Angabe zur Kinderanzahl. 

 

Tabelle 1: Häufigkeitsverteilung für die Variablen Schulbildung und Kinderanzahl (Elternfragebogen) 

Schulbildung N %  Kinderanzahl N % 

VS 6 4,4  Kein Kind 0 0 

HS 17 12,5  Ein Kind 11 8,1 

Lehre 61 44,9  Zwei Kinder 62 45,6 

BMS 12 8,8  Drei Kinder 43 31,6 

AHS/BHS 13 9,6  Vier Kinder 11 8,1 

FH 4 2,9  > 4 Kinder 0 0 

Uni 6 4,4  Fehlend 9 6,6 

Sonstiges 10 7,4     

Fehlend 7 5,1     
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Zusätzlich wurde abgefragt, in welcher Schule das Kind/die Kinder am Projekt der „kija“ teil-

genommen hat/haben: 

58,3% der Kinder waren den Angaben zufolge zum Zeitpunkt des Projektes an einer Volks-

schule, 30,7% an einer Hauptschule. 11% der befragten Elternteile gaben an, dass das Kind 

gar nicht teilgenommen hat. 

10.2.2 Lehrerbefragung-Stichprobe 

Die Stichprobe für die vorliegende Lehrer-Untersuchung umfasste einen Lehrer und zehn 

LehrerInnen. 27,3% (3 Lehrkräfte) waren zum Zeitpunkt der Datenerhebung jünger als 50 

Jahre, 72,7% waren älter. Fast alle der befragten Lehrer geben an, eigene Kinder zu haben, 

lediglich eine der befragten Lehrpersonen ist kinderlos. 72,7% der befragten Lehrer unter-

richten an einer Volksschule, 27,3% an einer Hauptschule. 

 

Tabelle 2: Häufigkeitsverteilung für die Variablen Alter und Geschlecht (Lehrerfragebogen) 

Geschlecht N  Alter/Jahre N 

weiblich 10  20-30  1 

männlich 1  30-40 0 

   40-50 2 

   50-60 7 

   > 60 1 

 

Tabelle 3: Häufigkeitsverteilung für die Variable Kinder (Lehrerfragebogen) 

Kinder? N  Kinderanzahl N 

Ja 10  0 1 

Nein 1  1 1 

   2 8 

   > 3 0 
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10.2.3 Prüfung der Forschungsfragen und Thesen 

Im Fragebogen (siehe Anhang) beantworteten die Eltern und Lehrpersonen verschiedene 

Fragen zum Projekt „kija on tour“, zu Kinderrechten, zur Zufriedenheit über Kinderrechte, 

zum Thema Gewalt und zur Unterstützung in der Erziehung. Im Folgenden sollen die Ergeb-

nisse der Fragebogenuntersuchung mit Eltern und Lehrpersonen dargestellt werden. 

These 1: Es wird postuliert, dass den Erwachsenen im Lungau die Kinderrechte bekannt 

sind. 

Im Eltern-Fragebogen finden sich diesbezüglich folgende Fragen in den Abschnitten 2.2. und 

3.1. (Antwortkategorien „ja“ und „nein“) 

 Sind Ihnen Kinderrechte bekannt 

 Ich finde es gut du wichtig, sich mit den Rechten der Kinder auseinanderzusetzen 

In Abschnitt 3.3. des Eltern-Fragebogens wurden folgende Aussagen auf einer 4-stufigen 

Skala („stimmt genau“, „stimmt eher“, „stimmt eher nicht“ und „stimmt gar nicht“) seitens der 

Eltern/eines Elternteils bewertet: 

 Ich finde es unproblematisch, Tagebücher und Briefe von Kindern unerlaubt zu lesen 

 Es ist die Entscheidung der getrennten Eltern, ob das Kind zu beiden Elternteilen Kon-

takt hat 

 Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung 

 Kinder haben ein Recht auf Bildung 

 Kindern steht es zu, ausreichend Platz zum Spielen und zur Freizeitgestaltung zu ha-

ben 

Im Folgenden die Tabellen mit Fallzahlen und Häufigkeiten für oben genannte Fragen: 
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Tabelle 4: Bekanntheit der Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Sind Ihnen Kinderrechte bekannt? 

Ja 98 72,1 80,3 

Nein 24 17,6 19,7 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

 

Wie aus Tabelle 4 ersichtlich, geben 80,3% an, dass ihnen Kinderrechte bekannt sind, knapp 

20% beantworten diese Frage mit „nein“. 

 

 

Abbildung 16: Bekanntheit der Kinderrechte 

 

Tabelle 5: Bekanntheit über spezielle Kinderrechte – Häufigkeitstabelle (Elternbefragung) 
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Fehlend 17 12,5  

Total 136 100 100 

Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung 

Stimmt genau 109 80,1 85,8 

Stimmt eher 12 8,8 9,4 

Stimmt eher nicht 1 0,7 0,8 

Stimmt nicht 5 3,7 3,9 

Fehlend 9 6,6  

Total 136 100 100 

Kinder haben ein Recht auf Bildung 

Stimmt genau 121 89,0 95,3 

Stimmt eher 4 2,9 3,1 

Stimmt eher nicht 0 0 0 

Stimmt nicht 2 1,5 1,6 

Fehlend 9 6,6  

Total 136 100 100 

Kindern steht es zu, ausreichend Platz zum Spielen und zur Freizeitgestaltung zu haben 

Stimmt genau 109 80,1 85,8 

Stimmt eher 15 11,0 11,8 

Stimmt eher nicht 0 0 0 

Stimmt nicht 3 2,2 2,4 

Fehlend 9 6,6  

Total 136 100 100 

 

Die erste Frage auf Tagebücher und Briefe unerlaubt zu lesen, sei kein Problem, beantwor-

teten 18,9% der befragten Elternteile mit „stimmt genau“ oder „stimmt eher“, mehr als 80% 

stimmen dieser Aussage (eher) nicht zu. Bei der Frage zum Thema Trennungskinder ist die 

Verteilung anders: 40,3% stimmen dieser Aussage (eher) zu, knapp 60% sehen auch das 

Kind in dieser Frage beteiligt. Dass Kinder ein Recht auf gewaltfreie Erziehung haben, teilen 

85,8% der befragten Eltern. Nimmt man die Kategorie „stimme eher zu“ noch dazu, so sind 

es mehr als 95%. Ein Recht auf Bildung wird den Kindern von 98,4% der befragten Elterntei-

le zugestanden. Nur 1,6% teilen diese Meinung nicht. Dass Kinder ausreichend Platz zum 

Spielen haben sollen, wird von 97,6% der befragten Elternteile befürwortet, wobei 85,8% 

diese Aussage mit „stimmt genau“ beantworten, 11,8% mit „stimmt eher“. 

 

Tabelle 6: Auseinandersetzung mit Kinderrechten – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Finde es gut und wichtig, sich mit den Rechten der Kinder auseinanderzusetzen 

Stimmt genau 55 40,4 46,6 

Stimmt eher 51 37,5 43,2 

Stimmt eher nicht 8 5,9 6,8 

Stimmt nicht 4 2,9 3,4 

Fehlend 18 13,2  

Total 136 100 100 
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89,9% der befragten Elternteile geben an, es gut und wichtig zu finden, sich mit den Kinder-

rechten auseinanderzusetzen (46,6% „stimmt genau“, 43,2% „stimmt eher“). 

Die beschriebenen Ergebnisse bestätigen These 1, dass den Erwachsenen im Lungau die 

Kinderrechte bekannt sind. Trotz allem bestehen Defizite im Wissen über spezielle Rechte. 

These 2: Es wird vermutet, dass die Rechte der Kinder bei den Erwachsenen angekommen 

sind und deren pädagogisches Wissen dadurch erweitert wurde. 

Im Eltern-Fragebogen finden sich diesbezügliche folgende Fragen in den Abschnitten 3.2. 

und 3.4. 

 Ich achte seit dem Projekt im Umgang mit den Kindern mehr auf ihre Rechte 

 Der Umgang mit meinen Kindern hat sich seit dem Projekt zum Positiven verändert 

 Ich finde es wichtig, dass Kinder über ihre Rechte Bescheid wissen 

Es gab jeweils 4 Antwortkategorien: „stimmt genau“, „stimmt eher“, „stimmt eher nicht“ und 

„stimmt gar nicht“. 

Die nachfolgenden Tabellen zeigen die Häufigkeiten der gewählten Antwortkategorien: 

 

Tabelle 7: Umgang mit Kindern – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Ich selbst achte seit dem Projekt im Umgang mit Kindern mehr auf ihre Rechte 

Stimmt genau 11 8,1 10,1 

Stimmt eher 41 30,1 37,6 

Stimmt eher nicht 37 27,2 33,9 

Stimmt nicht 20 14,7 18,3 

Fehlend 27 19,9  

Total 136 100 100 

Der Umgang mit meinem Kind/meinen Kindern hat sich seit dem Projekt zum Positiven verändert 

Stimmt genau 5 3,7 4,7 

Stimmt eher 31 22,8 29,2 

Stimmt eher nicht 46 33,8 43,4 

Stimmt nicht 24 17,6 22,6 

Fehlend 30 22,1  

Total 136 100 100 
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47,7% der befragten Personen stimmen der ersten oben genannten Aussage (eher) zu. Bei 

34% der befragten Personen hat sich der Umgang mit dem eigenen Kind/den eigenen Kin-

dern sogar zum Positiven verändert (4,7% „stimmt genau“, 29,2% „stimmt eher“). 

 

 

Abbildung 17: Umgang mit Kindern und ihren Rechten 

 

Abbildung 18: Umgang mit eigenen Kindern 
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Tabelle 8: Wichtigkeit der Kenntnis über Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Ich finde es wichtig, dass Kinder über ihre Rechte Bescheid wissen 

Stimmt genau 59 43,4 47,6 

Stimmt eher 55 40,4 44,4 

Stimmt eher nicht 7 5,1 5,6 

Stimmt nicht 3 2,2 2,4 

Fehlend 12 8,8  

Total 136 100 100 

 

Ein sehr großer Prozentsatz, nämlich 44,4% der befragten Personen stimmt der Aussage es 

wichtig zu finden, über Kinderrechte Bescheid zu wissen (eher) zu. Knapp 50% (47,6%) ant-

worten sogar mit „stimmt genau“. 

Die Auswertungen ergeben, dass These 2 zum Teil bestätigt werden kann. Obwohl die 

Rechte der Kinder bei den Erwachsenen angekommen sind und sich bei vielen der Umgang 

mit den Kindern zum Positiven verändert hat, wird das pädagogische Wissen nicht bei allen 

Erwachsenen erweitert. 

 

These 3 vermutet dass Erwachsene im Lungau angeben, die Kinderrechte zu kennen und 

unter Gewalt primär physische Gewalt verstehen. 

Im Eltern-Fragebogen finden sich diesbezügliche Aussagen in den Abschnitten 5.1., 5.2. und 

5.3. und unter 3.4. 

Folgende Fragen wurden beantwortet: 

Welche Erziehungsmaßnahmen sind Ihrer Meinung nach gesetzlich verboten? 

 Das Kind mit einem Gegenstand schlagen 

 Dem Kind eine ordentliche Watsche geben 

 Dem Kind das Essen verweigern 

 Dem Kind den Hintern versohlen 

 Das Kind ins Zimmer einsperren 
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 Dem Kind eine leichte Watsche geben 

 Das Kind beschimpfen 

 Dem Kind Fernsehverbot geben 

Es gab 2 Antwortkategorien: „erlaubt“ und „verboten“. 

Abschnitt 5.2. des Eltern-Fragebogens enthält folgende Aussagen betreffend obige These: 

 Gewalt in der Erziehung ist zu billigen 

 Eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet 

 Die Kinder betteln um eine Ohrfeige 

 Die Kinder vergessen das eh schnell 

 Gewalt ist gesetzlich verboten 

Es gab 2 Antwortkategorien: „ja“ und „nein“. 

In Abschnitt 5.3. des Eltern-Fragebogens wurde folgendes abgefragt: 

Sind diese Aussagen Ihrer Meinung nach Gewalt? 

 Du bist zu blöd für alles 

 Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder in die Welt gesetzt 

 Wenn du nicht brav bist, kommt der böse Mann 

 Entweder du tust jetzt was sich sage oder du bekommst Schläge 

 Du bist ein Trottel 

 Du bist behindert 

 Mit dir muss man sich überall schämen 

 Wann du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr 

 Wenn du nicht sofort aufräumst, bekommst du eine Woche Hausarrest 

Es gab 2 Antwortkategorien: „Gewalt“ und „keine Gewalt“. 

Auch in Abschnitt 3.4. des Eltern-Fragebogens wurden die Eltern gebeten einige Aussagen 

auf einer 4-stufigen Skala von „stimmt genau“ bis „stimmt gar nicht“ zu bewerten. 3 von den 

Fragen in Abschnitt 3.4. können der Prüfung von These 3 dienen: 
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 Eine gesunde Watsche schadet niemandem 

 Was in der eigenen Familie passiert, geht niemanden etwas an 

 Wenn mir alles zu viel wird, kann es schon sein, dass mir die Hand ausrutscht 

Im Folgenden werden zuerst die Häufigkeiten und dann eine Tabelle mit Ranking und Pro-

zentwerten der Personen, die die Fragen aus 5.1. mit „erlaubt“ beantwortet haben, darge-

stellt: 

 

Tabelle 9: Physische und psychische Gewalt – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Das Kind mit einem Gegenstand schlagen 

Erlaubt 0 0 0 

verboten 129 94,9 100 

Fehlend 7 5,1  

Total 136 100 100 

Dem Kind eine „ordentliche Watsche“ geben 

Erlaubt 15 11,0 11,7 

verboten 113 83,1 88,3 

Fehlend 8 5,9  

Total 136 100 100 

Dem Kind das Essen verweigern 

Erlaubt 5 3,7 3,9 

verboten 123 90,4 96,1 

Fehlend 8 5,9  

Total 136 100 100 

Dem Kind den Hintern versohlen 

Erlaubt 16 11,8 12,7 

verboten 110 80,9 87,3 

Fehlend 10 7,4  

Total 136 100 100 

Das Kind im Zimmer einsperren 

Erlaubt 16 11,8 12,7 

verboten 111 80,9 87,3 

Fehlend 9 7,4  

Total 136 100 100 

Dem Kind eine leichte Watsche geben 

Erlaubt 54 39,7 42,9 

verboten 72 52,9 57,1 

Fehlend 10 7,4  

Total 136 100 100 

Das Kind beschimpfen 

Erlaubt 66 48,5 52,8 

verboten 59 43,4 47,2 

Fehlend 11 8,1  

Total 136 100 100 
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Dem Kind Fernsehverbot geben 

Erlaubt 121 89,0 94,5 

verboten 7 5,1 5,5 

Fehlend 8 5,9  

Total 136 100 100 

 

 

Tabelle 10: Ranking zu Fragenkomplex 5.1 – Gewaltformen aus Sicht der Eltern erlaubt 
(Elternfragebogen) 

  erlaubt 

1 Dem Kind Fernsehverbot geben 94,5% 

2 Das Kind beschimpfen 52,8% 

3 Dem Kind eine leichte Watsche geben 42,9% 

4 Dem Kind den Hintern versohlen 12,7% 

5 Das Kind ins Zimmer einsperren  12,6% 

6 Dem Kind eine ordentliche Watsche geben  11,7% 

7 Dem Kind das Essen verweigern 3,9% 

8 Das Kind mit einem Gegenstand schlagen 0% 

 

Sieht man sich die Häufigkeit der „erlaubt“-Antworten zu den Fragen aus Fragenkomplex 5. 

1. an, so erkannt man, dass Erziehungsmaßnahmen wie Fernsehverbot, Schimpfen oder 

leichte Ohrfeigen von mehr als 50% der befragten Eltern als „erlaubt“ eingestuft wird. Konse-

quenzen wie Hintern versohlen, Einsperren oder eine „ordentliche“ Ohrfeige wird von weni-

ger als 13% der befragten Elternteile als „erlaubt“ eingeschätzt (12,7%, 12,6%, 11,7%). Eine 

Essensverweigerung ist nach Ansicht von 5 der befragten 136 Elternteile (3,9%) eine erlaub-

te Erziehungsmaßnahme. Das Schlagen mit einem Gegenstand stufen alle der befragten 

Elternteile als „verboten“ ein. 

 
Abbildung 19: Ordentliche Watsche 
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Abbildung 20: Leichte Watsche 

 
Abbildung 21: Hintern versohlen 

 

Untenstehend Häufigkeiten aus Komplex 5.2. des Elternfragebogens: 

 

Tabelle 11: Einstellung zu Gewalt – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Gewalt in der Erziehung ist zu billigen 

ja 12 8,8 9,7 

nein 112 82,4 90,3 

Fehlend 12 8,8  

Total 136 100 100 
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Eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet 

ja 40 29,4 32,8 

nein 82 60,3 67,2 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

Die Kinder betteln um eine Ohrfeige 

ja 29 21,3 23,4 

nein 95 69,9 76,6 

Fehlend 12 8,8  

Total 136 100 100 

Die Kinder vergessen das eh schnell 

ja 6 4,4 4,7 

nein 121 89,0 95,3 

Fehlend 9 6,6  

Total 136 100 100 

Gewalt ist gesetzlich verboten 

ja 115 84,6 89,1 

nein 14 10,3 10,9 

Fehlend 7 5,1  

Total 136 100 100 

 

Wie aus Tabelle 11 ersichtlich, beantworten die erste Frage nach dem Billigen von Gewalt, 

90,3% der befragten Elternteile mit „nein“. Knapp 1/3 der befragten Elternteile geben aber 

an, dass eine Ohrfeige noch keinem Kind geschadet habe. 23,4% geben sogar an, dass 

Kinder um Ohrfeigen „betteln“ würden. Dass Kinder das schnell vergessen würden, glauben 

lediglich 4,7% der befragten Elternteile. Der Aussage „Gewalt ist gesetzlich verboten“ stim-

men knapp 90% der befragten Personen zu. 

 

Abbildung 22: Gewalt verboten 

 

0%

20%

40%

60%

80%

100%

ja nein

89,1%

10,9%

Gewalt ist gesetzlich verboten



Ergebnisse 

 

Se i t e  | 178 

Auch für die Fragen aus Komplex 5.3. soll eine Häufigkeitstabelle und ein Ranking darüber 

Aufschluss geben, was als „Gewalt“ eingestuft wird und was nicht. 

 

Tabelle 12: Psychische Gewalt – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Du bist zu blöd für alles 

Gewalt 92 67,6 74,2 

Keine Gewalt 32 23,5 25,8 

Fehlend 12 8,8  

Total 136 100 100 

Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder in die Welt gesetzt 

Gewalt 100 73,5 82,6 

Keine Gewalt 21 15,4 17,4 

Fehlend 15 11,0  

Total 136 100 100 

Wenn du nicht brav bist, kommt der böse Mann 

Gewalt 90 66,2 75,0 

Keine Gewalt 30 22,1 25,0 

Fehlend 16 11,8  

Total 136 100 100 

Entweder du tust das jetzt sofort oder du bekommst Schläge 

Gewalt 116 85,3 95,1 

Keine Gewalt 6 4,4 4,9 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

Du bist ein Trottel 

Gewalt 92 67,6 77,3 

Keine Gewalt 27 19,9 22,7 

Fehlend 17 12,5  

Total 136 100 100 

Du bist behindert 

Gewalt 107 78,7 89,9 

Keine Gewalt 12 8,8 10,1 

Fehlend 17 12,5  

Total 136 100 100 

Mit dir muss man sich überall schämen 

Gewalt 89 65,4 76,1 

Keine Gewalt 28 20,6 23,9 

Fehlend 19 14,0  

Total 136 100 100 

Wenn du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr 

Gewalt 111 81,6 91,7 

Keine Gewalt 10 7,4 8,3 

Fehlend 15 11,0  

Total 136 100 100 
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Wenn du nicht sofort aufräumst hast du eine Woche Hausarrest 

Gewalt 70 51,5 57,4 

Keine Gewalt 52 38,2 42,6 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

 

Neben den Aussagen finden sich die Prozentwerte der befragten Personen, die diese Aus-

sagen als Gewalt eingestuft haben, aufsteigend von den Aussagen, die weniger oft als Ge-

walt eingestuft wurden bis zu den Aussagen, die von fast allen befragten Personen als Ge-

walt eingestuft wurden: 

 

Tabelle 13: Ranking zu Fragenkomplex 5.3. – Psychische Gewalt – Aufschluss darüber, was als 
Gewalt eingestuft wird. (Elternfragebogen) 

  Als Gewalt 

eingestuft 

1 Wenn du nicht sofort aufräumst, bekommst du eine Woche 

Hausarrest 

57,4% 

2 Du bist zu blöd für alles 74,2% 

3 Wenn du nicht brav bist, kommt der böse Mann 75,0% 

4 Mit dir muss man sich überall schämen 76,1% 

5 Du bist ein Trottel 77,3% 

6 Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder in die 

Welt gesetzt 

82,6% 

7 Du bist behindert 89,9% 

8 Wann du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr 91,7% 

9 Entweder du tust jetzt, was sich sage, oder du bekommst 

Schläge 

95,1% 

 

Es fällt auf, dass alle genannten Aussagen von einem großen Teil der befragten Elternteile 

als Gewalt eingestuft wurden, wobei die Androhung des Hausarrestes von 57,4% der Eltern-

teile als Gewalt betrachtet wird (geringster Prozentsatz), das Androhen von Schlägen von 

95,1% der befragten Personen (höchster Prozentsatz). 
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Abbildung 23: Zu blöd für alles 

 

Abbildung 24: Trottel 
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Stimmt nicht 51 37,5 41,1 

Fehlend 12 8,8  

Total 136 100 100 

Was in der eigenen Familie vorgeht, geht niemanden etwas an 

Stimmt genau 19 14,0 15,0 

Stimmt eher 22 16,2 17,3 

Stimmt eher nicht 55 40,4 43,4 

Stimmt nicht 31 22,8 24,4 

Fehlend 9 6,6  

Total 136 100 100 

Wenn alles zu viel wird, kann es vorkommen, dass mir die Hand ausrutscht 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 17 12,5 13,6 

Stimmt eher nicht 35 25,7 28,0 

Stimmt nicht 73 53,7 58,4 

Fehlend 11 8,1  

Total 136 100 100 

 

Wie Tabelle 14 zeigt, stimmen 23,4% der befragten Personen der Aussage „eine gesunde 

Watsche schadet niemanden“ (eher) zu. Fast ein Drittel (32,2%) sagen auch, dass Vor-

kommnisse in der Familie“ niemanden etwas angehen“ (15% stimmt genau/17,3% stimmt 

eher). 13,6% geben weiter an, dass ihnen in Stresssituationen „die Hand ausrutscht“, 58,4% 

der befragten Elternteile sagen, dass das nicht vorkommt. 

 

Abbildung 25: Gesunde Watsche 
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These 4: Es wird angenommen, dass Erwachsene im Lungau wissen, dass es ein spezielles 

Gesetz für Kinderrechte gibt. 

In Abschnitt 3.1. des Eltern-Fragebogens wurden folgende Fragen beantwortet: 

 Haben Sie schon einmal von einem speziellen Gesetz für Kinderrechte gehört? 

 In Österreich gibt es seit 20 Jahren ein Gesetz in dem Gewalt in der Erziehung ge-

setzlich verboten ist. Habe Sie von diesem Gesetz schon gehört? 

Es gab 2 Antwortkategorien: „ja“ und „nein“. 

Zwei Fragen (Frage 1 und Frage 3) in Abschnitt 3.1. des Fragebogens geben Hinweise, ob 

oben genannte These verworfen werden muss oder nicht: 

 

Tabelle 15: Kenntnis über Kinderrechtsgesetze – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Haben Sie schon einmal von einem speziellen Gesetz für Kinderrechte gehört? 

Ja 63 46,3 50,4 

nein 62 45,6 49,6 

Fehlend 11 8,1  

Total 136 100 100 

In Österreich gibt es ein Gesetz, das Gewalt in der Erziehung verbietet, davon gehört? 

Ja 98 72,1 78,4 

nein 27 19,9 21,6 

Fehlend 11 8,1  

Total 136 100 100 

 

Die Frage der Kenntnis über ein spezielles Gesetz für Kinderrechte wurde von ungefähr der 

Hälfte der Personen (63 Personen, 50,4%) mit „ja“ beantwortet, von 62 (49,6%) Personen 

mit „nein“. Von 11 Personen fehlt die Antwort auf diese Frage. Das Gesetz zum Gewaltver-

bot in der Erziehung (Frage 3) kennen 78,4% der befragten Personen. 
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Abbildung 26: Gesetz Gewalt 
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 Das Missachten der Kinderrechte betrifft andere Länder, nicht aber Österreich (Ab-
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Tabelle 16: Einhaltung der Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Ich denke, Kinderrechte werden ausreichend eingehalten 

Stimmt genau 19 14,0 17,4 

Stimmt eher 38 27,9 34,9 

Stimmt eher nicht 40 29,4 36,7 

Stimmt nicht 12 8,8 11,0 

Fehlend 27 19,9  

Total 136 100 100 

 

52,3% der befragten Personen sind der Ansicht, dass Kinderrechte (eher) ausreichend ein-

gehalten werden. 17,4% der befragten Elternteile kreuzten hier die Antwortkategorie „stimmt 

genau“ an, 34,9% „stimmt eher“, 36,7% „stimmt eher nicht“ und 11% „stimmt gar nicht“. 

 

Abbildung 27: Einhaltung der Kinderrechte 
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 N % Gültige % 
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Stimmt genau 4 2,9 3,4 

Stimmt eher 16 11,8 13,4 

Stimmt eher nicht 55 40,4 46,2 
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Total 136 100 100 
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Wie aus obiger Tabelle ersichtlich, geben 83,2% der befragten Elternteile an, dass die Miss-

achtung der Kinderrechte auch Österreich betrifft, 46,2% der befragten Personen beantwor-

teten diese Frage mit „ stimmt eher nicht“, 37% mit „stimmt gar nicht“. 

These 5 kann zum Teil bestätigt werden, da etwa die Hälfte der Befragten glauben, dass die 

Kinderrechte in ausreichendem Maße eingehalten werden. 

 

These 6: Es wird angenommen, dass Erwachsene mit dem Zustand der Kinderrechte und 

deren Umsetzung zufrieden sind. 

Dieser Fragestellung kann Fragenkomplex 4 aus dem Elternfragebogen und Fragenkomplex 

3.1. aus dem Lehrerfragebogen zugeordnet werden. 

Fragenkomplex 4 des Elternfragebogens fragt folgendes ab: 

 Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Kinderrechte? 

 Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung der Kinderrechte? 

 Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung der Kinderrechte bzgl. Gewalt? 

 Wie zufrieden sind Sie bzgl. der Umsetzung von Spiel und Freizeitmöglichkeiten? 

Fragenkomplex 3.1. des Lehrerfragebogens beinhaltet folgende Aussagen zur Beurteilung: 

 Ich bin mit dem Zustand der Kinderrechte zufrieden 

 Ich bin mit der Umsetzung der Kinderrechte zufrieden 
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Im Folgenden findet sich zuerst die Verteilung der Eltern-Antworten tabelliert: 

 

Tabelle 18: Zufriedenheit über Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Kinderrechte? 

Sehr zufrieden 21 15,4 17,9 

Teils/teils 93 68,4 79,5 

Nicht zufrieden 3 2,2 2,6 

Fehlend 19 14,0  

Total 136 100 100 

Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung der Kinderrechte? 

Sehr zufrieden 15 11,0 13,0 

Teils/teils 93 68,4 80,9 

Nicht zufrieden 7 5,1 6,1 

Fehlend 21 15,4  

Total 136 100 100 

Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung der Kinderrechte bzgl. Gewalt? 

Sehr zufrieden 11 8,1 9,4 

Teils/teils 75 55,1 64,1 

Nicht zufrieden 31 22,8 26,5 

Fehlend 19 14,0  

Total 136 100 100 

Wie zufrieden sind Sie bzgl. der Umsetzung von Spiel und Freizeitmöglichkeiten? 

Sehr zufrieden 27 19,9 23,1 

Teils/teils 14 54,4 63,2 

Nicht zufrieden 16 11,8 13,7 

Fehlend 19 14,0  

Total 136 100 100 

 

Wie Tabelle 18 zeigt, sind 2,6% der befragten Elternteile mit dem Zustand der Kinderrechte 

nicht zufrieden, sehr zufrieden sind knapp 18%. Mit der Umsetzung sind 6,1% der befragten 

Elternteile nicht zufrieden und nur 13% geben an, damit sehr zufrieden zu sein. Noch größer 

ist der Prozentsatz bei der Umsetzung der Kinderrechte bzgl. Gewalt, hier besteht für 26,5% 

der befragten Elternteile noch Bedarf, zusätzlich geben 64,1% an, nur teils zufrieden zu sein. 

Der Prozentsatz derer Elternteile, die damit sehr zufrieden sind liegt unter 10%. Mit Umset-

zung von Freizeitmöglichkeiten sind knapp 14% der befragten Elternteile unzufrieden, 23,1% 

geben sogar an, sehr zufrieden zu sein. 
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Abbildung 28: Zufriedenheit über Zustand der Kinderrechte 

 

Abbildung 29: Zufriedenheit mit der Umsetzung der Kinderrechte 

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Sehr zufrieden teils/teils Nicht zufrieden

17,9%

79,5%

2,6%

Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der 
Kinderrechte ?

0%

20%

40%

60%

80%

100%

Sehr zufrieden teils/teils Nicht zufrieden

13,0%

80,9%

6,1%

Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung 
der Kinderrechte ?



Ergebnisse 

 

Se i t e  | 188 

 

Abbildung 30: Zufriedenheit bzgl. dem Kinderrecht Gewalt 
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Stimmt genau 0 0 0 
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Stimmt nicht 0 0 0 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 
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zufrieden sind etwas mehr als die Hälfte der befragten Lehrkräfte, die andere Hälfte gibt an 

eher unzufrieden zu sein. Auch hier fehlen die beiden Außenkategorien ganz. 

These 6 kann zum Teil bestätigt werden, da die meisten der Befragten die Items zur Zufrie-

denheit über Kinderrechte mit teils/teils beantworten. Somit sind der Großteil der Erwachse-

nen im Lungau mit dem Zustand der Kinderrechte und deren Umsetzung teilweise zufrieden. 

 

These 7: Es wird angenommen, dass Erwachsene mit dem Zustand der Kinderrechte und 

deren Umsetzung zufrieden sind, aber einen weiteren Handlungsbedarf sehen. 

In Abschnitt 4 wurde in Form einer offenen Frage bei den Eltern zusätzlich abgefragt, wo 

noch Handlungsbedarf gesehen wird bzw. wo es noch Veränderungen geben soll. Die Ant-

worten auf diese offene Frage sind vielfältig: 

Finanzielle Unterstützung, Freizeitangebote, Kinderturnen, im Gerichtsverfahren, Medienauf-

klärung, Mobbing, Missbrauch, Drogen, Alkohol, mehr Freiraum in Städten, mehr Zeit für 

Kinder, Anlaufstelle für Kinder in Not, evtl. anonym, Gewaltprävention, allgemeine Aufklärung 

über Medien über Kinderrechte, Eltern bei solchen Projekten mit einbeziehen, jedem Ver-

dacht auf Gewaltdelikt nachgehen, etc. 

Die Lehrer beantworteten diese Frage in Abschnitt 5.9. ihres Fragebogens: 

Folgende Punkte wurden angeregt wie beispielsweise: 

Vertrauenspersonen bereitstellen, Scheidungsrecht, Eltern bei Information und Aufklärung 

mit einbeziehen, Dialog Rechte/Pflichten diskutieren. 

Obwohl Erwachsene mit dem Zustand der Kinderrechte nur teilweise zufrieden sind, sehen 

sie einen weiteren Handlungsbedarf mehr für diese zu tun. Somit wird These 7 bestätigt. 
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These 8: Es wird vermutet, dass es seitens der Erwachsenen Vorbehalte gegenüber Kinder-

rechten gibt. 

Um diese Hypothese prüfen zu können, wurden die Antworten und Aussagen zu folgenden 

Fragen aus dem Eltern-Fragebogen (Abschnitt 2.2., 3.2., 3.4. und 5.2.) herangezogen: 

 Mein Kind forderte nach dem Projekt zu viele Rechte ein 

 Mein Kind vernachlässigte danach seine Pflichten 

 Ich bin kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt 

 Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über ihre Rech-

te 

 Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene 

 Welche Rechte Kinder haben, sollte von den Eltern bestimmt werden, nicht von der 

Politik 

 Kinder haben genug Rechte 

 Man muss aufpassen dass einem die Kinder nicht über den Kopf wachsen 

 Was ich mit meinen Kindern tu, ist meine Sache 

Zusätzlich wurden die Antworten auf die offene Frage in Abschnitt 3.2. des Eltern-

Fragebogens und in Abschnitt 5 des Lehrerfragebogens analysiert. 

Im Lehrerfragebogen finden sich ebenfalls Aussagen und Fragen, die mit dieser Hypothese 

in Zusammenhang stehen: 

 Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über ihre Rech-

te 

 Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsen 

 Kinder haben genug Rechte 

 Lehrkräfte haben Vorbehalte gegenüber Kinderrechten 

 Workshopleiter haben zu viel von Rechten und zu wenig über Pflichten gesprochen 

Im Anschluss die tabellierten Häufigkeiten für die oben genannten Aussagen und Fragen 

(zuerst der Eltern dann der Lehrer/innen): 
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Tabelle 20:Rechte und Pflichten der Kinder – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Kind forderte nach dem Projekt zu viele Rechte ein 

Stimmt genau 5 3,7 4,3 

Stimmt eher 7 5,1 6,0 

Stimmt eher nicht 39 28,7 33,6 

Stimmt nicht 65 47,8 56,0 

Fehlend 20 14,7  

Total 136 100 100 

Kind vernachlässigte nach dem Projekt seine Pflichten 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 6 4,4 5,4 

Stimmt eher nicht 24 17,6 21,6 

Stimmt nicht 81 59,6 73 

Fehlend 25 18,4  

Total 136 100 100 

 

Wie aus Tabelle 20 ersichtlich, geben nur 10,3% der Elternteile an, dass die Kinder nach 

dem Projekt zu viele Rechte eingefordert hätten (4,3% stimmt genau / 6,0% stimmt eher), die 

restlichen knapp 90% erlebten das nicht (33,6% stimmt eher nicht, 56% stimmt gar nicht). 

Eine Vernachlässigung der Pflichten durch die Kinder wurde mehrheitlich nicht festgestellt 

(94,6%). 21,6% der befragten Personen stimmten dem „eher nicht“ zu, 73% „gar nicht“. 

 

 

Abbildung 31: Einforderung von zu vielen Rechten nach dem Projekt 
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Tabelle 21: Einstellung zu Kinderrechten – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Ich bin kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt 

Stimmt genau 7 5,1 6,3 

Stimmt eher 25 18,4 22,3 

Stimmt eher nicht 48 35,3 42,9 

Stimmt nicht 32 23,5 28,6 

Fehlend 24 17,6  

Total 136 100 100 

 

Zur Frage nach der kritischen Einstellung gaben 28,6% der befragten Elternteile an, eine 

(eher) kritische Einstellung zu vertreten. 6,3% beantworteten diese Frage mit „stimmt genau“, 

22,3% mit stimmt eher“, 42,9% gaben an, dass die Einstellung „eher nicht“ kritisch ist, 28,6% 

der befragten Personen kreuzten die Kategorie „stimmt gar nicht“ an. 

 

Tabelle 22: Rechte und Pflichten der Kinder – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Sollten lieber über Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über deren Rechte 

Stimmt genau 10 7,4 8,1 

Stimmt eher 30 22,1 24,4 

Stimmt eher nicht 61 44,9 49,6 

Stimmt nicht 22 16,2 17,9 

Fehlend 13 9,6  

Total 136 100 100 

Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene 

Stimmt genau 18 13,2 14,8 

Stimmt eher 22 16,2 18,0 

Stimmt eher nicht 60 44,1 49,2 

Stimmt nicht 22 16,2 8,0 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

Welche Rechte Kinder haben sollten, sollte von den Eltern bestimmt werden nicht von der Politik 

Stimmt genau 35 25,7 29,2 

Stimmt eher 38 27,9 31,7 

Stimmt eher nicht 35 25,7 29,2 

Stimmt nicht 12 8,8 10,0 

Fehlend 16 11,8  

Total 136 100 100 
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Kinder haben genug Rechte 

Stimmt genau 30 22,1 24,8 

Stimmt eher 53 39,0 43,8 

Stimmt eher nicht 31 22,8 25,6 

Stimmt nicht 7 5,1 5,8 

Fehlend 15 11,0  

Total 136 100 100 

 

Laut Tabelle 22 sind 32,5% der befragten Personen der Ansicht, dass man mehr über Pflich-

ten diskutieren sollte, anstatt über Rechte: 8,1% der befragten Personen stimmen dem un-

eingeschränkt zu, 24,4% stimmen dieser Aussage „eher“ zu. Nur 17,9% der Personen (22) 

lehnen dies gänzlich ab. 32,8% der befragten Elternteile sind der Auffassung, dass Kinder 

teils mehr Rechte haben als Erwachsene. Dass Eltern die Rechte bestimmen sollten und 

sich die Politik nicht einmischen sollte, befürworten weit mehr als die Hälfte der befragten 

Personen nämlich 60,8%: 29,2% der befragten Personen bewerten diese Aussage mit 

„stimmt genau“, 31,7% mit „stimmt eher“. Mehr als 2/3 der befragten Elternteile sind der An-

sicht, dass Kinder genug Rechte hätten: 24,8% gaben hier „stimmt genau“ an, 43,8% stim-

men dieser Aussage „eher“ zu. 

 

 

Abbildung 32: Diskussion über Pflichten und weniger über Rechte 
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Abbildung 33: Rechte der Kinder 

 

Tabelle 23: Einstellung zu Kindern – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Man muss aufpassen, dass einem die Kinder nicht über den Kopf wachsen 

ja 79 58,1 64,2 

nein 44 32,4 35,8 

Fehlend 8 9,6  

Total 136 100 100 

Was ich mit meinem Kind tu, ist meine Sache 

ja 22 16,2 17,2 

nein 106 77,9 82,8 

Fehlend 8 5,9  

Total 136 100 100 

 

64,2% der befragten Eltern geben an, dass man aufpassen müsse, dass „einem die Kinder 

nicht über den Kopf wachsen“, 17,2% glauben, dass das was sie mit den Kindern tun, ihre 

eigene Sache ist, kreuzten also die Antwortkategorie „ja“ an. 

 

Tabelle 24: Einstellung zu Kinderrechten – Häufigkeiten (Lehrerfragebogen) 

 N % Gültige % 

Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und weniger über ihre Rechte 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 1 9,1 10,0 
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Stimmt eher nicht 8 72,7 80,0 

Stimmt nicht 1 9,1 10,0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 

Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene 

Stimmt genau 1 9,1 9,1 

Stimmt eher 0 0 0 

Stimmt eher nicht 9 81,8 81,8 

Stimmt nicht 1 9,1 9,1 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Das Missachten der Kinderrechte betrifft andere Länder aber nicht Österreich 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 0 0 0 

Stimmt eher nicht 8 72,7 72,7 

Stimmt nicht 3 27,3 27,3 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Kinder haben genug Rechte 

Stimmt genau 1 9,1 9,1 

Stimmt eher 6 54,5 54,5 

Stimmt eher nicht 4 36,4 36,4 

Stimmt nicht 0 0 0 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

 

Der obigen Tabelle ist zu entnehmen, dass der Aussage „Kinder haben genug Rechte“ fast 

2/3 der befragten Lehrkräfte (eher) zu stimmen. Bei den anderen 3 Aussagen ist der Pro-

zentsatz der zustimmenden Lehrpersonen gering: In der Stichprobe gab es nur einen Lehrer, 

der den ersten beiden Aussagen (eher) zustimmt, der dritten Aussage „Das Missachten der 

Kinderrechte betrifft andere Länder aber nicht Österreich“ stimmte keine der befragten Lehr-

personen zu. 

 

Tabelle 25: Vorbehalte gegenüber Kinderrechte – Häufigkeiten (Lehrerfragebogen) 

 N % Gültige % 

Lehrkräfte haben Vorbehalte gegenüber Kinderrechte 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 1 9,1 10,0 

Stimmt eher nicht 2 18,2 20,0 

Stimmt nicht 5 45,5 50,0 

Weiß nicht 2 18,2 20,0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 
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Workshopleiter haben zu viel von Rechten und zu wenig über Pflichten gesprochen 

Stimmt genau 1 9,1 10,0 

Stimmt eher 2 18,2 20,0 

Stimmt eher nicht 5 45,5 50,0 

Stimmt nicht 1 9,1 10,0 

Weiß nicht 1 9,1 10,0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 

 

Dass Lehrkräfte Vorbehalte gegenüber Kinderrechten haben beantwortete eine Lehrkraft mit 

„stimmt eher“, zwei Lehrkräfte beantworteten diese Frage mit „weiß nicht“. 70% gehen dem-

nach davon aus, dass es (eher) keine Vorbehalte seitens der Lehrkräfte was Kinderrechte 

betrifft, gibt. Dass zu viel über Rechte gesprochen wurde, trifft für 30% der befragten Lehr-

personen (eher) zu, 60% sind nicht dieser Meinung. 

Auf die offene Frage „Wenn Sie kritische gegenüber Kinderrechten eingestellt sind, Warum?“ 

antworteten die Eltern unter anderem folgendes: 

 Man kann die Gesetze für die Kinder selbst gestalten 

 Kindern wird sehr viel Freiheit eingeräumt 

 Kinder brauchen Zeit und Liebe, keine Gesetze 

 Weil Kinder die Eltern nicht mehr schätzen 

 Kinder sollten auch Pflichten einhalten 

 Heute ist es sehr schwer Kinder zu erziehen 

Die Lehrkräfte antworteten auf die Frage, wo sie Vorbehalte sehen und was sich dahinter 

verbirgt, folgendes: 

 Zum Thema gehört das gesamte soziale Umfeld des Kindes 

 Es wurde fast nur über Rechte gesprochen, nicht über Pflichten 

 Es reicht nicht, nur mit Kindern und Pädagogen zu reden oder Workshops zu veran-

stalten, man vergisst dabei die Eltern 

These 8 wird bestätigt, da Erwachsene gegenüber Kinderrechten Vorbehalte äußern. 
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These 9 und 10: Es wird vermutet, dass die „kija“ Salzburg durch ihre Projekte Bewusstsein 

bzgl. Kinderrechten fördert und dass sich nach dem Besuch der „kija“ im Lungau die Be-

kanntheit der Kinderrechte gebessert hat, dass sich Eltern mit dem Thema auseinanderset-

zen und dass Kinderrechte im Gespräch sind. 

In den Abschnitten 2.1. und 2.2. des Eltern-Fragebogens finden sich diesbezüglich folgende 

Fragen/Aussagen: 

 Ich erhielt Informationen über die Kinderrechte 

 Mein Kind erzählte mir etwas über das Projekt 

 Mein Kind erzählte mir etwas über Kinderrechte 

 Ich diskutierte mit meinem Kind über Kinderrechte 

 Ich erhielt Broschüren und Infomaterial 

 Ich tauschte mich mit anderen Personen über Kinderrechte aus 

 Nachdem die „kija“ in der Schule war, waren die Kinderrechte Gesprächsstoff bei uns 

in der Familie 

 Ich fühlte mich besser über Kinderrechte informiert nachdem die „kija“ in unserer Ge-

meinde war 

 Ich wusste bereits vor dem Projekt ausreichend über Kinderrechte Bescheid 

 Ich weiß heute mehr über Kinderrechts als vor dem Projekt 

Im Lehrerfragebogen wurden in den Abschnitten 2.1., 2.2. und in den offenen Fragen in Ab-

schnitt 5 diesbezüglich folgende Fragen gestellt: 

 Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema unter den Lehrkräften 

 Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema zwischen Kindern und 

Lehrkräften 

 Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema unter den Kindern 

 Ich habe nach dem Besuch der „kija“ noch mit diesem Thema gearbeitet 

 Ich habe nach dem Besuch der „kija“ mit den Kindern über Kinderrechte diskutiert 

 Das Projekt informierte die Kinder, diese Informationen drangen auch zu den Eltern 

durch 

 Durch das Projekt sind die Kinderrechte auch bei den Eltern bekannter 

 Ich bin froh, mehr detaillierte Informationen über Kinderrechte bekommen zu haben 
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 Ich wusste bereits vor dem Projekt ausreichend über Kinderrechte Bescheid 

 Ich weiß heute mehr über Kinderrechte als vor dem Projekt 

 Wie erlebten sie die Gespräche über die Kinderrechte? (offene Frage) 

Im Folgenden die tabellierte Häufigkeitsverteilung der Antworten auf die Fragen in Abschnitt 

2.1. des Elternfragebogens: 

 

Tabelle 26: Information über Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Informationen über Kinderrechte 

Ja 73 53,7 58,4 

Nein 52 38,2 41,6 

Fehlend 11 8,1  

Total 136 100 100 

Kind erzählte über Projekt 

Ja 81 59,6 65,9 

Nein 42 30,9 34,1 

Fehlend 13 9,6  

Total 136 100 100 

Kind erzählte über Kinderrechte 

Ja 62 45,6 51,7 

Nein 58 42,6 48,3 

Fehlend 16 11,8  

Total 136 100 100 

Diskussionen über Kinderrechte 

Ja 56 41,2 47,1 

Nein 63 46,3 52,9 

Fehlend 17 12,5  

Total 136 100 100 

Broschüren und Infomaterial 

Ja 57 41,9 46,7 

Nein 65 47,8 53,3 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

Austausch über Kinderrechte 

Ja 23 16,9 19,2 

Nein 97 71,3 80,8 

Fehlend 16 11,8  

Total 136 100 100 

 

Wie aus Tabelle 26 ersichtlich, geben 58,4% der befragten Personen an, Informationen zu 

den Kinderrechten erhalten zu haben. 65,9% geben an, dass das Kind vom Projekt erzählte. 

51,7% der Elternteile geben an, dass das Kind über die Kinderrechte zu Hause erzählt hat. 
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Eine Diskussion zum Thema gab es in 47,1% der Fälle. 46,7% der befragten Elternteile er-

hielten Broschüren und Informationen, 19,2% tauschten sich mit anderen über Kinderrechte 

aus. 

 

Abbildung 34: Informationen über Kinderrechte 

 

 

Abbildung 35: Diskussionen 
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Tabelle 27: Information und Wissen über Kinderrechte – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Gesprächsstoff in der Familie 

Stimmt genau 17 12,5 14,5 

Stimmt eher 22 16,2 18,8 

Stimmt eher nicht 37 27,2 31,6 

Stimmt nicht 41 30,1 35,0 

Fehlend 19 14  

Total 136 100 100 

Besser über Kinderrechte informiert 

Stimmt genau 5 3,7 4,4 

Stimmt eher 34 25,0 29,8 

Stimmt eher nicht 34 25,0 29,8 

Stimmt nicht 41 30,1 36,0 

Fehlend 22 16,2  

Total 136 100 100 

Wusste bereits vorher ausreichend über Kinderrechte Bescheid 

Stimmt genau 23 16,9 19,7 

Stimmt eher 48 35,3 41,0 

Stimmt eher nicht 25 18,4 21,4 

Stimmt nicht 21 15,4 17,9 

Fehlend 19 14,0  

Total 136 100 100 

Heute weiß ich mehr als vor dem Projekt 

Stimmt genau 11 8,1 9,4 

Stimmt eher 34 25,0 29,1 

Stimmt eher nicht 38 27,9 32,5 

Stimmt nicht 34 25 29,1 

Fehlend 19 14  

Total 136 100 100 

 

Zwei Drittel (66,6%) der befragten Elternteile gaben an, dass die Kinderrechte nachdem die 

„kija“ in der Schule war „eher nicht“ oder „gar nicht“ Gesprächsstoff in der Familie waren, nur 

14,5% der Elternteile beantworteten die Frage mit „stimmt genau“, 18,8% mit „stimmt eher“. 

Zur Frage, ob die Eltern sich besser informiert fühlen, gaben 34,2% der befragten Elternteile 

„stimmt genau“ oder „stimmt eher“ an, die restlichen 65,8% geben an, dass dies „(eher) 

nicht“ stimmt. 60,7% der befragten Elternteile gaben an, schon vorher über Kinderrechte 

ausreichend Bescheid gewusst zu haben, knapp 40% wussten darüber „eher nicht“ oder 

„nicht“ ausreichend Bescheid. 38,5% der befragten Personen geben an, heute mehr („stimmt 

genau“/“stimmt eher“) über Kinderrechte Bescheid zu wissen als vor dem Projekt, 61,5% der 

befragten Elternteile beantworten diese Frage mit „stimmt eher nicht“ oder „stimmt gar nicht“. 
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Abbildung 36: Informiert über Kinderrechte 

Zu den Fragen aus Abschnitt 2.1. des Lehrerfragebogens: 

In Abschnitt 2.1. des Lehrerfragebogens wurden ähnliche Fragen gestellt. Es gab hier 3 Ant-

wortkategorien: „ja“, „nein“, und „teils“. Untenstehend die Tabelle mit den Häufigkeiten und 

Prozentwerten: 

 

Tabelle 28: Gespräche über Kinderrechte – Häufigkeiten (Lehrerfragebogen) 

 N % Gültige % 

Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema unter den Lehrkräften 

Ja 3 27,3 27,3 

nein 6 54,5 54,5 

teils 2 18,2 18,2 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächsthema zwischen Kindern und Lehrkräften 

Ja 8 72,7 72,7 

nein 1 9,1 9,1 
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Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Durch das Projekt waren die Kinderechte Gesprächsthema unter den Kindern 

Ja 7 63,6 63,6 

nein 2 18,2 18,2 

teils 2 18,2 18,2 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 
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Ich habe nach dem Besuch der „kija“ noch mit den Schüler/innen an diesem Projekt gearbeitet 

Ja 3 27,3 27,3 

nein 1 9,1 9,1 

teils 7 63,6 63,6 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Ich habe nach dem Besuch der „kija“ mit den Kindern über Kinderrechte diskutiert 

Ja 8 72,7 72,7 

nein 0 0 0 

teils 3 27,3 27,3 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

 

Ein Großteil der Lehrkräfte gibt an, dass die Kinderrechte ein Gesprächsthema zwischen 

Kindern und Lehrkräften waren (72,7% der befragten Lehrkräfte beantwortete diese Frage 

mit „ja“, 18,2% mit „teils“). Knapp 2/3 der befragten Lehrer geben an, dass durch das Projekt 

Kinderrechte auch unter den Kindern diskutiert wurden. Fast alle Lehrer haben auch nach 

dem Projekt mit den Schülerinnen und Schülern zumindest teils noch am Projekt gearbeitet 

(27,3% „ja“, 63,6% teils). Diskussionsthema war es nach Angaben von 72,7% der Lehrkräfte, 

27,3% der Lehrkräfte beantworteten diese Frage mit „teils“. 

 

Tabelle 29: Information über Kinderrechte – Häufigkeiten (Lehrerfragebogen) 

 N % Gültige % 

Das Projekt informierte die Kinder, diese Informationen drangen auch zu den Eltern durch 

Stimmt genau 1 9,1 9,1 

Stimmt eher 6 54,5 54,5 

Stimmt eher nicht 2 18,2 18,2 

Stimmt nicht 0 0 0 

Weiß nicht 2 18,2 18,2 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Durch das Projekt sind die Kinderrechte auch bei den Eltern bekannter 

Stimmt genau 0 0 0 

Stimmt eher 7 63,6 63,6 

Stimmt eher nicht 1 9,1 9,1 

Stimmt nicht 1 9,1 9,1 

Weiß nicht 2 18,2 18,2 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Ich bin froh, mehr detaillierte Infos über Kinderrechte bekommen zu haben 

Stimmt genau 2 18,2 18,2 

Stimmt eher 3 27,3 27,3 

Stimmt eher nicht 6 54,5 54,5 

Stimmt nicht 0 0 0 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 
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Ich wusste bereits vor dem Projekt gut über Kinderrechte Bescheid 

Stimmt genau 1 9,1 9,1 

Stimmt eher 9 81,8 81,8 

Stimmt eher nicht 1 9,1 9,1 

Stimmt nicht 0 0 0 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Ich weiß heute mehr über Kinderrechte als vor dem Projekt 

Stimmt genau 2 18,2 20,0 

Stimmt eher 4 36,4 40,0 

Stimmt eher nicht 4 36,4 40,0 

Stimmt nicht 0 0 0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 

 

Mehr als die Hälfte der befragten Lehrkräfte stimmen den Aussagen „Das Projekt informierte 

die Kinder, diese Informationen drangen auch zu den Eltern durch“ und „durch das Projekt 

sind die Kinderrechte auch bei den Eltern bekannter“ (eher) zu. 27,3% geben darüber hinaus 

an, (eher) froh zu sein, mehr über Kinderrechte erfahren zu haben, 60% geben an, nach dem 

Projekt mehr über Kinderrechte zu wissen als vor dem Projekt. 

Auf die offene Frage zu den Gesprächen über die Kinderrechte antworteten die befragten 

Lehrkräfte folgendes: 

 Für die Altersstufe nicht passend 

 konstruktiv 

 Zögerlich, weil Kinder in 1. Klasse VS 

 Jugendliche sind sich teilweise über ihre Rechte bewusst, vergessen dabei aber oft 

Regeln und Pflichten, die für sie selbst gelten 

 einseitig 

Die oben genannten Ergebnisse bestätigen These 9, da die „kija“ Salzburg durch ihre Projek-

te das Bewusstsein bzgl. Kinderrechten fördert. Entsprechend verbesserte sich die Bekannt-

heit der Kinderrechte bei den Erwachsenen. 

Auch These 10 trifft zu, da das Projekt „kija on tour“ im Lungau Information und Auseinan-

dersetzung mit den Kinderrechten bewirkt. Dementsprechend waren im Lungau während und 

nach dem Besuch von „kija on tour“ die Kinderrechte nicht nur bei Kindern, sondern auch bei 

den Erwachsenen im Gespräch. 
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These 11: Es wird angenommen, dass die „kija“ Salzburg mit dem Projekt „kija on tour“ die 

Bewusstheit bezüglich Kinderrechte fördert und Diskussionen und Entwicklungen in Gang 

setzt. 

Im Lehrerfragebogen gibt es im Abschnitt 5 einige Fragen zu diesem Thema: 

 Welche positiven Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 Welche negativen Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 Welche Auswirkungen, Veränderungen gab es? 

 Welche Diskussionen wurden in Gang gesetzt? 

 Welche Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? 

Nachfolgend die Antworten der befragten Lehrkräfte auf oben genannte Fragen: 

Welche positiven Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 Sich trauen, nein zu sagen 

 Bewusstseinsbildung 

 Stärkung des Selbstbewusstseins 

 Persönlicher Kontakt nimmt die Scheu, sich an die Einrichtung zu wenden 

 Gesprächsstoff unter den Jugendlichen 

Welche negativen Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 Rechte im Vordergrund, Pflichten im Hintergrund 

Welche Auswirkungen, Veränderungen gab es? 

 Bewusste Auseinandersetzung mit den Themen 

 Fortsetzung der Themen in Unterrichtseinheiten 

Welche Diskussionen wurden in Gang gesetzt? 

 Gespräch in der Klasse 

 Kinderrechte wurden wieder mehr ins Bewusstsein gerückt 

 Die Diskussionen beschränken sich auf Schule, Lehrkräfte, Kinder 



Ergebnisse 

 

Se i t e  | 205 

Welche Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? 

 Keine Entwicklungsschritte bei Gemeinde oder Eltern 

 Keine messbare und erfahrbare Entwicklung 

Die Antworten der ProbandInnen bestätigen These 11. So fördert die „kija“ Salzburg mit dem 

Projekt „kija on tour“ die Bewusstheit bezüglich Kinderrechte und setzt Diskussionen und 

Entwicklungen in Gang. 

 

These 12: Es wird angenommen, dass sich Eltern in der Erziehung nicht ausreichend unter-

stützt fühlen. 

Abschnitt 6 im Eltern-Fragebogen beinhaltet folgende zu These 12 Aufschluss gebende Fra-

gen: 

 Ich fühle/fühlte mich in der Erziehung meines Kindes/meiner Kinder ausreichend un-

terstützt 

 Ich wäre froh, wenn es mehr Beratung und Hilfe für die Erziehung geben würde 

 Es würde mir leichter fallen, die Kinderrechte einzuhalten, wenn ich mehr Unterstüt-

zung in der Erziehung hätte 

Die Antwortkategorien waren hier „ja“, „nein“ und „teils“. 

 

Tabelle 30: Unterstützung in der Erziehung – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Ich fühle mich in der Erziehung meines Kindes/meiner Kinder ausreichend unterstützt 

Ja 76 55,9 62,3 

nein 15 11,0 12,3 

teils 31 22,8 25,4 

Fehlend 14 10,3  

Total 136 100 100 

Wäre froh, wenn es mehr Beratung und Hilfe für die Erziehung geben würde 

Ja 15 11,0 12,5 

nein 50 36,8 41,7 

teils 55 40,4 45,8 
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Fehlend 16 11,8  

Total 136 100 100 

Es würde mir leichter fallen, die Kinderrechte einzuhalten, wenn ich mehr Unterstützung in der Erzie-

hung hätte 

Ja 5 3,7 4,1 

nein 83 61,0 68,6 

teils 33 24,3 27,3 

Fehlend 15 11,0  

Total 136 100 100 

 

 

Abbildung 37: Unterstützung in der Erziehung 

 

Abbildung 38: Wunsch nach mehr Beratung und Hilfe in der Erziehung 
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Tabelle 30 zeigt, dass 62,3% der befragten Eltern angeben, sich in der Erziehung ausrei-

chend unterstützt zu fühlen, 25,4% wählten die Kategorie „teils“. 12,3% fühlen sich nicht aus-

reichend unterstützt. 

12,5% der Elternteile wären über mehr Beratung froh, 41,7% beantworten diese Frage mit 

„nein“. Dass die Einhaltung der Kinderrechte leichter fallen würde, wenn es mehr Unterstüt-

zung gäbe, beantworten nur 4,7% der befragten Elternteile mit „ja“. 68,6% geben hier ein 

klares „nein“ an. 

Ein relativ großer Teil der Eltern fühlen sich in der Erziehung ausreichend unterstützt. Somit 

kann These 12, die annimmt, dass sich Eltern in der Erziehung nicht ausreichend unterstützt 

fühlen, nur zum Teil bestätigt werden. Allerdings sollten dem Drittel der Erwachsenen, wel-

ches sich teils oder nicht ausreichend unterstützt wird, mehr Hilfe und Beratung angeboten 

werden. 

 

These 13: Es wird angenommen, dass die „kija“ Veränderungen hinsichtlich Einstellungen 

zum Thema Kinderrechte und zum Umgang mit Kindern in der Schule und im Elternhaus 

bewirkt. 

In Abschnitt 3.2. des Eltern-Fragebogens wurden die Eltern gebeten einige Aussagen auf 

einer 4-stufigen Skala von „stimmt genau“ bis „stimmt gar nicht“ zu bewerten. Diese Antwor-

ten dienen unter anderem der Beantwortung von These 13: 

 Erst nach dem Projekt wurde mir bewusst, dass sich Kinder häufig in ihren Rechten 

verletzt fühlen 

 Das Projekt veränderte in positiver Weise meine Einstellung zum Thema Kinderrechte 

 Seit dem Projekt denke ich, dass mehr auf die Rechte der Kinder geachtet werden 

sollte 

 Ich versuche, die Kinderrechte mehr zu beachten 

 Ich versuche, mehr auf mein Kind/meine Kinder einzugehen 

 Ich selbst achte seit dem Projekt im Umgang mit Kindern mehr auf deren Rechte 

 Der Umgang mit meinen Kindern/meinem Kind hat sich zum Positiven verändert 
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Folgende Tabelle beinhaltet Fallzahlen und Häufigkeiten: 

 

Tabelle 31: Bewusstheit und Einstellung zu Kinderrechten – Häufigkeiten (Elternfragebogen) 

 N % Gültige % 

Nach dem Projekt wurde mir bewusst, dass sich Kinder häufig in ihren Rechten verletzt fühlen 

Stimmt genau 15 11,0 13,4 

Stimmt eher 21 15,4 18,8 

Stimmt eher nicht 52 38,2 46,4 

Stimmt nicht 24 17,6 21,4 

Fehlend 24 17,6  

Total 136 100 100 

Projekt veränderte positiv meine Einstellung zum Thema Kinderrechte 

Stimmt genau 12 8,8 10,8 

Stimmt eher 30 22,1 27,0 

Stimmt eher nicht 43 31,6 38,7 

Stimmt nicht 26 19,1 23,4 

Fehlend 25 18,4  

Total 136 100 100 

Seit dem Projekt denke ich, dass mehr auf Kinderechte geachtet werden sollte 

Stimmt genau 17 12,5 15,6 

Stimmt eher 44 32,4 40,4 

Stimmt eher nicht 31 22,8 28,4 

Stimmt nicht 17 12,5 15,6 

Fehlend 27 19,9  

Total 136 100 100 

Ich versuche, die Kinderrechte mehr zu beachten 

Stimmt genau 13 9,6 11,9 

Stimmt eher 52 38,2 47,7 

Stimmt eher nicht 29 21,3 26,6 

Stimmt nicht 15 11,0 13,8 

Fehlend 27 17,6  

Total 136 100 100 

Ich versuche, mehr auf mein Kind/meine Kinder einzugehen 

Stimmt genau 34 25,0 30,4 

Stimmt eher 49 36,0 43,8 

Stimmt eher nicht 13 9,6 11,6 

Stimmt nicht 16 11,8 14,3 

Fehlend 24 17,6  

Total 136 100 100 

Ich selbst achte seit dem Projekt im Umgang mit Kindern mehr auf ihre Rechte 

Stimmt genau 11 8,1 10,1 

Stimmt eher 41 30,1 37,6 

Stimmt eher nicht 37 27,2 33,9 

Stimmt nicht 20 14,7 18,3 

Fehlend 27 19,9  

Total 136 100 100 
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Der Umgang mit meinem Kind/meinen Kindern hat sich seit dem Projekt zum Positiven verändert 

Stimmt genau 5 3,7 4,7 

Stimmt eher 31 22,8 29,2 

Stimmt eher nicht 46 33,8 43,4 

Stimmt nicht 24 17,6 22,6 

Fehlend 30 22,1  

Total 136 100 100 

 

Wie aus Tabelle 31 ersichtlich, geben 32,2% der befragten Personen an, dass ihnen nach 

dem Projekt bewusst wurde, dass sich Kinder häufig in ihren Rechten verletzt fühlen (13,1% 

„stimmt genau“, 18,8% „stimmt eher“). Bei 37,8% der befragten Personen veränderte sich die 

Einstellung zum Positiven, nur 23,4% gaben hier „stimmt gar nicht“ an. 56% geben weiters 

an, dass mehr auf Kinderrechte geachtet werden sollte und 59,6% haben sich vorgenom-

men, selbst mehr auf Kinderechte zu achten („stimmt genau“/“stimmt eher“). 74,1% wollen 

versuchen, mehr auf die Kinder einzugehen (30,4% „stimmt genau“/ 43,8% „stimmt eher“). 

47,7% der befragten Personen stimmen der vorletzten oben genannten Aussage (eher) zu. 

Bei 34% der befragten Personen hat sich der Umgang mit dem Kind/den Kindern sogar zum 

Positiven verändert (4,7% „stimmt genau“, 29,3% „stimmt eher“). 

 

 

Abbildung 39: Bewusstsein bezüglich Verletzung der Kinderrechte 
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Abbildung 40: Einstellungsänderung nach dem Projekt 
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Fehlend 15 11,0  

Total 136 100 100 

 

Selbst in den Bus gekommen sind nur 4 der befragten 136 Personen, die restlichen Perso-

nen haben den kija-Infobus nicht besucht. Auf die Frage zur Sinnhaftigkeit des Projekts ant-

worten 60,5% der befragten Elternteile mit „ja“, 36,3% beantworten diese Frage mit „teils“. 

Nur 3,2% der befragten Elternteile (n=4) beantworten diese Frage eindeutig mit „nein“. Auf 

die Frage, ob es mehr Veranstaltungen dieser Art geben sollte, antworten 41,3% mit „ja“, 

44,6% mit „teils“. 14% der befragten Elternteile sind der Meinung, dass mehr Projekte in die-

ser Art nicht sinnvoll sind. 

 

Tabelle 33: Lehrer-Informationen zu „kija on tour" 

 N % Gültige % 

Waren Sie bereits beim Workshop in der Klasse dabei? 

Ja 9 81,8 81,8 

nein 1 9,1 9,1 

teils 1 9,1 9,1 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Waren Sie zufrieden mit dem Workshop? 

Ja 6 54,5 60,0 

nein 1 9,1 10,0 

teils 3 27,3 30,0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 

Ich bin selbst in den Informationsbus gekommen 

Ja 2 18,2 18,2 

nein 9 81,8 81,8 

Fehlend 0 0  

Total 11 100 100 

Ich finde dieses Projekt sinnvoll 

Ja 9 81,8 90,0 

nein 1 9,1 10,0 

Fehlend 1 9,1  

Total 11 100 100 

Es sollte mehr Veranstaltungen dieser Art geben 

Ja 4 36,4 36,4 

nein 7 63,6 63,6 

Fehlend 0 0 0 

Total 11 100 100 
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Es sollte mehr Veranstaltungen dieser Art speziell für Eltern geben 

Ja 10 90,9 90,9 

nein 1 9,1 9,1 

Fehlend 0 0 0 

Total 11 100 100 

 

Wie aus Tabelle 33 ersichtlich, waren 81,8% der befragten Lehrkräfte beim Workshop in der 

Klasse anwesend, jeweils eine Person war nicht bzw. teils anwesend. 6 von den 11 befrag-

ten Lehrkräften geben an, mit dem Workshop zufrieden gewesen zu sein, 3 beantworteten 

diese Frage mit „teils“ und nur eine Lehrkraft gibt an, nicht zufrieden gewesen zu sein. Im 

Infobus waren nur 2 der 11 befragten Lehrkräfte (18,2%). Auf die Frage zur Sinnhaftigkeit 

des Projekts antworten 9 der befragten 11 Lehrkräfte mit „ja“, eine Lehrkraft machte hierzu 

keine Angabe und eine Lehrkraft gibt an, das Projekt nicht sinnvoll gefunden zu haben. Auf 

die Frage ob es mehr Veranstaltungen dieser Art geben solle, antwortet ein Großteil der be-

fragten Lehrpersonen mit „nein“ (63,6%), auf die Frage ob es derartige Veranstaltungen für 

Eltern geben solle, antworten fast alle (10 von 11) der befragten Lehrpersonen mit „ja“. 

 

Tabelle 34: Zufriedenheit der Lehrpersonen mit dem Projekt 

 N % Gültige % 

 7 63,6 63,6 

  3 27,3 27,3 

 1 9,1 9,1 

Fehlend 0 0 0 

Total 11 100 100 

 

Tabelle 34 ist zu entnehmen, dass 7 der 11 befragten Lehrkräfte (63,6%) mit dem Projekt 

zufrieden, 3 zum Teil zufrieden und eine Lehrkraft nicht zufrieden war. 

 

Nachdem die Ergebnisse der Interviews und Fragebögen dargestellt wurden, sollen im Kapi-

tel 10 diese diskutiert, interpretiert, analysiert und Schlussfolgerungen aus den Ergebnissen 

vorgestellt werden. 
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11 Zusammenfassende Diskussion der Ergebnisse 

und Schlussfolgerungen 

Dieses Kapitel fasst die wesentlichen Ergebnisse der Auswertung der qualitativen, als auch 

der quantitativen Erhebung zu den einzelnen Forschungsfragen zusammen und diskutiert 

diese. In weiteren Punkten werden Implikationen für die Praxis, pädagogische Konsequen-

zen, die Kritik der Methodik, weitere Fragestellungen und Schlussfolgerungen besprochen. 

11.1 Zusammenfassung und Diskussion der Ergebnisse 

Ziel dieser Studie war es, die Wirkung von „kija on tour - wir kommen euch entgegen“ auf 

Erwachsene im Lungau zu überprüfen. Dabei stellte sich die Frage, ob nach 20 Jahren 

UN-Kinderrechtskonvention die Kinderrechte bei den Erwachsenen angekommen sind und 

inwieweit einzelne Rechte bekannt sind. Die Ergebnisse der Untersuchung machen deutlich, 

dass Kinderrechte bei den Erwachsenen durchaus bekannt sind, „kija on tour“ Wirkung zeig-

te, es aber trotz allem Vorbehalte bezüglich Kinderrechte gibt. Im Folgenden werden die ein-

zelnen Forschungsfragen und Annahmen der Reihe nach detailliert diskutiert und analysiert. 

11.1.1 Bekanntheit und Bewusstsein über die Kinderrechte 

Die Ergebnisse der Fragebögen und Interviews zeigen, dass Kinderrechte bei den Erwach-

senen im Lungau zwar bekannt, Eltern sich dieser aber nur teils bewusst sind. Wird ergrün-

det, welche Kinderrechte die Erwachsenen kennen, werden vor allem das Recht auf gewalt-

freie Erziehung, das Recht auf Bildung, das Recht auf Freizeit und das Recht auf Liebe und 

Zuneigung genannt. Kaum erwähnt werden das Recht auf Intimsphäre, Meinungsfreiheit und 

Mitspracherecht. Gerade aber in diesen Rechten fühlen sich Kinder und Jugendliche verletzt, 

wie Ergebnisse des LBS-Kinderbarometers (2006/07) zeigen. Diese Befunde stimmen mit 

der Befragung der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg (2009) überein. Im Rahmen 

des Projekts „kija on tour“ im Lungau antworten fast die Hälfte, auf die Frage, „ob die Mög-

lichkeit besteht, bei wichtigen Entscheidungen in der Schule oder im Ort mitzureden, mit 

„Nein“. Obwohl die meisten Eltern angeben, Kinderrechte seien ihnen bekannt, dominiert die 

Meinung „Es sei die Entscheidung der getrennten Eltern, ob das Kind zu beiden Eltern Kon-

takt hat“. Das kindliche Recht auf regelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare 

Kontakte zu beiden Elternteilen, soweit dies dem Wohl des Kindes nicht widerspricht, ist al-

lerdings im Artikel 9 der UN-Kinderrechtskonvention festgeschrieben (vgl. Unicef, 2010). Fast 

alle Eltern sind sich darüber einig, dass Gewalt in der Erziehung nicht zu billigen sei, den-
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noch sind beinahe ein Viertel der Meinung, dass eine „g‟sunde Watsch‟n niemanden scha-

de“. Die Ergebnisse der Studie lassen weitere Divergenzen erkennen. Einerseits sind die 

meisten der Befragten der Überzeugung, die Kinderrechte und ein spezielles Gesetz für Kin-

derrechte zu kennen, andererseits bestehen Defizite im Wissen über spezielle Kinderrechte. 

Ein Erklärungsansatz dafür wäre, dass die Einstellung zu Kinderrechten, aber auch die Be-

reitschaft sich mit diesen näher auseinander zu setzen, sehr individuell ist. Schließlich äußer-

ten mehrere Lehrkräfte den Wunsch einer Elternschule oder workshops in Verbindung mit 

den Eltern, da es schwierig sei, manche Eltern in Problembereiche mit einzubeziehen. Vor 

allem in schwierigen Familien trifft man laut Aussage einer Lehrperson auf eine große Mauer 

des Schweigens. „Kija on tour“ förderte durch ihre Projekte, der Medienpräsenz und Presse-

arbeit vor Ort die Bekanntheit und Bewusstheit über Kinderrechte bei den Erwachsenen im 

Lungau. Entsprechend verbesserte sich nach dem Besuch im Lungau die Bekanntheit der 

Kinderrechte bei den Erwachsenen. Trotz allem besteht die Herausforderung darin, die Be-

kanntheit und das Bewusstsein über Kinderrechte, bei Eltern von Kindern in sozial benach-

teiligten und kulturell marginalisierten Schichten, zu steigern, um langfristig Veränderungen 

zu erzielen. 

11.1.2 Verständnis von Gewalt bei Erwachsenen 

Obwohl den meisten Erwachsenen das Gesetz „Gewalt ist verboten“ bekannt ist, gibt beina-

he die Hälfte an, „dem Kind eine leichte Watsch´n zu geben“, sei erlaubt. Ein Drittel ist der 

Meinung „eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet“, fast ein Viertel der Befragten äu-

ßern, dass „Kinder um eine Ohrfeige betteln“ und etwas mehr als ein Drittel geben an, „was 

in der eigenen Familie vorgeht, geht niemanden etwas an“. Zu denken gibt die Tatsache, 

dass Erwachsene nicht selten glauben, bei solchen Sanktionen richtig gehandelt und keine 

Gewalt ausgeübt zu haben. Die Auswertungen einer aktuellen Studie zu Erziehungseinstel-

lung der Kinder- und Jugendanwaltschaft Oberösterreich 2009 bestätigt, eine „g„sunde 

Watsch´n“ gehört für viele noch immer zu Erziehungsmaßnahmen. 

Ungeachtet dessen, dass fast alle Erwachsene das gesetzliche Gewaltverbot kennen, er-

scheint es bedenklich, dass im Lungau zehn Prozent das Item „Gewalt ist gesetzlich verbo-

ten“ mit „Nein“ beantworten. Gerade diese Gruppe bei Aufklärung und Information zu errei-

chen, gestaltet sich als schwierig. Auch eine Studie des Bundesministeriums für Wirtschaft, 

Familie und Jugend (2009) bestätigt die Realität der Gewaltausübung an Kindern. So sollte 

Gewalt in der Erziehung nach wie vor von den Eltern ein bewusst eingesetztes Erziehungs-
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mittel sein. Demnach gilt etwa bei der Hälfte der österreichischen Eltern eine Ohrfeige als 

Sanktionsmittel. 

Diese Aussagen bekräftigen die Tatsache, dass Gewalt durchaus nach wie vor Realität ist 

und im Recht auf eine gewaltfreie Erziehung eindeutig Handlungsbedarf besteht. Die Kinder- 

und Jugendanwältin Andrea Holz-Dahrenstaedt begründet im Tätigkeitsbericht (2006/07) die 

erhöhte Gewaltbereitschaft mit einer Zunahme der Probleme in Familien und einer immer 

prekärer werdenden Lebenssituation von Kindern und Jugendlichen. 

Positiv zu bewerten sind die Ergebnisse bezüglich psychischer Gewalt. Obwohl etwa ein 

Viertel oder etwas weniger folgende Fragen wie „Du bist zu blöd für alles“, „Du bist behin-

dert“, „Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder in die Welt gesetzt“, „Mit dir muss 

man sich überall schämen“, als „keine Gewalt“ einstufen, bezeichnen der Großteil der Be-

fragten diese Aussagen als Gewalt. Die Studie der „Kija“ Oberösterreich 2009 dagegen kam 

zur Erkenntnis, dass in Oberösterreich die Mehrheit der Befragten mit Gewalt nur schwere 

Formen körperlicher Gewalt assoziiert. Weiter zeigten die Ergebnisse der oberösterreichi-

schen Studie, dass dort mehr als 40 Prozent das Gesetz „Gewalt ist verboten“ nicht kennen, 

im Gegensatz zur durchgeführten Studie im Lungau, wo fast alle der Befragten angeben, 

dieses Gesetz zu kennen. Ein Erklärungsansatz für die konträren Ergebnisse könnte das 

durchgeführte Projekt „kija on tour“ und die durchgedrungenen Informationen an die Eltern 

sein. Somit muss die Annahme, Erwachsene im Lungau würden das Gesetz Gewaltverbot 

kennen, verstünden darunter aber nur physische Gewalt, teils widerlegt oder teilweise ver-

worfen werden. 

11.1.3 Gespräche der Kinderrechte nach dem Besuch von kija Salzburg – Wie 

wurden diese erlebt? 

Die Analysen zeigen, dass die Kinderrechte nach dem Besuch der kija Salzburg bei den El-

tern, den Lehrpersonen, den SchülerInnen und in den Gemeinden ein wichtiges Gesprächs-

thema waren. Die Gespräche wurden unterschiedlich erlebt. Während ein Großteil der inter-

viewten Personen, aber auch der ProbandInnen der Fragebögen, die Konversationen als 

positiv befanden, standen einige kritisch, verärgert und abwehrend dem Thema gegenüber. 

Bei den Ergebnissen kristallisierte sich heraus, dass einige der Erwachsenen bezüglich Kin-

derrechte Vorbehalte haben. Auf diese wird in einem eigenen Punkt näher eingegangen. 

Auch die Kinder- und Jugendanwaltschaft wurde mit Vorbehalten vor und während dem Pro-
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jekt immer wieder konfrontiert, indem Aussagen erfolgten wie „Kinder sollten besser über 

Pflichten, anstatt über Rechte Bescheid wissen“. 

Alle vier InterviewpartnerInnen äußerten, dass das Projekt und die Kinderrechte in aller 

Munde waren. Die starke Medienpräsenz, Presseaussendungen, der Informationsbus und 

die Projekte erreichten eine hohe Anzahl von Kindern, aber auch Erwachsene. Besonders 

hervorgehoben wurde, dass diese Informationen und Gespräche ebenfalls Personen, die 

sonst kaum Zugang zu diesem Thema finden, erreichten. Etwa die Hälfte der Stichprobe der 

quantitativen Stichprobe gab Folgendes an: „Ich erhielt Informationen über Kinderrechte“, 

„Mein Kind erzählte über das Projekt und über Kinderrechte“, „Es folgten Diskussionen über 

Kinderrechte“ bzw. „Ich erhielt Broschüren und Informationsmaterial“. Im Lichte der schriftli-

chen Befragung muss jedoch der Eindruck, dass diese Gespräche neben Information auch 

Auseinandersetzung bewirkt haben, relativiert werden, da nur lediglich etwas mehr als ein 

Drittel denken, durch das Projekt besser über Kinderrechte informiert zu sein und mehr da-

rüber zu wissen, als vorher. 

Immerhin über 60 Prozent der Lehrkräfte gaben an, dass durch das Projekt die Kinderrechte 

Gesprächsthema zwischen Kindern und Lehrpersonen und unter den Kindern waren. Über 

70 Prozent haben nach dem Besuch der „kija“ mit den Kindern über Kinderrechte diskutiert. 

Wie aber wurden diese Gespräche erlebt? Während die InterviewpartnerInnen die Gesprä-

che durchaus positiv erlebten, empfanden manche der Lehrpersonen die Gespräche als ein-

seitig, zögerlich und wiesen auf Regeln und Pflichten der Kinder hin. Allerdings beurteilten 

auch einige der Lehrkräfte die Gespräche positiv, bereichernd und konstruktiv. Die Ergebnis-

se der Erwachsenen darüber, wie die Gespräche erlebt wurden, waren sehr unterschiedlich. 

Einerseits als aufschlussreich, interessant, offen, bereichernd und lehrreich empfunden, 

wurde der Austausch, andererseits als gemischt, fordernd, vorwurfsvoll und einseitig be-

zeichnet. 

Aus den Ergebnissen ist erkennbar, dass das Projekt „kija on tour“ Wirkung zeigte und viele 

Gespräche stattfanden. Schließlich erfolgten Information, Aufklärung und Austausch nicht 

nur in der Schule bei den workshops, beim Theater oder im Informationsbus, sondern diese 

drangen auch zu den Eltern, zu Lehrpersonen, zu politischen VertreterInnen, MultiplikatorIn-

nen und der Bevölkerung durch. Allerdings wurde deutlich, dass Erwachsene die Gespräche 

sehr unterschiedlich erlebten und teils aggressive und aufgebrachte Emotionen hervorriefen. 

Die Ergebnisse mahnen allerdings auch zur Bescheidenheit, da Informationen zwar zu den 
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Eltern durchdrangen, bei vielen aber keine bewusste Auseinandersetzung zur Folge hatte. 

Demnach sollte überlegt werden, wie die Informationen zukünftig noch verbessert werden 

könnten, um einen Großteil der Eltern zu erreichen und nicht nur Information, sondern zu-

sätzlich stärkere Auseinandersetzung mit diesen Themen nicht nur bei Kindern, sondern 

auch bei Erwachsenen zu erzielen. 

11.1.4 Diskussionen und Entwicklungen 

Einig sind sich alle InterviewpartnerInnen darüber, dass „kija on tour“ Diskussionen und Ent-

wicklungen zur Folge hatte. Entgegen der Aussage einer Lehrkraft, Diskussionen und Ent-

wicklungen würden sich auf Schule, Lehrpersonen und Kinder beschränken, wird in den 

meisten Interviews von einer enormen Breitenentwicklung gesprochen. Da Akzente Lungau 

Kooperationspartner der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg und vor Ort ist, nützen 

MitarbeiterInnen nach wie vor die Möglichkeit, diesbezügliche Entwicklungen zu beeinflus-

sen, mit zu planen und weiter zu verfolgen. Die Regionalstellenleiterin von Akzente und die 

interviewte Direktorin zeigen sich sehr engagiert, da ihnen das Wohl der Kinder und der Ju-

gendlichen mit ihren Rechten ein großes Anliegen ist. Seit dem Projekt gab es mehrere kon-

krete Entwicklungen in Bereichen der Jugendarbeit: Da sich laut einer aktuellen Umfrage der 

Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg (2009) Jugendliche im Mitspracherecht benachtei-

ligt fühlen, wird beim Aufbau von Jugendzentren im Besonderen darauf geachtet, Jugendli-

che in Entscheidungen mit einzubeziehen. Die Leiterin von Akzente erwähnte, den hohen 

Stellenwert der Kinderrechte bei diversen Gesprächen und Entwicklungen im gesamten 

Lungau, nach dem Projekt „kija on tour“. Konkrete Entwicklungen und Planungen finden in 

diversen Bereichen statt wie beispielsweise neue Schulhofgestaltung der Volks- und Son-

derschule Lasaberg in Tamsweg; der Gleichberechtigung für alle, egal ob LungauerIn oder 

MigrantIn, beeinträchtigt oder nicht beeinträchtigt; Nachmittagsbetreuung in der Schule; ra-

scheres Herantragen von Misshandlungen und Gewaltdelikten an zuständige Behörden. Ge-

nauere Informationen über Entwicklungen sind dem Kapitel 10.1.2, Seite 153 unter Vergleich 

und Konklusion einzelner Interviews zu entnehmen, da diese hier sehr ausführlich behandelt 

wurden. 

Die Ergebnisse zeigen unter anderem, dass das Projekt besonders für Schulen ein hohes 

Entwicklungspotential birgt, einerseits durch stärkeren Respekt und Wertschätzung im Um-

gang miteinander unter Lehrpersonen, unter Kindern, aber auch unter Lehrpersonen und 

Kindern, andererseits durch die Vorbildwirkung, indem LehrerInnen die Wahrung der Kinder-

rechte wie beispielsweise „alle Kinder sind gleich“ vorleben. Eine nicht zu unterschätzende 
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Wirkung ist eine Erhöhung der Sensibilität der Kinder und Lehrkräfte gegenüber Kinder-

rechtsverletzungen. 

Schließlich zeigt auch die Analyse der Lehrerfragebögen positive Auswirkungen des Projekts 

auf die Kinder. Das Projekt führte dazu: „Nein sagen trauen“, „Bewusstseinsbildung“, „Stär-

kung des Selbstbewusstsein“, „Persönlicher Kontakt nimmt die Scheu sich an eine Einrich-

tung zu wenden“, „Gesprächsstoff unter Jugendlichen und Kindern“, „Bewusste Auseinan-

dersetzung mit den Themen“, „Fortsetzen der Themen in Unterrichtseinheiten“. Hier wurden 

aber auch negative Auswirkungen genannt wie „Rechte im Vordergrund, Pflichten im Hinter-

grund“. 

Weitere Wirkungen von „kija on tour“ bezüglich Diskussionen und Entwicklungen werden aus 

folgenden Items ersichtlich: Alle der befragten Lehrpersonen gaben an, mit den Kindern und 

Jugendlichen nach dem Besuch der „kija“ noch diskutiert zu haben und 90 Prozent beant-

worten die Frage, ob sie mit den Kindern auch nach dem Projekt noch zur Thematik gearbei-

tet haben, mit ja oder teilweise. Dies lässt erkennen, dass die Informationen durch nochmali-

ges Diskutieren und Weiterbearbeitung verfestigt wurden und somit eher in Erinnerung blei-

ben. 

Die Auswertungen bestätigen die These, dass im Lungau während und nach dem Besuch 

von „kija on tour“ Diskussionen und Entwicklungen in Gang gesetzt wurden. 

11.1.5 Zufriedenheit mit den Kinderrechten 

Einig sind sich die InterviewpartnerInnen und Lehrpersonen darüber, dass sie mit den fest-

geschriebenen Rechten großteils zufrieden sind, aber noch Aufholbedarf an der Umsetzung 

besteht. Dies bekräftigt auch die UN-Kinderrechtskonvention. Obwohl die Rechte des Kindes 

von Österreich 1992 ratifiziert wurden, sind diese bis heute nicht in allen Belangen inner-

staatlich umgesetzt und in der Bundesverfassung verankert. Beinahe alle Eltern geben je-

doch an, mit dem Zustand der Kinderrechte teils oder sehr zufrieden zu sein. Entgegen den 

Aussagen der oben genannten Personen, beantworten etwa 80 Prozent der Eltern die Frage 

„Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung der Kinderrechte“ mit teils/teils und nur 6 Prozent 

mit nicht zufrieden. Ein Elternteil bemerkte: „Bei uns in der Umgebung ist alles okay. Ich fin-

de wenn man ein intaktes Familienleben hat, braucht man keine Gesetze“. Zu speziellen 

Fragen über die Zufriedenheit bezüglich Gewalt antwortete ein Drittel mit nicht zufrieden und 

etwa zwei Drittel mit teils/teils. Bedenklich erscheint, dass auch hier fast zehn Prozent mit 
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der Umsetzung bezüglich Gewalt zufrieden sind. Dies korrespondiert wiederum mit jenen 

zehn Prozent, die aussagen, Gewalt in der Erziehung sei zu billigen oder es sei erlaubt, dem 

Kind eine ordentliche Watsch‟n zu geben. Auch das Item Zufriedenheit bezüglich der Umset-

zung von Spiel- und Freizeitmöglichkeiten beantworten zwei Drittel mit teils/teils und nur et-

wa ein Viertel mit sehr zufrieden. Dies stimmt wiederum mit den Aussagen eines Interview-

partners überein, dass es im Lungau zwar viele Vereine, aber zu wenig spezielle Freizeit- 

und Jugendeinrichtungen gibt, wo sich Kinder und Jugendliche richtig austoben können. 

11.1.6 Handlungsbedarf 

Während InterviewpartnerInnen aus pädagogischen und sozialen Berufen großen Hand-

lungsbedarf dahingehend sehen, in Sozialbereiche zu investieren, um Kinderrechte besser 

umgesetzt zu wissen, appelliert eine Person aus dem politischen Bereich auf mehr Selbst-

verantwortung in Familie und Gesellschaft. Einen Erklärungsansatz dafür, sieht diese Person 

darin, dass Gemeinden und Politik nicht alles übernehmen und alle Probleme kompensieren 

können. Im Konkreten nennen die InterviewpartnerInnen Handlungsbedarf in diversen Berei-

chen wie Mitspracherecht, Überprüfung über die Einhaltung der Kinderrechte, Integration, 

Verbesserung der eingefahrenen Strukturen in Schulen, den Gemeinden und der Gesell-

schaft, Freizeitangebote und Betreuungsplätze für psychotherapeutische Beratung. Genaue-

re Aussagen und Erklärungen der Interviews über den Handlungsbedarf im Lungau ist wie-

derum dem Punkt 10.1.2, Seite 153 zu entnehmen. 

Die Eltern führen in den offenen Antworten der Fragebögen unter anderem finanzielle Unter-

stützung, Freizeitangebote, Kinderturnen, Unterstützung bei Gerichtsverfahren, Medienauf-

klärung, Drogen-, Gewalt- und Alkoholprävention an. Die Lehrpersonen sehen Verbesse-

rungsbedarf in folgenden Punkten: Scheidungsrecht, Vertrauensperson bereitstellen, Eltern 

bei Aufklärung und Information mit einbeziehen, im Dialog über Rechte, als auch Pflichten zu 

diskutieren. 

Die Auswertungen bestätigen die These, dass trotz Information und Aufklärung Handlungs-

bedarf in verschiedenen Bereichen der Kinderrechte besteht. 

11.1.7 Vorbehalte 

Neben Zustimmung und Begeisterung über das Projekt, gab es auch Vorbehalte und kriti-

sche Stimmen bezüglich der Kinderrechte. Mit diesen wurde nicht nur „kija on tour“, sondern 

auch der Verein Akzente vor Ort konfrontiert. Vorwiegend unmittelbar nach dem Projekt wa-
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ren einige Eltern empört darüber, dass ihre Kinder jetzt zwar über ihre Rechte Bescheid 

wüssten, nicht aber über ihre Pflichten. Manche Eltern äußerten bei der Kooperationsstelle 

Akzente: „Kinder sollten erstmals über ihre Pflichten aufgeklärt werden, dann über ihre Rech-

te“. Nach einem ersten Luftablassen folgten laut der Regionalstellenleiterin jedoch meist 

konstruktive Gespräche. Häufig wird mit den Kinderrechten vorerst die Vorstellung verbun-

den, Kindern sei es nunmehr erlaubt, den Erwachsenen „auf dem Kopf herum zu tanzen“. 

Bei näherer Betrachtung stellt sich diese Auffassung meist als Missverständnis heraus. Die-

se Meinung teilt auch Jörg Maywald, Geschäftsführer der Deutschen Liga für das Kind und 

Sprecher der National Coalition für die Umsetzung der Kinderrechte in Deutschland. Bei ei-

nem Vortrag (2007) in Zürich vertrat er die Meinung, dass die Anerkennung des Kindes als 

Träger eigener Rechte zwar Ausdruck für einen tief greifenden Wandel im Verhältnis der 

Erwachsenen zu den Kindern sei, dies aber nicht bedeute, jeder Wunsch des Kindes sei Be-

fehl. Maywald bezeichnet den Wandel als einen Übergang zu einem neuen Generationsver-

hältnis, indem anstelle der Unterordnung des Kindes unter den Willen und die Macht der El-

tern eine Beziehung auf der Basis gleicher Grundrechte tritt. Dabei nehmen Würde und 

Rechte des Kindes neben denen der Erwachsenen einen selbstverständlichen Platz ein. 

Dies habe den Vorteil, dass später auch die Eltern von ihren Kindern würdevoll behandelt 

werden (vgl. Maywald, 2007). 

Aus den Ergebnissen der Fragebögen der Eltern wurde sichtbar, dass etwa ein Drittel ange-

ben kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt sind, etwas mehr als ein Drittel besitzen die 

Überzeugung, „Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene“ und „Wir sollten lieber über 

Pflichten diskutieren und weniger über deren Rechte“. Etwas mehr als zwei Drittel äußern, 

„Welche Rechte Kinder haben sollten, sollte von den Eltern bestimmt werden und nicht von 

der Politik“ oder „Kinder haben genug Rechte“. Entgegen den Eltern sind nur 10 Prozent der 

Lehrpersonen der Meinung „Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutieren und 

weniger über ihre Rechte“. Allerdings geben über zwei Drittel der Lehrkräfte an, Kinder hät-

ten genug Rechte. Obwohl die meisten der Lehrpersonen mit dem Projekt insgesamt sehr 

zufrieden waren, findet ein Drittel, dass Workshopleiter zuviel von Rechten und zu wenig von 

Pflichten gesprochen haben. 

Die Analyse der Untersuchung zeigt deutlich, dass Vorbehalte gegenüber Kinderrechten be-

stehen. Welche Gründe aber stecken hinter diesen Vorbehalten? Die Ergebnisse der Inter-

views wurden bereits im Kapitel 10.1.2, S. 157 unter Vergleich und Konklusion einzelner In-

terviews abgehandelt. Eltern nannten folgende Gründe für Vorbehalte: Kindern würde sehr 

viel Freiheit eingeräumt, Kinder bräuchten Zeit und Liebe und keine Gesetze, Kinder schätz-
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ten ihre Eltern nicht mehr und tanzen ihnen auf der Nase herum, heute sei es sehr schwer 

Kinder zu erziehen, die Meinung, es wäre besser die Eltern über die Kinderrechte aufzuklä-

ren, die Gesetze der eigenen Kinder sollten von den Eltern selbst gestaltet sein, in der Um-

gebung und im Umfeld sei alles okay, bei einem intakten Familienleben braucht man keine 

Gesetze, der Irrglaube darüber, Kinder hätten jetzt Rechte, aber keine Pflichten mehr. 

Schließlich wurde die Aufgebrachtheit einiger Eltern bei Beantwortung der Fragebögen in 

persönlichen Rückmeldungen sichtbar. So schrieben Eltern Folgendes (zwei ausgewählte 

Beispiele): „ Den Kindern sollte auch gelehrt werden, wenn man Rechte hat, hat man auch 

Pflichten! Unser Kind war nach dem Vortrag in der Schule verwundert, als wir es aufmerk-

sam machten, dass auch Eltern Rechte haben, denn darüber hatte es nichts gehört. Das ist 

ein großes Problem, denn in den Schulen, in der Lehre usw. überall glauben die Kinder, sie 

haben nur Rechte und die Erwachsenen nur mehr Pflichten ohne Rechte!!!“ 

Ein weiteres Beispiel: „Frage: Haben Sie selbst Kinder? Meine Tochter ist 15, schwieriges 

Alter, Ausgehen beginnt, sagt Mama Ja, antwortet Kind super, antwortet Mama aber mit 

Nein, kommt die Forderung vom Kind, es ist mein Recht ich darf bis 24.00 Uhr usw. und 

droht mit dem Jugendamt. Wo bleiben die Rechte der Eltern einfach „Nein“ zu sagen?“. 

Schließlich äußerten auch Lehrpersonen Vorbehalte hinsichtlich der Aufklärung. Es reiche 

nicht, nur mit Kindern und PädagogInnen zu reden oder workshops zu veranstalten. Man 

vergesse dabei die Eltern. Demnach appellieren mehrere Lehrkräfte für Elternfortbildung 

oder einer Elternschule. 

Wie aus der Auswertung ersichtlich, äußern einige der Eltern Vorbehalte gegenüber Kinder-

rechte. Trotz allem finden es fast 90 Prozent der Eltern gut und wichtig, sich mit den Rechten 

der Kinder auseinanderzusetzen und Kinder über ihre Rechte aufzuklären. Diese Aussagen 

bestätigen die These der Regionalleiterin Akzente und des Geschäftsführers der Deutschen 

Liga für das Kind und Sprecher der National Coalition Maywald, dass sich bei näheren Be-

trachten die Vorbehalte relativieren. Trotz allem müssen diese ernst genommen werden. 

Vielleicht bewirken aber gerade kritische Auseinandersetzung Veränderung im Bewusstsein 

über Kinderrechte und haben so Einstellungsänderung zur Folge. 
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11.1.8 Einstellungsänderung und Erweiterung des pädagogischen Wissens 

Die interviewten Personen sind sich darüber einig, dass Einstellungsänderung und Erweite-

rung des pädagogischen Wissens nicht von heute auf morgen erfolgt und dies vieler Impulse 

und Akzente bedarf. 

Überraschend erscheint in der Analyse der Eltern, dass trotz Vorbehalten fast 40 Prozent 

angeben, das Projekt veränderte ihre Einstellung zum Thema Kinderrechte positiv und dass 

mehr als die Hälfte seit dem Projekt denken, dass mehr auf Kinderrechte geachtet werden 

sollte. 50% sagen sie selbst würden seit dem Projekt im Umgang mit Kindern mehr auf ihre 

Rechte achten und der Umgang mit den eigenen Kind/ Kindern hätte sich seit dem Projekt 

zum Positiven verändert. Weiter sind über ein Viertel der Meinung, dass sie sich nach dem 

Projekt bewusst wurden, dass sich Kinder häufig in ihren Rechten verletzt fühlen. Auch bei 

den Lehrpersonen äußern über ein Drittel, die Einstellung zum Thema Kinderrechte habe 

sich seit dem Projekt zum Positiven verändert. 

Diese Aussagen lassen erkennen, dass „kija on tour“ trotz Vorbehalten Veränderungen hin-

sichtlich der Einstellungen zum Thema Kinderrechte und zum Umgang mit Kindern bewirkte. 

Da die Befragung etwa ein Jahr nach dem Projekt erfolgte, kann vermutet werden, dass es 

sich dabei um langfristige und nicht nur um kurzfristige Veränderungen handelt. Inwiefern 

allerdings das pädagogische Wissen erweitert wurde, bleibt zu hinterfragen, da es stark von 

einzelnen Personen abhängt, inwiefern sie sich mit Kindern und der Erziehung auseinander-

setzen und diese reflektieren. Im besten Fall kann davon ausgegangen werden, dass auch 

das pädagogische Wissen erweitert wird, wenn es zu einer positiven Einstellungsänderung 

kommt. Dieses Wissen erfolgt bewusst oder unbewusst. Haben Eltern eine positive Einstel-

lung zu Kinderrechten und ihren Kindern, besteht eher die Möglichkeit, dass sich diese auch 

auf den Umgang mit den Kindern in positiver Weise auswirkt. 

11.1.9 Unterstützung in der Erziehung 

Auf die Frage, ob sich Eltern in der Erziehung ihrer Kinder ausreichend unterstützt fühlen, 

antworten immerhin über ein Drittel mit teils oder nein. Fast zwei Drittel wären froh, wenn es 

mehr Beratung und Hilfe für die Erziehung geben würde. Über einem Drittel würde es leichter 

fallen, die Kinderrechte einzuhalten, wenn sie mehr Unterstützung in der Erziehung hätten. 

Schließlich fordern auch die Kinder- und Jugendanwaltschaften im Maßnahmenkatalog ein 

österreichisches Sozialwesen, das Eltern in der Erziehung finanziell und praktisch unterstützt 

und Kindern das vielfältige Zusammenleben so leicht wie möglich macht. Sollte das Auf-
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wachsen im ursprünglichen familiären Zusammenhang nicht möglich sein, muss der Staat für 

den bestmöglichen Schutz und für die optimale Versorgung von Kindern oder Jugendlichen 

vollkommen aufkommen (vgl. Kinder- und Jugendanwaltschaft, Tätigkeitsbericht, 2007). 

Die Aussagen der Studie stützen die These, dass sich Eltern in der Erziehung nicht ausrei-

chend unterstützt fühlen nur teilweise. Trotz allem sollten jene Personen, welche mehr Un-

terstützung fordern, ernst genommen werden, und daraus Konsequenzen erfolgen. Dabei 

stellt sich die Frage, inwieweit der Lungau Fortbildungen und Beratungen für Eltern anbietet 

und ob diese überhaupt in Anspruch genommen werden? 

11.1.10 Lungau „Kinderfreundliche Gemeinden“ 

Diese Frage wurde im Kapitel 10.1.2 Vergleich und Konklusion einzelner Interviews auf Seite 

161 sehr ausführlich beantwortet. 

11.1.11 Projekt „kija on tour“ 

Alle interviewten Personen äußern eine hohe Qualität des Projekts mit Breitenwirkung, wel-

ches einen wertvollen Beitrag zur Verbesserung der Umsetzung der Kinderrechte bewirkt. 

Sowohl die Eltern, als auch die LehrerInnen antworteten in den Fragebögen mit fast 100 

Prozent, dass das Projekt sinnvoll sei. Über 80 Prozent der Eltern sind der Meinung, dass es 

mehr Veranstaltungen dieser Art geben sollte. Etwas mehr als ein Drittel der Lehrpersonen 

wünschen sich mehr Veranstaltungen dieser Art. Bemerkenswert scheint, dass sich 90 Pro-

zent der LehrerInnen für mehr Veranstaltungen dieser Art für Eltern aussprechen. Dies be-

kräftigt wiederum die Aussage einer Lehrperson, dass es schwierig sei, Eltern in Problembe-

reiche mit einzubeziehen, da man vor allem in problematischen Familien auf eine große 

Mauer des Schweigens trifft. Weiter sind kaum Eltern, aber immerhin fast 20 Prozent der 

Lehrkräfte in den Informationsbus gekommen. 

Die Zusammenfassung und Diskussion der Ergebnisse lassen eine breite Wirkung des Pro-

jekts „kija on tour“ im Lungau erkennen. Was bedeutet dies aber für die Praxis und welche 

weiteren Implikationen sind notwendig, um nicht nur kurz-, sondern langfristig Veränderun-

gen in den Kinderrechten und deren Umsetzung zu erzielen? Der nächste Punkt versucht 

aufgrund der Ergebnisse einen Beitrag dazu zu leisten, diese Fragen zu beantworten. 
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11.2 Implikationen für die Praxis – Pädagogische Konsequenz 

Dieser Abschnitt gliedert sich in zwei Teile. Zunächst werden Implikationen angeführt, wel-

che sich unmittelbar aus der Befragung und deren Resultate ergeben. Danach wird versucht 

anhand von Berichten, Aussagen und Ergebnissen über das Projekt „kija on tour“ Schluss-

folgerungen zu ziehen und Implikationen zu formulieren. 

11.2.1 Implikationen aus den Ergebnissen der Studie 

Anhand der Ergebnisse der Studie wird ersichtlich, dass gerade in den Bereichen Gewalt, 

Missbrauch, Mitspracherecht, Spiel- und Freizeitmöglichkeiten und Gleichberechtigung aller 

Personen Handlungsbedarf besteht. 

Da die Ergebnisse dieser Studie und die Befragung der Kinder- und Jugendanwaltschaft im 

Lungau (2008) bezüglich Forderung nach mehr Spiel- und Freizeitmöglichkeiten überein-

stimmen, könnte direkt an den Wünschen und Anregungen der Kinder und Jugendlichen im 

Alter zwischen 11 und 14 Jahren angesetzt werden. Die Anliegen lauten in den verschiede-

nen Gemeinden folgendermaßen: bessere Sportbedingungen und Plätze, Spielplatz, mehr 

Kontakt und Angebote für die Jugend, mehr Freizeitangebote, Skaterpark, Disco in der Nä-

he, Kino, Begegnungsplatz für Kinder und Jugendliche (vgl. Vergleich und Konklusion der 

einzelnen Interviews, S. 157). Bei Umsetzung dieser Maßnahmen sollten Kinder und Ju-

gendliche in Planungen und Entscheidungen mit einbezogen werden, um das „Mitsprache-

recht“ zu gewährleisten und den Betroffenen das Gefühl zu geben, wichtig und ernst ge-

nommen zu werden. 

Im Besonderen ist dem sensiblen Thema „Gewalt, Missbrauch und Misshandlung“ entgegen 

zu wirken. Obwohl in Österreich seit 20 Jahren das Verbot besteht, Gewalt als Erziehungs-

mittel einzusetzen und „kija on tour“ bereits einen wichtigen Beitrag zur Aufklärung und Sen-

sibilisierung leistete, besteht noch enormer Bedarf, Verbesserungen in diesen Bereichen zu 

erzielen. Der erhöhten Gewaltbereitschaft mit einer Zunahme der Probleme in Familien und 

der immer prekärer werdenden Lebenssituation der Kinder und Jugendlichen, wie dies die 

Salzburger Kinder- und Jugendanwältin Andrea Holz-Dahrenstaedt beschreibt, muss Einhalt 

geboten werden. Gewalt an Kindern darf nicht länger „Privatsache“ sein. Schließlich sind alle 

gefordert, sich für eine Erziehungshaltung einzusetzen, die Kindern mit Liebe und Respekt 

begegnet. Erziehungsmethoden, die physische und psychische Strafen verharmlosen, dürfen 

nicht länger gesellschaftlich toleriert werden. Dabei ist jede/r Einzelne, die Gesellschaft und 

die Politik gefordert, etwas beizutragen, sich gegen Gewalt, Missbrauch und Misshandlung 
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einzusetzen und sensibel darauf zu reagieren. Damit Bewusstseinsbildung und Sensibilisie-

rung erfolgt, bedarf es ausreichender Unterstützungsangebote und Maßnahmen. So sollten 

diese Themen auch weiterhin in Schulen, in Medien und in Beratungseinrichtungen behan-

delt werden. 

Aufgrund der Analysen der Studie, sollte mehr Unterstützung der Eltern erfolgen. Allerdings 

wäre vorerst in einer weiteren Untersuchung zu evaluieren, in welchen Bereichen und in wel-

cher Art und Weise die Befragten Unterstützungen wünschen. Weiter ist zu klären inwieweit 

im Lungau Beratungseinrichtungen und Hilfestellungen bereits vorhanden sind und ob diese 

überhaupt in Anspruch genommen werden. Auch hier besteht die Herausforderung, jene 

Personen zu erreichen, welche Kinder nicht mit einer wertschätzenden und empathischen 

Haltung gegenübertreten und Kinderrechte missachten. Bei Unterstützung hinsichtlich der 

Erziehung ist auch die Politik gefordert, Strukturen und Systeme zu schaffen, um Erziehung 

und Begleitung der Kinder zu erleichtern und um Familie und Beruf besser vereinbaren zu 

können. Gerade dieser Bereich wird bei den Interviews aufgrund finanzieller Ressourcen und 

mangelnder Kooperation als nicht ganz einfach angesehen. 

Aus der durchgeführten Studie ergibt sich eine weitere pädagogische Implikation. Gerade 

Eltern wünschen sich mehr Veranstaltungen dieser Art nicht nur für Kinder, sondern auch für 

Erwachsene. Auch ein Teil der Lehrpersonen plädiert für mehr Fortbildungen dieser Art für 

Eltern, für das Einbeziehen der Eltern oder für eine Elternschule, um gerade Problemfamilien 

zu erreichen. 

11.2.2 Implikationen aus dem Projekt „kija on tour“ 

Das Projekt „Kija on tour“ hatte nicht nur zum Ziel einen einmaligen Besuch in den Gemein-

den und Gauen abzustatten, sondern möchte längerfristig eine kija-Anlaufstelle in den Regi-

onen aufbauen. Laut Kinder- und Jugendanwaltschaft (2010) sind gerade niederschwellige 

Beratungseinrichtungen in den regionalen Bezirken für Kinder und Jugendliche stark unter-

repräsentiert. 

Eine weitere Implikation besteht darin, strukturelle Defizite und Bedürfnisse auszuloten, wel-

che im Rahmen von „kija on tour“ aufgrund von Gesprächen mit Jugendlichen, ExpertInnen 

und MultiplikatorInnen eruiert wurden. Schließlich sollen ähnlich einem Jugendleitbild, Pro-

jekte und Maßnahmen ausgearbeitet werden, um die Lücken im psychosozialen Netz zu 

schließen. Im Lungau ist der Verein Akzente vor Ort, welcher ein wichtiger Kooperations-
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partner für die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist. „Kija on tour“ nützt dabei den Kontakt zu 

politisch Verantwortlichen, sowie mit kinder- und jugendrelevanten Institutionen und Organi-

sationen, um die Netzwerkarbeit auszubauen. 

Die kija Salzburg führte im Laufe der zwei Jahre begleitend zur Tour Befragungen rund um 

Kinderrechte durch. Dabei beteiligten sich 1.538 Kinder und Jugendliche. Nach Auswertung 

der Ergebnisse werden diese an die zuständigen BürgermeisterInnen übermittelt. Anregun-

gen im Bereich der Freizeitgestaltung leitet die kija Salzburg an die Regionalstellen von Ak-

zente weiter, welche einzelne Punkte weiterverfolgen. 

In allen Bezirken war das Thema Gewalt und Mobbing überproportional vertreten. Die Kin-

der- und Jugendanwaltschaft reagierte bereits mit den ersten Schritten auf dieses Problem, 

indem an einigen ausgewählten Schulen in den fünf Bezirken das Theaterprojekt „Selber 

Schuld“ gezeigt wird. 

Obwohl das Projekt „kija on tour“ eine große Zielgruppe erreichte und viele Maßnahmen 

setzte, wird aus den oben genannten Punkten ersichtlich, dass auch weiterhin Handlungsbe-

darf besteht, Implikationen und pädagogische Konsequenzen erforderlich sind. 

 

Das folgende Kapitel beschäftigt sich mit einer methodisch kritischen Reflexion des Untersu-

chungsverfahrens und der vorliegenden Untersuchung. 

11.3 Methodisch kritische Reflexion 

Zunächst muss erwähnt werden, dass bei Planung und Durchführung der Untersuchung ver-

sucht wurde, die Richtlinien einer empirischen Erhebung zu beachten. Trotzdem konnten in 

der vorliegenden Forschungsarbeit Fehler und Schwächen nicht ganz ausgeschlossen wer-

den. 

Ein Kritikpunkt betrifft die Tatsache, dass der Fragebogen relativ lang ist und viele Fragen 

beinhaltet. Zum Teil wurden Fragen nicht beantwortet. Durch weniger Fragen hätten die 

Missings vielleicht reduziert werden können. 
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Weiter weist der Fragebogen einige offene Fragen auf. Diese beantworteten nur ein Teil der 

ProbandInnen. Allerdings trugen gerade die ausgefüllten offenen Fragen wesentlich zur Be-

antwortung der Forschungsfragen und Thesen bei. Eine geringere Anzahl an geschlossenen 

Fragen und somit ein kürzerer Fragebogen hätte diesen Punkt unter Umständen entgegen-

gewirkt. 

Die meisten Items waren verständlich und klar. Trotz allem gibt es bei einzelnen Items Ver-

besserungsvorschläge, da diese zu plakativ oder unklar formuliert waren. So führte das Item 

„Ich finde es unproblematisch, Tagebücher und Briefe von Kindern unerlaubt zu lesen“ viel-

leicht zum Missverständnis, da zwei Mal negative Formulierungen verwendet wurden. Auf 

ein weiteres Item hätte im Rahmen der Befragung näher eingegangen werden sollen, um 

gezielter Informationen zu erhalten. Die Aussage „Ich fühlte mich in der Erziehung meines 

Kindes/meiner Kinder ausreichend unterstützt“ gestaltet sich als sehr plakativ und wurde von 

vielen mit „Ja“ beantwortet. Hier wäre interessant, von wem sich die Eltern unterstützt fühlten 

und in welchen Bereichen sie mehr Hilfe wünschen. Auf diese Frage im Erhebungsinstru-

ment näher einzugehen, hätte allerdings den Rahmen der Arbeit gesprengt. 

Bei Beantwortung einiger Fragen könnte „soziale Erwünschtheit“ eine Rolle gespielt haben 

wie beispielsweise bei folgenden Items „Wenn alles zu viel wird, kann es vorkommen, dass 

mir die Hand ausrutscht“. Nur ein geringer Teil der Befragten beantworteten diese Frage mit 

„Ja“. Erstaunlich viele gaben an, zu wissen, dass die Androhung von Drohgebärden auch 

Gewalt ist. Dafür könnte ein Erklärungsansatz soziale Erwünschtheit sein, da die For-

schungsarbeit im Rahmen der Kinder- und Jugendanwaltschaft stattfand und Eltern Konse-

quenzen erwarten oder aber das Projekt „kija on tour“ wesentlich zur Aufklärung bezüglich 

physischer und psychischer Gewalt beigetragen hat. 

Das Untersuchungsinstrument „Interview“ hätte etwas enger gefasst und besser strukturiert 

werden können, da die Auswertung ergab, dass einige Informationen keiner Kategorie und 

Forschungsfrage zugeordnet werden konnten. Allerdings fanden durch das wenig strukturier-

te Interview sehr offene Gespräche und Diskussionen statt. Durch Zusatzerklärungen konn-

ten Einstellungen der Interviewten herausgefunden werden. Schließlich flossen diese Infor-

mationen auch in die Ergebnisse mit ein, obwohl sie teilweise nicht direkt die Forschungsfra-

ge beantworten. 

Ein weiterer Kritikpunkt zeigt sich darin, dass die Untersuchung keine echte Wirkungsstudie 

darstellt. Dafür hätte ein vorher-nachher Vergleich stattfinden müssen. Das hieße im Konkre-
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ten, Fragestellungen werden vor dem Start und nach dem Ende des Projekts „kija on tour“ 

beantwortet. Aufgrund dessen, dass das Forschungsstipendium erst nach Beginn des Pro-

jekts ausgeschrieben wurde, es außerdem den Zeitrahmen und das Ausmaß dieser Arbeit 

gesprengt hätte, war dies nicht möglich. 

Schließlich muss auch betont werden, dass die Ergebnisinterpretation eine subjektive Sicht 

darstellt. 

Trotz methodischer Schwächen der Arbeit ergeben sich aus der Studie wesentliche Erkennt-

nisse für die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg. Da im Bereich der Kinderrechte be-

züglich Bekanntheit noch kaum Forschungen stattfanden und das Projekt „kija on tour“ erst-

mals evaluiert wurde, ergeben sich einige interessante Fragen und Problemstellungen. Es 

bleibt die Aufgabe künftiger Forschungsarbeiten weitere Fragestellungen zu beantworten. Im 

nächsten Punkt wird versucht, weiterführende Fragestellungen zu definieren. 

11.4 Weiterführende Fragestellungen 

Eine weitere interessante Fragestellung wäre, die Bekanntheit der Kinderrechte und Wirkung 

von „kija on tour“ im Stadt-Land Vergleich oder zwischen verschiedenen Schultypen wie 

Hauptschule und Gymnasium herauszuarbeiten. Hier könnte zusätzlich auf das Kommunika-

tionsverhalten zwischen Eltern und Kinder in unterschiedlichen Regionen und Schulen ein-

gegangen werden. 

Um noch spezifischer auf die Wirkung von „kija on tour“ einzugehen, könnten Untersuchun-

gen zwischen Regionen in Salzburg, wo das Projekt stattfand, und Regionen in anderen 

Bundesländern, wo „kija on tour“ nicht stattfand durchgeführt werden. 

Da die Untersuchung ergab, dass es massive Vorbehalte gegenüber Kinderrechte und es 

dafür unterschiedlichste Gründe gibt, könnten in einer weiteren Befragung diese genauer 

analysiert werden. Interviews der Eltern hätten nähere Erklärungen zum Ziel. So könnte Vor-

behalte in weiteren Projekten entgegengewirkt werden. 

Gerade im Punkt Gewalt sind neue Fragestellungen zu finden, um der erhöhten Gewaltbe-

reitschaft, wie es Kinder- und Jugendanwälte bezeichnen, entgegenzuwirken. Hier könnten 

Fragen lauten: Warum steigt die Gewaltbereitschaft? Wie können bei Aufklärung und Infor-
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mation jene 10 Prozent erreicht werden, die der Überzeugung sind, Gewalt sei gesetzlich 

erlaubt und diese immer noch als Erziehungsmittel einsetzen? 

Immerhin wären über die Hälfte froh darüber, wenn es mehr Beratung und Hilfe für die Er-

ziehung geben würde. Dabei stellt sich die Frage, inwieweit der Lungau Fortbildungen und 

Beratungen für Eltern anbietet und ob diese überhaupt in Anspruch genommen werden. Wei-

terführende Fragestellung könnten lauten: „Welche Art von Beratung und Hilfe wünschen 

sich die Eltern?“ und „In welchen Bereichen sollte diese erfolgen?“. Zusätzlich wäre das Be-

ratungs- und Hilfsangebot im Lungau zu evaluieren. Mit diesen Ergebnissen könnten geziel-

ter Implikationen und Maßnahmen getroffen werden. 

Nachdem über weiterführende Fragestellungen diskutiert wurde, folgt das abschließende 

Kapitel Schlussfolgerungen und Ausblick. 

11.5 Schlussfolgerungen und Ausblick 

In diesem Kapitel werden einige der Ergebnisse nochmals kurz zusammengefasst und aus 

diesen Schlussfolgerungen abgeleitet. 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit war es, herauszufinden inwieweit die Kinderrechte nach 20 

Jahren UN-Kinderrechtskonvention bei den Erwachsenen angekommen sind und welche 

Wirkung das Projekt „kija on tour - wir kommen euch entgegen!“ auf Erwachsene zeigte. Die 

Resultate der qualitativen und quantitativen Untersuchung der Studie stützen die Thesen, 

dass die Bekanntheit der Kinderrechte durch das Projekt stiegen, dieses Gespräche, Diskus-

sion und Entwicklungen zur Folge hatte. Aufgrund Information und Auseinandersetzung mit 

den Kinderrechten kam es bei einem Teil der Erwachsenen zu einer pädagogischen Wis-

senserweiterung und Einstellungsänderung. Allerdings sei nochmals erwähnt, dass alleinige 

und einmalige Information nicht unbedingt zur Wissenserweiterung und Einstellungsände-

rung führt. Gerade deswegen sind weitere Implikationen notwendig, um langfristig Verände-

rungen im Bewusstsein und Verhalten hervorzurufen. 

Einerseits ergab die vorliegende Studie, dass Erwachsene sehr interessiert und aufge-

schlossen gegenüber Kinderrechten sind, andererseits wurden auch massive Vorbehalte 

ersichtlich wie beispielsweise: Es sollte lieber über Pflichten der Kinder und weniger über 

deren Rechte diskutiert werden oder Rechte die Kinder haben sollten, solle von den Eltern 

und nicht von der Politik bestimmt werden. Dahinter stecken unterschiedliche Gründe wie 
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Erziehungseinstellung, viele Rechte der Kinder in der heutigen Zeit, Heraus- oder Überforde-

rung der Eltern, enorme Belastungen der Eltern, Doppelbelastung der Eltern wieFamilie und 

Beruf, Angst dass Kinder Erwachsenen über den Kopf wachsen, der Irrglaube Kinder hätten 

nun nur noch Rechte und keine Pflichten mehr. Allerdings sei in diesem Punkt nochmals er-

wähnt, dass es nach Diskussionen mit der Kooperationsstelle Akzente vor Ort häufig zur 

Relation dieser Vorbehalte und konstruktiven Gesprächen kam und sich die Vorbehalte teil-

weise als eine reflexartige Abwehr herausstellten, ohne genauer darüber nach zu denken. 

Außerdem äußerten fast alle der befragten Eltern, es gut und wichtig zu finden, sich mit den 

Rechten der Kinder auseinander zu setzen und finden es wichtig, dass Kinder über Rechte 

Bescheid wissen. Jugendliche beim Weltkindergipfel in New York antworten in einer Pres-

semitteilung auf die Äußerung vieler Erwachsener „Wenn wir über die Rechte reden, müssen 

wir auch über die Pflichten sprechen“, folgend: „Das Gegenteil von Rechten sind nicht die 

Pflichten, sondern das Unrecht. Dagegen engagieren wir uns“ (vgl. Maywald, 2007, S. 27). 

Diese Aussage der Jugendlichen könnte auch Missverständnisse der Erwachsenen klären, 

da das Wissen der Kinder darüber, Rechte zu haben nicht heißt, dass sie nun keine Pflichten 

mehr hätten. 

Bezüglich Zufriedenheit über Kinderrechte waren sich die meisten der Befragten darüber 

einig, zufrieden über die festgeschriebenen Rechte zu sein, es aber an deren Umsetzung 

mangle und weiterer Handlungsbedarf bestehe, damit Kinderrechte tatsächlich eingehalten 

werden. 

Zum Schluss sei auch die Gewaltproblematik nochmals erwähnt. Obwohl die meisten der 

Befragten der Meinung sind, Gewalt sei gesetzlich verboten und in der Erziehung nicht zu 

billigen und ein erstaunlich hoher Prozentanteil angibt, zu wissen, dass auch psychische An-

drohungen zu Gewalt zählen, erscheint es bedenklich, dass nicht wenige sagen, eine Ohr-

feige hätte noch keinem Kind geschadet, Kinder würden um eine Ohrfeige betteln, eine leich-

te Watsch‟n sei erlaubt oder was in der eigenen Familie vorgeht, gehe niemanden etwas an. 

Erschreckend sind die Aussagen jener 10 Prozent, die anführen Gewalt sei gesetzlich er-

laubt, Gewalt in der Erziehung sei zu billigen, dem Kind eine ordentliche Watsch‟n geben und 

den Hintern versohlen sei erlaubt“. Hier sind die Kinder- und Jugendanwaltschaft, Politik, 

Gesellschaft und jede/r Einzelne gefordert, jene Personen, welche Gewalt als Erziehungsmit-

tel einsetzen, zu erreichen. Dabei geht es nicht nur um Information, sondern um Bewusst-

seinsbildung und Einstellungsänderung in der Erziehungshaltung dem Kind gegenüber und 

Verantwortungsübernahme jedes/r Einzelnen in der Gesellschaft. Die Menschen sollten 

mehr „hinschauen“ als „wegschauen“ und somit das soziale Verantwortungsgefühl stärken. 



Zusammenfassende Diskussion der Ergebnisse und Schlussfolgerungen 

 

Se i t e  | 231 

Belastete Familien mit Problemen müsste mehr Hilfestellung gewährleistet werden. Durch 

diverse Maßnahmen wie Aufklärung der Bevölkerung, steigt auch die Sensibilität bezüglich 

Verletzungen der Kinderrechte, im Speziellen gegen Gewalt und Misshandlungen. Zeigt sich 

die Gesellschaft sensibler und couragierter, kann Schreckenstaten eher entgegengewirkt 

und Kinder somit geschützt werden. Ein langfristiges Ziel sollte die Anerkennung der Grund-

werte der Kinder wie Wertschätzung und Empathie sein, aber auch die Bewusstseinsbildung 

darüber, dass Kinder Rechte haben. 

Nicht nur die Resultate der Studie, sondern auch der Regionalitätspreis der Salzburger Be-

zirksblätter für das Regionalprojekt „kija on tour - wir kommen euch entgegen“, sprechen für 

eine hohe Qualität des Projekts. Beim Regionalitätspreis wurden Betriebe, Initiativen und 

Aktionen ausgezeichnet, welche die Lebensqualität in den Bezirken erhöhen. Die Laudatorin 

Gabi Burgstaller überreichte der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg den Preis und 

hob das regionale Engagement der kija hervor. Im Laufe des 2-jährigen Projekts wurden 

43.432 Kinder und Jugendliche erreicht, 16.271 besuchten den Informationsbus der Kija und 

es fanden 1216 aktive Beratungen statt. 

Die empirischen Ergebnisse der vorliegenden Studie bestätigen, dass die Informationen 

nicht nur bei den Kindern, sondern auch bei Erwachsenen angekommen sind. Durch das 

gelungene Konzept des Projekts, an vielen Säulen anzusetzen wie Pressekonferenz, Medi-

enprojekte, Theaterstücke und Musical, Schulklassenworkshops, Kinderrechtekoffer für 

Volksschulen, Vorträge und Fortbildungen für MultiplikatorInnen, KooperationspartnerInnen 

vor Ort, Informations- und Beratungsbus wurden nicht nur Kinder, sondern auch Eltern, 

Lehrpersonen, PolitikerInnen und die Bevölkerung erreicht. Besonders zu erwähnen ist, dass 

aufgrund der Breitenwirkung des Projekts Informationen auch zu Personen durchdrangen, 

welche sonst keinen Zugang zu solchen Themen haben. Da kija Salzburg zum Ziel hat län-

gerfristig und anhaltend etwas zu verändern, will sie mit Hilfe eines breiten UnterstützerIn-

nennetzwerks und KooperationspartnerInnen in den Regionen eine kija-Anlaufstelle aufbau-

en. Somit sollen strukturelle Defizite und Bedürfnisse ausgelotet, Maßnahmen ausgearbeitet 

und die Lücken im psychosozialen Netz geschlossen werden. Kinder und Jugendlichen ge-

bührt auch in den ländlichen Bereichen das Recht, bei Problemen und Kinderrechtsverlet-

zungen Beratung aufzusuchen und Hilfe in Anspruch zu nehmen. 

Wie die Studie der Europäischen Kommission ergab, ist der wichtigste Schritt hin zur Stär-

kung der Kinderrechte die Informationen der Betroffenen selbst, also der Kinder und Jugend-

lichen. Um die Kinderrechte 20 Jahre nach Unterzeichnung der UN-Kinderrechtskonvention 
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endlich tatsächlich umgesetzt zu wissen, braucht es aber einen gesellschaftlichen Bewusst-

seinswandel und die Unterstützung der Erwachsenen. Dazu hat „kija on tour“ einen wesentli-

chen Beitrag geleistet. 

Als Ausblick soll erwähnt werden, dass die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg mit 

dem Projekt „kija on tour“ viel dazu beitrug, die Kinderrechte bekannter zu machen, es aber 

noch viel bedarf, dass alle Kinder ihre Rechte tatsächlich wahrnehmen können. 

Die vorliegende Arbeit wird mit einem Zitat von Astrid Lindgren beschlossen, welches etwas 

über die Unschuld des neugeborenen Kindes besagt. Die Schriftstellerin Astrid Lindgren 

brachte in ihrer Rede „Niemals Gewalt“ anlässlich der Verleihung des Friedenspreises des 

Deutschen Buchhandels Folgendes zum Ausdruck: 

In keinem neugeborenen Kind schlummert ein Samenkorn, aus dem zwangsläu-

fig Gutes oder Böses sprießt. Ob ein Kind zu einem warmherzigen, offenen und 

vertrauensvollen Menschen mit Sinn für das Gemeinwohl heranwächst oder aber 

zu einem gefühlskalten, destruktiven, egoistischen Menschen, das entscheiden 

die, denen das Kind in dieser Welt anvertraut ist, je nachdem, ob sie ihm zeigen, 

was Liebe ist, oder aber dies nicht tun. „Überall lernt man nur von dem, den man 

liebt“, hat Goethe einmal gesagt, und dann muß es wohl wahr sein. Ein Kind, das 

von seinen Eltern liebevoll behandelt wird und das seine Eltern liebt, gewinnt da-

durch ein liebevolles Verhältnis zu seiner Umwelt und bewahrt diese Grundein-

stellung ein Leben lang. Und das ist auch dann gut, wenn das Kind später nicht 

zu denen gehört, die das Schicksal der Welt lenken. Sollte das Kind aber wider 

Erwarten doch zu diesen Mächtigen gehören, dann ist es für uns alle ein Glück, 

wenn seine Grundhaltung durch Liebe geprägt worden ist und nicht durch Ge-

walt. 

(Gerbel, 1994, S. 8). 
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15.1 Fragebogen für Eltern 

Begleitschreiben zum Fragebogen zu Kinderrechten 

 

Sehr geehrte Eltern! 

 

 

Im Rahmen des Studiums Erziehungswissenschaften an der Universität Salzburg schreibe ich meine 

Diplomarbeit zu dem Thema „Kinderrechte“. Vor einiger Zeit nahm Ihr Kind oder Ihre Kinder an einem 

workshop in der Schule, einer Theateraufführung der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg teil 

oder bekam Informationen in dem Bus, der durch alle Gemeinden tourte. 

 

Dabei war das Ziel von „kija on tour“, Kinderrechte bekannter zu machen. In meiner Diplomarbeit be-

schäftige ich mich mit der Frage, inwieweit die Rechte der Kinder bekannt sind und welche Wirkung 

„kija on tour“ hatte. 

 

Mit diesem Fragebogen über Kinderrechte bitte ich Sie, einen Beitrag zu meiner Abschlussarbeit zu 

leisten. Da ich der Überzeugung bin, dass dieses Thema wichtig für unsere Kinder und unsere Zukunft 

ist, wäre ich Ihnen sehr dankbar, wenn Sie, egal welcher Elternteil, den beiliegenden Fragebogen 

beantworten. Jeder ausgefüllte Fragebogen ist für mich wertvoll. 

 

Ich darf Ihnen versichern, dass Ihre Angaben absolut vertraulich behandelt werden. Die Ergebnisse 

der Arbeit werden an die Universität Salzburg und an die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

weitergegeben, aber ohne jegliche persönliche Daten! Diese Erhebung wurde nicht von der Schule 

beauftragt, sondern dient ausschließlich meiner Diplomarbeit. 

 

Noch einige Informationen zum Ausfüllen des Fragebogens. Bitte nehmen Sie sich etwa 15-20 Minu-

ten Zeit. Füllen Sie die Fragen der Reihe nach aus. Kreuzen Sie die für Sie richtige Antwort an. Wenn 

Mehrfachantworten möglich sind, ist dies angegeben. Fast alle Fragen sind zum Ankreuzen und die 

Antworten sind vorgegeben. Bei einzelnen Fragen gibt es keine Vorgaben. Bitte notieren Sie ihre Mei-

nung dazu. 

 

Bitte geben Sie den ausgefüllten Fragebogen ins Kuvert, kleben dies zu und geben dieses innerhalb 

von 3 Tagen Ihrem Kind in die Schule mit. Die Übergabe an die Lehrkraft und dann an mich erfolgt 

absolut anonym. 

 

 

Danke für Ihre Mitarbeit. 

Mit freundlichen Grüßen Salzburg, am 20.01.2010 

 

 
 
Johanna Reschreiter 
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Fragebogen für Eltern zu Kinderrechten 

Antwortbeispiel 

Korrekt ausgefüllt (Feld ankreuzen) 

Geschlecht ○ männlich ○ weiblich 
 

Korrektur bei falscher Auswahl (Feld ausmalen und korrekte Antwort ankreuzen) 

Geschlecht ● männlich ○ weiblich 

1. Allgemeine Fragen 

Geschlecht ○ männlich ○ weiblich 
Alter ○ < 20 ○ 20-30 ○ 30-40 ○ > 40 
Berufstätig ○ ja ○ nein 
In Österreich geboren ○ ja ○ nein 
Anzahl der Kinder ○ 0 ○ 1 ○ 2 

 ○ 3 ○ 4 ○ mehr 
Alter des jüngsten Kindes ○ 0-5 ○ 6-10 ○ 11-14 ○ älter 
Alter des ältesten Kindes ○ 0-5 ○ 6-10 ○ 11-14 ○ älter 
Was ist Ihre höchste Schulbildung ○ Volksschule ○ Hauptschule 

○ Lehre  ○ Mittelschule ohne 

   Matura 

○ Matura  ○ FH 

○ Uni  ○ Sonstiges 

2. Fragen zum Projekt „kija on tour“ 

Mein Kind hatte das Projekt über Kinderrechte in folgen-
der Schule 

○ Volksschule 

○ Hauptschule 

○ Gymnasium 

○ gar nicht 

 

2.1. Information über Kinderrechte ja nein 

Ich erhielt Informationen über Kinderrechte ○ ○ 
Mein Kind erzählte mir etwas über das Projekt ○ ○ 
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2.1. Information über Kinderrechte ja nein 

Mein Kind erzählte mir etwas über Kinderrechte ○ ○ 
Ich diskutierte mit meinem Kind über Kinderrechte ○ ○ 
Ich erhielt Broschüren und Informationsmaterial ○ ○ 
Ich tauschte mich mit anderen Personen über die Kin-
derrechte aus ○ ○ 
 

2.2. Auseinandersetzung mit Kinderrechten stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Nachdem die „kija“ in der Schule war, waren die Kinder-
rechte Gesprächsstoff bei uns in der Familie ○ ○ ○ ○ 

Ich fühlte mich besser über Kinderrechte informiert, 
nachdem die Kinder- und Jugendanwaltschaft in meiner 
Gemeinde war 

○ ○ ○ ○ 

Ich wusste bereits vor dem Projekt ausreichend über 
Kinderrechte Bescheid ○ ○ ○ ○ 

Ich weiß heute mehr über Kinderrechte, als vor diesem 
Projekt ○ ○ ○ ○ 

Mein Kind forderte nach dem Projekt zu viele Rechte ein ○ ○ ○ ○ 
Mein Kind vernachlässigte danach seine Pflichten ○ ○ ○ ○ 
Ich finde es gut und wichtig, sich mit den Rechten der 
Kinder auseinanderzusetzen ○ ○ ○ ○ 

Das Missachten der Kinderrechte betrifft andere Länder, 
aber nicht Österreich ○ ○ ○ ○ 
 

Wie erlebten Sie diese Gespräche über die Kinderrechte? 

 

 

 

 

2.3. „kija on tour“ ja nein teils 

Ich bin selbst in den Informationsbus gekommen ○ ○  
Ich finde dieses Projekt sinnvoll ○ ○ ○ 
Meiner Meinung nach sollte es mehr Veranstaltungen 
dieser Art geben ○ ○ ○ 

3. Kinderrechte 

3.1. Gesetz ja nein 

Haben Sie schon einmal von einem speziellen Gesetz 
für Kinderrechte gehört? ○ ○ 
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3.1. Gesetz ja nein 

Sind Ihnen Kinderrechte bekannt? ○ ○ 
In Österreich gibt es seit 20 Jahren ein Gesetz, in dem 
Gewalt in der Erziehung gesetzlich verboten ist. Haben 
Sie von diesem Gesetz schon gehört? 

○ ○ 

 

Welche Rechte für Kinder fallen Ihnen spontan ein? 

 

 

 

 

3.2. Einstellung zu Kinderrechten stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Erst nach dem Projekt wurde mir bewusst, dass sich 
Kinder häufig in ihren Rechten verletzt fühlen  ○ ○ ○ ○ 

Das Projekt veränderte in positiver Weise meine Einstel-
lung zum Thema Kinderrechte ○ ○ ○ ○ 

Seit dem Projekt denke ich, dass mehr auf die Rechte 
der Kinder geachtet werden sollte ○ ○ ○ ○ 

Ich versuche, die Kinderrechte mehr zu beachten ○ ○ ○ ○ 
Ich versuche, mehr auf mein Kind/ meine Kinder einzu-
gehen ○ ○ ○ ○ 

Ich selbst achte seit dem Projekt, im Umgang mit mei-
nem Kind/meinen Kindern, mehr auf ihre Rechte ○ ○ ○ ○ 

Der Umgang mit meinem Kind/meinen Kindern hat sich 
seit dem Projekt zum Positiven verändert ○ ○ ○ ○ 

Ich denke, Kinderrechte werden ausreichend eingehal-
ten ○ ○ ○ ○ 

Ich bin kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt ○ ○ ○ ○ 
 

Wenn Sie kritisch gegenüber Kinderrechten eingestellt sind, warum? 

 

 

 

 

3.3. Kinderrechte stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Ich finde es unproblematisch, Tagebücher und Briefe 
von Kindern unerlaubt zu lesen ○ ○ ○ ○ 

Es ist die Entscheidung der getrennten Eltern, ob das 
Kind zu beiden Elternteilen Kontakt hat ○ ○ ○ ○ 

Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung ○ ○ ○ ○ 
Kinder haben ein Recht auf Bildung ○ ○ ○ ○ 
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3.3. Kinderrechte stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Kindern steht es zu, ausreichend Platz zum Spielen und 
zur Freizeitgestaltung zu haben ○ ○ ○ ○ 
 

3.4. Wie sehr stimmen Sie diesen Aussagen zu bzw. 
auch nicht? 

stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutie-
ren und weniger über ihre Rechte ○ ○ ○ ○ 

Ich finde es wichtig, dass Kinder über ihre Rechte Be-
scheid wissen ○ ○ ○ ○ 

Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene ○ ○ ○ ○ 
Welche Rechte Kinder haben sollten, sollte von den 
Eltern bestimmt werden und nicht von der Politik ○ ○ ○ ○ 

Kinder haben genug Rechte ○ ○ ○ ○ 
Eine „gesunde Watsche“ schadet niemandem ○ ○ ○ ○ 
Was in der eigenen Familie vorgeht, geht niemanden 
etwas an ○ ○ ○ ○ 

Wenn alles zu viel wird, z.B. Arbeit, private Sorgen, etc. 
und dann noch die Kinder lästig sind, kann es schon 
vorkommen, dass mir die Hand ausrutscht 

○ ○ ○ ○ 

4. Zufriedenheit über Kinderrechte 

Zufriedenheit sehr zu-
frieden 

teils/teils nicht zu-
frieden 

Wie zufrieden sind Sie, mit dem Zustand der Kinderrech-
te? ○ ○ ○ 

Wie zufrieden sind Sie damit, wie Kinderrechte umge-
setzt werden? ○ ○ ○ 

Es gibt verschiedene Kinderrechte. Wie zufrieden sind 
Sie mit der Umsetzung bzgl. Gewalt? ○ ○ ○ 

Wie zufrieden sind Sie mit der Umsetzung bzgl. ausrei-
chend Spiel- und Freizeitangeboten? ○ ○ ○ 

 

Wo sehen Sie noch Handlungsbedarf, wo sollte etwas verändert werden? 
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5. Thema Gewalt 

5.1. Welche Erziehungsmaßnahmen sind Ihrer Meinung nach gesetzlich verbo-
ten? 

erlaubt verboten 

Das Kind mit einem Gegenstand schlagen ○ ○ 
Dem Kind eine „ordentliche Watsche“ geben ○ ○ 
Dem Kind das Essen verweigern ○ ○ 
Dem Kind den Hintern versohlen ○ ○ 
Das Kind im Zimmer einsperren ○ ○ 
Dem Kind eine leichte Watsche geben ○ ○ 
Das Kind beschimpfen ○ ○ 
Dem Kind Fernsehverbot geben ○ ○ 
 

5.2. Thema Gewalt ja nein 

Gewalt in der Erziehung ist zu billigen ○ ○ 
Eine Ohrfeige hat noch keinem Kind geschadet ○ ○ 
Die Kinder betteln um eine Ohrfeige ○ ○ 
Die Kinder vergessen das eh schnell ○ ○ 
Man muss aufpassen, dass einem die Kinder nicht über den Kopf wachsen ○ ○ 
Was ich mit meinen Kindern tu, ist meine Sache ○ ○ 
Gewalt ist gesetzlich verboten ○ ○ 
 

5.3. Sind diese Aussagen Ihrer Meinung nach Gewalt? Gewalt keine Ge-
walt 

Du bist zu blöd für alles ○ ○ 
Wenn ich das gewusst hätte, hätte ich keine Kinder in die Welt gesetzt ○ ○ 
Wenn du nicht brav bist, kommt der böse Mann ○ ○ 
Entweder du tust das jetzt sofort oder du bekommst Schläge ○ ○ 
Du bist ein Trottel ○ ○ 
Du bist behindert ○ ○ 
Mit dir muss man sich überall schämen ○ ○ 
Wenn du zum Papa willst, mag ich dich nicht mehr ○ ○ 
Wenn du nicht sofort aufräumst, hast du eine Woche Hausarrest ○ ○ 
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6. Unterstützung in der Erziehung 

Erziehung ja nein teils 

Ich fühle oder fühlte mich in der Erziehung meines Kindes/meiner Kinder ausrei-
chend unterstützt ○ ○ ○ 

Ich wäre froh, wenn es mehr Beratung und Hilfe für die Erziehung geben würde ○ ○ ○ 
Es würde mir leichter fallen, die Kinderrechte einzuhalten, wenn ich mehr Unterstüt-
zung in der Erziehung hätte ○ ○ ○ 
 

 

 

Geschafft  Danke! 
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15.2 Fragebogen für Lehrkräfte 

Begleitschreiben zum Fragebogen zu Kinderrechten 

 

Sehr geehrte Lehrkräfte! 

 

 

Im Rahmen des Studiums Erziehungswissenschaften an der Universität Salzburg schreibe ich meine 

Diplomarbeit zu dem Thema „Kinderrechte“. Vor einiger Zeit fand an Ihrer Schule das Projekt „kija on 

tour“ der Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg statt. 

 

Dabei war das Ziel von „kija on tour“, Kinderrechte bekannter zu machen. In meiner Diplomarbeit be-

schäftige ich mich mit der Frage, inwieweit die Rechte der Kinder vor allem bei den Erwachsenen 

bekannt sind und welche Wirkung „kija on tour“ hatte. 

 

Mit diesem Fragebogen über Kinderrechte und „kija on tour“ bitte ich Sie, einen Beitrag zu meiner 

Abschlussarbeit zu leisten. Da ich der Überzeugung bin, dass dieses Thema wichtig für unsere Kinder 

und unsere Zukunft ist, wäre ich Ihnen sehr dankbar, wenn Sie den beiliegenden Fragebogen beant-

worten. Jeder ausgefüllte Fragebogen ist für mich wertvoll. 

 

Ich darf Ihnen versichern, dass Ihre Angaben absolut vertraulich behandelt werden. Die Ergebnisse 

der Arbeit werden an die Universität Salzburg und an die Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

weitergegeben, aber ohne jegliche persönliche Daten! 

 

Noch einige Informationen zum Ausfüllen des Fragebogens. Bitte nehmen Sie sich etwa 15-20 Minu-

ten Zeit. Füllen Sie die Fragen der Reihe nach aus. Kreuzen Sie die für Sie richtige Antwort an. Wenn 

Mehrfachantworten möglich sind, ist dies angegeben. Fast alle Fragen sind zum Ankreuzen und die 

Antworten sind vorgegeben. Bei einzelnen Fragen gibt es keine Vorgaben. Bitte notieren Sie Ihre Mei-

nung dazu. 

 

Da diese Erhebung nicht im Auftrag der Schule erfolgt, bitte ich Sie laut Landesschulrat diesen Frage-

bogen in Ihrer Freizeit auszufüllen. 

 

Bitte geben Sie den ausgefüllten Fragebogen ins Kuvert, kleben dies zu und geben dieses innerhalb 

von 3 Tagen Ihrem/r DirektorIn. Die Übergabe an mich erfolgt absolut anonym. 

 

 

Danke für Ihre Mitarbeit. 

Mit freundlichen Grüßen Salzburg, am 20.01.2010 

 

 
 
Johanna Reschreiter 
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Fragebogen für Lehrkräfte zu Kinderrechten 

Antwortbeispiel 

Korrekt ausgefüllt (Feld ankreuzen) 

Geschlecht ○ männlich ○ weiblich 
 

Korrektur bei falscher Auswahl (Feld ausmalen und korrekte Antwort ankreuzen) 

Geschlecht ● männlich ○ weiblich 

1. Allgemeine Fragen 

Geschlecht ○ männlich ○ weiblich 
Alter ○ < 20 ○ 20-30 ○ 30-40 

 ○ 40-50 ○ 50-60 ○ > 60 
Eigene Kinder ○ ja ○ nein 
Anzahl der Kinder ○ 0 ○ 1 ○ 2 

 ○ 3 ○ 4 ○ mehr 
In welcher Schule unterrichten Sie? ○ Volksschule ○ Hauptschule 

○ Gymnasium 

2. Fragen zum Projekt „kija on tour“ 

2.1. Auseinandersetzung mit Kinderrechten ja nein teils 

Waren Sie beim workshop in der Klasse dabei? ○ ○ ○ 
Wenn ja, waren Sie zufrieden mit dem workshop in der 
Klasse? ○ ○ ○ 

Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächs-
thema unter den Lehrkräften ○ ○ ○ 

Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächs-
thema zwischen Kindern und Lehrkräften ○ ○ ○ 

Durch das Projekt waren die Kinderrechte Gesprächs-
thema unter den Kindern ○ ○ ○ 

Ich habe nach dem Besuch von kija mit den SchülerIn-
nen noch mit diesem Thema gearbeitet ○ ○ ○ 

Ich habe nach dem Besuch von kija mit den Kindern 
über Kinderrechte diskutiert ○ ○ ○ 
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2.2. „kija on tour“ stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

weiß nicht 

Das Projekt informierte die Kinder, diese Informationen 
drangen auch zu den Eltern durch ○ ○ ○ ○ ○ 

Durch das Projekt sind die Kinderrechte auch bei den 
Eltern bekannter ○ ○ ○ ○ ○ 

Ich bin froh, mehr detaillierte Informationen über Kinder-
rechte bekommen zu haben ○ ○ ○ ○  

Ich wusste bereits vor dem Projekt gut über Kinderrech-
te Bescheid ○ ○ ○ ○  

Ich weiß heute mehr über Kinderrechte, als vor diesem 
Projekt ○ ○ ○ ○  

3. Fragen zu Kinderrechten 

3.1. Kinderrechte stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Ich bin mit dem Zustand der Kinderrechte zufrieden ○ ○ ○ ○ 
Ich bin mit der Umsetzung der Kinderrechte zufrieden ○ ○ ○ ○ 
 

3.2. Wie sehr stimmen Sie diesen Aussagen zu bzw. 
auch nicht? 

stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

Ich veränderte seit dem Projekt „kija on tour“ meine 
Einstellung zum Thema Kinderrechte in positiver Weise ○ ○ ○ ○ 

Wir sollten lieber über die Pflichten der Kinder diskutie-
ren und weniger über ihre Rechte ○ ○ ○ ○ 

Teils haben Kinder mehr Rechte als Erwachsene ○ ○ ○ ○ 
Das Missachten der Kinderrechte betrifft andere Länder, 
aber nicht Österreich ○ ○ ○ ○ 

Kinder haben genug Rechte ○ ○ ○ ○ 

4. Allgemeine Fragen zum Projekt 

Projekt „kija on tour“ ja nein 

Ich bin selbst in den Informationsbus gekommen ○ ○ 
Ich finde dieses Projekt sinnvoll ○ ○ 
Es sollte mehr Veranstaltungen dieser Art geben ○ ○ 
Es sollte mehr Veranstaltungen dieser Art speziell für 
Eltern geben ○ ○ 
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Projekt „kija on tour“ stimmt 
genau 

stimmt 
eher 

stimmt 
eher nicht 

stimmt gar 
nicht 

weiß nicht 

Lehrkräfte haben Vorbehalte gegenüber Kinderrechten ○ ○ ○ ○ ○ 
Workshopleiter haben zu viel von Rechten und zu we-
nig über Pflichten gesprochen ○ ○ ○ ○ ○ 

5. Offene Fragen 

Welche positiven Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 

 

 

 

 

 
Welche negativen Auswirkungen hatte das Projekt auf die Kinder? 

 

 

 

 

 

 
Welche Auswirkungen, Veränderungen hatte das Projekt? (Schule, Gemeinde, Eltern, Lehrkräfte) 

 

 

 

 

 

 
Welche Diskussionen wurden in Gang gesetzt? (Schule, Gemeinde, Eltern, Kinder, Lehrkräfte) 

 

 

 

 

 

 
Welche Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? (Schule, Gemeinde, Eltern, Kinder) 
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Wie erlebten Sie die Gespräche über die Kinderrechte? 

 

 

 

 

 

 
Wo sehen Sie etwaige Vorbehalte gegen dieses Thema? 

 

 

 

 

 

 
Was verbirgt sich hinter diesen Vorbehalten? 

 

 

 

 

 

 
Wo sehen Sie Handlungsbedarf bei Kinderrechten? 

 

 

 

 

 

 
Ich habe folgende Vorschläge wie Kinderrechte besser umgesetzt werden könnten. 

 

 

 

 

 

 
Verbesserungsvorschläge für das Projekt? 
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Ich war mit dem Projekt zufrieden.             

 

 

 

Geschafft  Danke! 
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15.3 Interviewleitfaden 

Allgemeine Fragen 

 Inwieweit hatten Sie mit dem Projekt von „kija on tour“ was zu tun? 

Bekanntheit der Kinderrechte 

 Was denken Sie über Kinderrechte? 

 Glauben Sie, die meisten Erwachsenen wissen über Kinderrechte Bescheid? 

 Woran merken Sie das oder nicht? 

 Inwiefern glauben Sie, steigerte sich die Bekanntheit der Kinderrechte nach dem Be-

such von „kija on tour“? 

Einstellung der Eltern über Kinderrechte 

 Glauben Sie, die Einstellung der Eltern über Kinderrechte verändert sich durch das 

Erzählen der Kinder über diverse Projekte oder generell durch das Projekt? Inwiefern? 

 In welchem Ausmaß erreicht dies auch Eltern, welche die Kinderrechte nicht einhal-

ten? 

Verhaltensänderung durch das Projekt 

 In welchem Ausmaß oder in welcher Art und Weise bewirkt die Information auch Ver-

änderungen im Verhalten von Erwachsenen gegenüber Kindern? 

 Inwiefern wird durch die Informationen über Kinderrechte auch pädagogisches Wissen 

erweitert? 

 Werden durch das Projekt die Kinderrechte eher umgesetzt? 

 Welche pädagogischen Informationen sollten Eltern Ihrer Meinung nach bekommen, 

um Kinderrechte besser umsetzen und einhalten zu können? 

Veränderungen durch das Projekt 

 Inwiefern wurde nach „kija on tour“ über Kinderrechte diskutiert. In welcher Art und 

Weise waren die Kinderrechte in ihrem Ort Gesprächsthema? 

 In welchen Bereichen bemerkten Sie dies? 

 Wie erlebten Sie diese Gespräche? 
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Diskussionen und Entwicklungen durch „kija on tour“ 

 Welche Diskussionen und Entwicklungen wurden in Gang gesetzt? 

 Wissen Sie konkrete Projekte? 

Vorbehalte 

 Immer wieder werden die Personen von der Kinder- und Jugendanwaltschaft mit der 

Aussage „Kinder sollten lieber ihre Pflichten wahrnehmen“, konfrontiert. 

 Was glauben Sie steckt hinter etwaigen Vorbehalten? 

Zufriedenheit über Kinderrechte 

 Wie zufrieden sind Sie mit dem Zustand der Kinderrechte? 

 Wo sind Sie zufrieden? 

 Wo sind Sie weniger zufrieden? 

 Welche Verbesserungsvorschläge haben Sie? 

 Wo sehen Sie Handlungsbedarf? 

Kinderfreundlicher Ort 

 Würden Sie Ihre Gemeinde als „kinderfreundlichen Ort“ bezeichnen? 

 Warum? 

 Welche konkreten Angebote, Projekte, Veranstaltungen und Einrichtungen gibt es für 

Kinder? 

 Welche fehlen? 

 Gibt es spezielle Stellen, wo sich Kinder hinwenden können? 

 Welche? 

 Glauben Sie die Interessen der Kinder werden bezüglich Freizeitangebote und Plätze 

zum Spielen, Zeitvertreiben ausreichend wahrgenommen? 

 Gibt es spezielle Wege, Plätze, Radwege für Kinder? 

 Sehen Sie darin Defizite? Welche Defizite sehen Sie darin? 

 Gibt es genug Bewegungsfreiraum, auch für sozial benachteiligte Kinder, welche nur 

eine Wohnung haben? 

 In welchen Bereichen gibt es Barrierefreiheit für beeinträchtigte Kinder und Jugendli-

che? 

 Wo sehen Sie Defizite? 

 Welche Angebote gibt es speziell für MigrantenInnen? 
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 Wo sehen Sie Defizite? 

 Haben Kinder und Jugendliche die Möglichkeit bei Planungen mitzuwirken, mitzuspre-

chen? 

 Werden die Bedürfnisse der Kinder und Jugendlichen bei der Planung gleichermaßen 

berücksichtigt, egal ob beeinträchtigt oder nicht, MigrantIn oder LungauerIn, Junge 

oder Mädchen? 

 Wird die Gesundheit und Sicherheit der Kinder in ausreichendem Maße beachtet? 

(Lärm, Luftschadstoffe, Bodenbelastung). 

Allgemeine Fragen zum Projekt 

 Sehen Sie dieses Projekt als sinnvoll an? 

 Sollten mehr Projekte dieser Art folgen? 

 Was konkret würden Sie als wichtig erachten? 

 Welche positiven Veränderungen bewirkt „kija on tour“ bzgl. der tatsächlichen Umset-

zung der Kinderrechte? 
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15.4 UN-Konvention Kinderrechte Originalfassung 

 

 

UN-Konvention über die Rechte des Kindes 

Präambel 

 

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens – in der Erwägung, daß nach den in der Charta der Vereinten Nati-

onen verkündeten Grundsätzen die Anerkennung der allen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewoh-

nenden Würde und der Gleichheit und Unveräußerlichkeit ihrer Rechte die Grundlage von Freiheit, Gerechtig-

keit und Frieden in der Welt bildet, 

eingedenk dessen, daß die Völker der Vereinten Nationen in der Charta ihren Glauben an die Grundrechte und 

an Würde und Wert des Menschen bekräftigt und beschlossen haben, den sozialen Fortschritt und bessere Le-

bensbedingungen in größerer Freiheit zu fördern, 

in der Erkenntnis, daß die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den 

internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben und übereingekommen sind, daß jeder Mensch An-

spruch hat auf alle darin verkündeten Rechte und Freiheiten ohne Unterscheidung, etwa nach der Rasse, der 

Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationa-

len oder sozialen Herkunft, dem Vermögen, der Geburt oder dem sonstigen Status, 

unter Hinweis darauf, daß die Vereinten Nationen in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verkündet 

haben, daß Kinder Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung haben, 

überzeugt, daß der Familie als Grundeinheit der Gesellschaft und natürlicher Umgebung für das Wachsen und 

Gedeihen aller ihrer Mitglieder, insbesondere der Kinder, der erforderliche Schutz und Beistand gewährleistet 

werden sollte, damit sie ihre Aufgaben innerhalb der Gemeinschaft voll erfüllen kann, 

in der Erkenntnis, daß das Kind zur vollen und harmonischen Entfaltung seiner Persönlichkeit in einer Familie 

und umgeben von Glück, Liebe und Verständnis aufwachsen sollte, 

in der Erwägung, daß das Kind umfassend auf ein individuelles Leben in der Gesellschaft vorbereitet und im 

Geist der in der Charta der Vereinten Nationen verkündeten Ideale und insbesondere im Geist des Friedens, der 

Würde, der Toleranz, der Freiheit, der Gleichheit und der Solidarität erzogen werden sollte, 

eingedenk dessen, daß die Notwendigkeit, dem Kind besonderen Schutz zu gewähren, in der Genfer Erklärung 

von 1924 über die Rechte des Kindes und in der von der Generalversammlung am 20. November 1959 ange-

nommenen Erklärung der Rechte des Kindes ausgesprochen und in der Allgemeinen Erklärung der Menschen-

rechte, im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (insbesondere in den Artikeln 23 und 24), 

im Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (insbesondere in Artikel 10) sowie in 

den Satzungen und den in Betracht kommenden Dokumenten der Sonderorganisationen und anderen internatio-

nalen Organisationen, die sich mit dem Wohl des Kindes befassen, anerkannt worden ist, 

eingedenk dessen, daß, wie in der Erklärung der Rechte des Kindes ausgeführt ist, „das Kind wegen seiner man-

gelnden körperlichen und geistigen Reife besonderen Schutzes und besonderer Fürsorge, insbesondere eines 

angemessenen rechtlichen Schutzes vor und nach der Geburt, bedarf“, 

unter Hinweis auf die Bestimmungen der Erklärung über die sozialen und rechtlichen Grundsätze für den Schutz 

und das Wohl von Kindern unter besonderer Berücksichtigung der Aufnahme in eine Pflegefamilie und der 
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Adoption auf nationaler und internationaler Ebene, der Regeln der Vereinten Nationen über die Mindestnormen 

für die Jugendgerichtsbarkeit (Beijing-Regeln) und der Erklärung über den Schutz von Frauen und Kindern im 

Ausnahmezustand und bei bewaffneten Konflikten, 

in der Erkenntnis, daß es in allen Ländern der Welt Kinder gibt, die in außerordentlich schwierigen Verhältnis-

sen leben, und daß diese Kinder der besonderen Berücksichtigung bedürfen, 

unter gebührender Beachtung der Bedeutung der Traditionen und kulturellen Werte jedes Volkes für den Schutz 

und die harmonische Entwicklung des Kindes, 

in Anerkennung der Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit für die Verbesserung der Lebensbedingun-

gen der Kinder in allen Ländern, insbesondere Entwicklungsländern – 

haben folgendes vereinbart: 

 

 

Teil I 

 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Übereinkommens ist ein Kind jeder Mensch, der das achzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 

hat, soweit die Volljährigkeit nach dem auf das Kind anzuwendenden Recht nicht früher eintritt. 

Artikel 2 

1. Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und gewährleisten sie jedem 

ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Haut-

farbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationa-

len, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt oder des sonstigen 

Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds. 

2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, daß das Kind vor allen Formen 

der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäußerung oder der 

Weltanschauung seiner Eltern, seines Vormunds oder seiner Familienangehörigen geschützt wird. 

Artikel 3 

1. Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 

der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist 

das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. 

2. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner 

Eltern, seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die 

Fürsorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle 

geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen. 

3. Die Vertragsstaaten stellen sicher, daß die für die Fürsorge für das Kind oder dessen Schutz verantwortli-

chen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von den zuständigen Behörden festgelegten Normen ent-

sprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der 

fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht. 
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Artikel 4 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Ver-

wirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten Rechte. Hinsichtlich der wirtschaftlichen, sozialen und 

kulturellen Rechte treffen die Vertragsstaaten derartige Maßnahmen unter Ausschöpfung ihrer verfügbaren Mit-

tel und erforderlichenfalls im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit. 

Artikel 5 

Die Vertragsstaaten achten die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Eltern oder gegebenenfalls, soweit nach 

Ortsgebrauch vorgesehen, der Mitglieder der weiteren Familie oder der Gemeinschaft, des Vormunds oder ande-

rer für das Kind gesetzlich verantwortlicher Personen, das Kind bei der Ausübung der in diesem Übereinkom-

men anerkannten Rechte in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise angemessen zu leiten und zu führen. 

Artikel 6 

1. Die Vertragsstaaten erkennen an, daß jedes Kind ein angeborenes Recht auf Leben hat. 

2. Die Vertragsstaaten gewährleisten in größtmöglichem Umfang das Überleben und die Entwicklung des 

Kindes. 

Artikel 7 

1. Das Kind ist unverzüglich nach seiner Geburt in ein Register einzutragen und hat das Recht auf einen Na-

men von Geburt an, das Recht, eine Staatsangehörigkeit zu erwerben und soweit möglich das Recht, seine 

Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden. 

2. Die Vertragsstaaten stellen die Verwirklichung dieser Rechte im Einklang mit ihrem innerstaatlichen Recht 

und mit ihren Verpflichtungen aufgrund der einschlägigen internationalen Übereinkünfte in diesem Bereich 

sicher, insbesondere für den Fall, daß das Kind sonst staatenlos wäre. 

Artikel 8 

1. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Recht des Kindes zu achten, seine Identität, einschließlich seiner 

Staatsangehörigkeit, seines Namens und seiner gesetzlich anerkannten Familienbeziehungen, ohne rechts-

widrige Eingriffe zu behalten. 

2. Werden einem Kind widerrechtlich einige oder alle Bestandteile seiner Identität genommen, so gewähren 

die Vertragsstaaten ihm angemessenen Beistand und Schutz mit dem Ziel, seine Identität so schnell wie 

möglich wiederherzustellen. 

Artikel 9 

1. Die Vertragsstaaten stellen sicher, daß ein Kind nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt 

wird, es sei denn, daß die zuständigen Behörden in einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den 

anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren bestimmen, daß diese Trennung zum Wohl des Kindes 

notwendig ist. Eine solche Entscheidung kann im Einzelfall notwendig werden, wie etwa wenn das Kind 

durch die Eltern mißhandelt oder vernachlässigt wird oder wenn bei getrennt lebenden Eltern eine Entschei-

dung über den Aufenthaltsort des Kindes zu treffen ist. 

2. In Verfahren nach Absatz 1 ist allen Beteiligten Gelegenheit zu geben, am Verfahren teilzunehmen und ihre 

Meinung zu äußern. 

3. Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes, das von einem oder beiden Elternteilen getrennt ist, re-

gelmäßige persönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit 

dies nicht dem Wohl des Kindes widerspricht. 
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4. Ist die Trennung Folge einer von einem Vertragsstaat eingeleiteten Maßnahme, wie etwa einer Freiheitsent-

ziehung, Freiheitsstrafe, Landesverweisung oder Abschiebung oder des Todes eines oder beider Elternteile 

oder des Kindes (auch eines Todes, der aus irgendeinem Grund eintritt, während der Betreffende sich in 

staatlichem Gewahrsam befindet), so erteilt der Vertragsstaat auf Antrag den Eltern, dem Kind oder gegebe-

nenfalls einem anderen Familienangehörigen die wesentlichen Auskünfte über den Verbleib des oder der 

abwesenden Familienangehörigen, sofern dies nicht dem Wohl des Kindes abträglich wäre. Die Vertrags-

staaten stellen ferner sicher, daß allein die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für den 

oder die Betroffenen hat. 

Artikel 10 

1. Entsprechend der Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Artikel 9 Absatz 1 werden von einem Kind oder 

seinen Eltern zwecks Familienzusammenführung gestellte Anträge auf Einreise in einen Vertragsstaat oder 

Ausreise aus einem Vertragsstaat von den Vertragsstaaten wohlwollend, human und beschleunigt bearbeitet. 

Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, daß die Stellung eines solchen Antrags keine nachteiligen Folgen 

für die Antragsteller und deren Familienangehörige hat. 

2. Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige per-

sönliche Beziehungen und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit nicht außerge-

wöhnliche Umstände vorliegen. Zu diesem Zweck achten die Vertragsstaaten entsprechend ihrer Verpflich-

tung nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes und seiner Eltern, aus jedem Land einschließlich ihres 

eigenen auszureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht auf Ausreise aus einem Land unterliegt 

nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen, die zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentli-

chen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freihei-

ten anderer notwendig und mit den anderen in diesem Übereinkommen anerkannten Rechten vereinbar sind. 

Artikel 11 

1. Die Vertragsstaaten treffen Maßnahmen, um das rechtswidrige Verbringen von Kindern ins Ausland und 

ihre rechtswidrige Nichtrückgabe zu bekämpfen. 

2. Zu diesem Zweck fördern die Vertragsstaaten den Abschluß zwei- oder mehrseitiger Übereinkünfte oder 

den Beitritt zu bestehenden Übereinkünften. 

Artikel 12 

1. Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese 

Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung 

des Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und seiner Reife. 

2. Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen das Kind berührenden Ge-

richts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stel-

le im Einklang mit den innerstaatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden. 

Artikel 13 

1. Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt die Freiheit ein, ungeachtet der 

Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke 

oder andere vom Kind gewählte Mitte sich zu beschaffen, zu empfangen und weiterzugeben. 

2. Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen wer-

den, die erforderlich sind 

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes anderer oder 

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volksgesundheit 

oder der öffentlichen Sicherheit. 
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Artikel 14 

1. Die Vertragsstaaten achten das Recht des Kindes auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit. 

2. Die Vertragsstaaten achten die Rechte und Pflichten der Eltern und gegebenenfalls des Vormunds, das Kind 

bei der Ausübung dieses Rechts in einer seiner Entwicklung entsprechenden Weise zu leiten. 

3. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekunden, darf nur den gesetzlich vorgesehenen Ein-

schränkungen unterworfen werden, die zum Schutz der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder 

Sittlichkeit oder der Grundrechte und -freiheiten anderer erforderlich sind. 

Artikel 15 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, sich frei mit anderen zusammenzuschließen und sich 

friedlich zu versammeln. 

2. Die Ausübung dieses Rechts darf keinen anderen als den gesetzlich vorgesehenen Einschränkungen unter-

worfen werden, die in einer demokratischen Gesellschaft im Interesse der nationalen oder der öffentlichen 

Sicherheit, der öffentlichen Ordnung (ordre public), zum Schutz der Volksgesundheit oder der öffentlichen 

Sittlichkeit oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig sind. 

Artikel 16 

1. Kein Kind darf willkürlichen oder rechtswidrigen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Woh-

nung oder seinen Schriftverkehr oder rechtswidrigen Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes aus-

gesetzt werden. 

2. Das Kind hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen. 

Artikel 17 

Die Vertragsstaaten erkennen die wichtige Rolle der Massenmedien an und stellen sicher, daß das Kind Zugang 

hat zu Informationen und Material aus einer Vielfalt nationaler und internationaler Quellen, insbesondere derje-

nigen, welche die Förderung seines sozialen, seelischen und sittlichen Wohlergehens sowie seiner körperlichen 

und geistigen Gesundheit zum Ziel haben. Zu diesem Zweck werden die Vertragsstaaten 

a) die Massenmedien ermutigen, Informationen und Material zu verbreiten, die für das Kind von sozialem 

und kulturellem Nutzen sind und dem Geist des Artikels 29 entsprechen; 

b) die internationale Zusammenarbeit bei der Herstellung, beim Austausch und bei der Verbreitung dieser 

Informationen und dieses Materials aus einer Vielfalt nationaler und internationaler kultureller Quellen 

fördern; 

c) die Herstellung und Verbreitung von Kinderbüchern fördern; 

d) die Massenmedien ermutigen, den sprachlichen Bedürfnissen eines Kindes, das einer Minderheit ange-

hört oder Ureinwohner ist, besonders Rechnung zu tragen; 

e) die Erarbeitung geeigneter Richtlinien zum Schutz des Kindes vor Informationen und Material, die sein 

Wohlergehen beeinträchtigen, fördern, wobei die Artikel 13 und 18 zu berücksichtigen sind. 

Artikel 18 

1. Die Vertragsstaaten bemühen sich nach besten Kräften, die Anerkennung des Grundsatzes sicherzustellen, 

daß beide Elternteile gemeinsam für die Erziehung und Entwicklung des Kindes verantwortlich sind. Für die 

Erziehung und Entwicklung des Kindes sind in erster Linie die Eltern oder gegebenenfalls der Vormund 

verantwortlich. Dabei ist das Wohl des Kindes ihr Grundanliegen. 
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2. Zur Gewährleistung und Förderung der in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte unterstützen die 

Vertragsstaaten die Eltern und den Vormund in angemessener Weise bei der Erfüllung ihrer Aufgabe, das 

Kind zu erziehen, und sorgen für den Ausbau von Institutionen, Einrichtungen und Diensten für die Betreu-

ung von Kindern. 

3. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, daß Kinder berufstätiger Eltern 

das Recht haben, die für sie in Betracht kommenden Kinderbetreuungsdienste und -einrichtungen zu nutzen. 

Artikel 19 

1. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnah-

men, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geistiger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder 

Mißhandlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung ein-

schließlich des sexuellen Mißbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut der Eltern oder eines Eltern-

teils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das Kind 

betreut. 

2. Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame Verfahren zur Aufstellung von Sozi-

alprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewäh-

ren und andere Formen der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiter-

verweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in Absatz 1 beschriebenen Fällen 

schlechter Behandlung von Kindern und gegebenenfalls für das Einschreiten der Gerichte. 

Artikel 20 

1. Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umgebung herausgelöst wird 

oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse nicht gestattet werden kann, hat 

Anspruch auf den besonderen Schutz und Beistand des Staates. 

2. Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts andere Formen der Be-

treuung eines solchen Kindes sicher. 

3. Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in eine Pflegefamilie, die 

Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforderlich, die Unterbringung in einer 

geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in Betracht. Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen 

sind die erwünschte Kontinuität in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kultu-

relle und sprachliche Herkunft des Kindes gebühr end zu berücksichtigen. 

Artikel 21 

Die Vertragsstaaten, die das System der Adoption anerkennen oder zulassen, gewährleisten, daß dem Wohl des 

Kindes bei der Adoption die höchste Bedeutung zugemessen wird; die Vertragsstaaten 

a) stellen sicher, daß die Adoption eines Kindes nur durch die zuständigen Behörden bewilligt wird, die 

nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren und auf der Grundlage aller verläßlichen 

einschlägigen Informationen entscheiden, daß die Adoption angesichts des Status des Kindes in bezug 

auf Eltern, Verwandte und einen Vormund zulässig ist und daß, soweit dies erforderlich ist, die betrof-

fenen Personen in Kenntnis der Sachlage und auf der Grundlage einer gegebenenfalls erforderlichen 

Beratung der Adoption zugestimmt haben; 

b) erkennen an, daß die internationale Adoption als andere Form der Betreuung angesehen werden kann, 

wenn das Kind nicht in seinem Heimatland in einer Pflege- oder Adoptionsfamilie untergebracht oder 

wenn es dort nicht in geeigneter Weise betreut werden kann; 

c) stellen sicher, daß das Kind im Fall einer internationalen Adoption in den Genuß der für nationale 

Adoption geltenden Schutzvorschriften und Normen kommt; 

d) treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, daß bei internationaler Adoption für die Betei-
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ligten keine unstatthaften Vermögensvorteile entstehen; 

e) fördern die Ziele dieses Artikels gegebenenfalls durch den Abschluß zwei- oder mehrseitiger Überein-

künfte und bemühen sich in diesem Rahmen sicherzustellen, daß die Unterbringung des Kindes in ei-

nem anderen Land durch die zuständigen Behörden oder Stellen durchgeführt wird. 

Artikel 22 

1. Die Vertragsstaaten treffen geeignete Maßnahmen, um sicherzustellen, daß ein Kind, das die Rechtsstellung 

eines Flüchtlings begehrt oder nach Maßgabe der anzuwendenden Regeln und Verfahren des Völkerrechts 

oder des innerstaatlichen Rechts als Flüchtling angesehen wird, angemessenen Schutz und humanitäre Hilfe 

bei der Wahrnehmung der Rechte erhält, die in diesem Übereinkommen oder in anderen internationalen 

Übereinkünften über Menschenrechte oder über humanitäre Fragen, denen die genannten Staaten als Ver-

tragspartner angehören, festgelegt sind, und zwar unabhängig davon, ob es sich in Begleitung seiner Eltern 

oder einer anderen Person befindet oder nicht. 

2. Zu diesem Zweck wirken die Vertragsstaaten in der ihnen angemessen erscheinenden Weise bei allen Be-

mühungen mit, welche die Vereinten Nationen und andere zuständige zwischenstaatliche oder nichtstaatli-

che Organisationen, die mit den Vereinten Nationen zusammenarbeiten, unternehmen, um ein solches Kind 

zu schützen, um ihm zu helfen und um die Eltern oder andere Familienangehörige ausfindig zu machen mit 

dem Ziel, die für eine Familienzusammenführung notwendigen Informationen zu erlangen. Können die El-

tern oder andere Familienangehörige nicht ausfindig gemacht werden, so ist dem Kind im Einklang mit den 

in diesem Übereinkommen enthaltenen Grundsätzen derselbe Schutz zu gewähren wie jedem anderen Kind, 

das aus irgendeinem Grund dauernd oder vorübergehend aus seiner familiären Umgebung herausgelöst ist. 

Artikel 23 

1. Die Vertragsstaaten erkennen an, daß ein geistig oder körperlich behindertes Kind ein erfülltes und men-

schenwürdiges Leben unter Bedingungen führen soll, welche die Würde des Kindes wahren, seine Selbstän-

digkeit fördern und seine aktive Teilnahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern. 

2. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des behinderten Kindes auf besondere Betreuung an und treten 

dafür ein und stellen sicher, daß dem behinderten Kind und den für seine Betreuung Verantwortlichen im 

Rahmen der verfügbaren Mittel auf Antrag die Unterstützung zuteil wird, die dem Zustand des Kindes sowie 

den Lebensumständen der Eltern oder anderer Personen, die das Kind betreuen, angemessen ist. 

3. In Anerkennung der besonderen Bedürfnisse eines behinderten Kindes ist die nach Absatz 2 gewährte Un-

terstützung soweit irgend möglich und unter Berücksichtigung der finanziellen Mittel der Eltern oder ande-

rer Personen, die das Kind betreuen, unentgeltlich zu leisten und so zu gestalten, daß sichergestellt ist, daß 

Erziehung, Ausbildung, Gesundheitsdienste, Rehabilitationsdienste, Vorbereitung auf das Berufsleben und 

Erholungsmöglichkeiten dem behinderten Kind tatsächlich in einer Weise zugänglich sind, die der mög-

lichst vollständigen sozialen Integration und individuellen Entfaltung des Kindes einschließlich seiner kultu-

rellen und geistigen Entwicklung förderlich ist. 

4. Die Vertragsstaaten fördern im Geist der internationalen Zusammenarbeit den Austausch sachdienlicher 

Informationen im Bereich der Gesundheitsvorsorge und der medizinischen, psychologischen und funktionel-

len Behandlung behinderter Kinder einschließlich der Verbreitung von Informationen über Methoden der 

Rehabilitation, der Erziehung und der Berufsausbildung und des Zugangs zu solchen Informationen, um es 

den Vertragsstaaten zu ermöglichen, in diesen Bereichen ihre Fähigkeiten und ihr Fachwissen zu verbessern 

und weitere Erfahrungen zu sammeln. Dabei sind die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu be-

rücksichtigen. 

Artikel 24 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an sowie 

auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behandlung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der 

Gesundheit. Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, daß keinem Kind das Recht auf Zugang zu 
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derartigen Gesundheitsdiensten vorenthalten wird. 

2. Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirklichung dieses Rechts sicherzustellen, und treffen ins-

besondere geeignete Maßnahmen, um 

a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern; 

b) sicherzustellen, daß alle Kinder die notwendige ärztliche Hilfe und Gesundheitsfürsorge erhalten, wobei 

besonderer Nachdruck auf den Ausbau der gesundheitlichen Grundversorgung gelegt wird; 

c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rahmen der gesundheitlichen Grundversorgung 

zu bekämpfen, unter anderem durch den Einsatz leicht zugänglicher Technik und durch die Bereitstel-

lung ausreichender vollwertiger Nahrungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die Gefahren und 

Risiken der Umweltverschmutzung zu berücksichtigen sind; 

d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter vor und nach der Entbindung sicherzustellen; 

e) sicherzustellen, daß allen Teilen der Gesellschaft, insbesondere Eltern und Kindern, Grundkenntnisse 

über die Gesundheit und Ernährung des Kindes, die Vorteile des Stillens, die Hygiene und die Sauber-

haltung der Umwelt sowie die Unfallverhütung vermittelt werden, daß sie Zugang zu der entsprechen-

den Schulung haben und daß sie bei der Anwendung dieser Grundkenntnisse Unterstützung erhalten; 

f) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Aufklärung und die Dienste auf dem Gebiet der 

Familienplanung auszubauen. 

3. Die Vertragsstaaten treffen alle wirksamen und geeigneten Maßnahmen um überlieferte Bräuche, die für die 

Gesundheit der Kinder schädlich sind, abzuschaffen. 

4. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die internationale Zusammenarbeit zu unterstützen und zu fördern, um 

fortschreitend die volle Verwirklichung des in diesem Artikel anerkannten Rechts zu erreichen. Dabei sind 

die Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen. 

Artikel 25 

Die Vertragsstaaten erkennen an, daß ein Kind, das von den zuständigen Behörden wegen einer körperlichen 

oder geistigen Erkrankung zur Betreuung, zum Schutz der Gesundheit oder zur Behandlung untergebracht wor-

den ist, das Recht hat auf eine regelmäßige Überprüfung der dem Kind gewährten Behandlung sowie aller ande-

ren Umstände, die für seine Unterbringung von Belang sind. 

Artikel 26 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf Leistungen der sozialen Sicherheit einschließlich 

der Sozialversicherung an und treffen die erforderlichen Maßnahmen, um die volle Verwirklichung dieses 

Rechts in Übereinstimmung mit dem innerstaatlichen Recht sicherzustellen. 

2. Die Leistungen sollen gegebenenfalls unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse und der 

sonstigen Umstände des Kindes und der Unterhaltspflichtigen sowie anderer für die Beantragung von Leis-

tungen durch das Kind oder im Namen des Kindes maßgeblicher Gesichtspunkte gewährt werden. 

Artikel 27 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner körperlichen, geistigen, seelischen, 

sittlichen und sozialen Entwicklung angemessenen Lebensstandard an. 

2. Es ist in erster Linie Aufgabe der Eltern oder anderer für das Kind verantwortlicher Personen, im Rahmen 

ihrer Fähigkeiten und finanziellen Möglichkeiten die für die Entwicklung des Kindes notwendigen Lebens-

bedingungen sicherzustellen. 
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3. Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnissen und im Rahmen ihrer Mittel geeigne-

te Maßnahmen, um den Eltern und anderen für das Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung 

dieses Rechts zu helfen, und sehen bei Bedürftigkeit materielle Hilfs- und Unterstützungsprogramme insbe-

sondere im Hinblick auf Ernährung, Bekleidung und Wohnung vor. 

4. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 

des Kindes gegenüber den Eltern oder anderen finanziell für das Kind verantwortlichen Personen sowohl in-

nerhalb des Vertragsstaates als auch im Ausland sicherzustellen. Insbesondere fördern die Vertragsstaaten, 

wenn die für das Kind finanziell verantwortliche Person in einem anderen Staat lebt als das Kind, den Bei-

tritt zu internationalen Übereinkünften oder den Abschluß solcher Übereinkünfte sowie andere geeignete 

Regelungen. 

Artikel 28 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts 

auf der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu erreichen, werden sie insbesondere 

a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht und unentgeltlich machen; 

b) die Entwicklung verschiedener Formen der weiterführenden Schulen allgemeinbildender und berufsbil-

dender Art fördern, sie allen Kindern verfügbar und zugänglich machen und geeignete Maßnahmen wie 

die Einführung der Unentgeltlichkeit und die Bereitstellung finanzieller Unterstützung bei Bedürftigkeit 

treffen; 

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang zu den Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln er-

möglichen; 

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern verfügbar und zugänglich machen; 

e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schulbesuch fördern und den Anteil derjenigen, welche die 

Schule vorzeitig verlassen, verringern. 

2. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Disziplin in der Schule 

in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde des Kindes entspricht und im Einklang mit diesem 

Übereinkommen steht. 

3. Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zusammenarbeit im Bildungswesen, insbesondere um zur 

Beseitigung von Unwissenheit und Analphabetentum in der Welt beizutragen und den Zugang zu wissen-

schaftlichen und technischen Kenntnissen und modernen Unterrichtsmethoden zu erleichtern. Dabei sind die 

Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu berücksichtigen. 

Artikel 29 

1. Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, daß die Bildung des Kindes darauf gerichtet sein muß, 

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur 

Entfaltung zu bringen; 

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten und den in der Charta der Vereinten 

Nationen verankerten Grundsätzen zu vermitteln; 

c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner Sprache und seinen kulturellen 

Werten, den nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, und gegebenenfalls des Landes, aus dem es 

stammt, sowie vor anderen Kulturen als der eigenen zu vermitteln; 

d) das Kind auf ein verantwortungsbewußtes Leben in einer freien Gesellschaft im Geist der Verständi-

gung, des Friedens, der Toleranz, der Gleichberechtigung der Geschlechter und der Freundschaft zwi-
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schen allen Völkern und ethnischen, nationalen und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwohnern vorzu-

bereiten; 

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu vermitteln. 

2. Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausgelegt werden, daß sie die Freiheit natürlicher oder juristi-

scher Personen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen zu gründen und zu führen, sofern die in Absatz 1 

festgelegten Grundsätze beachtet werden und die in solchen Einrichtungen vermittelte Bildung den von dem 

Staat gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen entspricht. 

Artikel 30 

In Staaten, in denen es ethnische, religiöse oder sprachliche Minderheiten oder Ureinwohner gibt, darf einem 

Kind, das einer solchen Minderheit angehört oder Ureinwohner ist, nicht das Recht vorenthalten werden, in Ge-

meinschaft mit anderen Angehörigen seiner Gruppe seine eigene Kultur zu pflegen, sich zu seiner eigenen Reli-

gion zu bekennen und sie auszuüben oder seine eigene Sprache zu verwenden. 

Artikel 31 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf Ruhe und Freizeit an, auf Spiel und altersgemäße 

aktive Erholung sowie auf freie Teilnahme am kulturellen und künstlerischen Leben. 

2. Die Vertragsstaaten achten und fördern das Recht des Kindes auf volle Beteiligung am kulturellen und 

künstlerischen Leben und fördern die Bereitstellung geeigneter und gleicher Möglichkeiten für die kulturelle 

und künstlerische Betätigung sowie für aktive Erholung und Freizeitbeschäftigung. 

Artikel 32 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes an, vor wirtschaftlicher Ausbeutung geschützt und nicht 

zu einer Arbeit herangezogen zu werden, die Gefahren mit sich bringen, die Erziehung des Kindes behin-

dern oder die Gesundheit des Kindes oder seine körperliche, geistige, seelische, sittliche oder soziale Ent-

wicklung schädigen könnte. 

2. Die Vertragsstaaten treffen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um die 

Durchführung dieses Artikels sicherzustellen. Zu diesem Zweck und unter Berücksichtigung der einschlägi-

gen Bestimmungen anderer internationaler Übereinkünfte werden die Vertragsstaaten insbesondere 

a) ein oder mehrere Mindestalter für die Zulassung zur Arbeit festlegen; 

b) eine angemessene Regelung der Arbeitszeit und der Arbeitsbedingungen vorsehen; 

c) angemessene Strafen oder andere Sanktionen zur wirksamen Durchsetzung dieses Artikels vorsehen. 

Artikel 33 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen einschließlich Gesetzgebungs -, Verwaltungs- , Sozial- 

und Bildungsmaßnahmen, um Kinder vor dem unerlaubten Gebrauch von Suchtstoffen und psychotropen Stoffen 

im Sinne der diesbezüglichen internationalen Übereinkünfte zu schützen und den Einsatz von Kindern bei der 

unerlaubten Herstellung dieser Stoffe und beim unerlaubten Verkehr mit diesen Stoffen zu verhindern. 

Artikel 34 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen sexueller Ausbeutung und sexuellen Miß-

brauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen die Vertragsstaaten insbesondere alle geeigneten innerstaatlichen, 

zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, daß Kinder 

a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder gezwungen werden; 
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b) für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle Praktiken ausgebeutet werden; 

c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen ausgebeutet werden. 

Artikel 35 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen und mehrseitigen Maßnahmen, um die 

Entführung und den Verkauf von Kindern sowie den Handel mit Kindern zu irgendeinem Zweck und in irgend-

einer Form zu verhindern. 

Artikel 36 

Die Vertragsstaaten schützen das Kind vor allen sonstigen Formen der Ausbeutung, die das Wohl des Kindes in 

irgendeiner Weise beeinträchtigen. 

Artikel 37 

Die Vertragsstaaten stellen sicher, 

a) daß kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, unmenschlichen oder erniedrigenden Behand-

lung oder Strafe unterworfen wird. Für Straftaten, die von Personen vor Vollendung des achtzehnten 

Lebensjahres begangen worden sind, darf weder die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne 

die Möglichkeit vorzeitiger Entlassung verhängt werden; 

b) daß keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird. Festnahme, Freiheitsentzie-

hung oder Freiheitsstrafe darf bei einem Kind im Einklang mit dem Gesetz nur als letztes Mittel und für 

die kürzeste angemessene Zeit angewendet werden; 

c) daß jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen in-

newohnenden Würde und unter Berücksichtigung der Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt 

wird. Insbesondere ist jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern 

nicht ein anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes dienlich erachtet wird; jedes Kind hat das Recht, 

mit seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche in Verbindung zu bleiben, sofern nicht außerge-

wöhnliche Umstände vorliegen; 

d) daß jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht auf umgehenden Zugang zu einem rechtskun-

digen oder anderen geeigneten Beistand und das Recht hat, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung 

bei einem Gericht oder einer anderen zuständigen, unabhängigen und unparteiischen Behörde anzufech-

ten, sowie das Recht auf alsbaldige Entscheidung in einem solchen Verfahren. 

Artikel 38 

1. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die für sie verbindlichen Regeln des in bewaffneten Konflikten an-

wendbaren humanitären Völkerrechts, die für das Kind Bedeutung haben, zu beachten und für deren Beach-

tung zu sorgen. 

2. Die Vertragsstaaten treffen alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustellen, daß Personen, die das 

fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht unmittelbar an Feindseligkeiten teilnehmen. 

3. Die Vertragsstaaten nehmen davon Abstand, Personen, die das fünfzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, zu ihren Streitkräften einzuziehen. Werden Personen zu den Streitkräften eingezogen, die zwar das 

fünfzehnte, nicht aber das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, so bemühen sich die Vertragsstaaten, vor-

rangig die jeweils ältesten einzuziehen. 

4. Im Einklang mit ihren Verpflichtungen nach dem humanitären Völkerrecht, die Zivilbevölkerung in bewaff-

neten Konflikten zu schützen, treffen die Vertragsstaaten alle durchführbaren Maßnahmen, um sicherzustel-

len, daß von einem bewaffneten Konflikt betroffene Kinder geschützt und betreut werden. 
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Artikel 39 

Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um die physische und psychische Genesung und die 

soziale Wiedereingliederung eines Kindes zu fördern, das Opfer irgendeiner Form von Vernachlässigung, Aus-

beutung oder Mißhandlung, der Folter oder einer anderen Form grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung oder Strafe oder aber bewaffneter Konflikte geworden ist. Die Genesung und Wiedereingliederung 

müssen in einer Umgebung stattfinden, die der Gesundheit, der Selbstachtung und der Würde des Kindes förder-

lich ist. 

Artikel 40 

1. Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes an, das der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, 

beschuldigt oder überführt wird, in einer Weise behandelt zu werden, die das Gefühl des Kindes für die ei-

gene Würde und den eigenen Wert fördert, seine Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten 

anderer stärkt und das Alter des Kindes sowie die Notwendigkeit berücksichtigt, seine soziale Wiederein-

gliederung sowie die Übernahme einer konstruktiven Rolle in der Gesellschaft durch das Kind zu fördern. 

2. Zu diesem Zweck stellen die Vertragsstaaten unter Berücksichtigung der einschlägigen Bestimmungen in-

ternationaler Übereinkünfte sicher, 

a) daß kein Kind wegen Handlungen oder Unterlassungen, die zur Zeit ihrer Begehung nach innerstaatli-

chem Recht oder Völkerrecht nicht verboten waren, der Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, be-

schuldigt oder überführt wird; 

b) daß jedes Kind, das einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt oder beschuldigt wird, Anspruch auf 

folgende Mindestgarantien hat: 

i) bis zum gesetzlichen Nachweis der Schuld als unschuldig zu gelten, 

ii) unverzüglich und unmittelbar über die gegen das Kind erhobenen Beschuldigungen unterrichtet zu 

werden, gegebenenfalls durch seine Eltern oder seinen Vormund, und einen rechtskundigen oder an-

deren geeigneten Beistand zur Vorbereitung und Wahrnehmung seiner Verteidigung zu erhalten; 

iii) seine Sache unverzüglich durch eine zuständige Behörde oder ein zuständiges Gericht, die unabhän-

gig und unparteiisch sind, in einem fairen Verfahren entsprechend dem Gesetz entscheiden zu las-

sen, und zwar in Anwesenheit eines rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistands sowie - so-

fern dies nicht insbesondere in Anbetracht des Alters oder der Lage des Kindes als seinem Wohl wi-

dersprechend angesehen wird - in Anwesenheit seiner Eltern oder seines Vormunds; 

iv) nicht gezwungen zu werden, als Zeuge auszusagen oder sich schuldig zu bekennen, sowie die Belas-

tungszeugen zu befragen oder befragen zu lassen und das Erscheinen und die Vernehmung der Ent-

lastungszeugen unter gleichen Bedingungen zu erwirken, 

v) wenn es einer Verletzung der Strafgesetze überführt ist, diese Entscheidung und alle als Folge davon 

verhängten Maßnahmen durch eine zuständige übergeordnete Behörde oder ein zuständiges höheres 

Gericht, die unabhängig und unparteiisch sind, entsprechend dem Gesetz nachprüfen zu lassen, 

vi) die unentgeltliche Hinzuziehung eines Dolmetschers zu verlangen, wenn das Kind die Verhand-

lungssprache nicht versteht oder spricht, 

vii) sein Privatleben in allen Verfahrensabschnitten voll geachtet zu sehen. 

3. Die Vertragsstaaten bemühen sich, den Erlaß von Gesetzen sowie die Schaffung von Verfahren, Behörden 

und Einrichtungen zu fördern, die besonders für Kinder, die einer Verletzung der Strafgesetze verdächtigt, 

beschuldigt oder überführt werden, gelten oder zuständig sind; insbesondere 

a) legen sie ein Mindestalter fest, das ein Kind erreicht haben muß, um als strafmündig angesehen zu wer-
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den, 

b) treffen sie, soweit dies angemessen und wünschenswert ist, Maßnahmen, um den Fall ohne ein gericht-

liches Verfahren zu regeln, wobei jedoch die Menschenrechte und die Rechtsgarantien uneingeschränkt 

beachtet werden müssen. 

4. Um sicherzustellen, daß Kinder in einer Weise behandelt werden, die ihrem Wohl dienlich ist und ihren 

Umständen sowie der Straftat entspricht, muß eine Vielzahl von Vorkehrungen zur Verfügung stehen, wie 

Anordnungen über Betreuung, Anleitung und Aufsicht, wie Beratung, Entlassung auf Bewährung, Aufnah-

me in eine Pflegefamilie, Bildungs- und Berufsbildungsprogramme und andere Alternativen zur Heimerzie-

hung. 

Artikel 41 

Dieses Übereinkommen läßt zur Verwirklichung der Rechte des Kindes besser geeignete Bestimmungen unbe-

rührt, die enthalten sind 

a) im Recht eines Vertragsstaates oder 

b) in dem für diesen Staat geltenden Völkerrecht. 

 

 

Teil II 

 

Artikel 42 

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die Grundsätze und Bestimmungen dieses Übereinkommens durch geeig-

nete und wirksame Maßnahmen bei Erwachsenen und auch bei Kindern allgemein bekannt zu machen. 

Artikel 43 

1. Zur Prüfung der Fortschritte, welche die Vertragsstaaten bei der Erfüllung der in diesem Übereinkommen 

eingegangenen Verpflichtungen gemacht haben, wird ein Ausschuß für die Rechte des Kindes eingesetzt, 

der die nachstehend festgelegten Aufgaben wahrnimmt. 

2. Der Ausschuß besteht aus zehn Sachverständigen von hohem sittlichen Ansehen und anerkannter Sach-

kenntnis auf dem von diesem Übereinkommen erfaßten Gebiet. Die Mitglieder des Ausschusses werden von 

den Vertragsstaaten unter ihren Staatsangehörigen ausgewählt und sind in persönlicher Eigenschaft tätig, 

wobei auf eine gerechte geographische Verteilung zu achten ist sowie die hauptsächlichen Rechtssysteme zu 

berücksichtigen sind. 

3. Die Mitglieder des Ausschusses werden in geheimer Wahl aus einer Liste von Personen gewählt, die von 

den Vertragsstaaten vorgeschlagen worden sind. Jeder Vertragsstaat kann einen seiner eigenen Staatsange-

hörigen vorschlagen. 

4. Die Wahl des Ausschusses findet zum erstenmal spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten dieses Überein-

kommens und danach alle zwei Jahre statt. Spätestens vier Monate vor jeder Wahl fordert der Generalsekre-

tär der Vereinten Nationen die Vertragsstaaten schriftlich auf, ihre Vorschläge innerhalb von zwei Monaten 

einzureichen. Der Generalsekretär fertigt sodann eine alphabetische Liste aller auf diese Weise vorgeschla-

genen Personen an unter Angabe der Vertragsstaaten, die sie vorgeschlagen haben, und übermittelt sie den 

Vertragsstaaten. 
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5. Die Wahlen finden auf vom Generalsekretär am Sitz der Vereinten Nationen einberufenen Tagungen der 

Vertragsstaaten statt. Auf diesen Tagungen, die beschlußfähig sind, wenn zwei Drittel der Vertragsstaaten 

vertreten sind, gelten die Kandidaten als in den Ausschuß gewählt, welche die höchste Stimmenzahl und die 

absolute Stimmenmehrheit der anwesenden und abstimmenden Vertreter der Vertragsstaaten auf sich verei-

nen. 

6. Die Ausschußmitglieder werden für vier Jahre gewählt. Auf erneuten Vorschlag können sie wiedergewählt 

werden. Die Amtszeit von fünf der bei der ersten Wahl gewählten Mitglieder läuft nach zwei Jahren ab; un-

mittelbar nach der ersten Wahl werden die Namen dieser fünf Mitglieder vom Vorsitzenden der Tagung 

durch das Los bestimmt. 

7. Wenn ein Ausschußmitglied stirbt oder zurücktritt oder erklärt, daß es aus anderen Gründen die Aufgaben 

des Ausschusses nicht mehr wahrnehmen kann, ernennt der Vertragsstaat, der das Mitglied vorgeschlagen 

hat, für die verbleibende Amtszeit mit Zustimmung des Ausschusses einen anderen unter seinen Staatsange-

hörigen ausgewählten Sachverständigen. 

8. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 

9. Der Ausschuß wählt seinen Vorstand für zwei Jahre. 

10. Die Tagungen des Ausschusses finden in der Regel am Sitz der Vereinten Nationen oder an einem andern 

vom Ausschuß bestimmten geeigneten Ort statt. Der Ausschuß tritt in der Regel einmal jährlich zusammen. 

Die Dauer der Ausschußtagungen wird auf einer Tagung der Vertragsstaaten mit Zustimmung der General-

versammlung festgelegt und wenn nötig geändert. 

11. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen stellt dem Ausschuß das Personal und die Einrichtungen zur 

Verfügung, die dieser zur wirksamen Wahrnehmung seiner Aufgaben nach diesem Übereinkommen benö-

tigt. 

12. Die Mitglieder des nach diesem Übereinkommen eingesetzten Ausschusses erhalten mit Zustimmung der 

Generalversammlung Bezüge aus Mitteln der Vereinten Nationen zu den von der Generalversammlung zu 

beschließenden Bestimmungen. 

Artikel 44 

1. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Ausschuß über den Generalsekretär der Vereinten Nationen 

Berichte über die Maßnahmen, die sie zur Verwirklichung der in diesem Übereinkommen anerkannten 

Rechte getroffen haben, und über die dabei erzielten Fortschritte vorzulegen, und zwar 

a) innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Übereinkommens für den betreffenden Vertragsstaat, 

b) danach alle fünf Jahre. 

2. In den nach diesem Artikel erstatteten Berichten ist auf etwa bestehende Umstände und Schwierigkeiten 

hinzuweisen, welche die Vertragsstaaten daran hindern, die in diesem Übereinkommen vorgesehenen Ver-

pflichtungen voll zu erfüllen. Die Berichte müssen auch ausreichende Angaben enthalten, die dem Ausschuß 

ein umfassendes Bild von der Durchführung des Übereinkommens in dem betreffenden Land vermitteln. 

3. Ein Vertragsstaat, der dem Ausschuß einen ersten umfassenden Bericht vorgelegt hat, braucht in seinen nach 

Absatz 1 Buchstabe b vorgelegten späteren Berichten die früher mitgeteilten grundlegenden Angaben nicht 

zu wiederholen. 

4. Der Ausschuß kann die Vertragsstaaten um weitere Angaben über die Durchführung des Übereinkommens 

ersuchen. 

5. Der Ausschuß legt der Generalversammlung der Vereinten Nationen über den Wirtschafts- und Sozialrat 

alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht vor. 



Anhang 

 

Se i t e  | 277 

6. Die Vertragsstaaten sorgen für eine weite Verbreitung ihrer Berichte im eigenen Land. 

Artikel 45 

Um die wirksame Durchführung dieses Übereinkommens und die internationale Zusammenarbeit auf dem von 

dem Übereinkommen erfaßten Gebiet zu fördern, 

a) haben die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere Organe der 

Vereinten Nationen das Recht, bei der Erörterung der Durchführung derjenigen Bestimmungen des 

Übereinkommens vertreten zu sein, die in ihren Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuß kann, wenn er 

dies für angebracht hält, die Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und 

andere zuständige Stellen einladen, sachkundige Stellungnahmen zur Durchführung des Übereinkom-

mens auf Gebieten abzugeben, die in ihren jeweiligen Aufgabenbereich fallen. Der Ausschuß kann die 

Sonderorganisationen, das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen und andere Organe der Vereinten 

Nationen einladen, ihm Berichte über die Durchführung des Übereinkommens auf Gebieten vorzulegen, 

die in ihren Tätigkeitsbereich fallen; 

b) übermittelt der Ausschuß, wenn er dies für angebracht hält, den Sonderorganisationen, das Kinderhilfs-

werk der Vereinten Nationen und anderen zuständigen Stellen Berichte der Vertragsstaaten, die ein Er-

suchen um fachliche Beratung oder Unterstützung oder einen Hinweis enthalten, daß ein diesbezügli-

ches Bedürfnis besteht; etwaige Bemerkungen und Vorschläge des Ausschusses zu diesen Ersuchen 

oder Hinweisen werden beigefügt; 

c) kann der Ausschuß der Generalversammlung empfehlen, den Generalsekretär zu ersuchen, für den Aus-

schuß Untersuchungen über Fragen im Zusammenhang mit den Rechten des Kindes durchzuführen; 

d) kann der Ausschuß aufgrund der Angaben, die er nach den Artikel 44 und 45 erhalten hat, Vorschläge 

und allgemeine Empfehlungen unterbreiten. Diese Vorschläge und allgemeinen Empfehlungen werden 

den betroffenen Vertragsstaaten übermittelt und der Generalversammlung zusammen mit etwaigen Be-

merkungen der Vertragsstaaten vorgelegt. 

 

 

Teil III 

 

Artikel 46 

Dieses Übereinkommen liegt für alle Staaten zur Unterzeichnung auf. 

Artikel 47 

Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden beim Generalsekretär der 

Vereinten Nationen hinterlegt. 

Artikel 48 

Dieses Übereinkommen steht allen Staaten zum Beitritt offen. Die Beitrittsurkunden werden beim Generalsekre-

tär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
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Artikel 49 

1. Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder 

Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der Vereinten Nationen in Kraft. 

2. Für jeden Staat, der nach Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations- oder Beitrittsurkunde dieses Überein-

kommen ratifiziert oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hinterlegung seiner eigenen Ratifikati-

ons- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

Artikel 50 

1. Jeder Vertragsstaat kann eine Änderung vorschlagen und sie beim Generalsekretär der Vereinten Nationen 

einreichen. Der Generalsekretär übermittelt sodann den Änderungsvorschlag den Vertragsstaaten mit der 

Aufforderung, ihm mitzuteilen, ob sie eine Konferenz der Vertragsstaaten zur Beratung und Abstimmung 

über den Vorschlag befürworten. Befürwortet innerhalb von vier Monaten nach dem Datum der Übermitt-

lung wenigstens ein Drittel der Vertragsstaaten eine solche Konferenz, so beruft der Generalsekretär die 

Konferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen ein. Jede Änderung, die von der Mehrheit der 

auf der Konferenz anwesenden und abstimmenden Vertragsstaaten angenommen wird, wird der Generalver-

sammlung der Vereinten Nationen zur Billigung vorgelegt. 

2. Eine nach Absatz 1 angenommene Änderung tritt in Kraft, wenn sie von der Generalversammlung der Ver-

einten Nationen gebilligt und von einer Zweidrittelmehrheit der Vertragsstaaten angenommen worden ist. 

3. Tritt eine Änderung in Kraft, so ist sie für die Vertragsstaaten, die sie angenommen haben, verbindlich, 

während für die anderen Vertragsstaaten weiterhin die Bestimmungen dieses Übereinkommens und alle frü-

her von ihnen angenommenen Änderungen gelten. 

Artikel 51 

1. Der Generalsekretär der Vereinten Nationen nimmt den Wortlaut von Vorbehalten, die ein Staat bei der 

Ratifikation oder beim Beitritt anbringt, entgegen und leitet ihn allen Staaten zu. 

2. Vorbehalte, die mit Ziel und Zweck dieses Übereinkommens unvereinbar sind, sind nicht zulässig. 

3. Vorbehalte können jederzeit durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete diesbe-

zügliche Notifikation zurückgenommen werden; dieser setzt alle Staaten davon in Kenntnis. Die Notifikati-

on wird mit dem Tag ihres Eingangs beim Generalsekretär wirksam. 

Artikel 52 

Ein Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine an den Generalsekretär der Vereinten Nationen ge-

richtete schriftliche Notifikation kündigen. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation beim 

Generalsekretär wirksam. 

Artikel 53 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen wird zum Verwahrer dieses Übereinkommens bestimmt. 

Artikel 54 

Die Urschrift dieses Übereinkommens, dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und 

spanischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt. 
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Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten, von ihren Regierungen hierzu gehörig befugten Bevollmächtigten 

dieses Übereinkommen unterschrieben. 

 

Geschehen zu New York, am 26. Jänner 1990. 

 

UNICEF-Österreich, Info-Center, Hietzinger Hauptstraße 55, 1130 Wien, 

Tel: 01/879 21 91; Fax: 01/879 21 919; e-mail: info@unicef.or.at; Internet: http://www.unicef.or.at 

 

http://www.unicef.or.at/
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15.5 Eidesstattliche Erklärung 

 

 

Ich versichere, dass ich die Masterarbeit selbständig verfasst, keine anderen als die ange-

gebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt, mich auch sonst keiner unerlaubten Hilfen bedient 

habe und diese Masterarbeit weder im In- noch Ausland in irgendeiner Form als Prüfungsar-

beit vorgelegt habe. 

 

 

Salzburg, August 2010 

 

 

 

Johanna Reschreiter 
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